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URBANE MIXTUREN – EDITORIAL

Christian Peer & Angelika Psenner

Gegen Ende des 19. Jahrhunderts beginnt im Städtebau das Nach-
denken über die isolierte Behandlung verschiedener urbaner Funk-
tionen als mögliche Antwort auf eine zunehmende Gesundheits- 
und Hygieneproblematik und hohe Mortalität in den allzu dicht 
und zu schnell wachsenden Großstädten. Diese frühe funktionale 
Trennung lässt sich u. a. gut in der städtebaulichen Disposition 
Roms erkennen, einer Stadt, welche aufgrund der besonderen 
politischen Situation ein relativ spätes Wachstum erfuhr1 und die 
bereits vor Beginn der ersten nennenswerten Wachstumssprünge 
mit ihrem Piano Regolatore (1873 bzw. 1883) und besonders dem 
Regolamento Edilizio von 18622 auf eine quartiersbezogene rei-
ne Gewerbe- bzw. Wohnwidmung mit spezifischen Wohnhäusern 
setzte (z. B. das Industrie- und Arbeiterviertel Testaccio).

Im Gegensatz dazu finden wir in anderen gründerzeitlichen Städ-
ten (Wien, Berlin, Paris, Prag, Budapest, Basel3) vor allem das 
klassische Stadthaus, das, wie im Artikel von Angelika Psenner be-
schrieben, nutzungsoffen ist und grundsätzlich mit Wohnen, Ge-
werbe sowie produzierendem Gewerbe, Handel und Gastronomie 
verschiedenste Nutzungen aufnehmen kann – damals wie heute. 
So ist im Fall von Wien, das ebenfalls bereits Ende des 19. Jahrhun-
derts einen ersten Bauzonenplan erstellte, welcher das städtische 
Gebiet grob in dichte gemischte Stadt, reines Wohnen in offener 
Bauweise und Areale „vorzugsweise für Industriebauten“ einteilte, 
zu beobachten, dass diese Vorgaben letztendlich dennoch nicht zu 
einer realen Entmischung führten, sondern dass die gebaute Stadt 
trotz planerischer Trennungsvorgaben bis heute – zumindest was 
die gründerzeitlichen Areale betrifft – eine grundsätzlich gemischte 
geblieben ist.

1 Während die Haupt- und 
Großstädte Europas und jene 
der Neuen Welt durch rapides 
Stadtwachstum bereits erste 
Bevölkerungsexplosionen ab-
zufedern hatten, entwickelte 
sich Rom aufgrund seiner 
politischen Randlage – es war 
nach dem Zusammenbruch 
des Römischen Reichs zu einer 
Kleinstadt von 20.000 Ein-
wohner*innen geschrumpft – 
erst allmählich, wobei die späte 
Ernennung zur Hauptstadt des 
geeinten Italien (1871), die ver-
zögert einsetzende Industrialisie-
rung und der allgemeine Exodus 
des italienischen Volkes das 
Wachstum weiter verschleppten.

2 Das Regolamento Edilizio, 
also die Bauordnung, schrieb 
u. a. vor, dass jedes bewohn-
te Erdgeschoß mindestens 
einen Meter über dem um-
liegenden Gelände liegen sollte. 
Dies führte zur Installation 
der für Rom typischen reinen 
Wohngebäude, welche keine 
straßenzugewandte Erdgeschoß-
nutzung – d. h. Handel bzw. 
Gewerbe – zulassen und damit 
eine gebäudeinterne Nutzungs-
mischung unterbinden.

3 Die genannten Städte wurden 
im Rahmen des FWF-finanzier-
ten Forschungsprojekts „Street 
Level Environment, Vienna“ 
(2015–2019) am FoB Städtebau 
der TU Wien u. a. hinsichtlich 
dieser Fragestellung untersucht.
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In der Fachwelt hatte sich der Trennungs- und Ordnungsansatz als 
(vermeintliches) Versprechen zur Lösung der zunehmend gravie-
renden sich manifestierenden Probleme der Stadt des ausgehenden 
19. bzw. des frühen 20. Jahrhunderts konsolidiert und damit in 
den Planungsansätzen der nachfolgenden Jahrzehnte etabliert. Be-
sonders prominent wurde dieser Ansatz der „funktionalen Stadt“ 
bzw. der „autogerechten Stadt“ durch die CIAM-Kongress-Teil-
nehmer*innen über die Charta von Athen4 in Stein gemeißelt und 
fand zugleich Einzug in die bis heute gebräuchlichen Planungsins-
trumente (u. a. Bebauungsplan, Flächennutzungsplan).

4 1933, während des IV. CIAM 
Kongresses (Congrès Internatio-
naux d’Architecture Moderne) 
in Athen.

Abb. 1 Bauzonenplan, Vorlage zum Wettbewerb um den Generalregulierungsplan
Quelle: Wien Museum. Inv: 139672/2. https://sammlung.wienmuseum.at/objekt/800827-plan-der-
stadt-wien-bauzonenplan-vorlage-zum-wettbewerb-um-den-generalregulierungsplan/

Urbane Mixturen – Editorial

https://sammlung.wienmuseum.at/objekt/800827-plan-der-stadt-wien-bauzonenplan-vorlage-zum-wettbewerb-um-den-generalregulierungsplan/
https://sammlung.wienmuseum.at/objekt/800827-plan-der-stadt-wien-bauzonenplan-vorlage-zum-wettbewerb-um-den-generalregulierungsplan/
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Interessant ist, dass bezüglich Sinnhaftigkeit und Erfolg der Ent-
mischung von Stadträumen und -funktionen bereits früh, und 
zwar durchaus auch unter den ursprünglichen Vertreter*innen die-
ses Ansatzes, erste Zweifel aufkamen, die spätestens ab dem ersten 
Nachkriegs-Kongress in Bridgwater 1947 intensiv und breit disku-
tiert wurden. Nicht zuletzt diese Grundsatzdiskussion, welche auf 
Druck der jungen CIAM-Riege, allen voran Jaap Bakema, Georges 
Candilis, Aldo van Eyck sowie später auch Alison und Peter Smith-
son, stattfand, führte zu Zerwürfnissen innerhalb des CIAM und 

Abb. 2 Ein Plädoyer für Funktionstrennung: „So nicht!“
Quelle: Bezirksamt Kreuzberg (1956). Wir bauen die neue Stadt: Die städtebauliche Neu-
gestaltung der Luisenstadt im Bezirk Kreuzberg. Berlin. Zit. in Deutsches Institut für 
 Urbanistik gGmbH und Bergische Universität Wuppertal (2015). Nutzungsmischung und soziale 
Vielfalt im Stadtquartier – Bestandsaufnahme, Beispiele, Steuerungsbedarf Endbericht, 15. https://
difu.de/sites/difu.de/files/archiv/projekte/2015_09_endbericht-nutzungsmischung-und-soziale-viel-
falt.pdf (15.11.2023)

Christian Peer & Angelika Psenner

https://difu.de/sites/difu.de/files/archiv/projekte/2015_09_endbericht-nutzungsmischung-und-soziale-vielfalt.pdf
https://difu.de/sites/difu.de/files/archiv/projekte/2015_09_endbericht-nutzungsmischung-und-soziale-vielfalt.pdf
https://difu.de/sites/difu.de/files/archiv/projekte/2015_09_endbericht-nutzungsmischung-und-soziale-vielfalt.pdf
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letztendlich 1958 zu dessen Auflösung sowie zeitgleich zum losen 
Zusammenschluss einer neuen Architekt*innengruppe, die unter 
dem Namen „Team 10“ firmierte. Die oben Genannten sollten zu 
deren Gründungsmitgliedern gehören. Unter den Vordenker*in-
nen hielt der Glaube an das dogmatische Prinzip der funktionalen 
Trennung im Städtebau also nur wenige Jahre an, es wurde viel-
mehr bald nach Inkrafttreten wieder in Frage gestellt. Über die 
im Doorn-Manifest (Team 10 1954) mit „Habitat“ umschriebene 
ganzheitliche Sichtweise von Lebensraum wurde z. B. eine gewisse 
Interdependenz von Gebäude und Umfeld vorweggenommen und 
zugleich eine „Gruppierung zu zweckmäßigen Gemeinschaften“ 
(convenient communities) verlangt. Es versteht sich, dass hier be-
reits die Rede von alternativen Wegen zu Urbanen Mixturen ist.5

Im Zeichen einer zunehmenden weltweiten Vernetzung und räum-
lichen Mobilität werden Städte immer mehr zu Orten vielfältiger 
Zugehörigkeiten. Soziale Diversität und Gerechtigkeit zählen zu 
den zentralen Herausforderungen einer nachhaltigen Stadtent-
wicklung. Unter dem Druck der Komplexität städtischer und 
naturräumlicher Transformationen (z. B. Urbanisierung, Techno-
logisierung, Ressourcenverbrauch, Klimanotstand und Gesund-

5 Die Entwicklung des 
Team 10-Diskurses nach 1962 
konzentriert sich unter anderem 
auf die neuen Themen der 
Bürgerbeteiligung und der 
Stadterneuerung.

Abb. 3 Doorn Manifest, Team 10 – Typoskript von „Habitat“, 
auch bekannt als „Doorn Manifesto“, 1954 
Quelle: Heuvel, D. van der, & Risselada, M. eds. (2005). 
Team 10: In Search of a Utopia of the Present 1953–1981. 
Rotterdam: NAi Publishers, 42. Quelle: Collection Het Nieu-
we Instituut/ TTEN, 9–1 (Team Ten archive) oder https://
evolutionaryurbanism.com/2017/03/24/the-doorn-manifesto/ 
(15.11.2023)

https://evolutionaryurbanism.com/2017/03/24/the-doorn-manifesto/
https://evolutionaryurbanism.com/2017/03/24/the-doorn-manifesto/


10

heitskrise) und der damit einhergehenden Unsicherheiten werden 
eingeübte Routinen weiterentwickelt sowie neuartige Formen des 
experimentellen Urbanismus erdacht und in die Praxis übertragen.
Auf einer programmatischen Ebene ist in den letzten Jahrzehnten 
zwar scheinbar ein fachlicher Konsens zur kompakten, nutzungsge-
mischten Stadt etabliert worden – etwa im Ideal der „Europäischen 
Stadt“, in der alten und neuen „Charta von Leipzig“ oder in Kon-
zepten der nachhaltigen Entwicklung wie Urbane Agenda 2030. 
Jedoch erweist sich dieses Bild bei einer kritischen Bestandsaufnah-
me als weitaus weniger einheitlich, als es den Anschein hat. Gewiss 
ist vielmehr, dass sich spezifische Trennungs- und Mischungsansät-
ze tief in die akademische Diskussion und in die Planungspraxis 
selbst eingeschrieben haben, sodass wir intensiv darüber nachden-
ken müssen, wie wir diese Einschreibungen und deren Folgeschä-
den erkennen, behandeln und beheben können. Das vorliegende 
Buch versucht, diesen Anspruch ansatzweise einzulösen, indem die 
Herausforderungen der urbanen Mischung aus verschiedenen Per-
spektiven kritisch betrachtet und weitergedacht werden. 

Die Idee der Mischung geht davon aus, dass etwas getrennt bzw. 
trennbar ist. Trotz intensiv ausgetragener Debatten rund um die 
Hybridisierung von Räumen erweisen sich getrennte Kategorien 
wie Wohnen und Arbeiten oder Natur und Kultur als erstaunlich 
hartnäckig. In der Praxis scheinen Sphären am Werk zu sein, die 
ihren eigenen Logiken folgen und ihre Ansprüche in unterschied-
licher Weise und Stärke hervor- bzw. einbringen. Aber selbst wenn 
von Hybridisierung gesprochen werden kann: Inwiefern ist das 
Verhältnis zwischen unterschiedlichen Tätigkeiten, Zuständen und 
Verhaltensweisen und deren räumlicher Ausformung für die Ge-
staltung eines vielfältigen Stadtgewebes von Relevanz? Wesentliche 
Grundlage einer vertieften Auseinandersetzung ist die zeitliche und 
räumliche Lokalisierung derartiger Überlegungen sowie deren Ver-
knüpfung mit den (kollaborativen) Praktiken der Stadtentwick-
lung zur weiteren Konkretisierung und Veranschaulichung.

Christian Peer & Angelika Psenner
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Als Ansatzpunkt dafür schlagen wir den Begriff der „Mixtur“ vor, 
der, anders als das Indifferente des Hybrids oder die Mischung als 
statisches bzw. statistisches Mengengerüst, etwas durch und durch 
Konkretes und Situatives hat: Die Mixtur konfrontiert uns mit 
einer dynamischen Relationalität, bei der das Verhältnis zwischen 
Prozess und Zutaten entscheidend für die Wirkung ist. Die Wir-
kung der Mixtur steht nicht in direktem Zusammenhang zu ihrer 
Menge: Manche Elemente können schon in sehr geringer Dosis 
große Würze entfalten, andere sind als Trägermaterial zwar farb- 
oder geschmackslos, aber gerade deswegen essenziell. Denn gerade 
bei der Mixtur spielt die Kunst des Prozesses – Form, Intensität, 
(Aus-)Dauer – eine entscheidende Rolle. Das bedingt, dass die In-
gredienzien in ihrem Werden immer wieder sich selbst überlassen 
sind sowie dass der Mixtur das Element der Überraschung und 
des Nicht-Steuerbaren zueigen ist: Die Mixtur gelingt jedes Mal 
anders. Insofern lassen sich aus Mixturen keine allgemeingültigen 
Rezepte ableiten, vielmehr regen sie dazu an, die jeweils adäquate 
Mixtur für einen Ort in sensibler Annäherung, zu einem bestimm-
ten Zeitpunkt und mit den zur Verfügung stehenden Mitteln ent-
stehen zu lassen.

Der Band „Urbane Mixturen“ versammelt in diesem Sinn kritische 
Beiträge zu aktuellen Tendenzen um die Entwicklung von Stadt. 
Dabei geht es sowohl um das Weiter- und Umschreiben von be-
stehenden Stadtstrukturen als auch um das Einweben völlig neuer 
Entwicklungsareale in die (Stadt-)Landschaft. Mixturen werden 
von uns Herausgeber*innen als konzeptionelle Ergebnisse archi-
tektonischer und planerischer Arbeit, als Netzwerke von Lebe-
wesen und Dingen, als hybride raum-zeitliche sowie noch wenig 
bekannte Konstellationen aufgefasst, die in städtischen Kontexten 
situiert ihre Wirkung entfalten. Wir interessieren uns nicht nur für 
die Intentionen hinter diesen Mixturen, sondern insbesondere für 
deren Implikationen, die schwer erkennbaren Interaktionen, die 
relationalen Qualitäten und Widersprüche. So betrachten wir die 
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Entstehung, Verknüpfung, Wirkung und Veränderung von urba-
nen Mixturen mit (einer Mischung aus) Neugierde und Skepsis 
im Hinblick auf die Herausforderung, sie als Architekt*innen und 
Planer*innen in den häufig äußerst komplexen Geflechten und 
Entwicklungsprozessen zu verstehen und mitzugestalten. 

Vor dem Hintergrund der Frage nach der Entstehungsgeschichte 
von städtischem (Frei-)Raum widmet Felix Bentlin seinen Beitrag 
der tiefgehenden Betrachtung des historischen Hobrecht-Plans, 
der ab 1862, dem Jahr des Inkrafttretens dieser stadtplanerischen 
Grundlage, die gründerzeitliche Stadterweiterung Berlins räumlich 
determinierte und damit auch die grundlegende Konzeption der 
heute bestehenden Freiräume und Platzanlagen bestimmte. In sei-
ner stadtmorphologischen Analyse arbeitet Bentlin heraus, dass der 
seitens eines „Kommissariums“ verfasste Plan eine dehnbare und 
anpassungsfähige Grundstruktur darstellte, die in den folgenden 
Jahrzehnten adaptiert und interpretiert wurde. Die untersuchten 
Platzstrukturen unterteilte er gemäß ihrer Konzeption in Unter-
gruppen  – teils begrünt, teils als Verkehrsplatz, teils gestalterisch 
undefiniert – und konnte daraus eine tiefergehende Reflexion be-
züglich ihrer jeweiligen Disposition zur Mischnutzung ableiten. 
Das umfasst auch die Frage, inwieweit derartige Strukturen heute 
und morgen prägbar, codierbar und durch unterschiedliche Akteu-
re einer sich wandelnden Stadtgesellschaft aneignungsfähig sind, 
nicht zuletzt mit der Überlegung, hieraus Schritte für heutige Pla-
nungen zu extrahieren.

Angelika Psenner erkundet in ihrem stadt- und baugeschichtlichen 
Beitrag die historische Komplexität des städtebaulichen Gefüges 
mit einem Blick auf Qualitäten und Kontinuitäten der Nutzungs-
vielfalt. In einer systemisch-morphologischen Analyse von Berei-
chen der Wiener Bestandsstadt des 19. Jahrhunderts untersucht sie 
mikrostrukturelle Zusammenhänge und macht diese exemplarisch 
hinsichtlich des Typus „Straße in Nebenlage“ lesbar. Im Kern be-

Christian Peer & Angelika Psenner
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schäftigt Psenner hier die Frage, welche stadträumlichen Figuren 
und Layer eine grundsätzliche Mischungsdisposition darstellen 
können und sich möglicherweise für die europäische Stadt, wenn 
nicht sogar generell für städtische Landschaften verallgemeinern 
lassen. Im vorliegenden Text skizziert sie, wie durch den Einsatz 
bestimmter Architekturen mischungsfreundliche Strukturen ge-
schaffen werden, die eine grundlegende Disposition zur Mixtur be-
reitstellen, und wie städtische Architekturen das Potenzial hierfür 
anlegen oder hemmen können. Aus einer Gegenüberstellung der 
historischen und aktuellen Situation zieht sie schließlich Lehren 
für künftig zu entwickelnde städtische Strukturen.

Dorothee Huber, Jan Ackenhausen und Ute Schneider beschäftigen 
sich in ihrem Beitrag mit der Frage, warum die gewerbliche und 
industrielle Produktion für europäische Städte einen essenziellen 
Bestandteil der urbanen Mischung darstellt, sowie welche Pro-
duktionsformen wo und wie in der Stadt wieder oder weiterhin 
stattfinden können. Neben einer allgemeinen Einführung in den 
Topos der produktiven Stadt werden die historischen Industrie-
städte Brüssel, London, Wien und Zürich als Referenzen heran-
gezogen und vergleichend gegenübergestellt. Ausgehend von der 
historischen Bedeutung des Handwerks und der Industrie für die 
europäische Stadt skizzieren die Autor*innen zunächst die Ent-
wicklung gewerblicher und industrieller Tätigkeiten im urbanen 
Kontext von der Moderne bis in die Gegenwart. In einem zweiten 
Schritt thematisieren sie den städtischen Raum als begrenzte Res-
source vor dem Hintergrund konkurrierender Flächenansprüche 
und diskutieren aktuelle Maßnahmen, um Gewerbe- und Indus-
trieflächen zu schützen und eine kontrollierte Entwicklung dieser 
Nutzungen sowie eine Kreislaufwirtschaft im dichten Stadtgefüge 
zu unterstützen. Anschließend folgt ein differenzierter Blick auf 
Mischungsmöglichkeiten aus regulatorischer, technischer, plane-
rischer und organisatorischer Perspektive. Wie divers urbane Mi-
schung mit produktiven Tätigkeiten sein kann, veranschaulichen 
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sechs ausgewählte Projekte: NovaCity I (Brüssel), Greenbizz I / Ti-
voli Green City (Brüssel), Chandos Road Estate Rechenzentrum 
(London), Manner Fabrik (Wien), Quartiersentwicklung Otta-
kringer Brauerei (Wien) und Werkstatt Zürich (Zürich). Dieser 
Einblick in gegenwärtige Realitäten urbaner Nutzungsmischung 
bietet einen Vergleich im Hinblick auf den spezifischen Umgang 
mit Funktionsmischung, die relevanten Planungsregulative und die 
charakteristischen Merkmale der Projekte. In einem konstruktiven 
wie auch kritischen Ausblick auf eine künftig vielfältigere Durch-
mischung fassen die Autor*innen die wesentlichen Erkenntnisse 
darüber, wie urbane Durchmischung mit Produktion in Städten 
aktiv gefördert werden kann, wo es Nachholbedarf gibt und was es 
zu berücksichtigen gilt, abschließend zusammen.

Die größte Frankfurter Siedlung, die Nordweststadt, untersucht 
Maren Harnack, um exemplarisch die Entwicklung städtebaulicher 
Leitbilder in der Nachkriegszeit von der unmittelbaren Versorgung 
zur Planung gemischter und als urban verstandener Quartiere 
nachzuzeichnen und deren Qualitäten einer genauen Betrachtung 
zu unterziehen. Dieser detaillierte Befund zur Mischung in Groß-
wohnsiedlungen bedient sich kritischer Vergleiche zu anderen 
Wohnformen, reflektiert die langfristige räumliche Wirksamkeit 
öffentlicher Förderungen und berücksichtigt allgemeine Trends 
wie die zunehmende Konzentration des Einzelhandels oder das 
generell veränderte Einkaufs- und Mobilitätsverhalten. Harnack 
hinterfragt insbesondere Normalitätsvorstellungen in den hege-
monialen Diskursen um Stadtplanung, Städtebau, Wohnen und 
sozialem Umfeld, die an den Stadttypus Großwohnsiedlung heran-
getragen werden und diesen als negatives Gegenbild zum ideali-
sierten Lebensentwurf im Einfamilienhaus wie auch im innerstäd-
tischen Quartier instrumentalisieren. Der analytische Blick auf die 
Gemischtheit einer prototypischen Siedlung bietet somit eine al-
ternative Perspektive zur vorherrschenden Dichotomie von „euro-

Christian Peer & Angelika Psenner
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päischer Stadt“ und modernem Siedlungsbau und erweitert die 
Debatte über urbane Mixturen um eine außergewöhnliche Facette.

Daniela Zupan rekonstruiert die Herausbildung der städtebauli-
chen Leitvorstellung von der kompakten mischgenutzten Stadt in 
der Bundesrepublik Deutschland und in Österreich und konsta-
tiert, dass deren zugrunde liegenden Prinzipien heute kaum mehr 
hinterfragt werden. Hier setzt die Autorin mit der kritischen Be-
obachtung an, dass eben dieser Status von „Gewissheit“ eine pro-
funde Neubetrachtung unseres Denkens und Handelns erschwert, 
während aktuelle Herausforderungen wie soziale und räumliche 
Polarisierung oder Klimanotstand eine tiefgreifende Transforma-
tion notwendig erscheinen lassen. Zupan versteht ihren Beitrag als 
Plädoyer für eine notwendige erneute Verunsicherung und fragt 
danach, wie eingefahrene Denkmuster wieder aufgebrochen, be-
stehende Schranken beseitigt und als Gewissheiten anerkannte 
Prinzipien mit ganz neuen Perspektiven betrachtet und infrage 
gestellt werden können. Sie identifiziert und beschreibt konkrete 
Milieus der Unsicherheit, um die aktuelle Situation und deren 
Dynamiken besser verorten und verstehen sowie Denkanstöße für 
eine Infragestellung unseres Denkens und Handelns anregen zu 
können.

Ansätze der experimentellen Entwicklung werden von Christian 
Peer als Gestaltungsoption für urbane Mixturen in den Blick ge-
nommen. Das Experimentelle wird im Kontext von Urbanisierung 
und Urbanität im Sinne urbaner Qualitäten als eine wesentliche 
Erfahrung des Städtischen verstanden und in diesem Beitrag als 
„Zeichen der Zeit“ dechiffriert. Exemplarisch wird dies anhand von 
transformativen Experimenten veranschaulicht, die seit längerem 
unter der Beteiligung nachhaltigkeitsorientierter Wissenschaften 
erprobt, untersucht und sukzessive theoretisch fundiert werden. 
Die Untersuchung verfolgt zwei Anliegen: Die Kontextualisierung 
von experimentellen Ansätzen soll diese als eine Facette des sozialen 
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Wandels der städtebaulichen Planung besser verständlich machen 
und das Verhältnis von städtebaulichem Leitbild und transformati-
vem Experiment im Spannungsfeld von nachhaltiger Entwicklung 
reflektieren. Der Beitrag bietet eine schrittweise Annäherung an 
sich verändernde theoretische Ansätze, institutionelle Referenzen 
und instrumentelle Anwendungen von heutigen experimentellen 
Entwicklungen sowie damit verbundene Konflikte und inhärente 
Widersprüche in der Stadtentwicklung. Die Erkenntnisse werden 
in einer Kritik an transformativen Experimenten zusammenge-
führt und daran anknüpfend Ausblicke auf zukünftige Entwick-
lungen aufgezeigt.

Mit Wildtieren als Akteure der urbanen Mixtur und mit deren 
Integration in die Planung von Städten als Orte der Cohabita-
tion beschäftigt sich das interuniversitäre Forschungs- und Au-
tor*innenkollektiv Thomas Hauck et al. Die Autor*innen verfolgen 
die These, dass in aktuellen Planungsdiskursen eine strategische 
Transformation von einem exkludierenden und gleichzeitig de-
fensiv-bewahrenden Umgang mit Natur (Schutzgebiete) zu einem 
integrierenden, die Wirkmächtigkeit von Tieren anerkennenden, 
nutzenden und offensiv-gestaltenden Umgang (Cohabitation) 
vollzogen wird. Der Beitrag befasst sich zunächst mit der aktuel-
len rechtlich-administrativen und räumlich-planenden Steuerung 
des Vorkommens von Wildtieren in Städten in Deutschland an-
hand der Hygiene, der Jagd und des Natur- und Artenschutzes als 
drei historisch gewachsene Handlungsregime. Im darauffolgenden 
Abschnitt werden der Prozess der Verdrängung von wildlebenden 
Tieren aus der Stadt und deren Ursachen erläutert. Welche Ver-
änderungen des urbanen Tier-Mensch-Verhältnisses in der Pla-
nung notwendig wären, um diese Verdrängung zu stoppen, wird 
im Anschluss daran skizziert. In den weiteren Abschnitten werden 
Themenfelder der Stadtplanung vorgestellt, die besonders geeig-
net erscheinen, um die Förderung von Biodiversität und Wildtie-
ren in der Stadt mit aktuellen Planungsaufgaben zu verknüpfen. 

Christian Peer & Angelika Psenner
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Der Artikel schließt mit einer kurzen Beschreibung der Methode  
Animal-Aided Design und wie dieses Planungswerkzeug einen Bei-
trag zu einer Planungspraxis der Cohabitation leisten könnte.

Eine kritische Analyse benachteiligender Raum- und Zeit-Konstel-
lationen in Zeiten der Corona-Pandemie und deren mögliche Kon-
sequenzen für die räumliche Entwicklung bieten Tanja Mölders und 
Sabine Hofmeister, deren Beitrag von einem zweifachen Erkennt-
nisinteresse an Trennungs- und Vermittlungsverhältnissen geleitet 
wird: Auf einer allgemeinen ersten Ebene adressieren die Autorin-
nen die Trennung und Vermittlung zwischen einer sozialen Sphäre 
der Gesellschaft und einer ökologischen Sphäre der „Natur“, auf 
einer zweiten Ebene analysieren sie exemplarisch gesellschaftliche 
Raumverhältnisse anhand von drei ausgewählten (Stadt-)Räumen, 
die sich während der Corona-Pandemie als „systemrelevant“ er-
wiesen haben: das „Homeoffice“, urbane Frei- und Grünflächen 
sowie urbane Gärten. Indem sie danach fragen, wie Trennungen in 
sozial-ökologischen Vermittlungsverhältnissen argumentiert und 
legitimiert werden und welche Konsequenzen sich daraus ergeben, 
zeigen die Autorinnen Macht- und Herrschaftsverhältnisse auf und 
identifizieren unterschiedliche Positionen zum Leitbild einer nach-
haltigen Stadt und der damit assoziierten Transformationsprozesse. 

Das Vorhaben einer generellen Kritik der Mischung skizziert 
Nikolai Roskamm mit Denkansätzen, die über den Horizont des in 
Stadtplanung und Städtebau angelegten Kritisierens hinausreichen 
und damit den fachintern gepflegten Topos der Mischung 
grundsätzlich hinterfragen. Seine These, dass in der Umdeutung 
der Mischung zum übergreifenden stadtplanerischen Leitbild 
das modernistische Erbe der Mischungsablehnung weiterhin 
wirksam ist, verbindet er mit zwei parallel geführten Anliegen: 
Erstens soll das Angewiesen-Sein der städtebaulichen Planung auf 
eine Kritik der vorhandenen Mischung genauer herausgearbeitet 
werden. Und zweitens soll das positive Mischungsleitbild einer 
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grundlegenden Kritik unterzogen werden, um Widersprüche und 
Problematiken zu identifizieren, die der heutigen stadtplanerischen 
Rede der Mischung zu eigen sind und die noch immer mit der 
klassischen städtebaulichen Trennungs- und Mischungsplanung 
in Verbindung stehen. Roskamm entwickelt seine Argumentation 
in fünf Schritten, für deren Ausgangspunkt er zunächst bei der 
Umdeutung der Mischung zu etwas Positivem bei Jane Jacobs 
ansetzt und anschließend die Praxis der stadtplanerischen und 
stadtpolitischen Bemühungen um eine gute und stabile soziale 
Mischung neu interpretiert. In weiteren Ansätzen untersucht er die 
Mischungs- und räumlichen Umverteilungsziele der New Leipzig 
Charta und ferner die aktuellen Städtebaudebatten rund um die 
„Kölner Erklärung“ und die „Düsseldorfer Erklärung“ sowie die 
dazu verfassten Gegenreden. Resümierend verdichtet Roskamm 
die aufgezeigten Überlegungen zu einer Kritik an der Mischung.

Die Beiträge in diesem Buch befassen sich mit urbanen Mixturen, 
deren Veränderungsprozessen und der Rolle von Architektur und 
Planung. Sie beleuchten damit verknüpfte Widersprüche und He-
rausforderungen und bringen Beispiele für neuartige Perspektiven 
und Qualitäten des Urbanen, für deren Sinnhaftigkeit, Erfolg oder 
Scheitern, um für das heutige und künftige kollaborative Planen 
und Bauen zu lernen. Dabei wird der Fokus auf den in der Gesamt-
entwicklung von Städten ebenso populären wie herausfordernden 
Begriff der Mischung gelegt.

Christian Peer & Angelika Psenner



19

GENIUS PLATZ: VOM WERT UND  
WANDEL ÖFFENTLICHER PLATZ-
ANLAGEN DER HOBRECHT’SCHEN  
STADTPRODUKTION

Felix Bentlin

Unterm Fernsehturm, auf dem ehemaligen Flughafen Tempelhof 
oder am neuen Stadtschloss, Freiräume werden in Berlin kontrovers 
diskutiert. Zugunsten neuer Quartiere stehen in städtebaulichen 
Debatten wieder öffentliche Freiräume zur Disposition wie das 
Rathausforum, die Tempelhofer Freiheit oder die Schlossfreiheit.1 

Doch gerade die 160 Jahre alten öffentlichen Freiräume der Ber-
liner Stadterweiterung von 1862 – bekannt als das Hobrecht’sche 
Berlin2 – verweisen auf die grundlegenden und richtungsweisen-
den Planungsentscheidungen im Hinblick auf Freiräume in der 
Stadt. Gleichzeitig werden die Berliner Platzanlagen des 19. Jahr-
hunderts selten in ihrer Gesamtheit und ihrer gesamtstädtischen 
Bedeutung als Potenzialraum zusammengedacht. Dies liegt auch 
daran, dass die großen Berliner Stadterweiterungspläne nur zum 
Teil und erst in den letzten Jahren städtebaulich beforscht wurden. 
Das Erbe der historischen Planung des „Commissarium zur Aus-
arbeitung der Bebauungspläne für die Umgebung Berlin“3 unter 
der Leitung von James Hobrecht und Gustav Assmann zwischen 
1859 und 1862 liegt darin begründet, dass sie öffentliche Platzty-
pologien und insbesondere den Quartiersplatz als städtebaulichen 
Orientierungspunkt – potenziell auch als nachbarschaftlichen Mit-
telpunkt – und damit als stadtstrukturierendes und verbindendes 
Element über das Stadterweiterungsgebiet verteilt haben. Diese 
Freiräume prägen das Bild der inneren Stadt bis heute. Gemeinsam 
mit den breiten baumbestandenen Straßen fußen diese Berliner 
Zentren des Alltags, die kleinen Identifikationsräume und vielfäl-
tigen Stadträume auf der Arbeit des Berliner Kommissariums von 

1 Während die Fachöffentlich-
keit den Wert der großen Grün-
flächen Berlins herausstellt, ist 
im Wahlkampfjahr 2021 mehr 
Bebauung auf den innerstädti-
schen Freiflächen Thema (vgl. 
Becker 2021, Hermann-Hensel-
mann-Stiftung 2021).

2 Als Vorleistung zum DFG-
Forschungsprojekt „Vom Wert 
und Werden des Hobrecht’schen 
Berlin“ 2014 bis 2018 wurde 
eine Begriffseinführung am 
Institut für Stadt- und Regional-
planung (ISR) der TU Berlin 
vorgenommen (s. hierzu Rhede 
et al. 2011 und Dolff Bonekäm-
per et al. 2018).

3 1859 erfolgte die Einstellung 
James Hobrechts als Leiter des 
Kommissariums, welches bis 
1862 fünfzehn Abteilungspläne 
der geplanten Stadterweite-
rung erstellte. Hobrecht selbst 
arbeitete bis 1861 als Leiter des 
Kommissariums, bis zur Veröf-
fentlichung der Abteilungspläne 
am 09.08.1862 leiteten Ass-
mann und Sesshaft die Erstel-
lung des Planwerks. Die Pläne 
umfassen die bereits existierende 
Stadt Berlin wie ein Gürtel mit 
den innenstadtnahen Gebieten 
von Neukölln, Kreuzberg, 
Schöneberg, Charlottenburg, 
Moabit, Wedding, Prenzlauer 
Berg und Friedrichshain.
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1862. Obwohl sich in der Wahrnehmung Berlins die gründerzeit-
lichen Stadtplätze, Schmuckplätze und Grünplätze, aber auch die 
wenig definierten Straßenerweiterungen und Zwischenräume als 
Schauplätze Berliner Lebens zweifellos durchgesetzt haben, wird 
dieses gesamtstädtische Ressourcenpotenzial zu wenig betrachtet, 
um den sozialen und räumlichen Herausforderungen in den Be-
reichen Klima, Mobilität und Dichte zu begegnen.

Denn nicht erst seit der Covid-19-Pandemie erfolgt eine Neube-
wertung stadträumlicher Strukturen. Lange Zeit wurde das Ber-
liner Planwerk im Spektrum der historischen Bebauungspläne in 
Europa kaum betrachtet und von Vertretern der städtebaulichen 
Moderne als negatives Beispiel einer sozial blinden Anpassungspla-
nung eingeordnet. Dessen räumliche Verwirklichung als Sinnbild 
einer verdichteten Mietskasernenstadt galt es zu beseitigen. Heute 
wird der Plan selbst idealisierend mit den lebendigen Innenstadt-
quartieren gleichgesetzt und im Rahmen der städtebaulichen Dis-
kussion in Berlin die gründerzeitliche Stadt als Leitbild städtischer 
Mischung positiv bewertet sowie als wichtiges Charakteristikum 
Berlins verstanden (vgl. Stimmann 1997, 17f; Düwel / Gutschow 
2005; Bodenschatz et al. 2010; Bodenschatz / Flierl 2010). Der 
Konsens hält bis heute an. Auch die ehemalige Senatsbaurektorin 
Regula Lüscher und ihre Nachfolgerin Petra Kahlfeldt sehen als we-
sentliches Merkmal der europäischen Stadt „das selbstverständliche 
Nebeneinander von Gebäuden und öffentlichen Räumen“, welches 
sich „in einer kompakten Form, in verdichteten Wohnquartieren, 
baulich gefassten öffentlichen Räumen“ für eine „gute Funktions-
mischung“ manifestiert (Flagner / Friedrich 2022, 11). Berlin wer-
de ein „Großraum mit vielen hochverdichteten Stadtinseln“ und 
hybriden Stadtstrukturen (Spindler 2020, 23). So taucht die mit 
der mischgenutzten Stadt assoziierte Dichte in aktuellen Städte-
bau- und Architekturwettbewerben allerorts auf. Urbane Mixtu-
ren werden nicht nur als Patentlösung für die Klimaanpassung 
vorgeschlagen, sondern vor allem, um städtebauliche Missstände 
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in Quartieren zu verringern, wie beispielsweise monofunktionale 
Atmosphären, Verkehrsstaus und Qualitätsverluste im öffentlichen 
Raum. Deshalb fragt dieser Beitrag nach den ursprünglichen Ab-
sichten des Bebauungsplans auf der Grundlage der Genese der 
Berliner Plätze des 19. Jahrhunderts, welche unterschiedlichen 
Raumkonfigurationen die Verbindungen zwischen privaten und 
öffentlichen Flächen gestalten und ergründet dabei die historische 
Konzeptualisierung der Mischung. Denn die Rezeptionsgeschichte 
der Berliner Stadterweiterung von 1862 lehrt uns, dass vom loka-
len Leben entkoppelte Besitzverhältnisse und durch Bodenspeku-
lation entstandene ungesunde Wohnbedingungen und mangelnde 
Freiräume kaum zu beheben sind. Deshalb werden Bedingungen 
für Verdichtung und Gestaltungsmerkmale des Straßen-Platz-Ge-
füges in Großstädten für die Gegenwart kontextualisiert, die das 
Erschließungssystem der berühmten „Berliner Mischung“ mit wi-
dersprüchlichen Flächennutzungsanforderungen für bezahlbaren 
Wohnraum und produktive Tätigkeiten gewährleisten. Dadurch 
wird der städtebauliche Diskurs darüber nuanciert, welchen Wert 
öffentliche Freiräume bei verdichteter Stadtgestaltung einnehmen 
und wie deren Beitrag zur Nutzungsvielfalt bewertet werden kann. 
Getrieben von rasantem Stadtwachstum dienen historische Dich-
testrukturen als Leitbild für städtische Mischnutzungen. Die verti-
kale Stapelung von Nutzungen und Verdichtung in der Umgebung 
öffentlicher Räume wird nicht nur von den Planenden, sondern 
auch von der Stadtpolitik als Königsweg des Diskurses über misch-
genutzte Stadtquartiere angesehen.

Der Blick auf die Berliner Stadtplätze schließt an die Forschungen 
der TU Berlin an und präsentiert neue Perspektiven auf die Stadt-
struktur Berlins: Die Analysen geben auch Aufschluss darüber, wie 
Masterpläne langfristige Strategien formulieren, um Komplexität, 
Anpassungsfähigkeit und Diversität zu berücksichtigen. Denn die 
Arbeit des Berliner Kommissariums entwickelte keine formalis-
tischen Städtebaufiguren, sondern erarbeitete zum ersten Mal in 
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der Berliner Planungsgeschichte umfassende Entwurfsstrategien 
als anpassungsfähige Motive der Stadtplanung. Am Übergang vom 
Bild eines repräsentativen Stadtraums hin zu einem reproduk-
tionsfähigen Stadtsystem entstanden durch das Kommissarium 
ab 1859 funktionale Entwurfs- und Planungsprinzipien in Folge 
politischer, rechtlicher und ökonomischer Wandlungsprozesse (vgl. 
Bentlin 2018a, 2018b). Besonders vor dem Hintergrund aktuel-
ler Debatten um die zunehmende Verdichtung von Innenstadt-
quartieren, aber auch um die Erschließung neuer Stadtgebiete auf 
der „grünen Wiese“ kann eine vertiefende Untersuchung zu den 
Planungsgrundsätzen öffentlicher Räume und zu den spezifischen 
gestaltprägenden Charakteristika der Stadtstruktur heute wichtige 
Erkenntnisse über die Entstehung der Planungsdisziplin, über den 
Plan selbst sowie Formierungs- und Wandlungsprozesse der grün-
derzeitlichen Stadtquartiere liefern. Wie wurden die Platzanlagen 
im Berliner Bebauungsplan zwischen 1862 und 1900 angelegt, von 
den Planungsbeteiligten imaginiert – und wie wurden sie bis heute 
realisiert? Dieser Beitrag hat das Ziel, anhand der Berliner Innen-
stadtbezirke die charakteristische Verbindung von gesamtstädti-
schen und kleinräumigen Planungsansätzen aufzuzeigen, die als 
ein besonderer Beitrag zu den Grundlagen der Städtebaudisziplin 
zu bewerten sind.

Öffentliche Plätze: Von der Freiraumfläche zum städtebaulichen 
Gestaltungselement
Die Agora, die Piazza oder der Marktplatz prägen bis heute unse-
re Vorstellung vom öffentlichen Raum in der europäischen Stadt. 
Besonders in Zeiten städtischer Krisen wecken stadträumliche 
Idealvorstellungen Sehnsüchte nach Vielfalt, Bewegung sowie Be-
gegnung und einer damit verbundenen urbanen Mischung. In An-
betracht der Krise der zonenbasierten Stadtplanung4, die als ein 
Verlust an Urbanität in einseitig genutzten städtischen Gebieten 
verstanden wird, wurden Plädoyers von Planenden sowie Archi-

4 Ein Grundsatz der 
Moderne war die Regulierung 
konkurrierender städtischer 
Aktivitäten, was zu dem 
Prinzip der Zonierung in der 
Stadtplanung führte. Um 
Sicherheit, Effizienz und 
Gesundheit auf Quartiersebene 
zu erhöhen, steuert das 
Instrument städtische 
Überlastung.

Felix Bentlin



23

tekturschaffenden für die Wiedereinführung einer Mischung städ-
tischer Aktivitäten bei der Stadtgestaltung auf Basis historischer 
Referenzen immer wichtiger. Insbesondere die Stadtgestaltung des 
19. Jahrhunderts dient häufig als Bezugspunkt, wie eine solche Mi-
schung imaginiert wird. Diese Plädoyers konzentrieren sich auf die 
Wiederherstellung der Verbindung zwischen Wohn-, Freizeit- und 
Gewerbenutzung, die Reduzierung des Autoverkehrs und die Ent-
wicklung des öffentlichen Raums nach menschlichem Maßstab, 
um lebendige, lebenswerte und nachhaltige Stadtgebiete zu ent-
wickeln (Gehl 2011; Jacobs 1993). Grant zufolge ist die Nutzungs-
mischung (mixed use) „in der zeitgenössischen Planung zu einem 
Mantra geworden, dessen Vorteile als selbstverständlich angesehen 
werden“ (Grant 2002, 71, eigene Übersetzung). In vielen Fällen 
dienen historische Beispiele als Leitmotiv für städtebauliches Be-
streben nach gemischten Gebäudetypologien, Blockrandbebauung 
und öffentlichen Plätzen, wie im Fall der New Urbanism-Bewe-
gung (Grant 2002; Hebbert 2003). Als Vorteile dieser städtebau-
lichen Konfiguration werden Verkürzungen von Pendelzeiten, 
lebendigere städtische Atmosphäre, die soziale Durchmischung 
und eine zeitliche Verteilung der Nutzungen über den Tag hinweg 
benannt (Grant 2002; Hirt 2007; Jacobs 1993). Schließlich stellt 
auch die Neue Leipzig-Charta5 von 2020 heraus, dass „sozial aus-
gewogene, gemischte und sichere Stadtquartiere“ (BBSR 2021, 15) 
einen Beitrag zur Raumgerechtigkeit in Städten leisten.

Diese Idealbilder wurden in der Theorie des Städtebaus durch 
morphologische Untersuchungen vielfach als „eine Art gezeichne-
tes Geschichtsbuch“ (Humpert 1997, 66) im Stadtgrundriss nach-
verfolgt, um deren baulich-räumliche Konfiguration und Raum-
wirksamkeit zu beschreiben. Besonders die vermehrte Würdigung 
und die Beschäftigung mit der erscheinungstypischen Gestalt des 
öffentlichen Raums der historischen Stadt werden maßgeblich von 
Paul Zucker, Aldo Rossi und Rob Krier eingefordert. Dabei werden 
sie als Orte der Identifikation, des Handels und Verhandelns und 

5 Die „Leipzig-Charta zur nach-
haltigen europäischen Stadt“ 
(2007) und ihre Fortschreibung 
als „Neue Leipzig-Charta“ 
(2020) sind Leitdokumente der 
Nationalen Stadtentwicklungs-
politik in Deutschland und 
in Europa. Am 30. November 
2020 wurde die Leitlinie für 
gemeinwohlorientierte Stadtent-
wicklung in Europa im Rahmen 
eines informellen EU-Minister-
treffens verabschiedet.

Genius Platz: Vom Wert und Wandel öffentlicher 
Platzanlagen der Hobrecht’schen Stadtproduktion
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der Symbolisierung einer Gesellschaft verstanden, deren funktio-
nales, politisches und geistiges Zentrum die Stadt ist (Zusammen-
fassung nach Humpert 1997 und Kostof 1993, 123 ff.). Die Ge-
schichte des Städtebaus zeigt, dass gesellschaftliche und politische 
Systeme die Gestalt öffentlicher Räume beeinflussen (Streich 2011, 
649 ff.; Nova / Jöchner 2010; Humpert 1997, 67; Benevolo 1980). 
Die Flächenaufteilung von Stadtgründungen oder Stadterweite-
rungen unterliegt dabei vielfältigen Lesarten: nach geometrischen 
Formen, nach politischen Systemen oder nach gesellschaftlichen 
Idealvorstellungen. Bis zur systematischen Ausdifferenzierung von 
Platzanlagen ab den 1870er Jahren (vgl. Lampugnani et al. 2017) 
werden freie Plätze (lat. locus campus) und öffentliche Plätze (lat. 
locus publicus) in der Stadt oft als Zentren, Versammlungsorte und 
öffentliche Räume vor dem Hause (lat. propatulum; vestibulum; 
area) beschrieben, ohne zu klären, warum und für wen sie das sind. 
Der Platz (engl. square; franz. place publique; span. plaza; ital. piaz-
za; niederl. plain) ist heute in der Disziplin der Stadtplanung eine 
begrünte oder gepflasterte Fläche und nur vage zu unterscheiden 
von einer öffentlichen Grünfläche, wobei der Stadtplatz (urban 
square) als ein „durch Baublockseiten oder Bauwerke begrenzt[er] 
oder geprägt[er]“ öffentlicher Freiraum „je nach Größe mit einem 
Denkmal, mit Sitz-, Spiel-, Pflanzflächen, Einzelbäumen, Wasser-
anlagen“ in seinen baulich-räumlichen, funktionalen sowie reprä-
sentativen Eigenschaften definiert wird (IFLA 2010, 1083; vgl. 
Cowan 2005, 369). Anthropologische und soziologische Sichtwei-
sen (vgl. Low 2000 und Low et al. 2005) ergänzen die disziplinäre 
Gemengelage um subjekt- und milieuspezifische Öffentlichkeit 
und Räumlichkeit. Aus raumsoziologischer Perspektive (vgl. Löw 
2019) könnte man einen Stadtplatz als spezifische räumliche An-
ordnung verstehen, die aufgrund des Raumwissens als Stadtplatz 
synthetisiert wird, samt den damit verbundenen Handlungsweisen. 
Innerhalb dieser Wechselwirkungen zwischen architektonischer 
Determiniertheit und freiräumlicher Komposition, Verhalten und 
Anforderungen verkörpern Stadtplätze vielfältige Überlagerun-

Felix Bentlin
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gen; sie vereinen facettenreiche Zwecke und Funktionen in der 
Stadt. Im Zentrum vielzähliger Flächenkonkurrenzen bieten die 
der Dichte der Stadt entzogenen Leerstellen jenen Freiraum zur 
 absichtlichen und zufälligen Begegnung, besonders in zunehmend 
polarisierten Stadtquartieren.

Vom Vermischen, Interagieren und Integrieren:  
Sichtbarkeiten und öffentliche Begegnungsorte als Ressource 
einer ungewissen Zukunft
Plätze werden im Städtebau also nicht nur als Raumcontainer 
definiert, sondern auch als öffentlich zugängliche Knotenpunkte 
multipler Lebensrealitäten. Gerade wenn in Berlin das Versprechen 
von Diversität, Weltoffenheit und gesellschaftlichem Zusammen-
halt illustriert oder imaginiert wird, treten Bilder vom Hermann-
platz, Boxhagener Platz oder Leopoldplatz in den Vordergrund. 
Verdichtete Städte sind längst mit einer „urbanen Superdiversität“ 
konfrontiert, für die Vertovec (2022) ein wissenschaftliches For-
schungs- und Theoriedefizit konstatiert. Dabei sind öffentliche 
Räume der Schlüssel zur Untersuchung von Begegnung mit Diver-
sität (Low et al. 2005), sie vereinen materiell-ökonomische, politi-
sche und soziokulturelle Dimensionen bei der Auseinandersetzung 
mit städtischer Polarisation (vgl. Bernhard 2000; vgl. Robinson 
2010). Insbesondere öffentlich gewidmete Straßen, Plätze und 
Parks sind grundsätzlich für alle zugänglich. Unabhängig vom Hin-
tergrund ihrer Nutzenden (z. B. Geschlecht, Alter, Zugehörigkeit, 
rechtlicher Status) und unabhängig von der umgebenden Mieter- 
sowie Eigentümerstruktur eröffnen sie einen gesamtstädtischen Er-
fahrungsraum für Mehrdeutigkeiten und veranschaulichen, dass es 
nicht „die eine Wahrheit“ (vgl. Czollek et al. 2019) gibt. Das Erbe 
historischer Platzanlagen und die Art und Weise, wie Vielfalt von 
öffentlichen Akteuren konzipiert, gestaltet und verwaltet wurde, 
ist deshalb in einer Zeit von Fluchtmigration und Schockmobili-
täten (shock mobility) in europäischen Städten von hoher Relevanz. 
Denn die Imagination und Gestaltung öffentlicher Räume ist eine 
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fortwährende Praxis und Aushandlung. Die Plädoyers von Ange-
lika Fitz, Elke Krasny (Fitz/Krasny 2019) und Afaina de Jong (de 
Jong 2012) zeigen die Vielstimmigkeit einer neuen Planungs- und 
Baukultur unter den Prämissen des „Sorgetragens“ (critical care, 
design for all, spaces of freedom), die vor allem auch historisch ge-
wachsene Architekturparadigmen in Frage  stellen.

Gleichwohl war der Bebauungsplan des Kommissariums bewusst 
für eine ungewisse Zukunft ausgelegt. Die globalen Erfahrun-
gen durch die Pandemie, den Klimawandel, die Mobilitätswende 
und die Digitalisierung führen zu einer Re-Fokussierung auf die 
Nachbarschaft (vgl. Bentlin et al. 2021a; 2021b) – die Grundidee 
des Plans von 1862. Das Quartier sowie wohnumfeldnahe Frei-
flächen sind heute wieder maßgebende Einheiten für räumliche 
Leitbilder des Städtebaus, die zunehmend von Polyzentralität, 
Nutzungsmischung und Multicodierung geprägt sind. Vor allem 
der multifunktionale Ausbau und die Aufwertung öffentlicher 
Räume stehen dabei im Vordergrund. So rücken städtebauliche 
Grundlagen ins Zentrum integrierter Forschung über das Wesen 
und den Wert öffentlicher Räume: Wie hängen historische und 
aktuelle Dynamiken mit Strukturen der Ungleichheit zusammen? 
Wie bedingen baulich-freiräumliche Gestaltung im Straßen-Platz-
Gefüge und soziale Beziehungen einander? Welche neuen Normen 
und Konfliktlinien des städtischen Zusammenlebens werden sicht-
bar? Vor dem Hintergrund zunehmender sowie unvorhersehbarer 
Diversifizierung von Formen der Zugehörigkeit, zahlreicher sich 
überschneidender Netzwerke und Identitäten sind die Plätze des 
19. Jahrhunderts – abseits von ethnischen, religiösen, sozialen oder
politischen Ungleichheiten – nicht nur ein weiterzuentwickelndes
Wachstumsgerüst, sondern auch ein dynamischer Identitätsträger
öffentlicher Räume, den es zu verstehen gilt: für die Stadt, für die
Nachbarschaft und für den lokalen Zusammenhalt.
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Vom Wandel städtischer Öffentlichkeiten: Zonierung, 
 Überlagerung und Mischung als Planungsaufgabe
Um die Deutung von Plätzen in der Stadt wird immerfort gerun-
gen – insbesondere deren Zweckbestimmung und Gestalt, die zur 
Kernkompetenz von Architekt*innen, Städtebauer*innen und Pla-
ner*innen zählt. Die städtebauliche Gestaltungsplanung (Streich 
2011) und generell „städtebauliches Arbeiten in der Stadt setzt ein 
Verständnis des Stadtgrundrisses voraus“ (Humpert 1997, 67). 
Der Stadtgrundriss gibt Auskunft über die räumliche Organisa-
tion der Stadt, indem „die Aufteilung in den öffentlichen Erschlie-
ßungsraum und in die mit unterschiedlicher Nutzung belegten 
Baufelder“ (ebd., 66) ablesbar wird. Um eine effiziente Nutzung 
knapper Bodenressourcen in städtischer Verdichtung zu regulieren 
und damit eine feinkörnige Nutzungsvielfalt voranzutreiben, wur-
den ursprüngliche Flächenaufteilungen kleinteiliger Baublöcke mit 
der Flächennutzungsklassifizierung erweitert (Hirt 2007, 441) und 
schließlich mit weiteren Instrumenten und Konzepten zur räumli-
chen Bündelung von Aktivitäten ergänzt (Hoppenbrouwer / Louw, 
2005; Leinfelder / Pisman, 2008). Die vorausgegangene Raum-
aufteilung wiederum ist ein langlebiger Informationsspeicher zur 
Gründung, zum Wachstum und zum Wandel einer Stadt. Gerade 
die baulich-räumliche Dimension der öffentlichen Raumstruktur 
ermöglicht die Beziehung zwischen verschiedenen Orten. Mit den 
Begriffen Körnung, Dichte und Verflechtung praktizieren Stadt-
planer*innen das Konzept der Durchlässigkeit, welches sich auf die 
Anordnung von Verbindungswegen, Freiräumen und Sichtbezie-
hungen bezieht. Dieses Stadtnetz öffentlicher Räume ist von einer 
zeitlichen und örtlichen Beständigkeit geprägt. Im Gegensatz zu 
Einzelgebäuden führt dieses Charakteristikum zu einem höheren 
Einfluss auf die Stadtstruktur und schafft die Voraussetzung, um 
Träger städtischer Identitäten zu sein (Frick 2008, 54 f.). Hum-
pert (1997, 67) verweist sogar auf „Straßenpersönlichkeiten“, die 
neben Plätzen und Gebäuden das Image einer Stadt ausmachen. 
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Beispielsweise entstehen räumliche Hierarchien und Orientierun-
gen durch auf Bauwerke ausgerichtete Straßen und Plätze.

Erst seit Kurzem werden öffentliche Räume als integrierte Orte mit 
baulich-räumlichen, funktionalen sowie gestalterisch-ästhetischen 
Dimensionen auf der einen Seite und mit politisch-sozialen Di-
mensionen auf der anderen Seite aus planungswissenschaftlicher 
Sicht analysiert (Bernhardt et al. 2005a). In der Städtebau- und 
Planungsgeschichte wird insbesondere der „bürgerlichen Öffent-
lichkeitskultur“ des 19. Jahrhunderts die funktionale Ausdiffe-
renzierung weitgehend monofunktionaler Plätze zugeschrieben, 
jedoch ist eine Diversifizierung der Öffentlichkeiten auf öffentli-
chen Flächen mit Mehrfachkodierungen und Mehrfachbeanspru-
chungen bis heute zu beobachten (Bernhardt et al. 2005b). Bereits 
Camillo Sitte reklamierte nahezu zeitlos 1909 die Verschiebung 
öffentlicher Funktionen weg von den Stadtplätzen in geschlos-
sene Innenräume und mediale Formate: Bis zur Renaissance be-
stand „noch eine lebhafte praktische Verwertung der Stadtplätze 
für öffentliches Leben“ und „damit auch eine Übereinstimmung 
zwischen diesen und den anliegenden öffentlichen Gebäuden, 
während sie heute höchstens noch als Wagenstandsplätze dienen“ 
(Sitte 1909, 18). Das öffentliche Leben sei dem Verkehr gewichen, 
für Plätze habe sich „unwiderruflich geändert, was manchen alten 
Bauformen ihre einstige Bedeutung entzieht. […] Daß das gesamte 
öffentliche Leben heute in den Tagblättern besprochen wird, statt 
[…] auf offenem Platz […], daß der öffentliche Marktverkehr sich 
immer mehr von den Plätzen zurückzieht, teils in unkünstlerische 
Nutzbauten sich einschließend, teils ganz auflösend durch Zu-
trägerei direkt ins Haus“ (Sitte 1909, 116 f.). Infolge räumlicher 
Überlagerung werden insbesondere Interessenskonflikte in öffent-
lichen Räumen als Planungsaufgabe etabliert. Die Zunahme kon-
kurrierender Zielvorstellungen bis zum Ende des 19. Jahrhunderts 
– zwischen herrschender Obrigkeit, beherrschter Öffentlichkeit
sowie kapitalgetriebenen Investoren – und deren städtebauliche
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Ausgestaltung war geprägt von den jeweiligen Absichten, Einfluss 
auf die Qualität der Öffentlichkeit und damit auf das Verhalten der 
Nutzenden zu gewinnen (vgl. Fehl 2005). Als Orte gesellschaft-
licher Veränderungsprozesse manifestieren sich auf Stadtplätzen 
wandelnde Öffentlichkeiten – anschließend an Michel Foucault –, 
zu denen mit der Zeit neue Dispositive hinzukommen.

Vom Ursprung des industriellen Städtebaus:  
Plätze als Gestaltungselemente der Stadterweiterungsplanung
Mit der Institutionalisierung des Städtebaus als Reaktion auf das 
industrielle Stadtwachstum infolge des rasanten Bevölkerungsan-
stiegs und der Landflucht entstanden nicht nur die Pionierwerke 
des Städtebaus von Baumeister (1876), Sitte (1889) und Stübben 
(1890), sondern auch erste Begriffsdefinitionen, Plansammlun-
gen und Klassifizierungen von Plätzen. Auf Basis von morpholo-
gischen, typologischen und topografischen Strukturen beschreibt 
Reinhard Baumeister die enge Verbindung zwischen Plätzen und 
zeitgenössischen Stadterweiterungsplanungen. Hier offenbart sich 
auch ein multidimensionales Verständnis von Öffentlichkeit, wel-
ches jedoch von Infrastruktur und Wirtschaft getrieben ist. So 
mahnt Baumeister „die Obliegenheit zum rechtzeitigen Entwerfen 
und Ausführen der öffentlichen Bauten, als Straßen und städtische 
Eisenbahnen, Plätze und Anlagen, Wasserleitung und Kanalisa-
tion“ (Baumeister 1876, 73). Gleichzeitig sollen die freien Plätze 
– zeitgenössisch auch von Baumeister und Hobrecht als squares6 

benannt – einerseits für politische und soziale Aktivitäten, „für öf-
fentliche Zwecke“ wie Märkte, Feste oder Paraden im Freiraum ge-
staltet werden (ebd., 189 f.). Andererseits zeigen zum Beispiel Kir-
chen, Theater, Hospitäler, Behörden, Markthallen und „Saalbauten 
für Concerte und Versammlungen, Lokale für Ausstellungen, theils 
geschlossen, theils im Freien, ferner größere Sommerwirthschaf-
ten“ (ebd., 178 f.) auch die sozial-räumliche sowie architektoni-
sche Besetzung. „Freie Plätze sind im Allgemeinen kein Luxus, son-
dern neben obiger Beziehung Erfordernisse der Gesundheit und 

6 Robert Cowan verweist mit 
zwei Definitionen des square 
auf die Verbindung der Berliner 
Planung mit der britischen 
Planungsgeschichte, denn 
Hobrecht reiste 1860 nach 
London. Cowan erklärt das 
zeitgenössische Verständnis von 
Plätzen: Einerseits wird aus-
drücklich auf eine rechteckige 
Platzfläche mit Pflasterung oder 
Begrünung (siehe hierzu Queen 
Square in Bath, 1729–1736) 
verwiesen, andererseits wird ein 
ganz oder teilweise umschlosse-
ner städtischer Raum frei von 
jeder Geometrie beschrieben 
(vgl. Cowan 2005, 369).
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Abb. 1 Wann ist der Platz ein 
Platz? Nicht nur die sieben 
mit dem Berliner Wappenbär 
hervorgehobenen und bedeutungs-
vollen Stadtplätze lassen ihre 
offizielle Widmung als öffentliche 
Grün- oder Verkehrsfläche kaum 
erkennen. Sondern auch als lokale 
Identitätsträger prägen die hier 
zusammengestellten Plätze von 
1862 bis heute ihre jeweilige 
Nachbarschaft und sind zum 
Image facettenreicher Berliner 
Kieze geworden. Quelle: Eigene 
Darstellung

des Verkehrs, insofern sie zur Erneuerung der Luft auf bebaueten 
Flächen beitragen, und den Conflict mehrerer zusammentreffen-
der Verkehrsströme ausgleichen“ (ebd.). Aspekte des Stadtklimas, 
der Stadthygiene, der Gesundheit und sozialer Hierarchien werden 
nicht nur von Baumeister in Verbindung mit den Platzanlagen ge-
setzt, sondern in seinem Werk auch mit Aufsätzen von Garten-
architekten und Ingenieuren anhand von Vegetationstypen auf 
Platzanlagen untermauert.

Die historische Dualität zwischen Individualverkehr und Sozial-
raum wird nicht erst seit Baumeister, Stübben und Sitte diskutiert, 
denn Eden beschreibt die Umdeutungskonflikte öffentlicher Plätze 
schon anhand der Renaissance-Schriften Albertis, die auch auf die 
Berliner Stadterweiterung (siehe Abb. 1) zutreffen: „Wenn man es 
richtig findet, eine Straßenkreuzung als kleinen Platz zu bezeich-
nen, dann kann man genauso gut einen Platz eine große Kreuzung 
nennen: Und tatsächlich sind seit der Zeit Albertis und bis heute 
die meisten städtischen Plätze zu Kreuzungen geworden“ (Eden 
1943 zitiert nach Kostof 1993, 160). Neben der Dimensionierung 
von Platzflächen werden dort insbesondere die Lage, Ausrichtung 
und Positionierung von öffentlichen Gebäuden als funktionale 
Baukörper mit stadtraumbildender Kraft versammelt. Architekto-
nisch inszenierte Repräsentationen bestimmen die Geometrie der 
Freiflächen für Monumente oder öffentliche Bauten. Bereits vor 
über 150 Jahren zeigt Baumeister die mit einem Erweiterungsplan 
entstehenden Flächenreserven öffentlicher Räume auf. Sie garan-
tieren nicht nur „Gemeindebedürfnisse im engeren Sinn, sondern 
auch um Staatsgebäude und gesellschaftliche Unternehmungen 
[…] auf fernere Zukunft hinaus zu sorgen“ (Baumeister 1876, 
178). Plätze sind seit jeher Orte der Bewegung, Begegnung und 
bieten – besonders im Unterschied zu Straßenräumen – üppigere 
Flächen für Daseinsvorsorge und Repräsentation. Anhand von Flä-
chen- und Raumgeometrien werden Platzanlagen am Anfang ihrer 
Entstehung als Knotenpunkte des Stadtnetzes nach menschlichem 
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Abb. 2 Winkelplätze und Zwi-
ckel: Im gesamten Stadterweite-
rungsgebiet werden Straßenkreu-
zungen zum Gestaltungsraum 
– von dreieckigen Kleinstflächen 
ohne Gestaltung bis zu dreiecki-
gen Parks und Bahnhofsvorplät-
zen. Quelle: Eigene Darstellung

Maßstab diskutiert. Besonders die daraus entstandenen Flächen-
ressourcen haben vorausschauend zur Lösung von Mängeln der 
Stadtentwicklung und zukünftigen Herausforderungen beigetra-
gen. Von der Antike übers Mittelalter, den Barock und den indus-
triellen Städtebau bis hin zur Nachkriegsmoderne und zur Gegen-
wartsarchitektur zeigen sich unterschiedliche Dialektiken zwischen 
Funktion und Gestaltung der Platzanlagen, aber auch zwischen 
deren Planwerken, der gebauten und gelebten Realität.

Die Vielschichtigkeit des Berliner Bebauungsplans von 1862 
sezieren, erfassen und weiterdenken
Zwar entwickelte sich der „Hobrechtplan“7 genannte Stadterweite-
rungsplan von 1862 bereits kurz nach seiner Veröffentlichung zur 
Projektionsfläche für Debatten um die Disziplin des Städtebaus. 
Die baulich-räumliche Dimension des Plans und der damit ver-
bundene Einfluss auf heutige Stadtstrukturen sind jedoch bisher in 
ihren gesamtstädtischen Zusammenhängen wenig erforscht. Städ-
tebauliche Aussagen des Plans wurden vornehmlich als Überblick 
ohne vertiefende Analyse oder nur in Einzelstudien beschrieben. 
Das Wesen von Straßen, Plätzen und Blöcken im Bebauungsplan 
von 1862 und den daraus hervorgehenden Entwurfsprinzipien 
konnte der Autor dieses Beitrags zwar mit seiner kumulativen Dis-
sertation beleuchten (vgl. Bentlin 2019), es wurde jedoch deutlich, 
dass gerade die teils massive Überformung der Entwurfsplanung 
in den Revisionsjahren bis 1900 tiefere Einblicke in die tatsäch-
liche Implementierung der Entwurfs- und Planungsprinzipien 
gewährt. Demnach können die einzelnen Abteilungspläne und 
Erläuterungsberichte nach der Genehmigung von 1862 ebenso 
wenig als abgeschlossenes und verbindliches Endprodukt angese-
hen werden wie die gesamtstädtischen Übersichtspläne. Die städ-
tebauliche Betrachtung der Revisionsjahre (1862 bis 1900) trägt 
zu einer Neubewertung der Hobrecht’schen Stadtstruktur bei, die 

7 In Bezug auf den zweiten Ber-
liner Bebauungsplan wird der 
Name Hobrecht metonymisch 
für alle Planbearbeiter in den 
Jahren von 1852 bis 1900 ver-
wendet, d. h. es ist ein über 160 
Jahre gewachsenes sprachliches 
Ausdrucksmittel. Im wissen-
schaftlichen Kontext ist vom 
„Bebauungsplan von 1862“ zu 
sprechen, um eine Bezeichnung 
zu nutzen, die der umfassenden 
Genese des Planwerks mit 
deutlich zu differenzierenden 
Verantwortlichkeiten und 
seinem vielschichtigen Wesen 
gerecht wird.
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Abb. 3 Kreuzungs- und Boule-
vardplätze: Während der südliche 
Ringboulevard aus Lennés Feder 
bis heute das Bild der Stadt sowie 
die Logik der Bahnverbindungen 
prägt, konnten nur Fragmente der 
inneren und äußeren Ringstraße 
realisiert werden. Quelle: Eigene 
Darstellung

sich gerade im Gegensatz zu zeitgenössischen Großprojekten des 
Stadtumbaus (z. B. Pariser Boulevards, 1853–1870; Wiener Ring-
straße 1858) oder europäischer Stadterweiterungen8 auf kleinmaß-
stäbliche Konzepte der Stadtentwicklung mit dem Fokus auf Plätze 
konzentrierte.

Morphologische Untersuchung
Um also der Ideenlogik und Realgeschichte wiederkehrender Platz-
typologien des Bebauungsplans näherzukommen, sollen ausgehend 
von der morphologischen Untersuchung (vgl. Curdes 1997; vgl. 
Humpert 1997; vgl. Humpert et al. 2002) und der städtebaulichen 
Schichtenanalyse (Bentlin 2021c) die öffentlichen Plätze Berlins 
in den Grenzen der Stadterweiterungsplanung zwischen 1862 und 
1900 untersucht werden. Mit Hilfe der Analyse des Planwerks wer-
den Strategien, Ideen und Inhalte der Planung öffentlicher Platzan-
lagen von dem historischen Zeitschnitt der Stadterweiterungspla-
nung mit einem Zeitschnitt der Gegenwart diskutiert. Für diesen 
Beitrag wurden die digitalisierten und vektorisierten Daten aus den 
Abteilungsplänen in einer neuen Datenbank klassifiziert und mit 
den GIS-Daten9 (FIS Broker Berlin) für Spielplätze, Grünanlagen 
und Freizeit- und Sportflächen überlagert (siehe Abb. 2 bis 5). Das 
Orthophoto10 in Abb. 6 aus dem Jahr 2021 entspricht einem Aus-
schnitt der Abteilung XIV. Es stellt dabei eine verzerrungsfreie und 
maßstabsgetreue Abbildung der Stadtoberfläche dar und ergänzt 
beispielhaft die vektorbasierte Analyse mit einem mikroskopischen 
Fokus bis auf die Ebene erweiterter Straßenräume.

Grundlagen des Planwerks und seiner Verfasser
Bei der Betrachtung des Planwerks von 1862 kann der Schlussfol-
gerung von Geist und Kürvers gefolgt werden, dass der Bebauungs-
plan „im Wesentlichen aus zwei Planideen [besteht]. Zum einen ist 
es die ringartige Verbindung der Ausfallstraßen mit einer inneren 
und einer äußeren Gürtelstraße, zum anderen die Ausfüllung der 
vorgegebenen Segmente mit ziemlich gleich strukturierten Quar-

8 Stadterweiterungsplanungen 
mit veröffentlichten Plan-
zeichnungen finden nahezu 
parallel in Kopenhagen (Seidlin 
1857), Barcelona (Cerdà 1859), 
Madrid (Castro 1860), Berlin 
(Hobrecht 1862) und Brüssel 
(Besme 1866) statt.

9 Datengrundlage sind das 
Liegenschaftskataster der be-
zirklichen Vermessungsstellen 
in Berlin und die Meldung des 
Grünflächenbestandes durch 
die bezirklichen Straßen- und 
Grünflächenämter, GRIS Berlin 
(Grünflächeninformations- und 
-managementsystem) und 
ATKIS Basis-DLM: Geoportal 
Berlin / Flächennutzungen 
auf Baublockebene ATKIS 
Basis-DLM 2015, Berlin ATKIS 
tatsächliche Nutzung 2018, 
Grünanlagenbestand 2021 
(einschließlich öffentlicher 
Spielplätze).

10 Datengrundlage: Geoportal 
Berlin / Digitale farbige Ortho-
photos 2021 (DOP20RGBI).
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Abb. 4 Hafen- und Uferplätze: 
Die gescheiterte Wasserinfrastruk-
turplanung schuf zwischen Schloss 
Charlottenburg im Westen und 
der Lohmühleninsel im Osten 
vielfältige Erholungs-, Grün- und 
Sportflächen am Wasser. Quelle: 
Eigene Darstellung

tieren“ (Geist / Kürvers 1984, 144). In bebauten wie unbebauten 
Gebieten wurden die öffentlichen Plätze vom Kommissarium im 
Zentrum der Straßenraster geplant. Durch diese zentrale Positio-
nierung und die Kombination der Freiplätze mit den entwickel-
ten Rasterstrukturen entstand ein Bild von Siedlungseinheiten mit 
kleinräumigen Grünstrukturen, einer Verkettung von Vorgärten, 
Baumalleen und Plätzen (vgl. Bentlin 2018c; Hobrecht 1860, Bl. 
75–102). Gleichzeitig sind die Plätze grundlegend für Hobrechts 
Diskussion zur Stadtentwässerungsfrage und der zehn Jahre späte-
ren Entwässerungsplanung (vgl. Bernhardt 2005; Bentlin 2018c, 
299; Bentlin 2019, 206–209). Die Idee der inneren Ringstraße 
entstammt jedoch der Lennéschen Planung von 1840. Bereits be-
stehende Vorplanungen aus der Feder von Lenné wurden in das 
Planwerk integriert, wie die Doppel-Ringpromenade mit den Bou-
levard- und Kreuzungsplätzen und die Promenadenplätze an den 
Schlächterwiesen am Urban. Ebenso wurden die Platz- und Pro-
menadenanlagen der privatwirtschaftlichen Waaren-Credit-Gesell-
schaft in den Plan kopiert. Dagegen wurde die Eisenbahnplanung 
im Plan von 1862 generell ausgespart und auch Parks waren nicht 
vorgesehen. Einen besonderen öffentlichen Zweck wies Minister 
Holtzbrinck lediglich den bestehenden Kirchhöfen und Exerzier-
plätzen zu, die von der Stadterweiterungsplanung unberührt blei-
ben sollten (vgl. Holtzbrinck 1862, Bl. 188). Assmann war froh 
über die Existenz der älteren Kirchhöfe, denn rückblickend hätten 
gerade sie in Stadtteilen einem Mangel an Grünflächen „zufällig 
abgeholfen“ (Assmann 1871, Sp. 96). Neben der Gestaltung von 
Straßenprofilen und Blockgrößen komponierte das Kommissari-
um insbesondere die Platzanlagen im Hinblick auf ortsspezifische 
Grundstücksgrenzen.

Die Platztypologien im Stadterweiterungsgebiet sind das prä-
gendste Entwurfselement des Komissariums unter der Leitung 
von Hobrecht und Assmann. Bisherige Bewertungen zeigen, dass 
die Positionierung der Plätze weniger aus topografischen oder for-
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Abb. 5 Quartiersplätze: Gleich-
mäßig verteilt prägen die Quar-
tiersplätze das Bild der Stadt. 
Quelle: Eigene Darstellung 

malistischen Gründen erfolgte, sondern vornehmlich auf Grund-
lage funktionaler Entscheidungen – dem rechtwinkligen Ausbau 
von übergeordneten Kreuzungen – in Verbindung mit monetären 
Aspekten wie verwertbarer und kostengünstiger Baugrundstücke 
(vgl. Heinrich 1962; Geist / Kürvers 1980, 84; Bentlin 2019). In 
Zeiten instabiler politischer Gemengelage und wirtschaftlicher 
Notwendigkeiten entwickelten die staatlichen Experten des Kom-
missariums ein anpassungsfähiges Wachstumsgerüst auf kleinräu-
miger Maßstabsebene. Unter Ausschluss der bestehenden Innen-
stadt griffen sie preußische Referenzen der Stadtbaugeschichte für 
die Stadterweiterung auf und entwickelten auf dieser Grundlage 
städtebauliche Kennzahlen, Strukturprinzipien und Organisa-
tionseinheiten im Angesicht radikaler Veränderungen städtischen 
Zusammenlebens und Infrastruktur (vgl. Bentlin 2018b; Bent-
lin 2018c). Platzflächen sowie Baublöcke waren zwar durch den 
Fluchtlinienplan umrissen, denn der Plan habe „zunächst nur die 
negative Bedeutung, daß das darin zu Straßen und Plätzen be-
stimmte Terrain nicht bebaut werden darf. […] Der Plan weist nur 
die Baufluchtlinien nach“ (Holtzbrinck 1862, Bl. 186–190). Die 
tatsächliche Nutzung, Gestaltung und Form standen jedoch unter 
dem Verwertungsdruck privater Akteure, die Art der Bebauung war 
im Rahmen der Bauordnung frei wählbar. Assmann formuliert die 
Limitation der Stadterweiterungsplanung auf Flächenzuschnitte: 
„Am wenigsten ist es aber Aufgabe polizeilicher Anordnungen, in 
die allgemeinen Formen des Lebens einzugreifen und etwa anstatt 
der Miethskaserne das englische Familienhaus einführen zu wollen; 
die Bauordnung und der Bebauungsplan haben nur innerhalb des 
üblichen Herkommens dasjenige festzusetzen, was dem gemeinen 
Wesen zu dienen hat“ (Assmann 1871, Sp. 89). Nicht nur die Ex-
perten im Kommissarium legten größten Wert auf Eigentümer-
interessen und Eigentumsgrenzen auf Grundlage der ministeriellen 
Instruktionen zur Stadterweiterung. Auch die Realisierung der Er-
weiterungsplanung stand aus Sicht des zuständigen Ministeriums 
ganz im Zeichen einer liberalen, privatwirtschaftlichen Stadtent-
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Abb. 6 Fokus Friedrichshainer 
Stadträume: Die Überlagerung 
von Planzeichnungen der Ab-
teilung XIV von 1862/1900 mit 
dem heutigen Stadtraum zeigt die 
Platztypologien und deren Beitrag 
zur städtebaulichen Vielfalt des 
Kiezes.

wicklung (vgl. Holtzbrinck 1862, Bl. 183). Obwohl der Minister 
feststellte, dass es sich um eine Planung handelt, die mehrere der 
folgenden Generationen betreffen werde, sah er vorrangig die pri-
vaten Bauherren als Hauptverantwortliche für die Gestaltung der 
Straßen und öffentlichen Räume. So wurden erst ab 1875 alle be-
reits bestehenden Straßen und Plätze kommunalisiert.

Platztypologien des Bebauungsplans:  
Vom städtebaulichen Gestaltungselement zur Ressource  
für Bewegung, Begegnung und Mischung
Aufgrund des unkontrollierten Baufortschritts wird vom preu-
ßischen Minister für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
August Freiherr von der Heydt ein aktuelles Planwerk zur Regu-
lierung der Bebauung gefordert. Ziel der staatlichen Instruktionen 
von 1859 ist es, „für die festgestellten Alignements der Straßen, 
[und] Plätze“ ausführbare und zweckmäßige Anlagen herzustel-
len (von der Heydt 1859, zitiert nach Geist / Kürvers 1980, 485). 
Zudem war die geringe Anzahl an öffentlichen Plätzen des ersten 
Berliner Bebauungsplans von 1830 bemängelt worden (vgl. Rothe 
1857 zitiert nach Geist / Kürvers 1980, 481). Hobrecht erhielt da-
für konkrete Instruktionen von der Heydts, wie auch zur Anlage 
des Straßennetzes und zu den Blockgrößen. „Freie Plätze sind er-
forderlich möglichst gleichmäßig zu verteilen, und dazu nament-
lich, wenn auf denselben Kirchenbauten in Aussicht genommen 
werden, soweit tunlich die höchstgelegenen Terrainflächen, ferner 
Fluß, Kanal oder Hafenufer zu wählen; auch ist auf geeignete Be-
pflanzung derselben Bedacht zu nehmen“ (von der Heydt 1859, 
zitiert nach Geist/Kürvers 1980, 485 f.). Von ministerieller Seite 
wurde abseits des Friedrichstädtischen Vorbilds immer wieder be-
tont, dass Größe und Form der Plätze abwechseln, dass eine aus-
reichende Zahl sinnvoll verteilt werden müsse und „im Interesse 
der zweckmäßigeren Bebauung […] dieselben thunlichst mit ge-
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radlinigen Grenzen und rechteckig projektiert“ werden sollen (von 
der Heydt 1862, Bl. 3; Holtzbrinck 1862, Bl. 184). Gleichzeitig 
empfiehlt der Minister auch Merkmale der privatwirtschaftlichen 
Planung der Waaren-Credit-Anstalt am Arkona- und Vinetaplatz. 
„Die dort vorgenommenen rechtwinkligen Plätze“ können „bei der 
Projektierung anderer Plätze füglich als Muster dienen“ (von der 
Heydt 1862). Die Vielzahl und Vielfalt von Platzanlagen gehört 
zur Regulierung der staatlich geplanten Stadterweiterung, sodass 
ein integriertes Straßen-Platz-Gefüge beauftragt wurde.

Hobrechts Handschrift zwischen Reglement und Laissez-faire

Die Versorgung der neuen Stadtteile mit „freien Plätzen“ und die 
„angemessene Verbindung derselben mit den zunächst gelegenen 
Hauptstraßen“ (Hobrecht 1861a, Bl. 38) ist beim Entwerfen in 
Stadterweiterungsgebieten mit zahlreichen Bestandsstraßen ein 
wesentlicher Gestaltungsgedanke Hobrechts in den Erläuterungs-
berichten. Zwar sollten diese Plätze nach Hobrechts Auffassung 
länglich oder quadratisch in einer meist zugrundeliegenden Sym-
metrie angelegt werden (Hobrecht 1861a, Bl. 34; Hobrecht 1860, 
Bl. 82). Tatsächlich wurden jedoch überwiegend unregelmäßige 
vier- sowie dreieckige Plätze in das mosaikartige Blockmuster der 
Stadterweiterung eingefügt. Diese wiederkehrenden Motive wur-
den aufgrund von zwei Gestaltungsstrategien entwickelt: einerseits 
anhand von Straßenkreuzungen und andererseits im Zentrum der 
Straßenraster. Dabei entstanden entgegen dem rechtwinkligen 
Vorbild Gendarmenmarkt auch trapezförmige Figuren, da durch 
die Orientierung an den Bestandsstraßen kein rechter Winkel 
möglich war. Gleichwohl gab es auch Plätze als regelmäßige Viel-
ecke an übergeordneten Verbindungen, die jedoch nur wegen der 
hohen „Anzahl der vorhandenen hier zusammenstoßenden Stra-
ßen“ (Hobrecht 1861a, Bl. 35) angelegt wurden und nicht wegen 
einer formalisierten Komposition. Dieses funktionale Gestaltungs-
prinzip wurde durch große Privatgrundstücke gefördert, die eine 
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einfache Umwandlung zu einer öffentlichen Fläche ermöglichten.  
Denn die „erheblichen Vortheile“ für den alleinigen Grundstücks-
eigentümer durch die neuen Straßenanlagen „macht die leichte An-
legung eines so großen Platzes nicht unwahrscheinlich“  (Hobrecht 
1860, Bl. 82).

Diesem funktionalen Prinzip folgten auch die Freiplätze, da sie 
abseits von bestehenden Wegeverbindungen im Mittelpunkt der 
rechtwinkligen Straßenraster positioniert wurden, um eine zentra-
le Erreichbarkeit innerhalb der Baugrundstücke zu gewährleisten. 
Denn zu den historischen Bedingungen gehörte es, die drängen-
de Erreichbarkeit zwischen produktiven Nutzungen, schnellen 
und umfangreichen Verkehrsmitteln auf Wasserstraßen und zu-
nehmend Eisenbahnen sowie zu den Verbraucher- und Arbeits-
märkten herzustellen. Da diese Platzflächen nicht ausschließlich 
an Straßenkreuzungen angelegt wurden, bestimmte ein konkreter 
Kennwert auch deren Lage. Der Kommissarius Hobrecht stellte 
fest: „Freie Plätze sind überwiegend in Entfernung von 100 bis 150 
Ruthen [377 bis 565 Meter] ziemlich gleichmäßig über das ganze 
Straßennetz vertheilt“ (Hobrecht 1860, Bl. 78 und 82). Minister 
von der Heydt gab die historische Referenz der Entfernungen zwi-
schen Opernplatz, Gendarmenmarkt, Hausvogteiplatz und Dön-
hoff-Platz „als maßgebend“ an (von der Heydt 1862, Bl. 3). Diese 
Orientierung an den bestehenden Plätzen der Berliner Innenstadt 
bestätigte Hobrecht rückblickend 1870 (vgl. Architekten-Ver-
ein zu Berlin 1870, 389). Die Auswertung der vorgenommenen 
Plananalyse zeigt jedoch eine großzügige Auslegung des von Ho-
brecht formulierten Kennwerts: Der Kommissarius erstellte 1862 
ein gesamtstädtisches Platzsystem mit der Entfernung von 300 bis 
800 Metern zwischen den zu verteilenden Plätzen. Dabei findet 
sich das eher unauffällige Freiraummotiv der Winkelplätze am 
Schnittpunkt von Wegeverbindungen: An Kreuzungen von unter-
geordneter Bedeutung mit spitzen Winkeln fügte das Kommissa-
rium dreieckige Flächen ein, die weniger eine explizite Platzfläche 
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auswiesen und eher zur besseren Verwertung der Baugrundstücke 
dienten. Wie bereits angedeutet, wurden an Schnittpunkten von 
Straßen und besonders bei Straßenkreuzungen von drei und mehr 
Verbindungen Freiplätze arrangiert, mit dem Zweck, „das Zusam-
mentreffen aller dieser Straßen zu vermitteln“ (Hobrecht 1860, Bl. 
81 und Bl. 85). Auch Minister von der Heydt unterstützte diese 
Aussage Hobrechts und forderte in der Diskussion der Abteilungs-
planungen, dass „kleinere Plätze besonders da anzuordnen [sind], 
wo mehrere Straßen in spitzen Winkeln zusammentreffen“ (von 
der Heydt 1862, Bl. 3). Die Folge war, dass die Zusammenschau 
der Plätze einen willkürlichen und wenig komponierten Eindruck 
hinterließ. Diese Entwurfs- und Planungsprinzipien erlauben es, 
auf ortstypische Grundstücksgrenzen, Bestandsanlagen oder ande-
re Bedingungen Rücksicht zu nehmen.

Unschärfe in der städtebaulichen Platzgestaltung

Ob die jeweilige Platzfläche zur späteren Bebauung vorgesehen 
war, ob Straßen die Fläche durchschneiden oder umreißen, ob 
Grünflächen oder befestigte Steinplätze vorgesehen waren – all 
diese Gestaltungskriterien von Plätzen ließ das Kommissarium 
unbeantwortet. Hobrecht hatte zwar klare Vorstellungen zur Aus-
gestaltung der öffentlichen Plätze, wies diesen Elementen aber in 
seinen Planaussagen sowie -zeichnungen eine Schemenhaftigkeit 
zu: „Was in dieser Beziehung auf dem Situationsplan gegeben, 
kann selbstredend nur den Werth einer Andeutung haben“ (Ho-
brecht 1860, Bl. 89), stellte er klar. Auch von ministerieller Seite 
erfuhr Hobrechts Ansatz Unterstützung, denn eine Ausgestaltung 
von Vorgärten, „öffentlichen Promenaden und Schmuckanlagen“ 
könne „nur nach Maßgabe der bei der Ausführung jeder neuen 
Anlage obwaltenden Verhältnisse getroffen werden“ (Holtzbrinck 
1862, Bl. 189). Der Bebauungsplan und die Verantwortlichen er-
stellten bewusst kein ausdifferenziertes Konzept für das öffentliche 
Raumgefüge, da sie den Bedarf und die Bestimmung dieser zent-
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ralen öffentlichen Elemente als nicht vorhersehbar einstuften und 
auf die notwendige Flexibilität in Hinblick auf spätere tatsächliche 
Nutzungsanforderungen verwiesen.

Das Kommissarium verteilte somit im gesamten Stadterweite-
rungsgebiet rechtwinklige und unregelmäßige Plätze, die durch die 
Kreuzungsfunktion und die Vergabe möglichst rechtwinkliger Par-
zellen für „angemessene Bauplätze“ sowie die starke Orientierung 
an Bestandwegeverbindungen variieren. Zwar sind die rechtwink-
ligen Plätze die prominenteste Platztypologie, doch darüber hinaus 
entwickelte das Kommissarium öffentliche Stadträume, die wenig 
ausgearbeitet, aber anhand der Lage, Form und Verteilung unter-
schiedlichen Funktionen im Stadterweiterungsgebiet zugeordnet 
sind. Im Folgenden werden diese Typologien vom historischen 
Kontext der Stadterweiterungsplanung bis in die Gegenwart dis-
kutiert:

• Die Winkelplätze und Zwickel finden ihren Ursprung in der 
Vermeidung von spitzwinklig zulaufenden Blöcken. 

• Die Kreuzungs- und Boulevardplätze entstehen aus dem Zwi-
schenspiel von Straßenkreuzungen und Ringpromenaden.

• Die Hafen- und Uferplätze sind Erweiterungen von Hafenbe-
ckenanlagen und werden nur an Kanälen und der Spree posi-
tioniert. 

• Die Quartiersplätze konstituieren sich durch ihre Lage inner-
halb der zentralen Positionierung in einem Straßenraster an-
stelle eines Baublocks.

Winkelplätze und Zwickel
Winkelplätze und Zwickel sind dreiseitig begrenzte Freiflächen, die 
in Folge von spitzen Winkeln oder Unterbrechungen im Block-
muster besonders im heutigen Wedding, Friedrichshain und Char-
lottenburg entstanden. Es wurden damit schwierige Ecksituatio-
nen für die Bebauung gelöst. Hobrechts Stellvertreter Assmann 
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konkretisiert: „Sowohl aus diesem Grunde, als auch für den Ver-
kehr ist ein Brechen dieser Ecken erforderlich. Es entstehen dann 
kleine Straßenerweiterungen, welche dem in Kreuzungen ver-
mehrten Verkehr oder der Aufstellung von Candelabern, von An-
schlagsäulen, Bedürfnißanstalten und ähnlichen Dingen zu Gute 
kommen“ (Assmann 1871, Sp. 98 f.). Sie können ähnlich zu Quar-
tiers-, Boulevard- und Kreuzungsplätzen von Straßen umrahmte, 
großzügige Räume ausbilden, die ein Ensemble aus Grünflächen 
(Kollwitzplatz, Comeniusplatz, Wismarplatz, Wühlischplatz) so-
wie öffentlichen Gebäuden (Stephanplatz, Augustenburger Platz, 
Winterfeldtplatz, Courbiéreplatz) bilden. Oder sie stellen sich als 
Raumsequenz entlang von Verbindungsachsen wie dem Kurfürs-
tendamm oder als zufällige Gehwegerweiterungen dar, sogenann-
te Zwickel. „Für gewöhnlich sind die hinter der Bürgersteiglinie 
sich bildenden verkehrslosen Zwickel unsauber und zwecklos. 
[…] Die dem Verkehre schlecht zugänglichen Zwickel sind also 
Theile des Fahrdammes und dienen vorwiegend zur Aufstellung 
wartender Fuhrwerke“, kommentierte Joseph Stübben diese Rest-
flächen und resümierte, „dass der Kreuzungspunkt zweier Straßen 
nur unter besonderen Ortsverhältnissen sich zu einer Platzanlage 
eignet“ (Stübben 1890, 129–132). Diese Straßenkreuzungen und 
-erweiterungen befinden sich unregelmäßig im gesamten Stadtge-
biet und wandelten sich zu Plätzen und umgekehrt (Nauener Platz, 
Straußberger Platz). Sie treten besonders in der Nähe von Bahn-
höfen auf (Unionplatz, Schleidenplatz, Franz-Mehring-Platz). Mit 
zunehmender Bedeutung der Bahnhöfe gewannen diese Orte erst 
ab 1870 an Wichtigkeit, bis sie bis zur Jahrhundertwende zu re-
präsentativen Bahnhofsvorplätzen umgebaut wurden. Selbst heute 
stellt der Annemirl-Bauer-Platz eine wichtige Potenzialfläche für 
die Erweiterung des S-Bahnhofs Ostkreuz zum Fernbahnhof dar.

In Abbildung 2 wird deutlich, dass die großflächigen Winkelplät-
ze nur an wenigen Stellen im Norden und Osten realisiert wur-
den. Dem Ansatz folgend wurden jedoch bis 1900 insbesondere 
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die kleinräumigen Zwickel in der gesamten Stadt angewendet; ein 
bewusstes Hinsehen ist nötig. Dabei sind die Eck-Treffpunkte in 
den Kiezen die kleinsten Stadträume. Teils in Folge der Erweite-
rungsplanung, teils aber auch ohne Vorplanungen etablierte sich 
die „Berliner Ecke“11. Dieser architektonische Rücksprung durch 
eine abgeschrägte Ecke schafft die kleinste Form der Zwickel (siehe 
Abb. 6). Deren städtebauliche Ursprünge finden bereits in der Lui-
senstädtischen Stadterweiterung (Entwurf für das Köpenicker Feld 
von Lenné von 1843) mit dem Moritzplatz und dem Heinrich-
platz Anwendung. Hier zeigt sich, wie sich die funktionale Logik 
der Vermeidung spitzer Winkel zu einem Produzieren öffentlicher 
Flächen auf Makro- und Mikroebene entwickelte. Gerade im Hin-
blick auf heutige Stadträume wird deutlich, dass die Zwickel teils 
keinem Grünflächenkataster zugeordnet werden und gleichzeitig 
als urbane Stadtplätze (Caroline-Herschel-Platz) gestaltet oder 
nur zusätzlicher Straßenraum sind. Hier zeigt sich insbesondere 
die Dualität zwischen Verkehrs- und Aufenthaltsflächen, welche 
Potenzial für die Umwidmung und Nutzbarmachung zu Grün-
flächen birgt. Gerade die Abfolge verschiedener Winkelplätze und 
Zwickel charakterisiert die Boxhagener Straße bis heute mit ihren 
vielfältigen Gastronomieaußenflächen, Spielplätzen und urbanen 
Verweilflächen.

Kreuzungs- und Boulevardplätze
Kreuzungs- und Boulevardplätze sind zentral angeordnete Frei-
räume inmitten sich kreuzender Straßenachsen oder entlang der 
nie fertiggestellten Berliner Ringpromenaden (siehe Abb. 3). Die 
von Straßen umschlossenen Vielecke wurden repräsentativ durch 
Baumreihen bzw. die Positionierung von Kirchen oder anderen 
öffentlichen Gebäuden gestaltet. Sie sind Teil von großmaßstäb-
lichen Planfiguren wie den Boulevardfragmenten (Generalszug aus 
der Lennéschen Planung: Breitscheidplatz, Wittenbergplatz, Nol-
lendorfplatz bis Kaiser-Friedrich-Platz; Innerer Ring entlang der 
Danziger Straße und Petersburger Straße: Bersarinplatz, Petersbur-

11 Die kommunikative 
Funktion der Straßenecke 
wird, neben den Eck-Kneipen, 
durch die historische Figur des 
„Eckensteher Nante“ als „Berli-
ner Original“, mit einem Denk-
mal, einer Plastik von Gerhard 
Thieme, im wiederaufgebauten 
Nikolaiviertel seit 1987 eben-
falls als Kulturgut gewürdigt. 
Ferdinand Strumpf, geboren 
1803, war ein Dienstmann, der 
an der Ecke Königstraße / Neue 
Friedrichstraße auf Arbeit 
wartete und die Ereignisse auf 
der Straße humorvoll kommen-
tierte. Später wurde sein Leben 
literarisch und musikalisch 
verarbeitet (s. hierzu Endlich 
1990, 273).
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ger Platz, Arnswalder Platz, Danziger Platz), weswegen sie auch 
eine Sammelfunktion innerhalb des Straßennetzes übernahmen. 
Aufgrund der gescheiterten Ringstraßenplanung für Berlin ent-
fielen viele dieser Boulevardplätze (vgl. Bentlin 2017; vgl. Bent-
lin / Lammert 2018, 192) und stehen bis heute als ungestaltete 
Abstandsgrünflächen wie der Danziger Platz. Fragmente der äuße-
ren Ringstraße werden durch den Louise-Schroeder-Platz und den 
Mierendorffplatz markiert und verweisen auf die verlorene Verbin-
dungsachse zum Schloss Charlottenburg. Dagegen konnten mit 
dem Savignyplatz, dem Zionskirchplatz oder dem Theodor-Heuss-
Platz auch abseits der Ringboulevards stadtbildprägende Knoten-
punkte mit Aufenthaltsqualität geschaffen werden. Ein besonderes 
Potenzial bietet die innere Ringpromenade, die bisher überwiegend 
als sehr breiter Verkehrs- und Transitraum gestaltet ist. Insbeson-
dere eine Umgestaltung für den Fuß- und Radverkehr, aber auch 
Baumpflanzungen sollen infolge des Straßenbahnausbaus der Linie 
M10 bis zum Hermannplatz den Boulevardcharakter fortführen. 
Hier zeigt sich die Fragilität gesamtstädtischer Entwurfsplanung: 
Die öffentlichen Plätze der Gürtelstraßen funktionieren heute nur 
auf einem Achsenfragment (Generalszug) oder ihre Raumwirksam-
keit entfaltet nur noch eine Funktion als Quartiers- oder Schmuck-
platz ohne Ringverbindung.

Hafen- und Uferplätze
Hafen- und Uferplätze sind mit ausdrücklicher Forderung des Ma-
gistrats um Wasserinfrastrukturprojekte in den Bebauungsplan in-
tegriert worden (von der Heydt 1862, Bl. 7), eine Realisierung von 
Hafenplätzen geschah allerdings kaum. Der Ausbau der Wasserwe-
ge benötigte enorme Investitionen und langfristige Planungszeit-
räume, wie das Beispiel des Westhafens zeigt. Das Wassernetz mit 
den Hafen- und Uferplätzen konnte der dynamischen Entwick-
lung des Eisenbahninfrastrukturnetzes nicht standhalten (siehe 
Abb. 4). Lediglich am bestehenden Nordhafen (Mettmannplatz, 
Nordhafenpark West), am Schöneberger Hafen (Hafenplatz) und 
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am projektierten Urbanhafen (Böcklerpark, Carl-Herz-Ufer, Park 
am Klinikum am Urban) verweisen heute noch öffentliche Frei-
räume und Platzanlagen am Wasser auf die Bebauungsplanung. 
Ufernahe Lager-, Markt- und Umschlagplätze an der Spree und 
dem 1852 fertiggestellten Landwehrkanal übernahmen vorwie-
gend wirtschaftliche Funktionen wie das Be- und Entladen von 
Kähnen. Der Ausbau der wassernahen Straßen und Plätze knüpfte 
an die Wasserinfrastrukturprojekte der Vorjahre in der stadtgestal-
terischen Tradition von Lenné an, befestigte Freiräume am Was-
ser dienten vorwiegend als Holz- und Kohlelagerplätze sowie als 
Umschlagplätze für Baustoffe, die hauptsächlich zu Wasser trans-
portiert wurden. Darüber hinaus befanden sich in der Nähe der 
Hafenbecken auch Badestellen wie zum Beispiel am Kreuzberger 
Ufer. Erst durch die Wohnbebauung wurden die ehemaligen Gar-
ten- und Naturflächen zu repräsentativen Uferplätzen mit grü-
nen Erholungsarealen ausgebaut (Lützowplatz, Lohmühlenplatz, 
Weichselplatz). Auch Uferwege sind bis heute an der gegenüberlie-
genden Spreeseite des Schlosses Charlottenburg (Bonhoeffer-Ufer, 
Österreichpark, Iburger Ufer), am Zusammenfluss von Spree und 
Charlottenburger Verbindungskanal (Neues Ufer), am Charlotten-
burger Spreebogen (Eyke-von-Repkow-Platz, Wikingerufer) und 
am Landwehrkanal (Spielplatz Ratiborstraße, Lohmühleninsel) zu 
finden. Auf diesen Flächen haben sich vorwiegend Sport-, Erho-
lungs- und Vegetationsflächen etabliert, die ihren Wert als lange 
ungenutzte Flächenressourcen zeigen. Die ausgeprägten und ver-
nachlässigten Wasserlagen Berlins außerhalb der Museumsinsel 
sind ein Relikt gescheiterter Infrastrukturplanung. Im Hinblick auf 
die Admiralbrücke mit den Grünflächen am ehemaligen Urban-
hafen zeigt sich die wertgeschätzte Atmosphäre Berlins als grüne 
Stadt am Wasser innerhalb dicht bebauter Quartiere, die an eini-
gen Innenstadtlagen immer noch ins Bewusstsein zurückgeholt 
werden kann.
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Quartiersplätze
Außerhalb der Lennéschen Planungen im Süden Berlins sind die 
Quartiersplätze die überschaubarsten und größten Platzanlagen, 
die das Bild der Stadt bis heute besonders prägen; im Uhrzeiger-
sinn von Charlottenburg über den Wedding und nach Friedrichs-
hain bis über die Spree (siehe Abb. 5). Sie sind öffentliche Freiräu-
me innerhalb eines meist rechtwinkligen Blockmusters und weisen 
mit ihrer Umgebung vergleichbare Dimensionen auf. Sie waren 
keine Restflächen, die in Folge von spitzen Winkeln oder Unter-
brechungen im Blockmuster entstanden sind, sondern dienten 
als Lager- und Marktplätze mit einer individuellen Bepflanzung. 
Besonders dort wurde die Errichtung von öffentlichen Gebäuden 
oder Kirchen vorgesehen (Amtsgerichtsplatz, Karl-August-Platz, 
Brunnenplatz, Arminiusplatz). Vielfach wurden die Plätze in den 
Revisionsjahren gänzlich gestrichen (Andreasplatz, Sickingenplatz, 
Gießplatz) oder in ihrer Dimension deutlich reduziert (Boxhage-
ner Platz) und schließlich auch in ihrer Position und Orientierung 
verlegt. Nur wenige Platzanlagen sind ohne markante Revision bis 
heute erhalten: Marheinekeplatz, Magdeburger Platz, Traveplatz, 
Forckenbeckplatz, Helmholtzplatz, Humannplatz, Teutoburger 
Platz, Brunnenplatz, Sparrplatz, Zeppelinplatz und Leopold-
platz. Während Plätze in der Nähe der ehemaligen Akzisemauer 
(Lausitzer Platz) am Übergang der Lennéschen und Schmidschen 
Planung zeitlich zu verorten sind, sind gerade im Nordosten viele 
Plätze bis zur Mitte des 20. Jahrhunderts aufgrund von Randlagen 
und mangelndem Stadtwachstums nicht ausgeführt worden. Heu-
te befinden sich auf diesen Flächen Parks inmitten dichter Kreuz-
berger Blockrandbebauung – z. B. der Viktoria-Luise-Park – oder 
aufgelockerter Baustrukturen – z. B. in der Großwohnsiedlung 
am Fennpfuhl. Auch Bahninfrastrukturanlagen ersetzen ehemals 
geplante Plätze. Ebenso entstanden Friedhofsflächen an der See-
straße, Sportplätze und Kleingartenanlagen an der Bornholmer 
Straße. Die Mikroanalyse in Abbildung 6 zeigt, dass die Flächen 
auch für soziale Infrastruktur (Schulen, Kindergärten) und alterna-
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tive Wohnformen erst in den Nachkriegsjahren oder nach der Wie-
dervereinigung Deutschlands verwendet wurden. Dass gerade die 
Quartiersplätze neben den Straßen des Hobrecht’schen Berlins als 
identitätsstiftend und beispielgebend für den öffentlichen Raum 
der Stadt etabliert werden konnten, beweisen auch nachfolgende 
Stadterweiterungen rund um das Bayerische Viertel, im Schiller- 
oder Weitlingkiez.

Hobrecht’sche Stadtproduktion
Die historische Kontextualisierung zeigt, dass städtebauliche 
Mischung durch die Betrachtung räumlicher und funktionaler 
Beziehungen in verschiedenen Maßstäben und durch die Unter-
suchung der tatsächlichen räumlichen Anordnung gemeinschaftli-
cher Stadträume, der Infrastruktur und der Reduzierung von Um-
weltbelastungen verstanden werden sollte. Zwar folgen die vom 
Kommissarium konzipierten Universalplatzflächen der historisch 
gewachsenen Determiniertheit von Architektur und Infrastruktur, 
wie die typologische Analyse zeigt. Gleichwohl gestalten regula-
torische und soziale Konzepte dieses Kompendium städtebaulich 
gefasster Platzflächen fortlaufend. Seit jeher waren die Anforde-
rungen an öffentliche Räume Veränderungen unterworfen und 
damit nur schwer planbar. Die Mischnutzung ist also in hohem 
Maße kontextgebunden und hängt sowohl von den Merkmalen 
des Gebiets als auch von den politischen Zielen ab. Erst die De-
terminiertheit der Plätze garantiert die zukünftige Flexibilität in 
der Nutzung und schafft den Rahmen des Möglichen. In diesem 
Kontext verweist Hobrecht nicht nur auf die Priorisierung des 
„kleinen Städtebaus“ statt großer Lösungen, sondern auch auf den 
zu limitierenden Maßstab nach menschlicher Wahrnehmung für 
Plätze, denn die „Entwicklung von Linien und Figuren [wird] nur 
dann einen Werth haben können, wenn das Auge eine solche ganze 
Figur gewissermaßen mit einem Mal zu überschauen und zu er-
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fassen im Stande ist“ (Hobrecht 1860, Bl. 101 und 102). Insofern 
stellen die vielfältigen Platztypologien aus heutiger Perspektive eine 
Mischnutzungsstrategie räumlicher und sozialer Verwobenheit dar. 
So gilt es nicht, monofunktionale Idealbilder nachzubauen, son-
dern jener Dynamik für Mischung im Gründungsgedanken des 
Kommissariums nachzuspüren und damit neue Konfigurationen 
der Hobrecht’schen Stadtproduktion zu generieren.

Denn nicht zu vergessen ist bei der Bewältigung planerischer He-
rausforderungen, dass der Baufortschritt von Städten kontinu-
ierlich morphologische Muster erschafft. Die historischen Stadt-
erweiterungspläne europäischer Metropolen beeinflussen deren 
Entwicklung über die vorgesehene Lebensdauer hinaus und sor-
gen bis heute für eine Vielzahl von robusten Stadtgefügen, wie das 
Berliner Beispiel zeigt. Gerade jetzt beweisen sich Stadtplätze der 
europäischen Stadt wieder als Orte des Wandels; demokratische 
Gesellschaften beschützen ihren geistigen Lebensraum in Gestalt 
städtischer Öffentlichkeit auf historischen Plätzen, auf dem Kie-
wer Majdan Nesaleschnosti, dem Berliner Alexanderplatz, dem 
Moskauer Puschkin-Platz. Oder wenn der Präsident des Umwelt-
bundesamtes auf Grundlage der Klimawirkungs- und Risikoana-
lyse 2021 sagt, dass wir Schwammstädte brauchen, die sich „dank 
vieler Grünflächen und Entsiegelungen […] wie ein Schwamm 
mit Wasser vollsaugen“12, dann sind die öffentlichen Platzanlagen 
von 1862 entscheidende Flächenressourcen eines klimagerechten 
Stadtumbaus – Stadtoasen in verdichteten Räumen. Ausgerech-
net aus einer Zeit der Versiegelung des öffentlichen Raums und 
Entwässerung der Stadt bietet die Netzstruktur polyzentrale und 
kleinräumige Orte für lokale Wasserspeicher und gesamtstädtische 
Vegetation. Während die ehemaligen Hafenplätze zu Anlagen für 
Sport, Parks und städtisches Leben am Wasser weiterentwickelt 
wurden, so sind gerade Kreuzungsplätze und Zwickel, aber auch 
viele populäre Plätze Berlins als Verkehrsraum klassifiziert und 
nicht als Grünfläche.

12 Berliner Zeitung vom 
15.06.2021.
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Die Analyse der Platztypologien zeigt auf, wo Verkehrsflächen ent-
siegelt werden können. Gesamtstädtische Untersuchungen zum 
Straßen-Platz-Gefüge als Orte der Kommunikation, der Interak-
tion und als Identitätsträger in polarisierten Stadtgesellschaften 
sind dagegen noch zu ergründen. Strategien für Multicodierung 
und freiräumliche Gestaltung müssen mit gegenwärtigen Konzep-
ten des Zusammenlebens überprüft werden, wenn Nutzungs- und 
Planungskonflikte vermieden werden sollen. Denn planerische 
Verantwortung zeigt sich, wenn vielfältige Flächenanforderungen 
für unbekannte Zukünfte sichergestellt werden. In Zeiten radikaler 
Umbrüche liegen die Stärken von Masterplänen nicht darin, Ent-
wicklungsdynamiken vorauszuplanen, sondern einen Ordnungs-
rahmen zu konstruieren, der kontinuierlich angepasst werden kann 
und gleichzeitig Gestaltungsspielräume wie Mindeststandards an 
öffentlichen Räumen in der wachsenden Stadt sichert. Berlin lebt 
von der Vielfalt, von der Abwechslung der Kieze mit den vielzäh-
ligen Plätzen und öffentlichen Alltagsorten. So ist Berlin dort am 
lebendigsten, wo das Bewusstsein, in einer Großstadt zu leben, 
durch die Überschaubarkeit einer lokalen Nachbarschaft auf Plät-
zen und Straßen geerdet wird.
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Mischung kann [...] nur als Prozess verstanden werden. 
Mischung verlangt nach Freiheiten des Arrangierens im 
Raum und des Sich-Arrangierens in der Gesellschaft. Wenn 
Mischung als Prozess funktionieren soll, dann müssen Beweg-
lichkeiten in mehrere Richtungen möglich sein: Annäherung 
und Rückzug, Zuordnung und Trennung. Mischung braucht 
Geduld und Toleranz. (Raith 2000, 201)
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Angelika Psenner

URBANE MISCHUNG HISTORISCH  
BETRACHTET. DER WIENER ZINS-
HAUSTYPUS ALS ERMÖGLICHER UND 
TREIBER FÜR STÄDTISCHE MIXTUREN

Einleitung
Wie gebaute Umwelt letztendlich im Alltag konkret bespielt wird, 
liegt zumeist nicht im Pouvoir von Architekt*innen und Städ-
tebauer*innen. Das zeigt sich dort, wo wir baulich-räumliche 
Strukturen und ihre der jeweiligen gesellschaftlichen Anlage ent-
sprechende Nutzung über einen längeren Zeitraum beobachten, 
sie dabei sich verändern und entwickeln sehen. Es können durch 
den Einsatz bestimmter Architekturen jedoch mischungsfreund-
liche Strukturen geschaffen werden, die eine grundlegende Dis-
position zur Mixtur bereitstellen. Denn, und das versuche ich im 
vorliegenden Text darzulegen: Städtische Architekturen legen das 
Potenzial hierfür an oder hemmen es. Zuweilen verstehen sie es, 
Mischung auch gänzlich zu verhindern, vor allem wenn, wie im 
Falle der zonenbasierten Stadtplanung1, dies das grundlegende Ziel 
aller Lenkung ist – bzw. war.

Der Artikel beschreibt die Wirkungsweise einer historischen Stadt-
struktur, von der wir wissen, dass sie – zumindest bis zu einem 
gewissen Zeitpunkt in der Geschichte ihres Bestehens – den In-
begriff einer inklusiven, gemischten Stadt darstellt. In der syste-
misch-morphologischen Analyse von Bereichen der Wiener Be-
standsstadt des 19. Jahrhunderts zeigen sich mikrostrukturelle 
Zusammenhänge, die sich möglicherweise für die europäische Stadt  
(vgl. Häußermann 2001; Siebel 2004), wenn nicht sogar generell 

1 An anderer Stelle in diesem 
Sammelband schreibt Bentlin 
hierzu: „Ein Grundsatz der 
Moderne war die Regulierung 
konkurrierender städtischer 
Aktivitäten, was zu dem Prinzip 
der Zonierung in der Stadt-
planung führte. Um Sicherheit, 
Effizienz und Gesundheit auf 
Quartiersebene zu erhöhen, 
reguliert das Instrument 
städtische Überlastung“ (Bentlin 
2024, 22, in diesem Band).
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2 Die diesem Artikel zugrunde 
liegende „Street Level Environ-
ment“-Studie umfasste neben 
einer ausführlichen Analyse 
der Wiener Situation auch eine 
vergleichende Analyse weiterer 
Städte des 19. Jahrhunderts: 
Berlin, Paris, Budapest, Prag, 
Basel und Rom (vgl. Psenner 
2023, URL 1: Stadtparterre 
Wien und URL 2: Street-Level 
Environment).

für städtische Landschaften verallgemeinern lassen2 und die letz-
ten Endes auch Relevanz für die aktuelle bauliche und planerische 
Fortschreibung von Städten haben können.

Es wird die Frage nach der (historischen) Konzeptualisierung von 
Mischung behandelt: Was machte das gründerzeitliche Wien einst 
zu einer gemischten, kompakten Stadt der kurzen Wege? Schaffen 
die stadträumlichen Figuren und Layer der untersuchten Bestands-
stadt eine grundsätzliche Mischungsdisposition? Wie verhält es 
sich heute? Lassen sich aus der Gegenüberstellung der historischen 
und der aktuellen Situation Lehren für zu entwickelnde Neubau-
areale ziehen?

Der Text zielt darauf ab, die Komplexität des städtebaulichen Ge-
füges zumindest hinsichtlich eines Aspekts – nämlich hinsichtlich 
einer stadtmorphologischen Analyse des Typus „Straße in Neben-
lage“ – zu entwirren und diesbezügliche Zusammenhänge lesbar 
zu machen. Letztendlich möchte ich anhand der Diskussion der 
konkreten Wiener Gründerzeitstruktur untersuchen, welche die 
Grundzutaten für eine urbane Mixtur aus stadtstruktureller Sicht 
sein können und welches Mischungsverhältnis bzw. welches Mi-
schungsprozedere es dabei einzuhalten oder vielmehr zu provozie-
ren gilt.

Abb. 1 Wien, 7. Bezirk. Ein 
gründerzeitliches Areal, das in 
seiner baulichen Struktur relativ 
unverändert ist. Hier im April 
2021 während des dritten Coro-
na-bedingten Lockdowns. 
© Psenner 2021
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3 In historischen Einreich-
plänen bezeichnen Gewölbe 
auch Gwölb Gassenlokale mit 
unspezifizierter Nutzungs-
vorgabe. Die Genese dieses 
Wien-typischen Begriffs wird 
im vorliegenden Text zu einem 
späteren Zeitpunkt ausführlich 
beschrieben.

4 Ausgehend von der Wirt-
schaftsgeschichte bezieht sich 
der Begriff „Gründerzeit“ 
eigentlich auf eine Zeit des 
Gründertums im Mitteleuropa 
des 19. Jahrhunderts, die mit 
der breiten Industrialisierung 
einsetzte und bis zum Börsen-
crash 1873 andauerte. Der 
etwas unscharfe Ausdruck 
„Gründerzeit-Stil“ entspricht 
dem Begriff „Historismus“ und 
beschreibt als solcher einen 
stilistischen Eklektizismus, der 
das Kunstschaffen des 19. und 
beginnenden 20. Jahrhunderts 
maßgeblich bestimmte. Bei der 
Beschreibung von Stadtent-
wicklungen, die neben reinen 
Stilfragen auch wirtschaftliche, 
soziale und politische Hinter-
gründe umfassen, ist der Begriff 
Gründerzeit vorzuziehen. Die 
Wiener Gründerzeit wird 
allgemein für den Zeitraum 
1848–1918 festgelegt (vgl. 
Psenner 2018a, 35).

5 Aus Gründen des Daten-
schutzes – besonders in Bezug 
auf jene aus den Archiven der 
Baupolizei – werden Orts-
angaben zur erwähnten Studie 
anonymisiert.

Gründerzeitliche Erdgeschoßnutzungen
Drei Bäckereien und Zuckerbäckereien, drei Gewerbelokale für 
Waschwarenerzeugung bzw. Wäschereinigung, zwei „Pfaidlereien“ 
(Hemdennähereien), zwei Tischlereien – der Betreiber der einen 
Tischlerei nannte sich außerdem Möbelfabrikant –, zwei Fleisch-
hauereien, wovon die eine sich auf das Selchen spezialisiert hatte, 
jeweils eine Apotheke, Molkerei und „Privatlehranstalt für Kra-
wattennähen“; die Druckerei der „Sonn- und Montagszeitung“, 
ein Bethaus für die lokale jüdische Kirchengemeinde, ein Kork-
warenerzeugungsgewerbe, ein Rahmen- und Leistenerzeugungs-
betrieb, eine Glasschleiferei, ein Papierverschleißer – der Begriff 
Verschleißer steht für Kleinhandel –, ein Schlossermeister und fünf 
weitere nicht genauer beschriebene Gassenlokale, zuweilen auch 
„Gewölbe“ bzw. „Gwölb“ genannt,3 genutzt zumeist von Klein-
händler*innen und nicht weiter spezifizierten Gewerben. Ferner 
fanden sich sieben Gastwirtschaften, Kaffeehäuser, Kaffeesiederei-
en oder Branntweiner und darüber hinaus noch weitere vier als 
Gemischtwarenverschleißer ausgewiesene Lokale.

Diese große Anzahl von unterschiedlichen Erdgeschoßnutzungen 
fand sich gegen Ende der Gründerzeit4 auf einem gerade mal zwölf 
Parzellen umfassenden, 190 Meter langen Stück Straße in einem 
inneren Bezirk Wiens.5 Es handelt sich hierbei um eine Gasse in 
Nebenlage, also weder um eine Geschäfts- oder Versorgungs-, noch 
um eine Haupterschließungsstraße. Dennoch wies das untersuch-
te, durchwegs mit dem gängigen Wiener Zinshaustypus bestückte 
Areal eine ausgesprochen reiche Varianz an verschiedenen gewerb-
lichen – zumeist produktionsorientierten – Nutzungen im Erdge-
schoß auf und nebenbei fand in diesem Stück Stadt auch das eben-
erdige Wohnen noch genügend Platz.

Heute gibt es in derselben, baulich nahezu unveränderten Gasse 
vor allem Leerstände, Garagen und Lager, hie und da ein kleines 
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Geschäft oder ein Dienstleistungsgewerbe. Gewerblich produziert 
wird hier jedenfalls nichts mehr (Psenner 2022).
Was ist passiert?

Die besprochene Straße – sie wurde im Rahmen des mehrjährigen 
Forschungsprojekts „Street Level Environment, Vienna“6 zusam-
men mit einer Reihe weiterer Straßenzüge verschiedener Bestands-
städte untersucht – befindet sich innerhalb des Wiener Gürtels und 
damit in jenen Arealen, in welchen heute noch vornehmlich der 
Typus des bürgerlichen Zinshauses7 anzutreffen ist. In der erwähn-
ten Studie konnte anhand von morphologischen Strukturanalysen 
nicht nur die historische Nutzungssituation rekonstruiert werden, 
sondern es wurde auch erstmals eine griffige Unterscheidung und 
Abgrenzung der unterschiedlichen Gebäudetypen für das Massen-
wohnen der Wiener Gründerzeit durchgeführt. Darauf soll hier 
eingegangen werden, da, wie sich im weiteren Text herausstellen 
wird, gerade die Architekturen und deren zeit- und ortsbezogene 
Entstehungsparameter großen Einfluss, wenn nicht auf den Status, 

Abb. 2 Nutzungsstrukturanalyse, Gegenüberstellung der Situation um 1910 und aktuell  
© Löschenbrand/Psenner 2021

7 Eine ausführliche Erklärung 
dieses Begriffs folgt unter: „Zwei 
Wiener Zinshaustypen: das 
serielle Arbeiterzinshaus und das 
bürgerliche Zinshaus“.

6 Im Rahmen des Forschungs-
projekts „Street Level Environ-
ment, Vienna“, welches in 
den Jahren 2015–2020 unter 
der Leitung der Autorin am 
Forschungsbereich Städtebau 
an der TU Wien durchgeführt 
wurde, wurden verschiedene 
Gassenzüge in unterschied-
lichen städtebaulichen Lagen in 
Wien untersucht und auf ihre 
Nutzungsstruktur hin erforscht. 
Hierzu wurde in akribischen 
Recherchen und morphologi-
schen Analysen unter anderem 
auch die historische Nutzungs-
situation in der Erdgeschoßzone 
rekonstruiert.

Legende

Produzierendes Gewerbe

Handel

Dienstleistung

Gastronomie

Wohnen

Subj. Leerstand, Lager

Garage, Stall

Gewölbe, Gassenlokale 
undefiniert, Sondernutzungen

Nicht erhebbar

Die Gegenüberstellung der 
historischen Nutzungsstruktur 
von 1910 und der aktuellen Stadt-
parterre-Situation.
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8 Die Bezeichnung Zinshaus 
leitet sich aus dem Umstand ab, 
dass eine – zumeist halbjährli-
che – Mietvorauszahlungspflicht 
bestand; diese Zahlung wurde 
üblicherweise an den Stichtagen 
Georgi und Michaeli entrichtet. 
Der Begriff Zinskaserne wurde, 
laut Hösl u. Pirhofer, im Rah-
men des Wohnreformdiskurses 
(zweite Hälfte 19. Jh.) geprägt 
und als soziologischer Topos 
definiert (vgl.: Hösl/Pirhofer 
1988, 6 und Psenner 2014b, 6).

so doch auf das Potenzial zur ge- bzw. entmischten Stadtstruktur 
nehmen.

In den sieben Jahrzehnten, in denen die sozio-ökonomischen und 
soziografischen Voraussetzungen, welche die Wiener Gründerzeit 
definieren, gegeben waren, entwickelte sich eine spezifische bau-
liche Struktur, welche zugleich räumlich und sozial genormte For-
men des Wohnens für die Massen vorgab und, da im 19. Jahrhun-
dert Wohnen und Arbeiten ineinanderflossen und alltagsweltliche 
Umstände zumeist weder eine zeitliche noch eine örtliche Tren-
nung ermöglichten (oder erforderten), damit auch die städtische 
Arbeitswelt bestimmte.

In Wien wurde ehestens in der Hochgründerzeit, jedenfalls aber 
mit Beginn der klassischen Moderne damit begonnen, zwischen 
den verschiedenen urbanen Lebensfunktionen zu unterscheiden 
und sie aus architektonischer sowie aus städtebaulicher Sicht fein 
säuberlich getrennt voneinander zu denken, zu planen und räum-
lich zuzuweisen.

Was die generellen Alltagsarchitekturen betrifft, lassen sich für die 
Wiener Gründerzeit zwei sehr unterschiedliche Typen festmachen: 
das reine Arbeiterzinshaus8 und jenes mit bürgerlichem Touch, das 
bürgerliche Zinshaus. Sie unterscheiden sich in Bauweise, Material 
und letztendlich auch in der architektonischen Grundstrukturie-
rung. Während der zweite Typus vor allem innerhalb des Wiener 
Gürtels anzutreffen ist, wurde in den Entwicklungsarealen der 
zweiten Stadterweiterung – also in den Bezirken außerhalb des 
Gürtels – zumeist das reine und hochserielle Arbeiterzinshaus  
errichtet.

Interessant ist, dass in der Literatur eigentlich nicht zwischen die-
sen beiden Gebäudeformen unterschieden wird. Vielmehr zählen 
z. B. die beiden vielzitierten Standardwerke Bobek / Lichtenberger 
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(1966) und Offterdinger / Schultmeyer (1975) als Typen des his-
torischen Wohnbaus in geschlossener Bauweise folgende für den 
unmittelbaren Agglomerationsbereich relevante Großformen auf:
Während Bobek / Lichtenberger bei den ersten frühgründerzeit-
lichen Großanlagen noch zwischen dem Arbeiter-Großwohnhof 
und dem bürgerlichen Großwohnhof unterscheiden – diese fan-
den in den nachkommenden Jahrzehnten keine Nachfolge, wur-
den vielmehr zumeist abgebrochen und aufparzelliert –, folgen 
in Bezug auf die Hoch- und Spätgründerzeit nur mehr Unter-
scheidungen zwischen a) dem Nobelmiethaus mit Herrschafts-
wohnung und Großappartements (z. B. im Ringstraßenrayon),  
b) dem bürgerlichen Miethaus und c) dem Arbeiter-Zinshaus, 
auch Bassenatyp genannt, wobei das bürgerliche Miethaus nach 
Bobek / Lichtenberger zumeist als Zwei- oder Dreispänner mit 
stattlichem Stiegenhaus ausgebildet ist und im Eingangsbereich 
eine Portierloge aufweist. Seine Wohnungen verfügen über ein 
Vorzimmer und Diensträume, die so wie die Nebenräume zum 
Hof orientiert sind, während die eigentlichen Wohn- und Schlaf-
zimmer straßenseitig liegen. Dieses bürgerliche Miethaus umfasst 
jedenfalls keine Kleinstwohnungen oder Garconnieren und unter-
stützte damit auch kein Massenwohnen der sozial benachteiligten 
Bevölkerung.

Zwei Wiener Zinshaustypen: 
das serielle Arbeiterzinshaus und das bürgerliche Zinshaus
Wiens spezielle Architektur der Gründerzeit-Wohnmaschinen für 
die Massen schuf letztendlich eine hochstilisierte Form des (pre-
kären) Wohnens, welche die städtische Wohn- und Lebenskultur 
bis ins späte 20. Jahrhundert hinein prägen sollte. Ab ca. 1870 
wurden diese – und darin liegt der ausschlaggebende Faktor – von 
zunehmend sich spezialisierenden Bauunternehmern und Archi-
tekten in Serie entworfen und produziert. Eines dieser Büros, das 
zusätzlich auch als Immobilienentwickler auftrat, war Honus & 
Lang. Die „Compagnons“ bauten hunderte Gebäude, oft ent-
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9 Der Stadtbaumeister und 
Unternehmer Josef Honus 
zeichnete zuerst als „Endl & 
Honus“, später zusammen mit 
dem neuen „Compagnon“ An-
ton Lang als „Honus & Lang“ 
verantwortlich, musste jedoch 
im Jahr 1890 Konkurs anmel-
den (vgl. WBIZ 1890, 133 und 
WBIZ 1891, 282). Interessant 
ist in diesem Zusammenhang 
auch der Umstand, dass der 
Sohn des Stadterbauers Lang, 
Fritz Lang, als Filmregisseur 
später das sozial- und urbani-
sierungskritische Meisterwerk 
„Metropolis“ schaffen sollte 
(vgl. McGilligan 1997).

10 In ihrer 1975 veröffentlich-
ten Studie „Grundrisstypologie 
der gründerzeitlichen Wohn-
bauten in Wien“ widersprechen 
die Autoren Dieter Offterdinger 
und Helmut Schultmeyer dem/
der Geographen/in Hans Bobek 
und Elisabeth Lichtenberger 
darin, dass sie ein erstmaliges 
Auftreten des „typischen Wiener 
Zinshauses“ in den Wachstums-
zonen der Vorstädte und Vor-
orte bereits mit 1853 datieren 
(vgl. Offterdinger / Schultmeyer 
1975, 4).

11 Als Garçonnièren werden 
Kleinstwohnungen bezeichnet, 
die zumeist nur aus Zimmer 
und Küche bestehen; wobei die 
Küche lediglich indirekt über 
den Gang belichtet wird.

12 Das tschechische Wort 
pavlač lässt sich mit Galerie 
übersetzen. Die Pawlatsche 
bezeichnet einen offenen hofsei-
tigen Holzbalkon, der zunächst 
von Steinsparren und später von 
Stahlklammern getragen wurde. 
Über diesen Umlaufbalkon wa-
ren die einzelnen Wohnungen 
erschlossen.

wickelten sie ganze Baublöcke und realisierten dabei den immer 
gleichen, leicht an lokal gegebene Umstände adaptierten Typus.9 
Unsere Studie zeigt, dass das Duplizieren, Kopieren und Einsetzen 
von seitenverkehrt gedoppelten Grundrissen aber auch in weniger 
renommierten Büros mit kleinerem Tätigkeitsbereich gang und 
gäbe war und vor allem die zunehmend einflussreichen Baugesell-
schaften diesem für sie höchst rentablen Replizieransatz folgten. 
Diese architektonisch-städtebauliche Serienfertigung betrifft nicht 
nur das serielle Arbeiterzinshaus, sondern genauso das mondänere 
bürgerliche Zinshaus.

Das serielle Arbeiterzinshaus
Das Wiener Arbeiterzinshaus ist ein Massenmiethaus („Zinskaser-
ne“) und als solches das Ergebnis einer hochspekulativen Immobi-
lien-Ökonomie der Hoch- und Spätgründerzeit10: Viele Kleinst-
wohnungen, sogenannte Garconnieren11, liegen aufgefädelt an 
einem hofseitig gelegenen Gang, über den sie direkt ohne Vorraum 
erschlossen sind. Somit waren die Küchen als Gangküchen aus-
gebildet und lediglich indirekt, nämlich über den hofseitigen Flur 
oder über das straßenseitige Wohn-Schlaf-Zimmer belüftet.

Strukturell lässt sich das biedermeierliche „Pawlatschenhaus“ als 
Vorgängermodell erkennen, wobei die Pawlatsche12 hier nun in ge-
schlossener Ausführung und Massivbauweise vorliegt. Obwohl laut 
Bauordnung ein geschlossener Laubengang mit „feuersicherem Ge-
länder“ und „verglasten Holzwänden“ zureichend gewesen wäre, 
wurden fast durchwegs Gänge in Vollmassivbauweise erstellt. Die 
Wiener Bauordnung 1883 hält darüber hinaus fest, dass die Gänge 
„an den äußeren Wänden der Gebäudemauern“ zu liegen haben. 
Darin erkennen wir einen der markantesten Unterschiede zum 
Berliner Zinshaus, dessen Erschließungssystem keine langen Gän-
ge hervorbrachte und das außerdem stets mittig im Grundriss, also 
normalerweise nicht an der Hoffassade liegt (Kodydek /  Psenner 
2022; vgl. auch Geist / Kürvers 1984).
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In den Grundrissecken und am Gangende fallen die Wohneinhei-
ten durchwegs etwas größer aus und sind als Zimmer-Küche-Ka-
binett-Wohnungen ausformuliert. Ein weiteres Charakteristikum 
ist die Bassena13, ein Wasserauslauf, der so wie auch die Toiletten 
am Gang liegt und für alle Einheiten per Stockwerk reichen muss-
te. Deshalb ist in Zusammenhang mit gründerzeitlichen Wiener 
Zinskasernen bisweilen auch die Rede vom „Bassenatyp“. Soziale 
Missstände waren ob dieser äußerst mangelhaften sanitären Ein-
richtungen und der einer eklatanten Wohnungsnot geschuldeten 
Überbelegung vorprogrammiert, denn diese kleinen Einheiten 
wurden sowohl von Großfamilien und Bettgehern als auch von Ge-
werbetreibenden im Schichtbetrieb rund um die Uhr genutzt (vgl. 
Psenner 2014, 6–7).

Mit dem in der Hochgründerzeit noch weiter zunehmenden Wohn-
raumschaffungsdruck konsolidierte sich aus der Überformung des 
kleineren Vorgängermodells allmählich der Typus des Arbeiter-
zinshauses. Dieser verfügt nicht über eine Beletage mit beträcht-
licher Geschoßhöhe und großer, repräsentativer Wohnung für die 
Familie des Liegenschaftseigentümers bzw. der Liegenschaftseigen-
tümerin14. Hieraus lässt sich eine fortschreitende Akkumulierung 
von Hausbesitz ableiten (vgl. Bobek / Lichtenberger, 92), womit 
sich – da es nun nicht mehr in erster Linie um Wohnraumschaf-
fung für den eigenen Bedarf, sondern eben um gezielte marktstra-
tegische Aktivitäten ging – die Herausbildung einer eigenen Öko-
nomie des Immobilienhandels festmachen lässt.

Das bürgerliche Zinshaus – das (sozial) durchmischte Stadthaus
Bis dato wurde der Typus „bürgerliches Zinshaus“ in der Fach-
literatur nicht erfasst und beschrieben. Die Primärdaten unserer 
Stadtparterre-Studie zeigen jedoch, dass es notwendig ist, neben 
dem Arbeiterzinshaus und dem bürgerlichen Miethaus (s. o.) einen 
weiteren Gebäudetypus einzuführen.

13 Die Bassena leitet sich aus 
dem Französischen „bassin“ 
für Wasserbecken ab und 
beschreibt den Wasserleitungs-
ausfluss mit Becken auf dem 
Gang eines Stockwerks. Der 
Begriff „Bassenawohnungen“ 
gilt als halbamtlicher Begriff 
für Substandardwohnungen der 
Gründerzeit (vgl. geschichtewi-
ki.wien.gv.at). Der Bassena und 
dem sog. Bassenatratsch kommt 
eine immanent gesellschaftslei-
tende Bedeutung zu, da sich der 
Ort als sozialer Treffpunkt im 
gründerzeitlichen Massenwohn-
haus etablierte.

14 Die Street Level Environ-
ment-Studie zeigte, dass viele 
der untersuchten gründerzeit-
lichen Zinshäuser ursprüng-
lich im Besitz von Frauen 
waren. Wir nehmen an, dass 
die Ursache hierfür wohl in 
bestimmten steuerrechtlichen 
Vorteilen zu suchen ist oder 
dass es hierbei um eine Art der 
finanziellen Absicherung der 
Ehefrauen von Unternehmern 
und Immobilienentwicklern 
ging. Sicherlich wäre es ratsam 
und sinnvoll, diesem Umstand 
in einer vertiefenden Recherche 
auf den Grund zu gehen.

http://geschichtewiki.wien.gv.at
http://geschichtewiki.wien.gv.at
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15 Die Nachrüstung der Zins-
häuser mit alle Geschoße an-
dienenden Liftanlagen begann 
erst in den letzten Jahrzehnten 
und ist bis dato noch immer 
nicht abgeschlossen. Dennoch 
bewirkte diese Entwicklung eine 
schiere Schubumkehr, was die 
Attraktivität der Wohnungen 
in den oberen Geschoßen 
betrifft: heute sind das 3. und 
4. Obergeschoß oder gar das 
ausgebaute Dachgeschoß mehr 
oder weniger „durchgentri-
fiziert“ (vgl. entsprechende 
Aussagen zur Blocksanierung in 
Garzon 2020, 229).

Es handelt sich dabei um das bürgerliche Zinshaus, welches struk-
turell dem seriellen Arbeiterzinshaus ähnelt, jedoch über die Ge-
staltung der öffentlich sichtbaren Gebäudeteile (Fassade) und der 
halböffentlichen, allgemein zugänglichen Zonen (Erschließungs-
system mit Foyer, Gang und Stiegenlauf ) mit „bürgerlichem 
Touch“ versehen ist. In den unteren Stockwerken (im Erdgeschoß 
bzw. Hochparterre und im ersten Obergeschoß sowie zuweilen 
auch im Mezzanin, sofern vorhanden) weist diese Struktur deut-
lich höhere Geschoßmaße auf. Im Schnitt messen wir hier 3,40 bis 
4,60 Meter, im Erdgeschoß auch bis zu fünf Meter. Nach oben hin 
nehmen die Raumhöhen kontinuierlich ab, gleichen sich also suk-
zessive jenen an, die wir aus dem seriellen Arbeiterzinshaus kennen 
(ca. 3,20 Meter). Diese Maßdifferenzen zwischen den verschiede-
nen Geschoßen, welche in Relation zum Arbeiterzinshaus deutlich 
stärker ausfallen, lassen sich auf eine soziale Staffelung innerhalb 
der einzelnen Gebäude zurückführen; die Stockwerke waren dem 
sozialen Status ihrer potenziellen Bewohner*innenschaft entspre-
chend ausgebildet: Die herrschaftliche Beletage im ersten Oberge-
schoß unterschied sich merklich von den niedrigeren Raumhöhen 
im zweiten, dritten und vierten Obergeschoß, wo in Garconnieren 
und Kleinstwohnungen die sozial schwachen Bevölkerungsschich-
ten ihre Herberge fanden. Neben der erwähnten Beletage finden 
sich an den Gebäudeecken zumeist weitere Mittel- und/oder Groß-
wohnungen.

Die für das historische Wiener Stadthaus typische vertikale Sozial-
schichtung hatte damit zu tun, dass das Erklimmen der oberen 
Stockwerke aufgrund der überhöhten Einzelgeschoße besonders 
lang und beschwerlich war. Der elektrische Aufzug galt lange Zeit 
als unleistbarer Luxus, der erst sehr zaghaft und auch nur in wert-
gesteigerten Immobilien eingeplant wurde.15 Statisch wurde die 
Abnahme der Geschoßhöhen von einer nach oben hin gestaffelten 
Maßreduktion der Mauerstärken begleitet. Analog zum seriellen 
Zinshaus fallen die Raumhöhen auch im bürgerlichen Zinshaus 
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niemals unter die 3,20 Meter-Marke16 und bleiben damit merklich 
über der seitens der Bauordnung von 1870 vorgegebenen Min-
destraumhöhe von 3,00 Meter (vgl. hierzu Psenner 2014, 9 ff.;  
Psenner 2023, 58).

In der Beletage, dem Sondergeschoß mit größeren Wohnungen, 
wohnte oftmals die Familie der Immobilieneigentümer oder es wa-
ren dort die "Bureaus" und Kanzleien von Unternehmern, Rechts-
anwälten und anderen Vertretern der Upperclass untergebracht. 
Ein Umstand, der nach einer repräsentativen architektonischen 
Gestaltung von Fassade, Eingangsbereich und Stiegenhaus ver-
langte. Damit sind weitere Abgrenzungen zum seriellen Arbeiter-
zinshaus gezogen. Das stattliche bürgerliche Zinshaus beherbergte 
demnach Menschen verschiedener sozialer Schichten: Angehörige 
des Bürgertums, Fabrikanten und ihre Familien, Intellektuelle, 
Unternehmer*innen, Handwerker*innen, Tagelöhner etc. lebten 
alle unter einem Dach.

Dass verschiedene soziale Bevölkerungsgruppen den gleichen 
Hauseingang und ein und dasselbe Stiegenhaus benutzten, wurde 
in der damaligen Fachliteratur immer wieder als falsch und ver-
werflich kritisiert.

Nach dem Beispiele Ludwig XIV. gab auch Kaiser Karl VI. 
seinem hohen Adel den Wunsch zu erkennen, dass er es gerne 
sehen möchte, wenn jedes Mitglied der Aristokratie auch in 
der Stadt sein eigenes Haus hätte, und nicht in Miethhäusern 
wohnte, weil es in diesem Falle unvermeidlich wäre, dass der 
wohlhabende Bewohner des ersten Stockes mit den ärmeren 
Insassen der oberen Stockwerke und der „Hofwohnungen“ 
zusammentrifft. (Abel 1894, 87)

Dieser architektonisch-räumliche Umstand der Verwebung so-
zialer Gruppen führte in einer Mischung aus sozio-historischen, 
wirtschaftlichen und kulturellen Faktoren zu einer eigenwilligen 

16 In allen im Rahmen der 
Studie untersuchten Gebäuden 
wurde eine Mindestraumhöhe 
von 3,20 Meter niemals 
unterschritten.
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17 Der Wert einer Immobilie 
rechnet sich aus dem Quer-
schnitt der Summe aus Rendite 
+ (Mittel aus Grundwert + Bau-
wert) (vgl. Řibřid 1913,13).

Wiener Kultur der Umgangsetikette, welche bis in die jüngste 
Gegenwart Gültigkeit hatte und sich erst seit kurzem in Auflösung 
befindet: Das verschiedene soziale Schichten vermengende Ge-
meinschaftsleben war durch strenge Verhaltenskodizes und schar-
fe Hierarchien geordnet. Über eine sehr formale Anrede und das 
allgegenwärtige Anführen von Titeln (Herr Hofrat, Frau Doktor, 
Herr Kommerzialrat …) wurden die ständischen Unterschiede, 
wenn nicht über den Raum, so eben über die Sprache festgemacht. 
Die „drohende“ Egalisierung, hervorgerufen durch den ungewollt 
engen Kontakt in den gemeinsam genutzten Erschließungsräu-
men, sollte also mittels (über)regulierter Umgangsformen aufgeho-
ben werden (vgl. Psenner 2014b, 8; Psenner 2023).

Mit hohem Grundwert (privilegierte Lage: zentral, an prominenten 
Versorgungsstraßen oder den teuren Parzellen an den Blockecken) 
und Bauwert (Anzahl der Stockwerke, herrschaftliche Fassaden-
gliederung und -gestaltung) verfügten diese Gebäude schließlich 
über zwei vorteilhafte Faktoren, um bei der monetären Bewertung 
einer Immobilie17 einen deutlich höheren Kapitalwert zu errei-
chen. Dementsprechend stellte dies zugleich einen größeren Anreiz 
zur Investition dar. Die oberen Regelgeschoße, welche einzig die 
Grundbedürfnisse sozial benachteiligter Schichten erfüllen sollten, 
entsprachen in Struktur und innerer Gestaltung aber jenen des se-
riellen Arbeiterzinshauses.

Während das bürgerliche Zinshaus vermehrt innerhalb des Gürtels 
errichtet wurde, ist es in den Bezirken außerhalb des Gürtels an 
speziellen Ausfalls- und Versorgerstraßen oder aber an den verti-
kal nachverdichteten Häuserblock-Ecken zu finden. Denn Eckge-
bäude erzielten ob ihrer reichlichen Straßenfassadenfläche höhere 
Immobilienwerte und amortisierten sich letztlich auch schneller, 
sodass sie in einer zweiten Ausbaustufe bereits in der Spätgründer-
zeit oftmals neu überbaut wurden.
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Wenn die vorangegangenen Abschnitte Bau und Nutzung des du-
alistischen Typus des Wiener Zinshauses behandeln, soll im fol-
genden Kapitel auf die legistische Genesis des Gebäudetypus ein-
gegangen werden: Welche konkreten (Bau)Vorschriften führten 
dazu, dass Massenwohnen in Wien genau auf diese sich von an-
deren Städten deutlich abhebende Art und Weise umgesetzt wurde 
und welche Möglichkeiten schuf bzw. schafft diese Texturvorgabe 
für die urbane Mischung – damals und heute?

Die Genesis des städtischen Regelregals18

Bereits 1794 war die Herstellung „zu kleiner“ Wohnungen laut 
offizieller Vorschrift aus „Polizei-Rücksichten“ untersagt.19 Ebenso 
stellte die erste Bauordnung 1829 die Größe von Kleinwohnungen 
in Zusammenhang mit einer möglichen „Einwirkung auf die Ge-
sundheit“. Dennoch wurden die gesetzlichen Vorgaben hinsicht-
lich minimal zulässiger Wohnungsgrößen geflissentlich ignoriert, 
wenn es darum ging, dringend benötigten Wohnraum für die 
Massen bzw. Spekulationsobjekte für die Immobilienökonomie zu 
schaffen. Die Regelungen waren gegen den Druck, der von Woh-
nungsnot und gewinnorientiertem Wirtschaftsdenken ausging, 
wirkungslos; nicht zuletzt auch deshalb, weil sie sehr großen Inter-
pretationsspielraum gewährten.

Eine darüber hinaus bestehende konzisere Vorgabe für die nieder-
österreichischen Gemeinden und Wien, welche die Herstellung 
von zweiräumigen Garconnieren untersagte, verlor mit der neuen 
Bauordnung aus dem Jahr 1856 ihre Gültigkeit, sodass nun erst 
recht besonders kleine Einheiten gebaut wurden.

BO 1859 – § 40 Zahl der Wohnungsstücke
Die Zahl der Wohnungsstücke bleibt dem Ermessen des 
Bauherrn vorbehalten. Derselbe kann in seinem Bauprojekte 
auch kleinere Wohnungen, aus Zimmer und Küche oder selbst 
nur aus einem mit einem Nothherde versehenen Zimmer 
bestehend, beantragen.

18 In seiner im Jahr 2000 
publizierten Habilitationsschrift 
„Stadtmorphologie“ beschreibt 
Raith das gründerzeitliche 
Stadthaus als Regal: „Das Regal 
wird demnach eine formal sehr 
einfache, aber robuste konstruk-
tive Grundstruktur aufweisen 
und über angemessene Reserven 
an Raumangeboten und 
Haltbarkeit verfügen. [...] Sie 
ermöglichen, dass sich die Fül-
lungen des Regals entwickeln, 
also weiter auffüllen, wieder 
entleeren, vermischen oder 
nach immer anderen Kriterien 
neu ordnen können, ohne dass 
das Regal ständig aufwendig 
baulich angepasst werden muss. 
Die potenzielle Reichhaltigkeit 
eines solchen Regals bezieht sich 
demnach nicht nur auf die [...] 
Inhalte, sondern auch auf die 
unerschöpflichen Möglichkeiten 
bei der Organisation der Füllun-
gen.“ (2000, 202).

19 Diese Vorschrift wird in der 
Verordnung der NÖ Landesre-
gierung vom 27. Februar 1836 
erwähnt (Lützenau 1846, 183).
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20 Die Ergebnisse wurden 
im Statistischen Jahrbuch 
der Gemeinde Wien 1937 
veröffentlicht.

Die 3. Bauordnung der Gründerzeit, jene von 1883, enthält 
schließlich gar keine Aussagen oder Bestimmungen hinsichtlich 
minimal zulässiger Wohnungsgrößen. Die öffentliche Hand hatte 
wohl jeden Lenkungsversuch aufgegeben, sodass sich die Immo-
bilienökonomie der noch unverbauten Areale der Stadt annahm 
und diese – je nach Gewinnversprechen – mit Arbeiterzinshäusern 
oder bürgerlichen Zinshäusern, aber in jedem Fall mit Kleinstwoh-
nungsstrukturen auffüllte. Ein Umstand, der sich sehr schnell in 
einer umfassenden Diskussion der prekären Wohnsituation, der 
sogenannten „Wohnungsfrage“, niederschlagen sollte.

Der Architekt Wilhelm Wantra zitiert in seiner Doktorarbeit eine 
statistische Aufnahme der Wohnverhältnisse in Wien aus dem Jahr 
193420 und erwähnt, dass diese Zahlen auch im Jahr der Veröffent-
lichung seiner Dissertation (1953) immer noch ihre Richtigkeit 
hätten, da „die Verhältnisse heute noch ganz ähnlich [liegen und] 
große Veränderungen nicht eingetreten [sind]“. Diesen Zahlen zu-
folge waren zu jenem Zeitpunkt von allen Wohnungen in Wien:

72 % Kleinwohnungen mit ≤ 1 ½ Zimmern
24,2 % Mittelwohnungen mit 2–3 ½ Zimmern
3,8 % Großwohnungen mit ≥ 4 Zimmern

Kleinstwohnungen stellten demnach den Großteil aller Wohnun-
gen dar und boten zwei Drittel der Gesamtbevölkerung Wohn-
raum. Von diesen 1.237.000 Personen verfügten lediglich knapp 
weniger als 500.000 über eine Zimmer-Küche-Kabinett-Woh-
nung, die Mehrheit lebte tatsächlich in Minimaleinheiten – zu-
weilen sogar nur in einem Kabinett ohne Küche.

Indirekt wurden die Vielzahl an Wohnungen und das enge Auf-
einander im Wiener Zinshaus in der damaligen Fachwelt stark kri-
tisiert: „Wien hat den Ruf der Stadt mit den relativ größten und 
wenigsten Häusern“ (Ferstel / Eitelberger 1860, 24), so kommen-
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tieren die Autoren Ferstel und Eitelberger die in ihrer Schrift „Das 
bürgerliche Wohnhaus und das Wiener Zinshaus“ zitierten, für 
das Jahr 1856 erfassten quantitativen Erhebungen des „Statistikers 
Herr Dr. Brachelli“:

Das günstigste Verhältniß stellt sich in jenen Städten heraus, 
die gegenwärtig als die cultivirtesten und glücklichsten ge-
nannt werden. London, Brüssel, Amsterdam, Hamburg, Köln, 
München u. s. f. repräsentiren jene Orte, wo große Wohl-
habenheit herrscht, wenig Menschen auf ein Haus fallen […]. 
Die abnormsten Verhältnisse zeigt Wien; da sprechen die 
Ziffern so deutlich, daß es ganz überflüssig ist, ein Wort der 
Erläuterung hinzuzufügen. (Eitelberger / Ferstel 1860, 26)

Während laut Eitelberger / Ferstel für Venedig, Neapel, Rom, 
Konstantinopel, London, Brüssel, Amsterdam und Hamburg 
im Schnitt auf ein Haus sechs bis maximal 13 Bewohner*innen 
kamen, lag das Verhältnis in Wien bei 1:55, wobei dieselben sta-
tistischen Erhebungen für Wien einzelne Bezirke ausmachten, in 
denen diese Zahlenverhältnisse noch bedeutend ungünstiger lagen: 
Neubau 1:63, Josefstadt 1:64, Landstraße 1:65, Wieden 1:66, Al-
sergrund 1:69, Mariahilf 1:74, Michelbeuern 1:91 und Hungel-
brunn21 1:149.

Aus der hier skizzierten Dokumentenrecherche geht hervor, dass 
neben klassischen Kriterien letztendlich die Bauordnung die 
grundlegende Voraussetzung für das Entstehen des dualen Systems 
serielles Arbeiterzinshaus bzw. bürgerliches Zinshaus schuf. Denn 
über die Bauordnung wurde das Stadtareal bereits 1883, zehn Jahre 
vor Inkrafttreten des eigentlichen Bauzonenplans, diesem entspre-
chend zoniert. BO 1883 § 42 wies Bereiche aus, deren Parzellen 
mit höheren Gebäuden versehen werden konnten, und solche, die 
eine geringere Gebäudehöhe zuließen. Zugleich waren hier auch 
unterschiedliche Minimal-Raumhöhen vorgeschrieben, sodass für 

21 Die vor 1850 eigenständige 
Gemeinde Hungelbrunn be-
findet sich im heutigen 4. und 
5. Gemeindebezirk.
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22 Nichtsdestoweniger wurden 
auch hier zumeist Raumhö-
hen von 3,20 Meter errichtet. 
Zumindest konnten wir in den 
untersuchten Gebäuden keinen 
einzigen Fall der Unterschreitung 
finden.

23 Die für die Wiener Gründer-
zeit typischen großen Stockwerks-
höhen gehen auf zwei Kausalitäten 
zurück. Zum einen bestimmte 
die Raumhöhe den monetären 
Wert der Immobilie, da deren 
Marktwert aus dem Querschnitt 
von Grundwert (Lage und Konfi-
guration der Bauparzelle), Rendite 
(Mietzins) und Bauwert errechnet 
wurde. Beim Bauwert schlugen 
neben dem Ausmaß der verbauten 
Fläche, den verwendeten Bau-
materialien und der Anzahl und 
Höhe der Stockwerke auch Gestalt 
und Ausstattung der – besten-
falls – herrschaftlichen Fassade 
zu Buche.
Der volks- und gesundheitsöko-
nomische Aspekt von Raumhöhen 
spielte im Zusammenhang mit 
regelmäßig ausbrechenden und 
zu großen Verlusten führenden 
Epidemien eine noch viel größere 
Rolle. Nachdem erst gegen Ende 
des 19. Jahrhunderts mit der 
Immunisierung eine geeignete 
Prophylaxe gegen diverse Seuchen 
gefunden werden sollte, galten 
bestimmte „Theorien der Luft-
ventilation“ (z. B. jene des Wiener 
Physikers Carl Haller) als State of 
the Art. Dementsprechend schrieb 
die Gewerbeordnung vor, dass in 
einem gewerblichen Unternehmen 
pro Person 10 m3 Luftvolumen 
zur Verfügung stehen muss (K.K. 
Arbeitsstatistisches Amt im 
Handelsministerium 1901, 39 
zit. in Psenner 2014a). Wollten 
Immobilienentwickler also Raum 
erzeugen, der einträglich genutzt 
werden konnte, so musste dieser 
genügend Volumen bieten und 
damit besonders hoch sein.

die städtebauliche Entwicklung dieser Areale sich jeweils der eine 
oder andere Typus anbot und somit auch – über die damit einher-
gehende unterschiedliche Wertschöpfungsspanne – eine bis dahin 
im städtischen Raum nicht gekannte großräumige Segregation in-
itiiert war.

Die genannte Zonierung galt für bestimmte Bereiche des 9. Be-
zirks, sofern sie nicht an ausgewiesenen Hauptstraßen lagen; dar-
über hinaus betraf dies aber vor allem Parzellen, die außerhalb des 
Linienwalls (des heutigen Gürtels) lagen, denn diese Areale fallen 
erst mit der Eingemeindung 1890 in den Zuständigkeitsbereich 
der Wiener Stadtgemeinde. Hier sollten die Häuser insgesamt also 
kleiner und gedrungener ausfallen: Die zulässige Geschoßanzahl 
war mit vier limitiert und laut Bauordnung für Niederösterreich 
genügten – zumindest bis zum Jahr der Eingemeindung 1890 – 
2,60 Meter als minimale Raumhöhe.22 Damit war hier die Grund-
kodierung für das serielle Arbeiterzinshaus definiert worden.

Rein ökonomische Überlegungen sorgten also zusammen mit der 
Bautradition der „versteinerten“ Pawlatsche und dem gesundheits-
ökonomischen Credo der „hohen Räume“23 dafür, dass das Wiener 
Stadthaus als konstruktiv einfaches, jedoch hocheffizientes Regel-
regal gestaltet wurde. Quasi im Nebeneffekt stellte sich diese Archi-
tektur im Laufe der Zeit als Chance für die gesamte Stadtstruktur 
heraus, erwies sie sich doch als höchst flexibel und zugleich bzw. 
gerade deshalb auch als resilient, da sie an neue Lebensweisen und 
-formen angepasst werden kann.

Die Verflechtung von Stadt und Gebäude 
– eine weitere Form der Mischung
Ein Alleinstellungsmerkmal für das bürgerliche Zinshaus ist die 
Hausmeisterwohnung. Diese ist stets im Erdgeschoß angeordnet 
und zumeist zweiräumig, umfasst zuweilen aber auch nur einen 
einzigen Raum ohne Kochmöglichkeit. Demgegenüber sieht das 
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serielle Arbeiterzinshaus planmäßig keine Unterbringung von 
Conçierge oder Hausmeister*innen und deren Familien vor. 1890 
beschreibt der Stadtplaner Josef Stübben den Aufgabenbereich die-
ser Türhüter*innen folgendermaßen: „Der Eintrittsflur, die Treppe 
sind eigentlich ein Zubehör der öffentlichen Straße und in der Re-
gel Jedermann zugänglich. Ein besonderer Pförtner muss das Haus 
bewahren und den Treppenraum für den allgemeinen Verkehr be-
leuchten“ (Stübben 1890, 16).

Die stadtsystemische Relevanz dieser Berufsgruppe und die damit 
verbundene räumliche Konfiguration der Hausmeisterwohnung 
zeigt sich noch deutlicher in Ludwig Hirschfelds literarischer 
Darstellung: „Denken Sie, vor nicht allzu langer Zeit wurden alle 
Haustore Wiens pünktlich zehn Uhr offiziell zugesperrt. Und wer 
nach zehn Uhr nach Hause kam, musste sich vom Portier, der 
bei uns Hausmeister oder Hausmeisterin heißt, öffnen lassen“ 
(Hirschfeld 1927, 126). Der Journalist und Autor wunderte sich 
zu Beginn des 20. Jahrhunderts noch darüber, dass nachts um 22 
Uhr die Haustore der Stadthäuser verschlossen wurden. Heute 
sind wir darüber erstaunt, dass diese tatsächlich einst unversperrt 
waren. Historische Aufnahmen belegen jedoch, dass Haustore 
in Wien sowohl im bürgerlichen Zinshaus als auch im seriellen 
Arbeiterzinshaus sowie in den übrigen Gebäuden älteren Baujahrs 
einst offenstanden. Damit gab es umbauten Raum am privaten 
Grund, der (begrenzt) zugänglich und somit halböffentlich war. 

Abb. 3 Das sog. Portal ist eine 
Holz-Glas-Konstruktion, die der 
EG-Fassade vorgestellt wird und 
eine Zone des Übergangs bildet. 
© Psenner 2018

Abb. 4 Die Sonnenschutzplache 
sorgt für angenehme Atmosphäre 
im und vor dem Lokal. Quelle: 
Währingerstraße um 1906.  
© WienerLinien
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Abb. 5 Erdgeschoßfassaden 
werden mittels flexibler 
Sonnenschutzplachen ge-
staltet. Quelle: https://akon.onb.
ac.at/#id=AKON_AK037_408 
(15.11.2023)

24 Der Begriff geht auf eine Vor-
gabe der Wiener Bauordnung aus 
dem Jahr 1829 zurück, welche für 
die Deckenkonstruktion über dem 
Erdgeschoß „der Feuersicherheit 
wegen“ – aber auch aus Gründen 
der statischen Festigkeit – ein 
Gewölbe vorschrieb. Obwohl in 
späteren Bauordnungen (1859 
bzw. 1868) nur mehr „massive 
Decken“ gefordert wurden, 
konsolidierte sich das Gwölb im 
allgemeinen und fachspezifischen 
Sprachgebrauch als Begrifflich-
keit für die dem Straßenraum 
unmittelbar zugewandten Räume 
(Psenner 2019, 70 und vgl. auch 
Psenner 2018a, 67). Nach hinten 
schlossen diese Gassenlokale zu-
weilen an Magazine an, außerdem 
verfügten sie zumeist über eine 
Herdstelle, sodass sie als Minimal-
einheit für Wohnen und Arbeiten 
dienten – und sich also solche 
bisweilen bis in die heutigen Tage 
gehalten haben.

Hierzu zählten neben der inneren Erschließung (die semiöffent-
liche Programmierung der gründerzeitlichen Stiegenhäuser und 
Flure wurde bereits unter „Das bürgerliche Zinshaus – das (sozial) 
durchmischte Stadthaus“ besprochen) auch große Teile des Erdge-
schoßes, zuvorderst jene Räumlichkeiten, die einen unmittelbaren 
Austritt in den öffentlichen Raum aufwiesen, deren Gassentüren 
also eine spezielle, dem Straßenraum zugewandte öffentliche Nut-
zungsweise vorwegnahmen. Es waren Orte der städtischen Produk-
tion, der Distribution und des sozialen Austauschs, sie dienten als 
Werkstätten, Verkaufslokale, Ausschank und Gaststätten. Ihre Fas-
saden waren bewusst durchlässig gestaltet: Vorgesetzte Holz-Glas-
Konstruktionen, sogenannte Portale, inszenierten den Austausch 
zwischen innen und außen. Darüber hinaus sorgten individuell 
justierbare „Sonnenschutzplachen“ bei direkter Sonneneinstrah-
lung für ein angenehm kühles Mikroklima im und vor dem Lokal  
(Psenner 2019, 70) (siehe Abb. 3). 

Die Raumbezeichnung der historischen Einreichpläne war zumeist 
neutral gehalten, in den seltensten Fällen waren im Erdgeschoß be-
reits konkrete Nutzungen wie Apotheke, Gaststätte oder Verkaufs-
lokal ausgewiesen. Zumeist finden sich jedoch die unbestimmten 
Bezeichnungen Lokal, Gewölb oder Gwölb.24

Gerade diese stadtsystemisch wertvolle und hochsensible Zone 
wurde in Wien in den vergangenen drei Jahrzehnten zunehmend 
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zu privaten (Klein)Garagen oder Lagerräumen umgestaltet. Damit 
wurde sie einer halböffentlichen, die städtischen Sphären vermi-
schenden Nutzungsmöglichkeit entzogen. Zudem wurde damit 
auch wesentlich in die Fassadengestaltung eingegriffen, die Fassa-
den wurden geschlossen und ihre Permeabilität unterbunden. Die-
se Veränderungen geben Hinweise auf mögliche Ursachen für den 
Verlust von Mischungsdispositionen für das Wiener Stadtparterre. 
(Für die ausführliche Diskussion dieser Thematik verweise ich an 
dieser Stelle auf eine Reihe älterer Texte hierzu: Psenner 2005; 
2014a; 2014b; 2017.)

Es steht außer Zweifel, dass das Ebenerd25 städtischer Gebäude 
eine Sonderfunktion zu erfüllen hat: „Es bildet das Hinterland 
zum öffentlichen Raum. Im besten Fall versorgt und nährt es das 
Geschehen in der Straße und auf den Plätzen vor dem Haus und 
trägt damit essenziell zur Kommunikation und zum Austausch 
in der Stadt“ (Psenner 2019, 70) und damit auch zur urbanen  
Mischung bei.

Abb. 6 Portale, Holz-Glas-Konstruktionen, die der eigentlichen Erdgeschoßfassade vorgesetzt sind 
und den Austausch zwischen innen und außen in Szene setzen © Psenner 2020

25 „Ebenerd“ ist neben „Par-
terre“ die gängigste Bezeichnung 
für das Erdgeschoß, welche wir 
in frühgründerzeitlichen Ein-
reichplänen finden.
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Abb. 7 Das Verweben von Gebäude und Stadtraum 
© Psenner 2017

Das Wiener Stadthaus: nutzungsoffene Architektur als  
baulich-struktureller Grundstein zu urbaner Mischung
In ihrer virulenten Kritik am Zinshaus lagen Eitelberger / Ferstel 
mit Sicherheit dort falsch, wo sie sich zur Zweckmäßigkeit des 
Gebäudetyps äußern:

Denn das wäre ein ganz falsches Princip, Gebäude 
schablonenartig so zu bauen, daß sie heute diesen und 
morgen jenen Zwecken dienen […]. Eine solche Architektur, 
wo sie vorkömmt, ist entweder die Folge eines künstlerischen 
Unverstandes, oder einer Nothlage. Das gesunde Princip im 
Bauen verlangt, daß dem Zwecke des Gebäudes vollkommen 
entsprechend gebaut, daß also die Räumlichkeiten nach dem 
Maße des Bedürfnisses angelegt und eingetheilt werden. Diese 
Frage der Zweckmäßigkeit ist in unseren Tagen unabhängig 
von der Frage des Styles. (Eitelberger / Ferstel 1860, 12)

Denn gerade in dieser „Unzweckmäßigkeit“, die wir heute mit dem 
in der Architektur positiv konnotierten Begriff Nutzungsoffenheit 
umschreiben, liegt eine der größten Qualitäten der besprochenen 
gründerzeitlichen Strukturen: Von Beginn an waren diese Gebäude 
nicht als Wohnbauten im heutigen Sinne konzipiert, vielmehr 
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nahmen sie stets auch weitere urbane Lebensfunktionen wie 
Arbeit, Freizeit, sozialen Austausch und Versorgung auf. Es sind 
wahre Stadthäuser26, die aufgrund ihrer Misch-Konzeption ein 
grundsätzliches Potenzial bergen, um urbane Milieus zu generieren. 
Bis heute fassen sie in ihrer Ganzheit gleichermaßen Wohnungen, 
Hotels, Büros, Geschäfte, Praxen, Kaffeehäuser, Gastwirtschaften, 
Kindergärten, Kinos, Bethäuser, Yogaschulen und Fitnesscenter. 
Selbst mehrgeschoßige Boulder- und Kletterhallen finden sich 
dort.27

Im Gegenzug zu monofunktionalen Gebäuden, welche bekannter-
maßen über ihre Nutzungsspezialisierung nur sehr geringe raum-
zeitliche Nutzungsintensitäten zulassen, ermöglicht das historische 
Wiener Stadthaus, und hier im Besonderen das bürgerliche Zins-
haus, neben dem Nutzungsmix durch die oben beschriebene Anla-
ge von Groß- und Klein(st)wohnungen auch verschiedene Formen 
des Zusammenlebens (Einpersonenhaushalte, Lebensgemeinschaf-
ten, Alleinerzieher*innen, Klein-, Groß- und Patchworkfamilien) 
und ein Nebeneinander verschiedener Einkommens- oder Bil-
dungsschichten.

So war die Errichtung von weitgehend nutzungsoffenen Gebäu-
den, deren programmatische Konzeption eigentlich spekulativen 
und gewinnorientierten kapitalistischen Ideen folgte, wohl „ver-
sehentlich“ resilient und aufgrund der Nutzungsreserven, die sie 
bereithalten, in vielfacher Hinsicht zukunftsweisend. Denn ihre 
formal nicht spezialisierte, nutzungsneutrale Anlage führte dazu, 
dass die Gebäude sich seit ihrer Errichtung vor 150 Jahren bewäh-
ren, nicht zuletzt, weil sie an sich fortwährend ändernde Anforde-
rungen angepasst werden können (vgl. Psenner 2012, 471–472).

Grundvoraussetzung für diese Form der Multicodierung sind ein 
flexibles Raummodell und angemessene Deckenhöhen. Bei der Zu-
sammenlegung kleinerer Einheiten zu einem großen Raum sorgen 

27 Die zuvor im Text ange-
brachte Kritik an der Nutzungs-
ausdünnung und -banalisierung 
bezieht sich explizit auf das 
Erdgeschoß. Obwohl in den 
vergangenen Jahrzehnten auch 
in den oberen Regelgeschoßen 
eine bestimmte Nutzungsni-
vellierung Einzug hielt – schon 
allein durch die Zusammenle-
gungen vieler Kleinwohnungen 
und Garconnieren –, lässt sich 
hier noch immer eine grund-
sätzliche Disposition zur Mi-
schung feststellen; umso mehr, 
wenn wir diese Gebäudetypen 
in Relation zu monofunktiona-
len Wohn- oder Bürobauten der 
Nachkriegszeit setzen.

26 Es handelt sich hier auch 
nicht um einfache Wohnregel-
geschoße, die fein säuberlich ge-
trennt über einem ebenerdigen 
Geschäftsgeschoß liegen, so wie 
Howard Davis dies in seinem 
Buch „Living over the store“ 
(Davis 2012) für Städte wie 
London, Paris, NYC, Bangkok, 
Shanghai etc. beschreibt. Die 
Thematik des Stadthauses wurde 
in den vergangenen Jahren 
immer wieder aufgegriffen 
und sowohl im akademischen 
Bereich diskutiert als auch in 
der Architektur mit mehr oder 
weniger Erfolg in Realisierung 
gebracht (z. B. „Solids“ in 
Amsterdam von Tony Fretton 
Architects 2011; Lot 4.2 in 
Clichy-Batignolles, Paris, von 
LAN Architecture 2015; „Das 
neue Stadthaus“ in Wien von 
der Projektgemeinschaft raith 
nonconform architektur vor 
ort 2017).
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Abb. 8 Gründerzeitliches Stadthaus mit Kino-Nutzung  
© Psenner 2019

28 Das Vorhandensein von 
Rechtsanwaltskanzleien und 
Steurerberatungsbüros ist 
z. B. ein besonders auffälliger 
Anzeiger für Repräsentations-
architekturen, da beide in 
dieser Hinsicht besonders hohe 
Ansprüche stellen.

großzügige Raumhöhen für ausgeglichene Proportionen. Darüber 
hinaus bilden die speziellen Geschoßdimensionen den strukturel-
len Rahmen für „großartige, herrschaftliche“ Fassaden und sind 
damit wesentlich für die Imagebildung zuständig – nicht nur für 
die einzelne Immobilie, die sich derart bestens für Repräsentations-
zwecke eignet28, sondern für die gesamte Stadt. Die modulare und 
kleinteilige Struktur fasst also großzügige und repräsentative Büros 
ebenso problemlos wie kleine, vielseitige Räumlichkeiten und stellt 
damit eine für die Stadtstruktur besonders vorteilhafte Nutzungs-
adaptibilität sicher (vgl. dazu auch: Psenner 2011b; 2012a; 2014a).

Das Wiener Gründerzeithaus stellt also tatsächlich das von Raith 
beschriebene Regalsystem dar, das nach Belieben gefüllt und im-
mer wieder umarrangiert werden kann; das also quasi als „Halb-
fabrikat" dem Erfindergeist und „Organisationstalenten“ der zu-
künftigen Benützer*innen anvertraut wurde und wird (vgl. Raith 
2000, 201).

Aldo Rossis Aussage bezüglich der Trennung von Wohnen und 
Arbeiten, die er mit dem Verlust der mittelalterlichen Stadt initiiert 
und mit dem Industrialisierungszeitalters und dem architektoni-
schen Schaffen des 19. Jahrhunderts vollendet sah (Rossi [1966] 
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2018, 206–207), gilt somit nicht für das gründerzeitliche Wien. 
Denn das Wiener Stadthaus, und zwar der Typus serielles Arbeiter-
zinshaus, aber noch mehr der Typus bürgerliches Zinshaus, weist 
weder eine architektonische noch eine städtebauliche Nutzungs-
spezifizierung auf und bietet in seiner räumlichen Strukturierung 
vielmehr eine bis heute wirksame, nicht an spezielle Funktionen 
gebundene Nutzungsoffenheit. Es ist durchaus faszinierend, dass 
in Wien in einer Zeit der Industrialisierung, der Spezialisierung 
– zumindest was die bauliche Stadtfortschreibung betrifft – offen-
sichtlich gegen den Strom der Zeit und des vermeintlichen Fort-
schritts agiert wurde.

Kompaktheit – ein weiterer stadtstruktureller Grundstein zur 
urbanen Mischung
Neben der Mischungsdisposition, welche durch die speziellen 
Architekturen gegeben ist, ist eine gewisse Kompaktheit von Vor-
teil, wenn es darum geht, ein Stück gemischte Stadt einzurichten. 
Wiens städtebauliche Grundstruktur rekurriert auf eine Zeit, in 
der es galt, auf eine noch nie dagewesene Bevölkerungsexplosion29 

zu reagieren und genügend Wohn- und Lebensraum für die Mas-
sen bereitzustellen. Die dabei entwickelte Rastertextur zeichnete 
nicht nur die Struktur für die damalige Situation, sondern auch 
für alle weiteren Entwicklungen der konsolidierten Kernstadt bis 
herauf in die heutige Zeit vor.

Die einerseits hügelige (Ausläufer der Voralpen im Westen) und 
andererseits sumpfige (Marschland der Donauauen im Nordosten) 
Urlandschaft, in die Wien bis zur zweiten Hälfte des 19. Jahr-
hunderts eingezwängt lag, eignete sich nicht für eine großflächige, 
rationelle Bebauung, wie sie zum Beispiel das zeitgleich expan-
dierende Berlin erlebte. Vielmehr unterband das spezifische Ge-
länderelief ein ungehindertes Stadtwachstum und führte zu einer 
konzentrierteren Innenentwicklung. Das proaktive Modellieren 
der Topo- und Hydrografie30, welches darauf abzielte, neuen Ent-

29 1840 zählte die Stadt 
440.000 Einwohner*innen, 
bis zum Jahr 1910 stieg die 
Bevölkerung auf über 2,2 Mio. 
Einwohner*innen an. In sieben 
Jahrzehnten (1840–1910) 
wuchs die Stadt um 1,8 Mio. 
Personen an. Rein rechnerisch 
– es gibt nur wenige genaue 
Zahlen – ergibt dies einen jähr-
lichen Anstieg von ca. 25.000 
Personen.

30 Gemeint sind hier die 
große Donauregulierung (ab-
geschlossen 1875), die diversen 
Kanalisierungsmaßnahmen der 
vielen Wienerwald-Bäche und 
die großflächige Anhebung des 
Gesamtniveaus gewässernaher 
Areale in den sog. „Inundations-
gebieten“, also vornehmlich 
in den Bezirken 2, 3, 9, 19 
und 20.
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wicklungsraum zu schaffen und vor allem die Donauauen und die 
Abhänge des Wienerwalds zu erschließen, sollte erst zeitverzögert 
einsetzen (Psenner 2023, Psenner 2018b).

Aus diesem Umstand rührt der Fakt, dass Wiens Gassenprofile in 
Relation zu anderen europäischen Straßenräumen des 19. Jahrhun-
derts schmal und eng sind und dass ihre Bebauung verhältnismä-
ßig hoch ist. Ebenso sind die Innenhöfe durchwegs klein dimensio-
niert. Kurz: Wien weist eine hochverdichtete Bebauungsstruktur 
auf.

Nun verfügt eine kompakte Stadtstruktur der inneren Logik fol-
gend über ein sehr begrenztes Maß an öffentlichen Freiräumen, 
die umso heißer umkämpft sind, wenn sie prozentuell vornehmlich 
einer Nutzer*innengruppe, nämlich dem motorisierten Individual-
verkehr, zuerkannt werden, so wie dies in den vergangenen Jahr-
zehnten praktiziert wurde. Doch bedeutet Kompaktheit im Städ-
tebau, sofern sie mit einem gewissen Maß an urbaner Mischung 
überlagert wird, zugleich auch potenziell kürzere Wege. Darin liegt 
eine konsistente und belastbare städtebauliche Qualität, die ganz 
aktuell mit dem städtebaulichen Leitbild der „15-Minuten-Stadt“ 
umschrieben wird.

Conclusio
Im untersuchten Raum wurde Mischungsdisposition im histori-
schen Kontext unter anderem über folgende Faktoren geschaffen 
bzw. unterstützt: stadtstrukturelle Kompaktheit, nutzungsoffene 
veränderbare Architekturen (Stadthaus) und vielseitig bespielbare 
Erdgeschoße, welche über permeable Erdgeschoßfassaden in direk-
ter Verbindung zum öffentlichen Raum stehen – also Parameter, 
die über entsprechende Architekturen und über den Städtebau be-
reitgestellt werden können.

Urbane Mischung historisch betrachtet. Der Wiener Zinshaustypus 
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Weitere, hier nur am Rande erwähnte, jedoch nicht minder wich-
tige Aspekte betreffen die Bespielung der vorgefundenen gebauten 
Strukturen. Diese stehen in Abhängigkeit zu den kulturellen, so-
zialen, ökonomischen und legistischen Regeln, auf welche sich 
die sie belebende Gesellschaft jeweils einigt. Um diese Faktoren in 
aller Kürze auf einen kleinen Absatz herunterzubrechen: Es geht 
einerseits um den Exodus von Handwerk und Manufaktur aus 
innerstädtischen Lagen und das Automobil als raum- und funk-
tionsdominantes Fortbewegungs- und Transportmittel. Die Erd-
geschoß-Leerstands- und -Unternutzungsproblematik als eine die 
Wiener Bestandsstadt dominierende Form der Entmischung gilt 
es aber jedenfalls auch aus einer wirtschaftspolitischen Perspekti-
ve heraus zu analysieren und dabei folgende Themen zu berück-
sichtigen: die generelle Krise des Einzelhandels, die Verlagerung 
des Handels auf Einkaufszentren in Stadtrandlage bzw. auf On-
line-Unternehmen, Konsument*innenverhalten, aber genauso die 
aktuelle Form der Immobilienwirtschaft, Vermietungsstrukturen, 
Mietrecht und letztendlich natürlich die Globalisierung und unser 
Wirtschaftssystem, das in erster Linie auf Wachstum, d. h. auf Pro-
duktions- und Umsatzsteigerung aufbaut.

Ein weiterer Faktor, der in der vorliegenden Abhandlung nicht 
besprochen werden konnte, ist die Nutzbarkeit von öffentlichem 
Raum, denn wie die Abbildung 2 zeigt, war Straßenraum um 1910 
noch großteils frei von dort abgestelltem privatem Gut (nächtli-
ches Parkieren von Fuhrwerken war strengstens verboten und wur-
de mit bis zu zwei Wochen Haft bestraft) und bot auf diese Weise 
sowohl Anrainer*innen als auch Straßennutzer*innen einen relativ 
frei nutzbaren öffentlichen Raum. Die Verfügbarkeit stellt einen 
höchst relevanten, die Qualität von öffentlichem Raum maßgeb-
lich bestimmenden Faktor dar, der heute einzig über die Gesetz-
gebung – im Falle Wiens über die Straßenverkehrsordnung StVO 
– geregelt wird. Doch, wie die systemische Sichtweise der Stadtpar-
terre-Perspektive zu erklären sucht, stellt der Gassenraum keinen
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für sich abgeschlossenen Bereich dar, auch wenn dies die Art und 
Weise, wie Straßenraum auf Stadtverwaltungsebene verhandelt 
wird, meinen lassen möchte. Vielmehr ist er Teil des gesamtheit-
lichen Stadtparterres und steht damit in Interrelation zu den an-
grenzenden Zonen. Kurz: Ob sich städtische Areale zur Mischung 
eignen, hängt auch von der nutzungsrelevanten Konstitution des 
Straßenraums ab. Diesem systemischen Betrachtungskonzept ist 
das 2023 erschienene Buch „Stadtparterre. Straße, Hof, Erdge-
schoss und deren Übergänge“ gewidmet.

Die angesprochenen Überlegungen stellen nicht die Antwort auf 
die Frage nach der richtigen urbanen Mixtur dar, sie sollen aber 
unsere Sichtweise bereichern und letzten Endes mit dem Erkennen 
der besonderen Qualitäten des Wiener Zinshauses, insbesondere 
des Typus bürgerliches Zinshaus eine Handhabe bereitstellen, wel-
che uns dem Erreichen des aktuellen Credos der gemischten Stadt 
als einer Form der regenerativen, resilienten, zirkulären und inklu-
siven Stadt näherbringen kann.

Denn in der Städtebaupraxis geht es darum, Räume zu schaffen, 
die grundsätzlich zugänglich und aneignungsfähig sind; folglich 
gilt es, im Maßstab der Objektarchitektur Häuser bereitzustellen, 
die Nutzungsmix grundsätzlich möglich machen, und diese in ein 
Umfeld zu setzen, welches das Mischen weiter beflügelt.

Urbane Mischung historisch betrachtet. Der Wiener Zinshaustypus 
als Ermöglicher und Treiber für städtische Mixturen
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Abb. 1 „When I grow up, I want to be an apartment block“ 
© Jan Ackenhausen
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Dorothee Huber, Jan Ackenhausen, Ute Schneider

MISCHUNG ≠ MISCHUNG
NACHHALTIGE STADTENTWICKLUNG 
ERFORDERT NEUE UND VIELFÄLTIGE 
FORMEN VON URBANER  
DURCHMISCHUNG

Angesichts der globalen Veränderungen durch den Klimawandel 
und der Überschreitung der planetaren Grenzen durch mensch-
lichen Ressourcen- und Platzverbrauch ist es wichtig, über neue 
Stadtmodelle nachzudenken. Es ist prognostiziert, dass bis 2050 
etwa 70 % der Weltbevölkerung in Städten wohnen wird (vgl. UN 
2018). Das starke Wachstum bringt viele Herausforderungen mit 
sich, denn mit den zunehmenden Bevölkerungszahlen steigen auch 
die sozialen, wirtschaftlichen und ökologischen Anforderungen. 
Um auf die bevorstehenden Entwicklungen eingehen und die Be-
dürfnisse der Gegenwart, aber auch jene zukünftiger Ökosysteme 
und Generationen sicherstellen zu können, ist es unumgänglich, 
Städte nachhaltig zu gestalten.

Ein wichtiges Element einer nachhaltigen Stadtentwicklung ist 
die Nutzungsmischung verschiedener Funktionen (vgl. Breuer 
2000). Das Nebeneinander unterschiedlicher Nutzungen entfal-
tet das städtische Leben und fördert Vitalität, Vielfalt, Robustheit, 
Synergien, Intensität und Anteilnahme und ist „ein Erfordernis, 
um lebenswerte und zukunftsfähige urbane Räume zu schaffen“ 
(Peer / Forlati 2017, 12). Trotz dieser Prämissen bestehen viele der 
städtebaulichen Gebiete, die heute unter der Maxime eines „urba-
nen, gemischt genutzten Quartiers“ gehandelt werden, großteils 
aus Wohnbauten mit Anteilen an Büros, öffentlichen Einrichtun-
gen sowie – oft als maßgebend für einen „lebendigen Stadtteil“ 
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verstandenen – gastronomischen Nutzungen und Handel. Dieses 
„Latte-Macchiato-Konzept“ eines belebten urbanen Raums schließt 
eine wesentliche Funktion aus: die Produktion materieller Güter 
bzw. die industrielle Fertigung und unterstützende Dienstleistung. 
Rückblickend auf die letzten Jahrzehnte der Stadtentwicklung wird 
deutlich, dass viele der gewerblichen und industriellen Arbeitsplät-
ze aus dem Stadtbild verschwunden sind – in Randgebiete, Vororte 
oder sogar ans andere Ende der globalisierten Welt. Das führte zu 
einer funktionalen Ausdünnung städtischer Räume, welche sich 
zunehmend auf eine konsumorientierte Koexistenz von Wohnen, 
Handel und Gastronomie reduzierten.

Die Stadt als „Ort des Konsums“ und der funktionalen Trennung 
muss im Kontext der nachhaltigen Entwicklung hinterfragt wer-
den. Ein nachhaltiges Stadtmodell erfordert eine holistische Vi-
sion, wo alle Prozesse, die unser Leben unterstützen, einen Platz 
bekommen und die Systeme zirkulär, lokal und regional organi-
siert werden. Es bedarf eines gesellschaftlichen Umdenkens, wie 
wir mit Stadtraum umgehen, einer Ambition zu neuen Formen 
von Durchmischung und einer Rückbesinnung auf ein konstrukti-
ves und lebendiges Neben- und Miteinander. Eine „Stadt der kur-
zen Wege“ ist ökologischer, denn mit steigender Dichte sinkt der 
Landverbrauch pro Kopf und die Auslastung und das Angebot von 
sozialer Infrastruktur und Kultureinrichtungen nehmen zu. Wenn 
dann auch noch Waren und Lebensmittel lokal produziert und 
gehandelt werden, führt es dazu, dass die Stadt wieder zu einem 
engmaschigen Netzwerk von Wohnen, Arbeiten, sozialem und kul-
turellem Leben werden kann, das der Lebenswirklichkeit der Men-
schen im 21. Jahrhundert entspricht und den sozialen und öko-
logischen Herausforderungen begegnen kann (vgl. Drexler 2022).

Mehrere Städte nehmen diesen Perspektivenwechsel bereits an. Sie 
nutzen die Vorteile der effizienteren und zirkulären Herstellungs-
prozesse, um neue Ansätze für diverse und nachhaltige städtische 
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Räume zu erproben und sich mit den damit verbundenen Aufga-
ben und Widersprüchen auseinanderzusetzen. Die relevante Frage 
dabei ist, wo und wie Produktion in der Stadt wieder oder weiter-
hin stattfinden kann.

Produktion und Stadt
Industrie und Handwerk haben eine wesentliche Rolle in der Ent-
wicklung der europäischen Stadt gespielt. Sie waren Ursprung von 
Stadtgründungen und Bevölkerungswachstum und prägen auch 
heute noch ganze Regionen.1 Die historisch gewachsene und tra-
ditionell durchmischte Stadt war immer schon ein Sammelbecken 
unterschiedlicher Nutzungen und diente vielen Zwecken, unter 
anderem Arbeitsprozessen aller Art – Handel, Industrie, Gewer-
be –, Wohnen, Erholung und Vergnügen. All dies geschah bis zur 
Wende zum 20. Jahrhundert in einer starken räumlichen Dichte 
und fand gleichzeitig, nebeneinander, übereinander oder in einer 
Mischform statt. Dieses enge Zusammenspiel der unterschied-
lichen Nutzungen stieß jedoch an seine Grenzen. Vor allem in 
der Frühphase der Industrialisierung, als Wohnen und Arbeiten 
oft untrennbar miteinander verbunden waren, war es zu schwer-
wiegenden Gesundheits- und Hygieneproblemen sowie zu sozia-
len Konflikten gekommen. Aus der Kritik an diesen Lebens- und 
Arbeitsbedingungen entstand Ende des 19. Jahrhunderts, begin-
nend mit der Gartenstadtbewegung und Anfang des 20. Jahr-
hunderts durch die Moderne bestätigt, ein neues Leitbild einer 
funktionsgetrennten und später auch autogerechten Stadt. Dieses 
städtebauliche Konzept revolutionierte die Stadtplanung und ver-
bannte die Industrie und andere produktive Tätigkeiten in eigene 
Viertel, möglichst weit weg von den Wohngebieten (vgl. Hill 2020, 
11–43). Die symbiotische Beziehung von Wohnen und Industrie 
wurde endgültig durch den Fordismus und die sich damit ver-
breitende Massenproduktion sowie den steigenden motorisierten 
Individualverkehr aufgelöst (vgl. Gärtner 2019, 286–287). In der 
zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts setzten zwei weitere Wellen 

1 Für einen detaillierten Über-
blick der Rolle der Industrie 
in der europäischen und 
nordatlantischen Stadtentwick-
lung vgl. u. a. Bairoch 1985, 
Hohenberg / Hollen Lees 1995 
und Jacobs 1969.
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der Deindustrialisierung ein: aufgrund der Produktivitätssteige-
rung und des Wettbewerbs auf den internationalen Märkten sowie 
als Ergebnis von Immobilienentwicklung und Gentrifizierung (vgl. 
Hill 2020, 41). All das führte zu einer sehr geordneten und groß-
teils homogenen Stadtstruktur, die unser modernes Verständnis 
des städtischen Raumes nach wie vor prägt: Man wohnt in einem 
Wohngebiet, man erholt sich in einem Erholungsgebiet und die 
Produktion findet in einem Gewerbe- / Industriegebiet am Rand 
oder außerhalb der Stadt statt.

Die Stadt verschlingt sich selbst
Die Funktionstrennung, die dem Verschwinden der industriellen 
Aktivitäten in den Stadtzentren zugrunde lag, ging in erster Linie 
von der Sorge um die öffentliche Gesundheit aufgrund emissions-
intensiver Industrie und vielfach schlechter Lebensbedingungen 
in den dicht besiedelten Arbeitervierteln aus. Heute wird diese 
Trennung durch Wohnbebauung auf ehemaligen Industrieflächen 
herbei- und fortgeführt, genährt vor allem durch den immensen 
Einfluss, den die jahrzehntelange Wohnbauentwicklung auf die 
Grundstückswerte in den Innenstädten ausgeübt hat.

Menschen zieht es immer mehr in die Städte, weil es dort eine 
Fülle von Bildungs- und Beschäftigungsmöglichkeiten sowie die 
Gelegenheit der Verwirklichung differenzierter Lebensstile gibt. 
Der Bevölkerungszuwachs schafft eine große Nachfrage nach 
Wohnraum, erhöht aber zugleich den Druck auf den Arbeitsmarkt. 
Wachsende Städte benötigen neben erschwinglichem Wohnraum 
auch eine Vielzahl von Berufen in vielen Sektoren und auf ver-
schiedenen Qualifikationsniveaus. Denn in einer „auf Erwerbs-
arbeit ausgerichteten Gesellschaft ist die Teilhabe am Arbeitsleben 
letztlich entscheidend für die Integration“ (Läpple 2016, 24) und 
ein wichtiger Faktor für die Lebensqualität. Die diversen Bedürf-
nisse werden in der gegenwärtigen Stadtentwicklung in erster Linie 
mit Arbeitsplätzen in der Dienstleistungsgesellschaft gedeckt, die 
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von hochqualifizierten Arbeitnehmer*innen besetzt werden, und 
nicht mit der Fertigung und Produktion materieller Güter, die 
einen wesentlichen Beitrag zur Öffnung des Arbeitsmarktes „nach 
unten“ leisten. Unter dem Deckmantel der Schaffung von Arbeits-
plätzen gentrifiziert die innerstädtische Brachflächensanierung 
nicht nur den Wohnungsmarkt, sondern auch den Arbeitsmarkt. 
Die Stadt verschlingt sozusagen durch diese Entwicklungen ihre 
eigenen Gewerbe- und Industriegebiete und urbanen Arbeitswel-
ten. Es scheint, dass anstatt eine Krise zu lösen blindlings in eine 
andere hineingelaufen wird.

Nicht nur in Wien ist die Wohnstadt und Dienstleistungsgesell-
schaft im Zunehmen und drängt die Produktion allmählich aus 
der Stadt und der Region hinaus. Auch in anderen historischen 
Industriestädten wie London, Brüssel und Zürich wird es immer 
schwieriger, Raum zu finden, denn der Druck auf den Boden zwi-
schen konkurrierenden Flächennutzungen ist hoch. Nicht nur das 
Wohnen, sondern auch die Schaffung von Grün- und Freiflächen 
zur Unterstützung eines guten Stadt- und Lebensklimas, Bildung, 
Verwaltung, Versorgung und soziale und kulturelle Nutzungen 
beanspruchen immer mehr Platz und stehen in einem massiven 
Flächenkonflikt in einer Stadt, in der sich Menschen niederlassen 
wollen.

Abb. 2 Transformation von 
Industrie- und Gewerbeflächen 
in London von 2010 bis 2015: 
rosa = die Umwandlung von 
Gewerbe- und Industriegebieten 
in Wohngebiete;  
gelb = die Schaffung von neuen 
Gewerbegebieten;  
Strichlinien = geplanter Flächen-
verlust (der erheblich niedriger ist 
als der reelle Flächenverlust)
Quelle: Muir / Kerimol 2017, 4. 
Die Karte enthält OS Daten. 
© Crown Copyright and data-
base right (2023), Bearbeitung: 
AECOM (2017).
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In London wurde der durchschnittliche Flächenverlust für Gewer-
be und Industrie 2017 auf 65,2 ha pro Jahr geschätzt (vgl. Grea-
ter London Authority 2017, 12, 231). In Brüssel arbeiteten 2013 
nur 3 % der aktiven Bevölkerung in Industrie und Gewerbe, 1981 
waren es noch 12 % (vgl. Michiels 2015, 3). Auch Wien hat im 
vergangenen Jahrzehnt etwa 250 ha seiner ausgewiesenen Betriebs-
zonen in andere Nutzungen überführt (vgl. Magistrat der Stadt 
Wien 2017, 51). In Zürich ist der Bestand an Industriegebäuden, 
Nutzflächen für Werkstätten und Produktion von Beginn der 
1990er Jahre bis 2008 um insgesamt einen Drittel geschrumpft. 
Ab 2008 stabilisierte und erholte er sich. Im Vergleich dazu sank 
die Beschäftigung in Industrie und Gewerbe im gleichen Zeitraum 
um gut 50 % (vgl. INFRAS 2017a, 20–22). 

Diese Zahlen sind jedoch differenziert zu betrachten: Flächen- und 
Beschäftigungsstatistiken allein geben kein vollständiges Bild des 
Rückgangs des verarbeitenden Gewerbes in den Städten ab, weil 
auch das Bruttoinlandsprodukt berücksichtigt werden muss (vgl. 
Andreoni / Gregory 2013). Denn aufgrund technologischer Inno-
vation, Automatisierung und der fortschreitenden Digitalisierung 
sind flexiblere und dezentralisierte Produktionsprozesse entstan-
den, die weniger auf große Flächen und viele Arbeitskräfte ange-
wiesen sind. Diese neuen Produktionsprozesse benötigen vielmehr 
ein wirtschaftliches Ökosystem, in dem Innovation, Kapital und 
spezialisierte Arbeitskräfte zusammenkommen wie in einem städti-
schen Kontext (vgl. Schwab 2017), und haben zugleich ein großes 
Potenzial, einen wesentlichen Beitrag zu einer diversifizierten und 
nachhaltigen städtischen Kreislaufwirtschaft zu leisten (vgl. Euro-
pean Commission 2014). 

Städte wie Brüssel, London, Wien und Zürich haben bereits mu-
tige Maßnahmen ergriffen, um ihre Industrieflächen zu schützen. 
Nicht etwa, um die von sozialen und hygienischen Prinzipien 
geprägten (siehe Abschnitt „Produktion und Stadt“) Planungs-
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systeme zu deregulieren, sondern um eine kontrollierte und qua-
litative Entwicklung von Industrie und Gewerbe innerhalb des 
dichten Stadtgefüges anzuregen und damit die Kreislaufwirtschaft 
zu unterstützen.

So sieht der Brüsseler Flächennutzungsplan „PRAS“2 (s. Abb. 3) 
Gebiete für verschiedene Arten von Durchmischung vor, die je-
weils ein unterschiedliches Maß an Wohn- und Industrieflächen 
aufweisen: In Gebieten mit leichter Durchmischung dominiert die 
Wohnfunktion und es dürfen maximal bis zu 250 m2 produkti-
ve Aktivitäten pro Gebäude entstehen. Stark gemischte Gebiete 
sind ebenfalls überwiegend der Wohnfunktion gewidmet, aber es 
dürfen zwischen 500 und 1.500 m2 produktive Aktivitäten pro 
Gebäude entwickelt werden. Die als städtische Gewerbezonen – 
ZEMU (Zone d’Entreprises en Milieu Urbain) – gewidmeten Flä-
chen sind Gebiete, wo 40 % der Gebäudefläche der Wohnfunktion 
vorbehalten sind. Flächen, wo keine Wohnnutzung erlaubt ist, sind 
Hafen- und Logistikgebiete. 

Abb. 3 Brüssels Regional-Flächennutzungsplan PRAS: Mischung findet hier auch im Maßstab des 
Stadtblocks statt. Gelb / hellorange = Gebiete für leichte Durchmischung; dunkelorange /-braun = 
stark gemischte Gebiete; rosa = städtische Gewerbezonen; dunkelblau = Hafen- und Logistikgebiete. 
Quelle: BruGIS – https://gis.urban.brussels/brugis (04.01.2023)
Basiskarte UrbIS © 2023; Flächennutzungsdaten Perspective.brussels 2023

2 Mehr Information über den 
Brüsseler Flächennutzungs-
plan: https://urbanisme.
irisnet.be/pdf/pras/brochure 
(26.02.2023).
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3 Mehr Information über den 
New London Plan, der 2021 
erschienen ist: https://www.
london.gov.uk/what-we-do/
planning/london-plan/new-lon-
don-plan (26.02.2023).

In London ist vor allem der östliche Stadtteil ein interessantes Bei-
spiel für zunehmende produzierende städtische Gewerbetätigkei-
ten. Zwischen 2009 und 2021 ist die Zahl der Arbeitsplätze in Ost-
London um 34 % gestiegen (266.000 zusätzliche Arbeitsplätze) im 
Vergleich zu 25 % in ganz London (London Borough of Waltham 
Forest 2022, 39). Damit ist Ost-London zu einem Zentrum für 
kleine Unternehmen geworden, wie zum Beispiel Gründerzentren, 
Künstlerateliers, Co-working- und Makerspaces. Bei diesen Unter-
nehmen handelt es sich in der Regel um Kleinstunternehmen (0 
bis 9 Beschäftigte), die oft in Sektoren wie Verlagswesen, Program-
mierung, Rundfunk, Videoproduktion, Kreativ- und Kunstunter-
nehmen zu finden sind. Dabei ist anzumerken, dass Unternehmen 
in Ost-London in den letzten Jahren schneller gewachsen sind 
als der Londoner Durchschnitt (vgl. London Borough of Walt-
ham Forest 2022, 39–40). Um diese Entwicklungen weiterhin 
zu unterstützen und eine fortschreitende Umwidmung von In-
dustrieflächen abzuwenden, führte 2016 der „London Plan“3, die 
Raumentwicklungsstrategie für den Großraum Londons, die neue 
Flächennutzung „Strategic Industrial Land“ (SIL) ein. SIL-Gebie-
te stellen die Hauptreservoirs Londons für industrielle Tätigkeiten 
dar. Sie sichern die unterschiedlichen betrieblichen Anforderungen 
einer Stadt, insbesondere Kleingewerbe, Lagerung, Logistik, Ab-
fallentsorgung, Versorgungsinfrastruktur (wie Energie und Wasser) 
oder auch Großhandelsmärkte und neue und innovative Produk-
tionsverfahren. SIL schützt Gebiete innerhalb der Stadt, in denen 
lärmintensive und weniger verträgliche industrielle Aktivitäten an-
gesiedelt werden können. Die Wohnfunktion ist hier nicht zuge-
lassen bzw. nur dann erlaubt, wenn die „verlorene“ Gewerbefläche 
innerhalb desselben SIL-Gebietes kompensiert wird. Um die Wei-
terentwicklung industrieller Aktivitäten in den SIL-Gebieten zu 
gewährleisten, bietet der „London Plan“ strategische Konzepte und 
Maßnahmen an, um diese Tätigkeiten zu intensivieren, z. B. durch 
vertikale Stapelung oder auch die Durchmischung von Wohnen 
und Gewerbe. Damit hat London einen wichtigen Schritt unter-
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nommen, große Gebiete der Stadt vor dem Verlust von  Industrie zu 
schützen und den Ausbau produzierender Tätigkeiten zu  fördern.

Auch die Stadt Wien bekennt sich zu einer proaktiven Unterstüt-
zung der Entwicklung einer lebendigen Industrie. 2017 wurde 
mit dem Fachkonzept Produktive Stadt der Grundstein gelegt, die 
restlichen städtischen Betriebsflächen (ca. 5 % des Wiener Stadt-
gebiets, das sind ca. 2.500 ha) zu sichern. Durch die Einteilung 
dieser Flächen in drei Zonentypen (1. Industriell-gewerbliches Ge-
biet, 2. Gewerbliches Mischgebiet, 3. Integrierte Einzelstandorte) 
wurde ein operatives Instrument geschaffen, das den störungsfreien 
Betrieb von Unternehmen schützt, neue Flächen bereitstellt und 
neue Standortqualitäten wie z. B. das Mischen von Nutzungen 

Abb. 4 Die SIL-Gebiete im Großraum London
Quelle: London Data Store – https://apps.london.gov.uk/planning/ (04.01.2023)
Basiskarte enthält OS Daten. © Crown Copyright and database right (2023)
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fördert (vgl. Magistrat der Stadt Wien 2017, 29–30, 51). Die im 
Fachkonzept ausgewiesenen „Roten Zonen“ (Industriell-gewerb-
liche Gebiete) sind langfristig ausschließlich industriell-gewerbli-
chen Tätigkeiten vorbehalten, die aufgrund ihrer Emissionen und 
Verkehrswirkungen, der Größe der Objekte und Liegenschaften 
und anderer spezifischer Anforderungen ein Umfeld benötigen, 
das ihren störungsfreien Betrieb ermöglicht (ebd., 65). Die „rosa 
Zonen“ (Gewerbliche Mischgebiete) sind traditionell betrieblich 
genutzte Flächen, die aufgrund ihrer zentralen Lage und aktuellen 
Entwicklungen die Chance für eine intensivere, dichtere und viel-
fältigere Nutzung als bisher bieten. Reines Wohnen darf hier in 
bis zu maximal 50 % der Gesamtkubatur integriert werden (ebd., 
75–76). Die Zone der integrierten Einzelstandorte bezieht sich auf 
einzelne, meist traditionelle und in der Stadt integrierte Betriebe. 
Ziel der Stadt Wien ist es, diese Bestandsflächen zu schützen, da sie 
wesentlich zur Feinverteilung der produzierenden Wirtschaft im 
Stadtgebiet beitragen. Aufgrund ihrer oft begünstigten Lage sind 
sie einem hohen Entwicklungsdruck ausgesetzt und viele davon 
wurden in den letzten Jahren bereits anderen Nutzungen zuge-
führt. Mit dem Fachkonzept ist ein Evaluierungsverfahren einge-
führt worden, um die Umwandlung solcher Areale in Wohngebiete 
oder Dienstleistungscluster zu bremsen (ebd., 85–83).

Die Stadt Zürich verfolgt seit 1946 das Ziel, Industrie- und Ge-
werbezonen in der Stadt zu halten, und hat als Reaktion auf eine 
rasante bauliche Entwicklung, die unter anderem zu einer fort-
laufend stärkeren Verschmelzung von Wohn-, Industrie- und Ge-
werbegebieten führte, einen einheitlichen Zonenplan und die erste 
Bau- und Zonenordnung (BZO 1946) für das gesamte Stadtgebiet 
festgesetzt. Bis in die 1960er Jahre blieb Zürich eine Industrie-
stadt, aber der Anteil an Arbeitsplätzen im Bank- und Versiche-
rungswesen, in Handel und Gastronomie wuchs stetig, die Zahl 
an Fabrikarbeitsplätzen ebenso schnell (vgl. INFRAS 2017b, 7–9). 
Nach dem Höchststand von 125.000 Industriebeschäftigten 1965 
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Abb. 5 Fachkonzept Produktive Stadt: Der Wiener Betriebszonenplan unterteilt die Industrie- und 
Gewerbeflächen in unterschiedliche Zonen (rot = Industriell-gewerbliches Gebiet ; rosa = Gewerb-
liches Mischgebiet; grau = Betriebsgebiete in den Wiener Umlandgemeinden; Einzelstandorte sind 
hier nicht dargestellt)
Quelle: Magistrat der Stadt Wien, 2017

verschob sich der Trend von Industrie- Richtung Dienstleistungs-
standort. 2018 wurden noch 30.000 Personen im zweiten Sektor 
gezählt, während der dritte Sektor4 an die 430.000 Arbeitsplät-
ze aufwies. Die traditionelle Industrie geriet ab 1974 stark unter 
Druck und es wurde diskutiert, ob man Industriezonen für finanz-
kräftige Dienstleistungen zur Verfügung stellen sollte (vgl. Stadt 
Zürich AsF 2013, 71–73).
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Abb. 6 Entwicklung der Indus-
trie- und Gewerbezonen in den 
Bau- und Zonenordnungen der 
Stadt Zürich
Quelle: BZO 2014 Erläuterungs-
bericht nach Art. 47 RPV, Amt 
für Städtebau der Stadt Zürich, 
2014

Es folgte ein Auf und Ab über mehrere BZO-Revisionen, um den 
Erhalt von Gewerbe und Produktion in der Stadt zu ermöglichen. 
1946 war das Verhältnis zwischen zweitem und drittem Sektor 
noch 50/50 bei einer Beschäftigtenzahl von 219.000, 1974 bereits 
30/70 bei 289.000 Beschäftigten, seit 1995 beträgt es ca. 15/85 bei 
ca. 320.000 Beschäftigten (ebd.).

Nachdem die den Industrie- und Gewerbezonen zugewiesenen 
Flächen seit der BZO 1963 mit jeder Revision bis zur BZO 1999 
sukzessive verkleinert und für die Ansiedlung reiner Dienstleis-
tungsbetriebe geöffnet wurden, hat sich das Blatt seit der BZO 
2014 wieder gewendet. Man fokussiert heute sehr stark darauf, 
Gewerbe und Industrie in der Stadt zu halten, um wie in London, 
Brüssel, Wien und andernorts die Stadt auch wieder als Standort 
für die Herstellung und Verarbeitung von Gütern zu sehen. Aktuell 
weisen die hierfür zur Verfügung stehenden Flächen die Größen-
ordnung von 1999 auf und machen rund fünf Prozent der Bau-
zonenfläche aus. Die heute gültige BZO 2014 unterscheidet neu 
drei Zonen IG I bis IG III, wovon IG I mehr oder weniger exklusiv 
für Industrie- und produzierende Gewerbebetriebe reserviert bleibt 
und die beiden anderen Zonen zu gewissem Maß Handel und 
Dienstleistung erlauben. Damit wurde man den politisch formu-
lierten Zielen, Standorte für Industrie und Gewerbe zu erhalten, 
gerecht.
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Nicht alles ist mischbar
Während die Brüsseler, Wiener und Zürcher Zonierungssysteme 
einen Rahmen für verschiedene Mischungsgrade in der Stadt bieten, 
sichern Londons SIL-Ausweisung, Wiens 'Rote Zone' und Zürichs 
Industrie- und Gewerbezonen effektiv Raum für jene Funktionen, 
die nicht mit Wohnen und anderen innerstädtischen Funktionen 
gemischt werden können. Das ist ein wichtiger Unterschied, denn 
nicht alles ist mit üblichen innerstädtischen Funktionen wie etwa 
Wohnen vereinbar. Obwohl moderne Produktionsprozesse heutzu-
tage erheblich sauberer sind, gibt es auch Produktionsaktivitäten, 
die Lärm, Gerüche und Abgase erzeugen oder durch sperrige Infra-
struktur erschlossen werden müssen. 

Ob überhaupt eine Durchmischung möglich ist, aber auch der 
Grad der Mischung hängt also von der Art der geplanten Produk-
tionstätigkeiten ab. Bis vor zwei Jahrzehnten waren Wohnungen 
über innerstädtischen Supermärkten in vielen europäischen Städ-
ten nicht zu sehen. Heute ist es allgemein anerkannt, dass Super-
märkte und Wohngebäude durchaus miteinander vereinbar sind 
und die Baunormen und -techniken haben sich so weiterentwi-
ckelt, dass mit den Belästigungen, die durch große Handels- und 
Gewerbeflächen unter Wohnungen entstehen können, effizient 
umgegangen werden kann. So werden bei sorgfältiger Planung 
etwa Schwingungen zwischen den Etagen eliminiert, Brandüber-
schlag verhindert und unangenehme Dämpfe und Gerüche durch 
Hochleistungslüftungsanalagen abgesaugt. 

Industrielle und verarbeitende Tätigkeiten sind häufig deshalb 
nicht gut mit einem städtischen Umfeld vereinbar, weil sie gro-
ße Gebäudedimensionen benötigen und keine Aktivierung der 
Erdgeschoßzone erlauben. So erzeugen z. B. Rechenzentren zwar 
relativ wenig Störungen und könnten möglicherweise sogar ihre 
Abwärme in das öffentliche Wärmenetz einspeisen, haben aber 
extrem hohe Sicherheitsanforderungen, sodass man sie kaum mit 
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anderen Nutzungen mischen kann. Ein Beispiel dafür, dass es doch 
umsetzbar ist, ist das weiter unten besprochene „Chandos Road 
Estate Rechenzentrum“. Handwerkliche Betriebe wie Bäckereien, 
Kleinstbrauereien, Reparaturbetriebe und kleine Fertigungsbetrie-
be sind im Allgemeinen viel besser geeignet, da sie kleinere Ein-
heiten benötigen, eine öffentliche Schnittstelle zur Straße bilden 
können und somit Teil eines feinkörnigen städtisches Netzes sind.

Wer also Durchmischung aus Gewerbe / Industrie / Ver arbeitung 
und anderen städtischen Funktionen möchte, muss spezielle Maß-
nahmen zur Eindämmung von Konfliktpotenzialen berücksich-
tigen. Abgesehen von den oben erwähnten konstruktiven Erwä-
gungen und der Berücksichtigung des menschlichen Maßstabs 
ist vor allem die architektonische und städtebauliche Planung 
wesentlich: Durch eine spezifische typologische Entwicklung der 
Gebäude und ihrer Lage im Stadtraum können Abschirmungen 
bzw. ein Wechsel zwischen lauten und leisen Milieus entwickelt 
werden. Mittels Schau- und robusten Seiten, der Mischung von 
ein- und mehrgeschoßigen Gebäuden oder auch der Baukörper-
stellungen kann z. B. Lärm gut in den Griff bekommen werden. 
Im Sinne der Konfliktvermeidung ist auch die Auseinandersetzung 
mit dem öffentlichen Raum relevant; so haben etwa Unternehmen 
betriebliche Anforderungen wie Zufahrts- und Lademöglichkeiten, 
Wohnnutzung dagegen braucht ein gewisses Maß an Grün- und 
Freizeitbereichen (vgl. Magistrat der Stadt Wien 2017,  77). Auch 
die Größenordnung, Körnung und Intensität der Mischung, das 
heißt die unterschiedlichen Anteile und Dimensionierungen der 
zu mischenden Nutzungen innerhalb des Gebäudes oder Gebietes, 
haben ebenso wie die Ausformulierung der Lagebeziehungen (ver-
tikale oder horizontale Mischung) und der Funktionen zueinander 
Einfluss auf das Konfliktpotenzial, denn nicht alles ist kompatibel 
und geht reibungslos neben-, über- oder miteinander.
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Vielfalt in der Durchmischung
Der Vergleich aktueller Beispiele in den europäischen Städten Brüs-
sel, London, Wien und Zürich zeigt, wie divers urbane Mischung 
(mit produktiven Tätigkeiten) sein kann. Es wurden der jeweilige 
situationsbezogene Umgang mit Funktionsmischung unter den ge-
gebenen Planungsregulativen und die charakteristischen Merkmale 
der Projekte gegenübergestellt, um ein umfassendes Bild der gegen-
wärtigen Realitäten einer gemischt-genutzten Stadt zu erhalten 
und, vor allem durch den internationalen Vergleich, Erkenntnisse 
für nachhaltige Stadtentwicklung zu gewinnen.

Brüssel ist seit jeher ein Ort der Produktion, in den das verarbei-
tende Gewerbe sowohl in großem als auch in kleinem Maßstab 
historisch in das Stadtgefüge eingebettet ist. Die Abwesenheit einer 
umfassenden Raumplanung und -regulierung hat dafür gesorgt, 
dass es bis Anfang der 1990er Jahre keine raumgreifende Sanierung 
der Stadt gegeben hat. Mit Ausnahme sporadischer kapitalgesteu-
erter Entwicklungsprojekte wurden viele der kleingewerblichen 
Strukturen großteils erhalten. Die Durchmischung findet hier auf 
der Ebene des Stadtblocks statt: Durch die Ansiedlung der Produk-
tions- und Lageraktivitäten in den Innenhöfen des Blocks konnten 
potenzielle Belästigungen wie Lärm, Vibrationen und Brandgefahr 
für die umliegenden Wohnhäuser eingeschränkt werden. Diese 
historische Entwicklung wird im regionalen Flächennutzungsplan 
deutlich, wo verschiedene Braun- und Orangetöne auf der Karte 
dominieren (s. Abb. 3). Wohnbauentwickler*innen zögern jedoch, 
das unbekannte Gebiet der Einbeziehung von Produktionsräumen 
in ihre Projekte zu betreten. Auch umgekehrt haben industrielle 
Projektentwickler*innen wenig Erfahrung mit der und Vertrauen 
in die Bereitstellung von Wohnraum als Teil ihrer Projekte. 

In Brüssel ist es vor allem der öffentliche Bauträger citydev.brussels, 
der bei der Implementierung gemischter Gebäude und Quartiere 
führend ist. citydev.brussels hat den Auftrag, Projekte zur Stadt-
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5 Ein Projekt von citydev.
brussels und Kairos mit den 
Planungsbüros &bogdan, 
DDS+, Atelier EOLE Paysa-
giste, Establis, Boydens, Venac, 
BAM Interbuild + Galère. 
Siehe auch: https://novacity.be 
(15.11.2023).

erneuerung und wirtschaftlichen Expansion, oft in stark durch-
mischten Gebieten und städtischen Gewerbezonen, zu entwickeln. 
Seit einigen Jahren konzentriert er sich auf die Kombination von 
Gewerbe mit gefördertem Eigentumswohnungsbau und hat vor 
allem dadurch Brüssel zu einem echten Labor für neue Formen 
urbaner Nutzungsmischung gemacht.

NovaCity I5 (Brüssel)
citydev.brussels in Partnerschaft mit Kairos

Ein Beispiel für die vertikale Mischung von Wohnen und Gewerbe 
ist die NovaCity I, eine Neuentwicklung eines Gewerbegebiets am 
westlichen Stadtrand von Brüssel. Das Areal mit einer Gesamtflä-
che von ca. 2 ha befindet sich zwischen Großgewerbeflächen und 
kleineren Wohnquartieren und ist im regionalen Flächennutzungs-
plan für „starke Durchmischung“ ausgewiesen: Wohnen, Büro- 
und Gewerbenutzungen genauso wie Dienstleistung und soziale 
Infrastruktur. Die Lage in direkter Nähe von S- und U-Bahn und 
Autobahn begünstigt die Schaffung sowohl von Arbeitsplätzen als 
auch von Wohnungen. Denn neben Gewerbeflächen beinhaltet 
die Entwicklung des Areals auch Platz für geförderte Eigentums-
wohnungen, Studentenwohnungen, Handelsflächen und Qualitä-
ten im öffentlichen Raum. Dadurch öffnet sich das Areal auch zu 
den umliegenden Quartieren und verbessert den Übergang zu den 
existierenden Gewerbe- und Wohngebieten. Die erste Phase des 
Projektes umfasst ca. 1 ha und überlagert 16 Gewerbeflächen (ca. 
7.500 m2) für nachhaltige Bau- und Energieunternehmen mit 63 
Wohneinheiten. Die Gestaltung der Gebäude und vor allem die in-
terne Organisation des Areals ermöglichen es, Lärm, Geruchs- und 
visuelle Belästigungen einzuschränken. Die Durchmischung findet 
vertikal statt, wird aber auch auf horizontaler Ebene unterstützt. 
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Abb. 7 Das NovaCity I Areal bildet einen Puffer zwischen dem Großgewerbe und den umliegenden 
feinkörnigeren Wohngebieten. © Laurian Ghinitoiu

Abb. 8 Vertikale Mischung in Brüssel: Die NovaCity I stapelt 63 Wohnungen über ca. 7.500 m2 
Gewerbefläche. © &bogdan
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6 Ein Projekt von citydev.
brussels und PARBAM mit dem 
Entwurfsteam Architectesassoc 
für Greenbizz I und ADRIANA 
(CERAU SPRL, ATELIER 
55 SPRL, ATLANTE SPRL, 
YY ARCHITECTURE SPRL 
und EOLE SPRL) für Tivoli 
GreenCity. 

Die vertikale Durchmischung, wie sie mit NovaCity I durchge-
führt wurde, ist jedoch riskant, da sich eventuelle Lärm- und Vib-
rationsprobleme erst nach Inbetriebnahme zeigen. Die technischen 
Anforderungen für vertikale Durchmischung sind oft sehr kosten-
intensiv, was sich vor allem bei privaten Projekten in höheren bzw. 
für Kleinunternehmen in unbezahlbaren Mietpreisen äußern kann.

Greenbizz I / Tivoli GreenCity6 (Brüssel)
citydev.brussels in Partnerschaft mit PARBAM

Eine Alternative ist die horizontale Durchmischung auf Quar-
tiersebene, die eine klare Trennung zwischen dem verarbeitenden 
Gewerbe und anderen Funktionen ermöglicht, womit etwaige 
Konflikte zwischen den Nutzer*innen von Wohn- und Industrie-
gebäuden vermieden werden. Die Wohn- und Gewerbegebäude 
können jeweils von spezialisierten Bauträger*innen ent wickelt 
und ausgebaut werden. Auf diese Weise lässt sich auch eine höhere 
Dichte erreichen, da der Raum für industrielle Funktionen im glei-
chen Maße wie für Wohnfunktionen maximiert werden bzw. Ge-
werbe und andere Nicht-Wohnfunktionen gestapelt werden kön-
nen. Die Integration der Gewerbe- und Wohnfunktionen erfolgt 
auf der Ebene des öffentlichen Raums und nicht auf der Ebene des 
Gebäudes. Dadurch wird das Risiko der Durchmischung jedoch 
von den privaten Gebäudeeigentümer*innen /-verwalter*innen auf 
die Stadtverwaltung verlagert. 

Das Greenbizz I / Tivoli GreenCity-Areal befindet sich zwischen 
einem Gebiet für Hafen- und Gewerbeaktivitäten und einem 
Wohngebiet, ist im regionalen Flächennutzungsplan für „starke 
Durchmischung“ vorgesehen und soll neben Gewerbe und Indus-
trie auch Platz für Wohnen, Büronutzungen, Dienstleistung und 
soziale Infrastruktur bieten. Das Areal wurde horizontal durch-
mischt, das heißt, es gibt zwei Teile: der nördliche (Tivoli GreenCi-
ty), der an existierende Wohngebiete grenzt, wurde als Wohngebiet 
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Abb. 9 Horizontale Mischung in Brüssel: das Greenbizz I und das Tivoli GreenCity-Quartier (lila 
= das Greenbizz I für Leichtindustrie; gelb = das neue Tivoli GreenCity-Quartier)
Bild: © Google (2023), Karte: © Google (2023), (04.01.2023) 
Bearbeitung: Jan Ackenhausen. © &bogdan

mit 397 Wohnungen, zwei Kindergärten und etwa 10.000 m2 öf-
fentlichem Raum entwickelt. Der südliche Teil (Greenbizz I) liegt 
direkt neben einem Hafen- und Gewerbegebiet und wurde daher 
mit einem Gebäude für Leichtindustrie bebaut, sodass es eine sanf-
te Trennung zwischen den Wohngebieten und den logistikintensi-
ven Hafen- und Gewerbegebieten gibt. Der Greenbizz I-Gewerbe-
komplex bietet Platz für 52 kleine, auf Food und Tech / Innovation 
spezialisierte Unternehmen sowie ein FabLab. Die Stadtentwick-
lung der letzten Jahrzehnte hat das zentral gelegenen Hafenquar-
tier, neben dem sich das Projekt befindet, sehr unter Druck gesetzt. 
Greenbizz I wird als Antwort auf diese Gentrifizierung und zur 
Unterstützung der Hafen- und Gewerbetätigkeiten, die eine wich-
tige Rolle in der nachhaltigen Transportpolitik der Stadt spielen, 
gesehen. Das Projekt wurde von citydev.brussels entwickelt und 
wird auch von ihnen verwaltet.
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7 Der „Park Royal Atlas“ ist hier 
verfügbar: https://www.london.
gov.uk/what-we-do/regenera-
tion/regeneration-publications/
park-royal-atlas (04.01.2023)

Chandos Road Estate Rechenzentrum (London)
Vantage Data Centers, RBA Architects + Conservation  Consultants

In London ist Park Royal7 eine Brutstätte für innovative Gewer-
be- und Industriegebäude. Mit über 2.000 Unternehmen und etwa 
30.000 Arbeitsplätzen (vgl. Greater London Authority 2014, 4) ist 
es Londons größtes geschütztes Gewerbegebiet und als SIL-Gebiet 
ausgewiesen. Das heißt, dass die Entwicklung von Gewerbeaktivi-
täten in diesem Gebiet intendiert ist. Das Park Royal-Areal grenzt 
direkt an mehrere Entwicklungsgebiete, wo in den nächsten zehn 
Jahren etwa 25.000 neue Wohnungen entstehen sollen. In der 
Weiterentwicklung von Park Royal muss daher berücksichtigt wer-
den, dass der öffentliche Raum in den nächsten Jahrzehnten ganz 
anders gebraucht werden wird und auch, dass industrielle Areale 
fußgängerfreundlicher werden müssen. Um das zu erreichen wird 
versucht, die historisch kleinteiligere Körnung des Stadtgefüges 
und seiner Industriebauten zu fördern.

Das Chandos Road Estate Rechenzentrum ist ein Beispiel für die 
Integration unterschiedlicher Körnungen, um eine Straßenfront 
im menschlichen Maßstab zu kreieren. Es befindet sich in einem 
historischen Teil von Park Royal, der durch seine Differenziertheit 
und alte Industriegebäude architektonisch und stadtplanerisch 
interessant ist. Er wurde deshalb auch im lokalen Entwicklungs-
plan als historisch wertvolles Gebiet bezeichnet. Das Areal des Re-
chenzentrums ist ungefähr 2 ha groß und liegt direkt an einem 
der Entwicklungsgebiete für ca. 6.000 neue Wohnungen. Gestal-
tung und Flächennutzung müssen daher nicht nur eine qualitative 
Durchmischung fördern, sondern auch den Verlust von direkten 
Arbeitsplätzen kompensieren, da die Beschäftigungsdichte des Re-
chenzentrums sehr gering ist. Um diesen Herausforderungen ge-
recht zu werden, nutzt der Entwurf die Tiefe des Grundstücks für 
die Einfügung eines kleinen dreistöckigen Gebäudes zwischen dem 
öffentlichen Raum und dem Rechenzentrum. Dieses spiegelt die 
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Abb. 10 Das Chandos Road Estate Rechenzentrum: Ein kleinteiliges Puffergebäude schirmt den 
öffentlichen Raum vom logistikintensiven Rechenzentrum ab. © Vantage Data Centers 

Maßstäblichkeit der weiteren Umgebung wider, ist damit ein hoch-
wertiger Puffer zum größeren Maßstab des Rechenzentrums und 
außerdem eine urbane Alternative zum Gebrauch von Abwehr-
maßnahmen wie Zäunen und Stacheldraht. Das Gebäude schafft 
Raum für ca. 30 leistbare Arbeitseinheiten für leichtes Gewerbe 
und Produktion, die durch ihre Orientierung eine aktive Front zur 
Straße bilden und damit den öffentlichen Raum angenehmer und 
fußgängerfreundlicher gestalten.

Wien hat, ähnlich wie Brüssel und London, eine lange Tradition 
als Arbeiter*innen- und Industriestadt, die viel von ihrem produ-
zierenden Gewerbe in den letzten Jahrzehnten verloren hat (vgl. 
Magistrat der Stadt Wien 2017, 51). Mit den im Fachkonzept Pro-
duktive Stadt vorgestellten Zonen möchte die Stadt diesen Ent-
wicklungen entgegentreten und verfolgt zwei komplementäre Stra-
tegien: erstens Betriebe vor einer destruktiven Durchmischung zu 
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schützen und zweitens eine produktive Mischung zu entwickeln. 
Die Stadt Wien versteht vor allem die „rosa Zonen“ (Gewerbliches 
Mischgebiet), die vielfältigere Nutzungen vorsehen, als „Zukunfts-
vision der Produktiven Stadt“ und wichtige „Alternative zur klassi-
schen Trennung von Wohnen und produzierenden Arbeitsstätten“ 
(Magistrat der Stadt Wien 2017, 76), jedoch hat noch keines der 
ausgewiesenen Areale es seit der Klassifizierung in die Umsetzung 
geschafft. Ein Projekt befindet sich kurz vor Baubeginn, ein paar 
weitere stehen noch auf unsicheren Füßen, einige sind aber auf-
grund schwieriger wirtschaftlicher Durchführbarkeit und Um-
widmungsspekulationen schon wieder aufgegeben worden (vgl. 
 Putschögl 2021).

In Wien haben vor allem Traditionsunternehmen innovative Lö-
sungen entwickelt, um in der Stadt (weiterhin) zu produzieren, 
sich stärker in das Stadtgefüge einzubetten und in unterschied-
lichen Maßstäben zu einer Durchmischung und einem urbanen 
Leben beizutragen. Da traditionelle Unternehmen tendenziell eine 
starke Bindung an ihren Produktionsstandort haben, ist es nahe-
liegend, dass sie weiterhin dort oder zumindest im nahen Umfeld 
produzieren wollen. Doch der Druck der wachsenden Städte auf 
den Boden ist groß und die hohen Dichten erschweren oft eine 
betriebliche Erweiterung, sodass die Unternehmen unkonventio-
nellere Ansätze verfolgen müssen als in der Peripherie angesiedelte 
Betriebe. 

Die Manner Fabrik (Wien)
Josef Manner & Comp AG

Die Josef Manner & Comp AG ist ein Beispiel für eine vertika-
le urbane Produktion, die eine platzsparende, emissionsarme und 
umweltverträgliche Fertigungsweise mitten in der Stadt ermög-
licht. Das Unternehmen ist ein Wiener Traditions-Süßwarenpro-
duzent, welcher Waffeln, Kekse, Biskotten, Dragees und Pralinen 
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herstellt. Manner hat sein Werk in Oberösterreich aufgegeben, um 
am historischen Wiener Standort zu expandieren. Da dieser mitten 
in einem dicht bebauten Gründerzeitviertel liegt, investierte das 
Unternehmen in die Entwicklung einer vertikalen Fabrik, wobei 
stark auf die Verträglichkeit für die direkte Nachbarschaft geach-
tet wurde: Die lärmintensiven Lüftungsanlagen gehen in die eige-
nen Höfe und nicht auf die Straße, die Fassade dient zusätzlich als 
Schallschutz, die An- und Ablieferung findet in einer neu errichte-
ten Tiefgarage statt (wo auch Anrainer*innen parken können) und 
die Überschusswärme wird in das Wiener Fernwärmenetz einge-
speist und kann etwa 600 Haushalte versorgen. Durch die kürzeren 
Transport- und Laufwege sowie optimierte Arbeitsabläufe durch 
die vertikale Produktionsweise hat sich der Flächenverbrauch des 
Manner-Unternehmens um rund 30 % reduziert. Die Umstellung 
auf vertikale Fertigungsmethoden und die Entscheidung in Wien 

Abb. 11 Die vertikale Fabrik der Josef Manner & Comp AG mitten in einem dicht bebauten 
Gründerzeitviertel in Wien
Quelle: Josef Manner & Comp AG https://josef.manner.com/de/unternehmen/produktions-standorte 
(04. 08. 2022), Bearbeitung: Dorothee Huber
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zu bleiben führten neben Effizienz- und Umweltvorteilen auch zu 
einem Imagegewinn für die Firma, denn die zentrale urbane Lage 
bewirkt ein geringeres Pendleraufkommen, vereinfacht die Verein-
barkeit von Beruf und Privatleben und schafft außerdem Arbeits-
plätze in der Stadt. Das Unternehmen nimmt ca. zweieinhalb 
Blocks in der gründerzeitlichen Stadtstruktur ein und ist innerhalb 
ihres Produktionsgebiets zwar nicht durchmischt, leistet aber einen 
wesentlichen und vorbildhaften Beitrag zur Integration von Pro-
duktion in der Stadt und zur Durchmischung auf Quartiersebene 
(vgl. Brandt 2017). 

Manner wird, in Bezug auf Wien, oft als eines der Vorzeigebeispiele 
für innerstädtische industrielle Produktion genannt. Die Firmen-
expansion begann 2011 und ist bereits 2016, bevor die Stadt Wien 
2017 mit dem Fachkonzept Produktive Stadt ein strategisches Re-
gulativ für die Integration von Produktion in der Stadt erlassen 
hat, fertiggestellt worden. Intensive Unterstützung bei der Planung 
und Umsetzung der Modernisierungs- und Erweiterungsmaßnah-
men erfuhr Manner durch die Stadt Wien, die Wirtschaftsagentur 
Wien und die TU Wien. Es ist viel technisch-wissenschaftlicher 
und monetärer Aufwand betrieben worden, um in der dicht be-
bauten Stadt zu expandieren. Viele Konfliktpotentiale für die di-
rekte Wohnumgebung sind möglichst gering gehalten worden und 
zusätzlich wurden Mehrwerte für die Umgebung generiert. Die 
Geruchsemissionen (Anm.: nach gebackenen Waffeln) sind zwar 
dennoch in regelmäßigen Abständen und, je nach Windlage, in nä-
herer und fernerer Umgebung vorhanden. Der generelle Tenor in 
Wien scheint aber sehr positiv zur Waffelproduktion inmitten der 
Stadt zu sein. Doch trotz der positiven Wahrnehmung, wäre, laut 
der Wiener Stadtplanung, so ein Projekt nach heutigen Regeln, 
noch an demselben Ort, nicht mehr realisierbar (vgl. Steger 2022). 
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Quartiersentwicklung Ottakringer Brauerei (Wien)
Ottakringer Brauerei GmbH

Ein weiteres Wiener Unternehmen, welches innerstädtisch produ-
ziert und vor der Verdichtung, Öffnung und Nutzungsmischung 
seines Betriebsareals steht, ist die Ottakringer Brauerei. Das ca. 5,5 
ha große Brauereiareal liegt mitten in einem Gründerzeitviertel im 
Bezirk Ottakring. Das Wiener Traditionsunternehmen kann auf-
grund von Investitionen in die Modernisierung ihres Betriebs (u. a. 
den Bau eines Hochregallagers) platzsparender produzieren und 
lagern. Die dadurch freiwerdende Fläche soll als gemischt-genutz-
tes Quartier, ganz im Sinne der im Fachkonzept Produktive Stadt 
vorgestellten „rosa Zone“, entwickelt werden. Aktuell ist das Otta-
kringer-Areal komplett umzäunt und öffnet nur punktuell bei Ver-
anstaltungen und Führungen für die Öffentlichkeit. Zukünftig soll 
es in drei Bereiche mit unterschiedlichen Ausrichtungen und Zu-
gänglichkeiten geteilt werden: den Brauereibereich, der ausschließ-
lich für die Produktion zugänglich ist und deren reibungslosen Be-
trieb sicherstellt; den bereits bestehenden Veranstaltungsbereich, 
in Zukunft geöffnet und ein aktiver Teil des Stadtraums mit zu-

Abb. 12 © Ottakringer Brauerei GmbH, Stadt Wien, 58. STEK– (https://www.wien.gv.at/stadt-
entwicklung/projekte/pdf/stek-ottakringer-brauerei.pdf (03.08.2022)
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sätzlichen Nutzungen, welcher großteils in seiner historischen Bau-
struktur erhalten bleibt und nur punktuell ergänzt wird; und den 
Bereich der Arealerweiterung auf den freiwerdenden Lagerflächen, 
der als lebendiger urbaner Stadtteil mit einer Mischnutzung von 
Wohnen (es sind ca. 300 Wohneinheiten geplant) und Arbeiten 
entwickelt werden soll. Ottakringer fokussiert hier auf eine vertika-
le und horizontale Nutzungsmischung, ein lebendiges Erdgeschoß 
und attraktive Freiflächen und strebt eine starke Öffnung zur Um-
gebung an. Der Produktionsbereich der Brauerei ist vom neuen 
Quartier abgetrennt und auch der Verkehr ist entflochten, sodass 
Konflikte zwischen Betrieb und den Bewohner*innen vermieden 
werden (vgl. Stadt Wien 2019).

Das Planungsvorhaben am Ottakringer Brauerei-Areal zeigt, dass 
auch inmitten der verdichteten Bestandsstadt große Betriebe wei-
terhin und zeitgenössisch produzieren können und wollen, und, 
anders als bei Manner, auch andere Nutzungen integrieren können. 
Hervorzuheben ist dabei, dass auf demselben Areal unterschiedli-
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Betriebsareals

 Ausweitung des Betriebsgeländes durch 
Einbeziehung des Öffentlichen Gutes im Bereich
der Friedrich-Kaiser-Gasse und der Kuffnergasse

 Dachdeckerei Stöhr: Gewährleistung der 
Anbindung der Liegenschaft an das öffentliche Gut

Planung:  
Zukünftiger 
Produktionsbereich  
der Brauerei 

Dachdeckerei 
Stöhr 

Öffentliches Gut 

Planung:  
Vernetzungsbereich, 
verstärkte Öffnung 
zur Umgebung 

Quelle: Ottakringer Brauerei GmbH | Bearbeitung Stadt Wien/MA21A 

58. STEK | 10.12.2019 | 16., Betriebs- & Quartiersentwicklung Ottakringer Brauerei 15
Abb. 13+14 Durch die Modernisierung des Betriebs werden am Areal der Ottakringer Brauerei 
in Wien Flächen frei, die zukünftig als gewerbliches Mischgebiet („rosa Zone“) entwickelt werden 
sollen.
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che Durchmischungsgrade und -arten erreicht werden sollen, in di-
rekt nebeneinanderliegenden Quartieren, welche sich teils funktio-
nal ergänzen und sich zueinander öffnen und teils bewusst in Ruhe 
lassen. So können einerseits reibungslose Produktionsprozesse der 
Betriebe, wie der Brauerei, sichergestellt werden, aber andererseits 
können auch vielfältige gemischt-genutzte Stadträume geschaffen 
werden, die durch angemessene Mischungsvarianten und -intensi-
täten auf die unterschiedlichen Nutzungen und deren Bedürfnisse 
eingehen können. Das Projekt lag 2019 der Stadtentwicklungs-
kommission (STEK – beratendes Gremium der Stadt Wien) vor, 
die die Entwicklungsvorschläge auf dem Areal befürwortet haben. 

Ein Beispiel aus der Schweiz, die Werkstadt Zürich, zeigt auf, wie 
eine Verdichtung nach innen, unter Beibehaltung bzw. Selbst-In-
tensivierung und Verdichtung der bestehenden industriellen Pro-
duktion, entwickelt werden kann. 

Werkstadt Zürich8 (Zürich)
SBB, Stadt Zürich und kantonale Denkmalpflege 

Die Reparaturwerkstätte der Schweizer Bundesbahnen in Zürich 
ist ein Beispiel für die mögliche Verdichtung und Mehrfachnut-
zung eines bis dato monofunktional genutzten Industrieareals in-
mitten der Stadt. Die politische und planungsrechtliche Grundlage 
bilden die vom Stadtrat im Oktober 2015 verabschiedeten „Stra-
tegien Zürich 2035“, die sechs Strategieschwerpunkte festlegen, 
worunter einer Werkplatz Stadt Zürich heißt. Der Standort wird 
auf Basis dieser Zielsetzung auf der Hälfte seiner Fläche mit allen 
beteiligten Stakeholdern zum Werkplatz für innovative Technolo-
gieunternehmen und produzierendes Gewerbe weiterentwickelt.

Das Werkstadt-Areal Zürich umfasst 4,2 ha und liegt am Gleis-
feld zwischen Bahnhof Altstetten und Hauptbahnhof Zürich. Es 
ist Teil einer Reihe von Entwicklungsflächen am Gleisfeld Rich-

8 Projektteam KCAP mit Studio 
Vulkan Landschaftsarchitektur 
und IBV Hüsler AG (Verkehr), 
keoto AG (Nachhaltigkeit), 
Denkstatt sàrl, BAKUS Bauphy-
sik & Akustik, Planwerkstatt, 
Baubüro in situ.
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tung Hauptbahnhof. Hier befinden sich auch das Areal Neugasse 
(gemischt-genutztes Wohnquartier), Hardfeld (Potenzial-Areal für 
City Logistik) und die bereits realisierten Areale Europaallee und 
Zollstrasse. Die beiden letzteren liegen zentral am Hauptbahnhof 
und wurden von Gleisfeld, Rangierbahnhof und Postverteilzent-
rum zu einem gemischt-genutzten Stadtquartier transformiert. Die 
wesentlichen Nutzungen sind Dienstleistung, Bildung, Kulturein-
richtungen, Einzelhandel, Gastronomie und Wohnen. 

Das Areal Werkstadt Zürich hat vollkommen andere Vorausset-
zungen. Wohnen ist hier nicht zulässig, denn es liegt in einer der 
zentralen Industrie- und Gewerbezonen, die sowohl Stadtpolitik 
als auch Stadtplanung erhalten möchten. Der Fokus liegt auf der 
Ansiedlung von produktiven, gewerblichen Innovationsbetrie-
ben und Start-up-Firmen mit ergänzenden publikumsattraktiven 
Dienstleistungsangeboten. Ziel ist es, die monofunktionale Repa-
raturanlage zu einem Ort für die urbane Produktion, die Kreativ-
wirtschaft und die Kulturszene in der Stadt Zürich zu entwickeln 
– ein lebendiges und urbanes Quartier für Arbeit und Freizeit, das
mit den angrenzenden Quartieren über ein maximal vernetzendes
Straßen- und Freiraumgerüst zusammenwächst.

Das bestehende SBB-Reparaturcenter, verantwortlich für die 
Instandsetzung komplexer Schäden, Wartung und Pflege der 
Schienenfahrzeuge des Personenverkehrs, bleibt am Standort 
und wird auf 50 % des Areales wesentlich flächensparender or-
ganisiert. Der „urbane Werkplatz der Zukunft“ bietet neue at-
traktive Bedingungen und unterschiedliche Standorte für inner-
städtische  Handwerks-, Innovations- und Produktionsbetriebe. 
Urbane Manufakturen, Clean-Tech-Unternehmen, quartiersnahe 
Arbeitsplätze für Handwerk, Service und hochspezialisierte Fach-
kräfte, eine Mischung aus klassischem und innovativem Gewer-
be gepaart mit Kultur- und Freizeiteinrichtungen verwandeln das 
Areal in einen pulsierenden Stadtraum. Wohnnutzungen sind im 
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weiterhin als Industrie- und Gewerbegebiet ausgewiesenen Areal 
nicht erlaubt, sie befinden sich in den angrenzenden Quartieren, 
die über den Straßen- und Freiraum maximal mit dem Standort  
vernetzt werden.

Die hier angesprochenen Branchen sind folgende: CleanTech & 
Labor, urbanes Handwerk, Büros und Ateliers der Kreativbranche, 
Nahrungsmittelproduktion, Handel, Gastronomie. Auf dem Areal 
befinden sich bereits heute neue gewerbliche Nutzungen, wie zum 
Beispiel eine Autowaschanlage, ein Hersteller von Kaffeemaschi-
nen, eine Naturseifenproduktion, eine Kaffeerösterei, eine Sattle-
rei, Recycle-Betriebe, Think Tanks wie das Smart City Lab Zürich, 
ein Kunstbetrieb und eine Eventhalle.

Eine Besonderheit des Areals Werkstadt ist der außerordentlich 
hohe denkmalgeschützte Baubestand. Die SBB-Hauptwerkstätten 
gelten als überkommunales Schutzobjekt. Sowohl das Gesamten-
semble mit seinen Freiräumen, Anlagen und Bauten steht unter 

Abb. 15 Werkstadt Zürich – Die Transformation der SBB-Werkstätten zum „Urbanen Werkplatz 
der Zukunft“ © KCAP
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Schutz als auch diverse Einzelgebäude, darunter mehrere gro-
ße Hallenstrukturen. Die Integration dieser identitätsstiftenden 
Hallen stellt alle Beteiligten vor große Herausforderungen, unter 
anderem auch dadurch, dass die Transformation des Areals unter 
laufendem Betrieb der weiterhin am Standort verbleibenden SBB-
Hauptwerkstätte, in welcher monatlich 240 Züge repariert wer-
den, stattfinden muss. Die hieraus resultierenden divergierenden 
Anforderungen der unterschiedlichen Nutzungen an Fußgänger- 
und Radfahrer*innen, Anlieferung und Entsorgung per Rad sowie 
Schwerlast fordern intelligente Logistik- und Mobilitätskonzepte, 
die eine saubere und sichere Abwicklung der unterschiedlichen 
Verkehrsströme erlauben.

Am 1. September 2021 hat der Stadtrat dem Masterplan Werks-
tadt Zürich zugestimmt, der eine nachhaltige Weiterentwicklung 
und sowohl eine programmatische als auch quantitative Verdich-
tung der historischen SBB-Werkstätten vorsieht. Der Masterplan 
bietet ein flexibles Gerüst, innerhalb dessen auf unterschiedlichste 
Anforderungen reagiert werden kann. 
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Zukunftsperspektiven auf eine vielfältige Durchmischung
Als wichtigste, aber unauffälligste Eigenschaft des Städtischen wer-
den neben Dichte, Größe und kultureller Vielfalt die Mischung 
und die Verflechtung der Funktionen bezeichnet (vgl. Bret-
schneider 2007, 13). Wo und wie diese, insbesondere mit Produk-
tion, in der Stadt wieder und weiterhin stattfinden können, wurde 
anhand der aktuellen Planungsrechtslagen und der Beispiele in 
Brüssel, London, Wien und Zürich illustriert. Die wesentlichen 
Erkenntnisse, nämlich wie urbane Durchmischung in Städten ak-
tiv gefördert werden kann, wo es Nachholbedarf gibt und was es zu 
berücksichtigen gilt, sind folgende:

Mischung = räumliche Ressourcen
Für die Integration produktiver Arbeitsformen in eine Stadt bedarf 
es räumlicher Ressourcen. Um die Sicherung und Vorsorge von die-
sen Flächen zu gewährleisten, haben Städte wie Brüssel, London, 
Wien und Zürich Planungsinstrumente (siehe oben) entwickelt, 
die Flächen für Produktion ausweisen und Widmungskategorien 

Abb. 16 Matrix der variablen 
Randbedingungen der Werkstadt 
Zürich © KCAP
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vorgeben. Neben quantitativen sind auch qualitative Voraussetzun-
gen maßgebend für diese Flächen. Denn eine entsprechende Viel-
falt an Standortqualitäten kann auf unterschiedliche Nachfragen, 
Veränderungen und unvorhersehbare wirtschaftliche Entwicklun-
gen reagieren. 

Mischung = zweckmäßige Planungsdokumente und -prozesse
Zu den vielen Herausforderungen der Weiterentwicklung und 
Umsetzung der vielfältigen und durchmischten Stadt gehört die 
Übersetzung in zweckmäßige Planungsdokumente und -prozesse. 
Denn wenn ein Musterfall einer urbanen Durchmischung wie die 
Mannerfabrik in Wien heutzutage nicht mehr realisierbar ist (vgl. 
Steger 2022), trotz vermeintlich geeigneter Steuerungsinstrumen-
te, stellt man sich die Frage, was der Grund dafür ist und was be-
nötigt wird, um eine gemischt-genutzte, produktive Stadt wieder 
zu ermöglichen. Auch wenn erhebliche Fortschritte bei der För-
derung des städtischen Gewerbes und der Funktionsmischung in 
den Planungsdokumenten in Brüssel, London, Wien und Zürich 
erzielt wurden, kann ein Mangel an Details und an der Vielfalt 
des städtischen Gewerbes und seiner Durchmischung mit anderen 
städtischen Funktionen beobachtet werden. Dies äußert sich z. B. 
in der Detaillierung von Wohnungstypologien in Planungsdoku-
menten und der Abwesenheit von einer solchen Detaillierung für 
gewerbliche Funktionen. Der Vielfalt an unterschiedlichen Wohn-
angeboten (Miete / Eigentum, sozial / freier Markt, Ein- / Mehr-
zimmerwohnungen, Clusterwohnungen, Cohousing usw.) stehen 
auf der Seite der Industrie- bzw. Gewerbetypologien kaum Varia-
tionen gegenüber. Diese Typologien sollten aber im gleichen Aus-
maß wie Wohntypologien analysiert und gelehrt werden, um die 
Prinzipien der diversifizierten Programmierung und Maßstäblich-
keit zu steuern bzw. deren Kompatibilität mit anderen städtischen 
Funktionen herstellen zu können. 
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Das Planungssystem in Großbritannien ist eine Ausnahme von 
dieser Beobachtung, da es eine klare Unterscheidung zwischen 
verschiedenen Arten industrieller Nutzungen von der Leichtindus-
trie bis zur Logistik trifft. Dies kann dazu beitragen, die Indus-
trie- und Funktionsmischung zu steuern bzw. sicherstellen, dass 
industrielle und durchmischte Bauprojekte für die beabsichtigten 
Gewerbenutzungen geeignete Räume vorsehen. Daher sind Pro- 
bleme mit durchmischten Projekten, die aufgrund unangemesse-
ner Gestaltung keine Mieter finden, wie es regelmäßig in Brüssel 
zu beobachten ist, in London relativ selten. Die in Großbritannien 
verwendeten Kategorisierungen beweisen jedoch, dass sich unser 
Verständnis von industriellen Nutzungen und Gebäudetypologien 
an sich ändernde Produktions- und Distributionsprozesse anpassen 
muss. 

Insbesondere scheint es eine Diskrepanz zwischen industrieller Nut-
zung und der damit verbundenen Beschäftigungsdichte zu geben. 
In den letzten Jahren und besonders seit der Covid-19-Pandemie 
beobachtet London eine Zunahme der Logistik- und Rechenzen-
trumsentwicklung wie z. B. das oben beschriebene Chandos Road 
Estate Rechenzentrum. Obwohl es sich um geeignete SIL-Nutzun-
gen handelt, verringern sie aufgrund ihres sehr hohen Flächenbe-
darfs und der geringen direkten Bereitstellung von Arbeitsplätzen 
tendenziell die Beschäftigungsdichte. Hier scheint die SIL-Politik 
kontraproduktiv zu sein, da sie nur indirekt auf den Schutz von In-
dustriearbeitsplätzen abzielt, während sie in Wirklichkeit den Weg 
für industrielle Nutzungen ebnet, die genau das Gegenteil bewir-
ken. Der Umgang mit Flächen, auf denen nur wenige Menschen 
tätig sind und die Frage, ob man diese weiterhin in innerstädtische 
Areale integrieren soll, sind jedenfalls Punkte, die mit der Verände-
rung in der Produktionslandschaft (z. B. Industrie 4.0), die genau 
solche Entwicklungen fördern, auch in den Planungsdokumenten 
berücksichtigt werden muss. 
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Mischung = Verträglichkeitsmaßnahmen und -kulturen
Ein Argument, welches im Zusammenhang mit der gemischt-ge-
nutzten Stadt stets aufkommt, ist das Konfliktpotenzial besonders 
mit Wohnnutzung. Stadt muss für viele unterschiedliche Nut-
zer*innen und Bedürfnisse Raum bieten und die Koexistenz von 
Differenz ermöglichen. Richard Sennet beschreibt den Kontrast 
zwischen der geschlossenen und der offenen Stadt in einem seiner 
Vorträge folgendermaßen: „[…] Geschlossen bedeutet überdeter-
miniert, ausgeglichen, integriert, linear. Offen bedeutet unvollstän-
dig, irrend, konfliktreich, nicht-linear“ (Sennet 2019, 14). Zwar 
kann immer mehr Produktion in die Stadt integriert werden, weil 
sie einerseits aufgrund technologischer Entwicklungen immer ver-
träglicher wird und andererseits auch Maßnahmen für die Eindäm-
mung von Konfliktpotenzial getroffen werden, sei es konstruktiv, 
typologisch oder städtebaulich. Jedoch ist das Konfliktreiche, das 
Experiment, das Unvollendete für das Funktionieren des Organis-
mus Stadt notwendig, denn er lebt von Vielfalt, dem Neben- und 
Miteinander von Andersartigem, der Maximierung von Differenz.

Um eine urbane Nutzungsmischung zu erzielen, müssen vermehrt 
Verträglichkeitskulturen etabliert werden, die im Rechtswesen der 
Planungsinstrumente festgeschrieben werden. Das impliziert unter 
anderem die Anpassung von Werten in den Arbeitsstättenverord-
nungen und / oder die Einführung neuer Widmungskategorien 
und funktionaler Zonierungen. Das 2017 etablierte Baugebiet 
„Urbanes Gebiet“ in der Deutschen Baunutzungsverordnung zeigt 
eine solche Adaptierung in Richtung Verträglichkeit. Die neue Ge-
bietskategorie hat zum Ziel, in städtischen Lagen höhere bauliche 
Dichten und Nutzungsmischungen möglich zu machen. Die Ge-
bietskategorie unterstützt die Ziele einer Stadt der kurzen Wege, 
in der Arbeitsplätze vor Ort und eine gute soziale Durchmischung 
realisiert werden sollen. Dies geht einher mit einer Anpassung der 
TA Lärm (= Technische Anleitung gegen Lärm, einer Verwaltungs-
vorschrift der Bundesrepublik Deutschland), die tagsüber einen 
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höheren Immissionsrichtwert von 63 dB(A) im Vergleich zu 60 
dB(A) in Kern- oder Mischgebieten erlaubt (vgl. IHK Hannover 
2022).

Je nach lokaler Situation und Planungsrechtslage sind unterschied-
liche Methoden anzuwenden, um ein Neben- und Miteinander 
von unterschiedlichen Nutzungen zu ermöglichen. Das Ziel sollte 
allerdings immer eine gute programmatische und soziale Durch-
mischung sein, die eine 16 bis 18 Stunden-Aktivierung eines Stadt-
quartiers ermöglicht.

Mischung = leistbar
Urbane Durchmischung ist bedingt durch eine leistbare Stadt. 
Nicht nur leistbares Wohnen muss sichergestellt werden, sondern 
auch leistbares Arbeiten. Transformationsprozesse, vor allem in in-
nerstädtischen Gebieten, führen zu steigenden Grundstückspreisen 
und das hat zur Folge, dass sich das produzierende Gewerbe eine 
Niederlassung in diesen Arealen oft nicht mehr leisten kann. Des-
halb braucht es, neben den räumlichen, rechtlichen und konflikt-
eindämmenden Notwendigkeiten, auch Konzepte der Leistbarkeit 
als Grundvoraussetzung, um als Betrieb in einer Stadt Fuß fassen 
zu können. Ein Ansatz wäre z. B. ein Pendant zum geförderten 
Wohnbau, sozusagen ein geförderter „Produktionsbau“, um si-
cherzustellen, dass es auch leistbare Flächen für Produktion und 
Gewerbe in der Stadt gibt, die günstiger sind als am freien Markt. 

Weitere Möglichkeiten, um Flächen für produktive Tätigkeiten 
leistbar zu gestalten, zeigen die Beispiele NovaCity I und Greenbizz 
I / Tivoli GreenCity in Brüssel. Die Lagebeziehung der Nutzun-
gen zueinander (horizontal / vertikal bzw. neben- / übereinander) 
bedingt unterschiedliche technische Anforderungen und Herstel-
lungsmethoden. Vertikale Durchmischung im selben Gebäude, 
wie sie z. B. bei NovaCity I umgesetzt wurde, braucht aufwendige-
re bauliche Maßnahmen, welche oft hochpreisiger sind. 
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Mischung = Aushandlung 
Ein nicht zu vernachlässigender Aspekt im Zusammenhang mit 
urbaner Nutzungsmischung ist die sehr spezialisierte Immobilien-
wirtschaft. Es gibt entweder Wohnbauträger oder Industrie- bzw. 
Gewerbebauträger, die in ihrem Sektor fachkundig sind und sich 
den jeweils anderen Bereich oder eine Mischform nicht zutrauen. 
Wer also mischen möchte, benötigt neue Wege der Aushandlung. 
Dazu braucht es unter anderem Folgendes: eine Querkopplung 
zwischen den Wohn- und Industrie- / Gewerbebauträgern; oder 
eigene Entwickler*innen mit Expertise in Nutzungmischung wie 
z. B. citydev.brussels in Brüssel, aber auch die sachkundige Unter-
stützung und Know-how-Vermittlung einer öffentlichen Ein-
richtung. Und meistens braucht es eine Person, die den Weg zur
Umsetzung eines gemischt-genutzten Projekts bereits gegangen ist,
damit sich andere anschließen (vgl. Trisko 2022).

Mischung ≠ Mischung
Urbane Durchmischung ist nicht nur ein planungstechnisches 
Konzept, sondern auch ein Prozess, der sich in Planungskultur und 
angemessenen Planungsinstrumenten äußert, die aber auch leist-
bar, verträglich und vor allem vielfältig sind. Denn es geht darum, 
ein gewisses Gleichgewicht zwischen Vielfalt und Kohärenz zu fin-
den bzw. eine Funktionsmischung kompatibler Nutzungen in den 
jeweiligen Clustern herzustellen. Nicht jeder Stadtteil muss hierzu 
gleichmäßig durchmischt sein. Es gibt Orte, wo Durchmischung 
weniger relevant bzw. interessant ist, wie die Beispiele zeigen. Es 
gilt, Durchmischung und Differenzierungsgrade auch innerhalb 
gewerblicher, produktiver oder dienstleistungsorientierter Nutzun-
gen zu erzeugen, die die gewünschte Koexistenz eines Nebeneinan-
ders und Miteinanders verwandter und sich ergänzender Bereiche 
ermöglichen, indem die Stadt als Metabolismus betrachtet wird, 
in welchem kleinmaßstäbliche Prozesse innerhalb der Stadtquar-
tiere die großmaßstäblichen städtischen Prozesse unterstützen. Die 
Funktionen, die ein Stadtteil / Quartier benötigt, tragen alle zum 
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städtischen Leben bei, brauchen aber auch ihren eigenen Grad der 
Durchmischung, um unterschiedliche Bedürfnisse und Lebensstile 
in der Stadt zu unterstützen. 

Eine nachhaltige Stadt ist vor allem eine diverse Stadt, die Platz 
schafft für die Prozesse und Funktionen, die das Leben in der Stadt 
überhaupt ermöglichen. Ob Räume für Wohnen, Arbeit, Produk-
tion, Ver- und Entsorgung oder Grün- und Freiflächen – sie sind in 
unterschiedlichen Mischungen und Ausformulierungen für unter-
schiedlichste soziale und kulturelle Bevölkerungsgruppen anzubie-
ten. Diese hohe Diversität ist es, die die Stadt letzlich, lebendig, 
überraschend, stimulierend und attraktiv macht. 

Mischung ≠ Mischung
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1968 schrieb der damalige Frankfurter Oberbürgermeister Willi 
Brundert in einer Publikation zur Fertigstellung der Nordwest-
stadt, dass es gelungen sei, „den Wohnungsbau und die Stadtent-
wicklung insgesamt aus der Sackgasse bloßer Bedarfsbefriedigung, 
wie sie in der ersten Nachkriegszeit unvermeidlich war, herauszu-
führen“ (Brundert 1968). Und der damalige Baudezernent Hans 
Kampffmeyer ergänzte: „In der Planung und Gestaltung der Woh-
nungen, der Hausgruppen und der Wohnbereiche ebenso wie in 
der Schaffung der Stadtteilmitte und der Nebenzentren sollte ein 
hohes Maß an Intimität und Individualität des einzelnen Raumes 
und Bereiches erreicht werden. Jeder einzelne und jede Familie 
sollte sich in ihrer Wohnung, in ihrem Haus und in seiner un-
mittelbaren Umgebung am unverwechselbar eigenen Ort fühlen. 
Gleichzeitig galt es, der spezifischen Stadtgesellschaft mit ihren 
mannigfaltigen Bedürfnissen eine Versorgung mit allen privaten 
und öffentlichen Dienstleistungen von hoher Qualität zu geben“ 
(ebd., 10).

Auch Walter Schwagenscheidt, der gemeinsam mit Tassilo Sitt-
mann den Wettbewerb für die Nordweststadt gewonnen hatte, er-
hebt in seinem Buch von 1964 – also vor der Fertigstellung – den 
Anspruch, mehr als eine Schlafstadt entworfen zu haben: „[…] 
denn die Nichterwerbstätigen wohnen den ganzen Tag hier – die 
Kinder gehen in die Schule, in den Kindergarten, Läden sind da, 
Kirchen sind da. Aber die meisten von denen, die das Geld ver-
dienen, müssen nach Frankfurt fahren. Nur etwa 20 % haben Ver-
dienstmöglichkeiten in der Nordweststadt und in unmittelbarer 
Nähe“ (Kampffmeyer et al. 1968).

SCHLAFSTÄDTE ODER WAS?
MISCHUNG IN DER FRANKFURTER 
NORDWESTSTADT
Maren Harnack
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Öffentlichkeit und Gemeinschaft
Hier lässt sich die Entwicklung städtebaulicher Leitbilder in der 
Nachkriegszeit von der unmittelbaren Versorgung zur Planung 
gemischter und als urban verstandener Quartiere nachvollziehen: 
Sowohl den Planenden als auch den Verantwortlichen in Politik 
und Verwaltung war Anfang der 1960er Jahre klar, dass die 
wachsende Nachfrage nach Wohnraum kein rein quantitatives 
Problem war, sondern dass die neuen Quartiere, mit denen Städte 
im großen Maßstab erweitert werden sollten, selbstverständlich 
alle im Alltag notwendigen Funktionen abdecken und sich 
darüber hinaus auch gesellschaftlich zu Teilen der Stadt würden 
entwickeln müssen. Damit bewegte man sich auf der Höhe der 
Zeit, nachdem Edgar Salins Vortrag Urbanität beim Deutschen 
Städtetag 1960 den Mangel derselben in den Städten der 
Nachkriegszeit angeprangert hatte und hierfür vor allem eine 
fehlende Identifikation der Einwohner*innen mit ihrer Stadt 
verantwortlich machte (Salin 1960). Salin war sogar der Meinung, 
dass Städte zukünftig Stadtsoziolog*innen genauso brauchen 
würden wie Architekt*innen und Verkehrsplaner*innen (Salin 
1960, 30), um das städtische Gemeinwesen zu entwickeln und am 
Leben zu halten. Entscheidend war für Salin dabei die politische 
und gesellschaftliche Involviertheit der Bürger*innen. Diese würde 
seiner Ansicht nach dazu beitragen, der Stadt eine neue Form 
zu geben, die den vielen neuen Anforderungen gerecht werde, 
mit denen Städte seit der Industrialisierung konfrontiert seien: 
Wachstum, Luftverschmutzung, Verkehr, Suburbanisierung.

Salins Vortrag wird oft als Wendepunkt in der Diskussion um 
städtebauliche Leitbilder verstanden, die sich in der Folge wieder 
hin zur europäischen Stadt entwickeln. Tatsächlich ging es Salin 
aber nicht um die Morphologie und Dichte der alten Stadt, son-
dern um das Gemeinwesen, das in ihr Platz fand und sich ent-
falten konnte. In der seither verstärkt geführten Debatte um die 
europäische Stadt als Leitbild spielt hingegen deren Morphologie 
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als Garant für soziale und funktionale Mischung eine große Rol-
le, obwohl Entmischungsprozesse auch in Altstädten und Grün-
derzeitquartieren noch immer voranschreiten. In dieser Debatte 
gelten neuere Siedlungen außerhalb spezialisierter Fachdiskurse 
häufig als monofunktionale Schlafstädte, auch wenn sie im Ver-
gleich mit Siedlungsformen wie Einfamilienhausgebieten oder 
auch alten Dorfkernen kaum weniger Mischung vorzuweisen ha-
ben. Der heute noch bis in die Architekt*innenschaft hinein ver-
breiteten Dichotomie von „Europäischer Stadt“ und modernem 
Siedlungsbau wird hier eine detaillierte Betrachtung der größten 
Frankfurter Siedlung, der Nordweststadt, gegenübergestellt. Dabei 
soll keinesfalls vergessen werden, dass sich in den letzten Jahren 
zahlreiche Publikationen unvoreingenommen mit Großsiedlun-
gen, ihrer Entwicklung und Wahrnehmung beschäftigt haben, al-
lerdings erreichen sie noch immer nur ein Nischenpublikum. Die 
vorgeblich mangelnde Mischung oder Vielfalt ist dabei einer der 
immer wieder geäußerten Kritikpunkte und soll in diesem Text  
untersucht werden.

Frankfurt am Main bekommt ein Kind 
– es hört auf den Namen Nordweststadt
Mit diesem Slogan wurde die Nordweststadt der Bevölkerung vor-
gestellt (Schwagenstadt 1964, 9). In der Nordweststadt entstanden 
zwischen 1959 und 1968 etwa 7.000 Wohneinheiten für 22.000 
Personen. Der umgesetzte Entwurf von Walter Schwagenscheidt 
und Tassilo Sittmann für die Nordweststadt überzeugte die Ver-
antwortlichen in Politik und Verwaltung vor allem, weil die An-
ordnung der Häuser nach dem von Schwagenscheidt entwickelten 
Prinzip der Raumstadt1 zahlreiche ineinander übergehende Höfe 
erzeugte, die wiederum die Gemeinschaftsbildung zwischen den 
Bewohner*innen befördern sollte. Unterschiedliche Bauformen 
um einen Hof herum (Hochhäuser, Zeilen und Reihenhäuser) 
sollten außerdem für eine kleinteilige soziale Mischung sorgen, die 
dem durchschnittlichen Frankfurter Wohnungsbedarf entsprach. 

1 Schwagenscheidt entwickelte 
das Konzept bereits in den 
1920er Jahren, publizierte es 
aber erst 1949.
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Schwagenscheidts Publikation Die Nordweststadt. Idee und Ge-
staltung (1964) zeigt in zahlreichen Skizzen, wie die Planer*innen 
sich das Leben in den öffentlichen und gemeinschaftlich genutzten 
Freiräumen vorstellten: Terrassen, Pergolen, kleine Treppen und 
Mauern zonieren das Gelände und bilden differenzierte Übergänge 
zwischen innen und außen, die von den nachbarschaftlich inter-
agierenden Bewohner*innen belebt werden. Dass die Wohnungen 
damals wesentlich im sozialen Wohnungsbau realisiert wurden, 
widerspricht den hohen Ansprüchen nicht, sondern zeugt von der 
gesellschaftlichen Bedeutung, die dem Wohnungsbau damals zuge-
messen wurde.2 Unterstrichen wird diese Bedeutung auch dadurch, 
dass ein bundesweiter Wettbewerb ausgelobt wurde, dessen 66 Bei-
träge von einer hochkarätig besetzten Jury unter dem Vorsitz von 
Ernst May bewertet wurden.3

Der am Ende realisierte Entwurf von Sittman und Schwagen-
scheidt erhielt im Wettbewerb nur den dritten Platz hinter Krisch 
und Rittmann aus Tübingen auf dem zweiten – ein erster Platz 
wurde nicht vergeben. Allerdings war schon eine Woche nach Be-

Abb. 1 Schwarzplan 2019
Quelle: Forschungslabor Nachkriegsmoderne auf Grundlage von: OpenStreet-Map-Mitwirkende – 
Lizenz CC BYSA 2.0 – www.openstreetmap.org/copyright

2 So heißt es im 2. Wohnungs-
baugesetz von 1956 in Teil 1, 
§1 Absatz 1: „Bund, Länder, 
Gemeinden und Gemeindever-
bände haben den Wohnungsbau 
unter besonderer Bevorzugung 
des Baues von Wohnungen, 
die nach Größe, Ausstattung 
und Miete oder Belastung 
für die breiten Schichten des 
Volkes bestimmt und geeignet 
sind (sozialer Wohnungsbau), 
als vordringliche Aufgabe zu 
fördern.“

3 Mitglieder der Jury waren 
neben Ernst May unter anderem 
Max Guther, Rudolf Hillebrecht 
und Franz Schuster (Kampff-
meyer 1968). Anders als heute 
konnten Wettbewerbe damals 
auch lokal oder regional offen 
ausgeschrieben werden, wovon 
vor allem bei unbedeutenderen 
Bauaufgaben Gebrauch gemacht 
wurde.

http://www.openstreetmap.org/copyright
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kanntgabe der Wettbewerbsergebnisse klar, dass der Entwurf von 
Schwagenscheidt und Sittmann weiterverfolgt werden sollte.4  Im 
Ergebnis sind die Wohngruppen in der realisierten Siedlung klei-
ner und die Zeilen kürzer, und es wurde schon bald beklagt, dass 
die Qualität im Detail nicht den hohen Erwartungen gerecht ge-
worden sei, weil bei der Realisierung auch finanzielle Aspekte eine 
wesentliche Rolle gespielt hatten (Einsiedel 1979, 285–293).

Die Ansprüche an die zeitgemäße Ausstattung eines Quartiers um-
fassten damals neben der der Gesellschaftsbildung zuträglichen 
Konzeption von Hausgruppen und Freiräumen Bildungseinrich-
tungen und Versorgungsinfrastruktur. In der Nordweststadt wur-
den hierfür insgesamt drei Zentren geplant, die durch Schulen 
und Kirchen ergänzt wurden. Das größte der Zentren, das Nord-
westzentrum, war von Anfang an für einen Einzugsbereich von ca. 
100.000 Menschen geplant und umfasste neben Läden auch eine 
weitreichende soziale Infrastruktur, Arztpraxen und Büros. Zwei 
kleine, lokale Zentren ergänzten das Nordwestzentrum für den 
täglichen Bedarf. Anders als bei den Siedlungen der 1950er Jahre 
wurde die zunehmende Automobilisierung in der Nordweststadt 
eingeplant – und prägt sie bis heute. Fußgänger bewegen sich auf 
einem unabhängigen Wegenetz; sie überqueren die wenigen Auto-
straßen über Brücken, die sinnfällig in das Landschaftskonzept 
eingebunden sind und deren Benutzung so selbstverständlich ist, 
dass es auffiele, wenn sie fehlten. Autos wurden von Anfang an 
in Tiefgaragen untergebracht, um den öffentlichen Raum so weit 
wie möglich den Fußgänger*innen vorzubehalten. Auch für das 
Nordwestzentrum wurde ein Wettbewerb ausgelobt, zu dem die 
Preisträger des städtebaulichen Wettbewerbs sowie drei weitere 
internationale Büros eingeladen wurden. Sieger wurde das Frank-
furter Büro Apel, Beckert, Becker, dessen Entwurf dann auch  
verwirklich wurde.

Maren Harnack

4 Die Ergebnisse wurden am 
11.7.1959 in der Presse ver-
öffentlicht. Bereits am  
17.7 1959 berichtet die Frank-
furter Rundschau im Artikel 
„Der dritte wurde erster“, dass 
sich Vertreter der Fachämter 
und der Baugesellschaften in 
mehrstündigen Gesprächen 
darauf geeinigt haben, auf der 
Grundlage des Entwurfs von 
Schwagenscheidt und Sittmann 
weiterzuarbeiten.
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Abb. 2 Nordweststadt, Wohn-
gruppen 
Quelle: Schwagenscheidt 
1964, 18

Abb. 3 Nordweststadt Wett-
bewerbsentwurf 
Quelle: Einsiedel 1979, 287.
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Die hier am Beispiel der Nordweststadt erzählte Geschichte äh-
nelt jenen anderer großer Siedlungen. Die Wohnstadt Limes in 
Schwalbach am Taunus ist zwar städtebaulich noch dem Zeilen-
bau verhaftet, aber in gleicher Weise mit einem Zentrum und 
sozialer Infrastruktur ausgestattet; beides ergänzt die Funktionen 
des alten Ortskerns und hat einen Einzugsbereich, der über die 
Siedlung hinausreicht. Auch Kranichstein in Darmstadt ist gut mit 
Infrastruktur ausgestattet und kann sogar eine Reihe von größe-
ren Arbeitgebern aus dem tertiären Sektor vorweisen. Wie kommt 
es also dazu, dass Siedlungen außerhalb eng begrenzter Fach-
kreise allzu häufig pauschal als wenig differenzierte Schlafstädte  
beschrieben werden?

Zur (schon frühen) öffentlichen Wahrnehmung als reizarme 
Schlafstadt ohne Urbanität trägt sicher bei, dass die vielen Besu-
cher*innen des Nordwestzentrums, die nicht in der Nordweststadt 
wohnen, dieses genauso wie die Einkaufszentren auf der grünen 
Wiese erleben, nämlich als einen Satelliten, den man mit dem Auto 
oder der U-Bahn erreicht und wieder verlässt, und nicht als Teil 
eines Quartiers. Die Nordweststadt als Wohnstandort mit Grün-
anlagen und einem großen Park nimmt der auswärtige Besucher 
gar nicht erst wahr, selbst wenn er auf dem Weg zum Zentrum mit 
dem Auto durch die Nordweststadt gefahren sein sollte – die Auto-
straßen liegen zum großen Teil zwischen Böschungen. Fußgänger 
halten sich hier kaum jemals auf, für sie gibt es ja das ausgezeich-
nete separate Wegenetz.

Ein anderer Grund liegt vermutlich in der Entstehungsgeschichte 
der Nordweststadt und anderer Großwohnsiedlungen. Zwar wa-
ren sie als eigenständige Gemeinwesen geplant worden, die Ein-
richtungen des täglichen Bedarfs wurden allerdings häufig erst 
fertiggestellt, nachdem die ersten Bewohner*innen schon lange 
dort lebten. In der Nordweststadt wurden schon seit 1962 Woh-
nungen bezogen, Nordwestzentrum und U-Bahn aber erst 1968 
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fertiggestellt. Auch in Kranichstein mussten die Bewohner*innen 
lange ohne Infrastruktur auskommen und konnten nur in einer 
sogenannten Baracke einkaufen (Hoschek 2021, 27). An das Stra-
ßenbahnnetz wurde Kranichstein sogar erst 2003 angeschlossen. 
Siedlungen wie Steilshoop in Hamburg und das Märkische Vier-
tel in Berlin hingegen warten noch heute auf die seit Jahrzehnten 
geplanten Anschlüsse an den schienengebundenen ÖPNV. Beides 
– der vorläufige Mangel an Infrastruktur und die oft bis heute an-
haltende schlechte ÖPNV-Anbindung der Siedlungen – verstärkte 
zunächst die Abhängigkeit vom Auto und zementierte die Wahr-
nehmung der Siedlungen als abgehängte, defizitäre Wohnorte.

Gleichzeitig entstand in den Siedlungen ein bürgerschaftliches 
Engagement, das diese Defizite adressierte. In Darmstadt-Kranich-
stein engagierten sich Bürgergruppen gegen die hohen Mieten und 
für den Bau des Zentrums, das zwar geplant war, dessen Umset-
zung aber wegen diverser Uneinigkeiten zwischen Stadt, Investoren 
und Planern auf sich warten ließ. Der Streit um das Zentrum war 
denn auch Auslöser für die in Kranichstein erprobte Anwaltspla-
nung (Hoschek 2021, 25–34). Im Märkischen Viertel in Berlin 
engagierten sich Studierende der TU Berlin für die Bewohner*in-
nen, die unter dem Mangel an sozialer Infrastruktur und ebenfalls 
hohen Mieten litten (Gribat 2021, 15–24). In der Nordweststadt 
war die Situation vergleichsweise gut, da mit dem Nordwestzent-
rum 1968 nicht nur ein umfassendes Angebot an Läden, Dienst-
leistungen und sozialer Infrastruktur vorhanden war, sondern die 
Siedlung auch an das U-Bahn-Netz angeschlossen wurde. Die 
Haltestelle liegt zwar am östlichen Rand der Nordweststadt und 
war zunächst noch weiter entfernt geplant gewesen. Walter Schwa-
genscheidt und Tassilo Sittmann setzten sich aber erfolgreich da-
für ein, dass Nordwestzentrum und Haltestelle kombiniert wer-
den. Im Vergleich zu anderen Großsiedlungen, wie beispielsweise 
Osterholz-Tenever in Bremen oder Gropiusstadt in Berlin, ist die 
Nordweststadt weitgehend unauffällig geblieben und hat keine 
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nachträglichen Interventionen im Rahmen der klassischen Städ-
tebauförderungsprogramme erfahren. Anders hingegen das Zen-
trum, das immer wieder an neue Anforderungen angepasst und 
dabei weitgehend kommerzialisiert wurde.

Ein Zentrum nicht nur für die Nordweststadt
Das Nordwestzentrum sollte ausdrücklich nicht nur den täglichen 
Bedarf befriedigen, sondern auch ein Stadterlebnis bieten (Mül-
ler-Raemisch 1998, 138). Es musste also auch räumlich und vi-
suell eine gewisse Dichte erzeugen, die zunächst nicht unbedingt 
kommerziell gemeint war und sich explizit auf Edgar Salins an-
fangs erwähntes Verständnis von Urbanität als Verantwortung der 
Bürger*innen für das Gemeinwesen und seine Gestaltung bezog 
(ebd.). Programmatisch wurde die Urbanität des Zentrums durch 
zahlreiche öffentliche Einrichtungen gestützt, darunter ein Bürger-
haus, eine Sozialstation, Kinderbetreuungseinrichtungen, Jugend-
club und Seniorentagesstätte, eine Filiale der Stadtbücherei, ein 
Museum für Vor- und Frühgeschichte, eine Feuerwache, eine Poli-
zeistation, eine Postfiliale, ein Ärztezentrum, Büros und Wohnun-
gen sowie eine Hochschule, die ab 1971 Teil der Fachhochschule 
Frankfurt wurde. In der Wettbewerbsausschreibung hieß es: „Das 
städtebauliche Gefüge des Zentrums muss so beschaffen sein, daß 
es das jedem Städter eigene, wenn auch meist unbewußte, urbane 
Gefühl positiv anspricht“ (Kampffmeyer et al. 1968, 17).

Das Nordwestzentrum selbst liegt auf einer von Autostraßen um-
gebenen Verkehrsinsel und ist für Fußgänger*innen nur über Brü-
cken mit der Umgebung verknüpft. Die urbane Ebene ist den Fuß-
gänger*innen vorbehalten und liegt über mehreren Geschoßen mit 
Erschließung, Anlieferung, ÖPNV-Haltestellen und PKW-Stell-
plätzen, was stadträumlich zunächst überhaupt nicht urban wirkt 
– eher ähnelt es einem Einkaufszentrum auf der grünen Wiese, wie 
es mit dem Main-Taunus-Zentrum wenige Kilometer weiter kurz 
vorher zum ersten Mal in der Region Frankfurt Rhein-Main ent-
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Abb. 4 Nordwestzentrum, Zustand 1969 
Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Datei:NWZ_Hertie.JPG Dr. Ronald Kunze, CC BY 3.0 
https://creativecommons.org/licenses/by/3.0/deed.de (14.11.2023)

Abb. 5 Nordwestzentrum, Zustand 2019
Quelle: Maren Harnack

https://creativecommons.org/licenses/by/3.0/deed.de
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standen war. Für Fußgänger*innen ist das Nordwestzentrum pri-
mär von der Nordweststadt aus gut zu erreichen: Über einen Platz, 
der die Autostraße überspannt, gelangt man vorbei an Saalbau und 
Schwimmbad zu den Einkaufsstraßen und zwei tiefer liegenden 
Piazze, die tatsächlich mit Außengastronomie und Bepflanzung 
so etwas wie ein urbanes Erlebnis bieten. Kommerziell war das 
Nordwestzentrum nicht von Anfang an ein Erfolg; schon die erste 
Finanzierung gestaltete sich schwierig und wurde schließlich von 
der gewerkschaftseigenen Gewerbebauträger GmbH übernommen 
(Müller-Raemisch 1998, 142 f.). In den 1980er Jahren wurde es 
das erste Mal an einen privaten Investor verkauft, der die bis dahin 
offenen Einkaufsstraßen überdachen ließ und das Nordwestzent-
rum damit einer klassischen Mall noch ähnlicher machte. Gemein-
sam mit einem professionellen Management führte dies zu einer 
neuen Belebung des Zentrums, zu der auch die inzwischen ver-
besserte Erreichbarkeit mit dem PKW beitrug (ebd., 144). Nach 
einem erneuten Verkauf Anfang der 1990er Jahre wurde der kom-
merzielle Teil des Nordwestzentrums mehrfach erweitert, so dass 
das weitere Bestehen dieses Teils der Nordweststadt nicht infrage 
steht. Allerdings hat sich der Nutzungsmix insgesamt reduziert: 
Die Feuerwache und die Polizeistation sind nach Zusammenle-
gungen mit anderen Wachen nicht mehr im Nordwestzentrum zu 
finden und auch die im Nordwestzentrum untergebrachten Teile 
der Fachhochschule zogen 1995 auf den Campus Nibelungenplatz 
im Frankfurter Nordend.

Der kommerzielle Erfolg des Nordwestzentrums hatte auch Aus-
wirkungen auf die beiden kleinen Zentren, die es ursprünglich 
ergänzten. Das Nebenzentrum am Hammarskjöldring im Osten 
der Nordweststadt wurde 2005 abgerissen und durch seniorenge-
rechte Wohnungen ersetzt, nachdem sich die Ladennutzungen in 
unmittelbarer Nähe zum Nordwestzentrum als nicht mehr haltbar 
erwiesen hatten. Ergänzt werden die Wohnungen zwar weiterhin 
von einem Kiosk und einigen kleinen Dienstleistern, aber der Cha-
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rakter eines öffentlichen Raums ist deutlich abgemindert. Auch das 
„kleine Zentrum“ an der Thomas-Mann-Straße von 1964 leidet 
schon seit der Eröffnung des Nordwestzentrums unter der Kon-
kurrenz. Heute bietet es kaum noch Angebote des täglichen Be-
darfs, sondern ist zum Standort sozialer Infrastruktur geworden, 
auch eine Moscheegemeinde hat sich eingemietet. Fast immer ist 
der öffentliche Raum des kleinen Zentrums belebt, die Anwoh-
ner*innen stören sich aber am Lärm und fühlen sich besonders bei 
Dunkelheit unsicher (Dietermann 2019).

Zum Unsicherheitsgefühl trägt, zumindest bei einigen, auch die ge-
änderte Zusammensetzung der Bewohnerschaft bei. Anfangs zogen 
vor allem junge Familien in die Nordweststadt, die zu den „breiten 
Schichten der Bevölkerung“ gehörten, die in den 1960er Jahren mit 
gefördertem Wohnraum versorgt wurden.5 Viele von ihnen hatten 
vorher noch in äußerst beengten Verhältnissen gelebt und waren 
dementsprechend glücklich, eine neue und gut nutzbare Wohnung 
bekommen zu haben. Unter den ersten Bewohner*innen herrschte 
ein gewisser Pioniergeist, man lebte in ähnlichen Verhältnissen und 
lernte sich über Kinder oder Kirche schnell kennen. Mit fortschrei-
tendem Wohlstand und fortschreitender Motorisierung zogen viele 
der Mittelschichts-Familien nach einer gewissen Zeit im sozialen 
Wohnungsbau weiter in das ebenfalls staatlich geförderte Einfami-
lienhaus. Diejenigen, die blieben, sind heute alt6 und ihre Kinder 
leben oft anderswo, auch weil der Wohnungsbestand in der Nord-
weststadt mit seinen vielen Dreizimmerwohnungen den gewach-
senen Ansprüchen heutiger Familien nicht mehr genügt.7  In den 
1970er und 1980er Jahren verliefen mehrere weitere Prozesse par-
allel, die die Zusammensetzung der Bevölkerung in den Großsied-
lungen wie der Nordweststadt nachhaltig veränderten: Seit 1965 
hatten Gastarbeiter*innen das Recht, in Deutschland zu bleiben, 
auch ohne mit einer oder einem Deutschen verheiratet zu sein.8 
1973 kam es zum sogenannten Anwerbestopp für Gastarbeiter*in-
nen und es entbrannte eine politische Auseinandersetzung um den 

5 Siehe Fußnote 2

6 Die Einwohnerzahl der Nord-
weststadt hat sich von 1968 
bis 2020 von ca. 22.600 auf 
ca. 17.300 Einwohner*innen 
reduziert, die Belegungsdichte 
von 2,6 auf 2,1 Personen pro 
Wohneinheit. Der Anteil von 
Senior*innen über 65 beträgt 
heute 20,1 % (Frankfurt 
15,8 %) gegenüber 6,7 % 1968. 
1968 hatten 46,8 % der Haus-
halte drei oder mehr Personen, 
2020 waren nur noch 18 % der 
Nordweststädter*innen Paare 
mit Kindern und 6,5 % Allein-
erziehende. Zwar gibt es in der 
Nordweststadt noch immer 
mehr Kinder und Jugendliche 
als im Frankfurter Durchschnitt 
(20,7 % gegenüber 16,9 %), 
aber ihr Anteil war 1968 mit 
32,7 % deutlich höher als heute 
und auch als im damaligen 
Frankfurt mit 22,2 % (Hans 
Kampffmeyer et al. 1968, 
105 ff.; Stadt Frankfurt am 
Main 2021; eigene Berech-
nungen).

7 Nur 15 % der Wohnungen 
haben mehr als drei Zimmer 
(Kampffmeyer et al. 1968, 17).

8 Bundesanzeiger vom 
08.05.1965, 353 ff., Aus-
ländergesetz. §8 regelt die 
Aufenthaltsberechtigung, die 
Ausländer*innen bekommen, 
die sich rechtmäßig mehr als 
fünf Jahre im Land aufgehalten 
haben.
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Familiennachzug, die damit endete, dass einerseits versucht wur-
de, Gastarbeiter*innen mit finanziellen Anreizen zur Rückkehr zu 
bewegen,9 andererseits der Familiennachzug möglich wurde. Die 
in Großsiedlungen frei werdenden Wohnungen wurden dann vor-
nehmlich von diesen neu nach Deutschland gekommenen Gast-
arbeiterfamilien bezogen. Gleichzeitig gingen die Fertigstellungs-
zahlen im sozialen Wohnungsbau zurück, was zu einer insgesamt 
fallenden Zahl von geförderten Sozialwohnungen führte.10 Mit 
dem Fall des Eisernen Vorhangs wiederholten sich ähnliche Pro-
zesse mit Spätaussiedlern. Im Laufe der 1970er und 1980er Jah-
re wurde die Bewohnerschaft von Großsiedlungen also einerseits 
heterogener, vornehmlich internationaler, andererseits homogener, 
weil eine größer werdende Gruppe von finanziell bedürftigen Per-
sonen um eine kleiner werdende Zahl von geförderten Wohnungen 
konkurrieren musste und sich in den Großsiedlungen mit einem 
hohen Anteil gebundener Wohnungen hilfsbedürftige Personen 
konzentrierten, die ihren Lebensunterhalt zumindest teilweise mit 
Transferleistungen bestreiten mussten. Diese Veränderungsprozes-
se spiegeln sich in der Demografie wider: Die Nordweststadt hat 
einen überdurchschnittlich hohen Anteil sowohl an Kindern und 
Jugendlichen als auch an Senior*innen, die häufig schon sehr lange 
in der Siedlung leben (Stadt Frankfurt am Main 2021, 10).

Der Befund zur Mischung in Großwohnsiedlungen ist also nicht 
so eindeutig, wie man erwarten könnte: Einerseits gibt es in Groß-
siedlungen oft ein überdurchschnittlich gutes Angebot an kom-
merzieller und sozialer Infrastruktur, andererseits hat sich dieses im 
Laufe der Zeit verändert. In der Nordweststadt beispielsweise hat 
sie sich auf das Nordwestzentrum und hier auf die kommerzielle 
Nutzung konzentriert. Die Mischung ist also weniger kleinteilig 
geworden. Allerdings haben in älteren Stadtteilzentren, Kleinstäd-
ten oder auch in Dorfkernen ganz ähnliche Prozesse stattgefunden, 
wie sie oben für die Nordweststadt beschreiben wurden: Einkaufs-
gewohnheiten haben sich verändert, der Einzelhandel hat sich 

Maren Harnack

10 Das deutsche Fördermodell 
sieht vor, dass Sozialwohnungen 
für einen bestimmten Zeitraum 
sozial gebunden bleiben und 
dann auf den freien Wohnungs-
markt wechseln („aus der 
Bindung fallen“). Das führt 
dazu, dass sich die Gesamt-
zahl von Sozialwohnungen 
auch dann reduziert, wenn 
neue gebaut werden, und zwar 
immer dann, wenn dies weniger 
Sozialwohnungen sind als vor 
der Zeit einer Bindungsperiode 
fertiggestellt wurden.

9 Bundesanzeiger vom 
30.11.1983, Gesetz zur Förde-
rung der Rückkehrbereitschaft 
bei Ausländern (RückHG), 
1377 ff.
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verdichtet und liegt autofreundlich außerhalb der Siedlungen, wo 
große ebenerdige Parkplätze errichtet werden können. Gleichzeitig 
ist die Bewohnerschaft der Großwohnsiedlungen in vieler Hinsicht 
diverser als zum Beispiel in den klassisch suburbanen Einfamilien-
hausgebieten, wo sich relativ wohlhabende Gruppen konzentrie-
ren, aber auch stärker von Transferleistungen abhängig als im städ-
tischen Durchschnitt.

Ein gescheitertes Modell?
Die beiden beschriebenen Entwicklungen – die relative Konzent-
ration wirtschaftlich benachteiligter Menschen und der Struktur-
wandel im Einzelhandel – in Großwohnsiedlungen wurden lange 
als ein Scheitern verstanden, als Aufforderung, sie zu revitalisieren, 
zu urbanisieren und ihre Bewohner*innen zu aktivieren.11 Ange-
sichts der bei genauerem Hinsehen erkennbaren Mischung und 
Diversität eine erstaunliche Diagnose, zumal man eher selten hört, 
dass sozial homogene Einfamilienhausgebiete revitalisiert werden 
müssten, dass hier eine größere Vielfalt an Bewohner*innen nötig 
sei, beispielsweise von Menschen, die Sozialleistungen beziehen, 
oder ein wenig Kneipenlärm belebend wirken könnte (im Gegen-
satz zu Menschen, die im öffentlichen Raum mitgebrachten Alko-
hol konsumieren und selbstverständlich ein Problem sind). Hier 
kommen offenbar Normalitätsvorstellungen in den hegemonialen 
Diskursen um Stadtplanung, Städtebau, Wohnen und soziales 
Umfeld zum Ausdruck, die von Architekt*innen, Politiker*innen, 
der allgemeinen Öffentlichkeit und zumindest zum Teil auch von 
Stadtplaner*innen an die Siedlungen herangetragen werden. Nor-
mal ist jenseits spezialisierter fachlicher Diskurse um Stadtplanung 
und Lebensmodelle aktuell immer noch das Leben im Einfamilien-
haus, sei es freistehend oder als Reihenhaus, und seit den 1970er 
Jahren auch im gründerzeitlichen Quartier, bevorzugt in der sa-
nierten Altbauwohnung. Dabei verhalten sich beide Wohnformen 
durchaus antagonistisch zueinander, wie die 2021 aufgeflammte 
Debatte um die Neuausweisung von Einfamilienhausgebieten – 
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11 Im „Leitfaden zur Ausgestal-
tung der Gemeinschaftsinitiative 
‚Soziale Stadt‘“ in der Fassung 
von 2000 heißt es beispiels-
weise: „Viele Quartiere sind 
als ,Schlafstädte‘ konzipiert. 
[…] Die Architektur ist häufig 
einfallslos, bei der gegebenen 
Höhe und Dichte der Bebauung 
vermisst man besonders die 
individuelle Ausprägung der 
Erdgeschosszonen, Eingangs 
bereiche und Vorgärten. Die 
Qualität der öffentlichen Bauten 
und des öffentlichen Raums 
ist vernachlässigt worden. 
Austauschbare, erlebnisarme 
Wohnsituationen machen es 
den Bewohnern schwer, sich mit 
ihrem Quartier zu identifizie-
ren.“
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beziehungsweise deren angekündigtes Ende – in Hamburg Nord 
zuletzt eindrücklich vor Augen führte (vgl. Neubacher 2021; Fa-
bricius 2021; Hofreiter 2021). Das Einfamilienhaus als ideale 
Wohnform hat für viele offenbar einen so hohen Stellenwert, dass 
schon das Einfrieren auf dem Status quo als Bedrohung wahrge-
nommen wird, ganz abgesehen von der Forderung, die Kosten für 
Verkehr, Infrastruktur und Umweltinanspruchnahme, die bisher 
von der Allgemeinheit getragen werden, zu internalisieren. Viele 
lehnen dichtes, städtisches Wohnen mit dem Hinweis auf Kosten, 
Kriminalität, Anonymität oder mangelnde Lebensqualität ab, aber 
auch mit dem Hinweis auf die städtischen Großwohnsiedlungen. 
Auf der anderen Seite gibt es auch einen urbanen Lebensstil, der 
Urbanität nicht im Sinne Salins versteht, sondern durchaus ästhe-
tisch geprägte Vorstellungen von Vielfalt, Mischung, Dichte, aber 
auch Fassaden- und Freiraumgestaltung mitbringt, die sich nur 
ausschnittweise mit den realen Erscheinungsformen städtischen 
Lebens in Einklang bringen lassen – etwa feiernden Jugendlichen, 
Lieferverkehr oder lärmerzeugenden Handwerksbetrieben in eng 
bebauten Hinterhöfen. Es ist also auch möglich, das suburba-
ne Leben mit Blick auf mangelhafte Infrastruktur, Abhängigkeit 
vom Auto oder in manchen Regionen auch aus Sorge vor rechts-
extremen Umtrieben abzulehnen, ohne einer ernstzunehmenden 
funktionalen und sozialen Mischung offen gegenüberzustehen. In 
der Realität nehmen ohnehin auch die Bewohner*innen innerstäd-
tischer Quartiere im Alltag lange Wege auf sich, um zur Arbeit 
zu kommen, einzukaufen oder ihre Freizeit zu gestalten – weil die 
Wohnortwahl auch hier nicht rein sachlich-praktischen Abwägun-
gen folgt.12 Trotz dieser Widersprüche ist das Bild des gemischten 
Quartiers aus der Gründerzeit sehr wirkmächtig und prägt die Vor-
stellung von der idealen Stadt der kurzen Wege, in der Menschen 
aller sozialen Schichten sich begegnen.

In diesem Spannungsfeld leidet der Stadttypus der Siedlung da-
runter, dass er sowohl als das negative Gegenbild des Lebensent-

Maren Harnack

12 Siehe hierzu beispielsweise 
Andreas Reckwitz’ Ausführun-
gen zur kulturorientierten Stadt 
(Reckwitz 2012).
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wurfs im Einfamilienhaus als auch im innerstädtischen Quartier 
herhalten muss. Sei es als Heiner Müllers „Fickzellen mit Fern-
heizung“, die Alexander Neubacher (2021) auf Spiegel-Online zi-
tiert, wo er das Einfamilienhaus verteidigt, sei es in Mitscherlichs 
Unwirtlichkeit unserer Städte (1965), wo er gegen den modernen 
Siedlungsbau und dessen Mangel an Urbanität zu Felde zieht – 
immer wird der moderne Siedlungsbau als mangelbehaftet, als 
anonym, anregungsarm und eintönig kritisiert. Dabei, so hat die-
ser Text hoffentlich gezeigt, stehen sowohl homogene, suburbane 
als auch bedingt durchmischte Quartiere hoch im Kurs – wenn 
sie denn gerade nicht als Großwohnsiedlung daherkommen. Die 
Großwohnsiedlungen verbinden nicht nur Mischung und ein-
heitliche Konzeption, sozioökonomische Vielfalt und suburbanen 
Standort, sie tragen diese widersprüchlichen Eigenschaften pro-
grammatisch und für jedermann gut sichtbar nach außen.

Zum Schluss möchte ich ein kleines Gedankenexperiment wagen: 
Wenn es möglich wäre, Großwohnsiedlungen ohne ihre Geschich-
te zu betrachten, ohne Vorwissen und ohne die vielen Bilder, die 
immer schon in unseren Köpfen sind, wären sie dann nicht eine 
ziemlich gute Mischung aus dicht, aber grün, gemischt, aber ru-
hig, gut erreichbar, aber fußgängerorientiert? Gerade mit Blick 
auf die aktuellen Herausforderungen haben Großwohnsiedlungen 
den Vorteil, dass sie ein relativ ressourcenschonendes Leben er-
möglichen, sei es durch effiziente Grundrisse, die gutes Wohnen 
auf kleiner Fläche ermöglichen, sei es durch gute Durchlüftung 
zur Vermeidung von Hitzeinseln, sei es durch Nutzung der Frei-
flächen für Regenwasserversickerung und urbane Landwirtschaft. 
Zwar mag sie der Anspruch, mit dem Großwohnsiedlungen in 
den 1960er und 1970er Jahren gebaut wurden, als unzeitgemäß 
erscheinen lassen, aber gerade der Fokus auf das gute Wohnen für 
breite Schichten der Bevölkerung sorgt dafür, dass sie heute noch 
vielen Menschen ein stadtnahes Wohnen ermöglichen, denen die 
dicht bebauten Innenstadtquartiere nicht zusagen und für die der 
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Umzug ins ländliche Eigenheim nicht infrage kommt – oder die 
sich weder das eine noch das andere leisten können. Standortent-
scheidungen sind immer ein Kompromiss zwischen Lage, Fläche 
und Kosten – Großwohnsiedlungen sind eine spezifische Option 
unter anderen, die das verfügbare Angebot erweitern – nicht mehr 
und nicht weniger.

Maren Harnack
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DIE HERAUSBILDUNG VON 
NUTZUNGSMISCHUNG ALS 
LEITPRINZIP FÜR STÄDTEBAU UND 
STADTPLANUNG – EIN PROZESS  
DER VER(UN)SICHERUNG
Daniela Zupan

Einleitung
Die kompakte nutzungsgemischte Stadt hat sich seit den 1980er 
Jahren fest als städtebauliche Leitvorstellung etablieren können. 
Freilich wird auch weiterhin Kritik geübt, es werden Zweifel geäu-
ßert und vorhandene Diskrepanzen diskutiert, etwa zwischen Leit-
bild und Praxis oder zwischen planerischer Intention und Bewäh-
rung im Alltag. Unsicherheit herrscht aber vor allem hinsichtlich 
des „Wie?“, d. h. durch welche Ansätze, Instrumente und Rege-
lungen, unter welchen Rahmenbedingungen und mit welchen Ak-
teuren eine erfolgreiche Umsetzung gelingen kann. Während diese 
Fragen allesamt auf Adaptionen, Weiterentwicklungen und Ver-
besserungen des bestehenden Leitbilds und seiner Umsetzbarkeit 
abzielen, wird dieses kaum als solches in Frage gestellt. Tatsächlich 
haben die dem Leitbild der kompakten nutzungsgemischten Stadt 
zugrundeliegenden Prinzipien beinahe den Status von Gewisshei-
ten erlangt. Im Zuge seiner Verbreitung und Institutionalisierung 
haben sich Denkmuster gefestigt und Möglichkeitsräume des Ima-
ginierens spannen sich überwiegend innerhalb eines weitgehend 
akzeptierten Rahmens auf. Dies allerdings erschwert eine profunde 
Neubetrachtung unseres Tuns und Handelns, unserer Zielsetzun-
gen und damit auch eine tiefgreifende Transformation. Letztere 
dürfte aber notwendig sein, will man aktuellen Herausforderungen 
wie der zunehmenden sozialräumlichen Polarisierung oder der Kli-
makrise begegnen.
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Wie aber können eingefahrene Denkmuster aufgebrochen, be-
stehende Schranken beseitigt und als Gewissheiten anerkannte 
Prinzipien mit gänzlich neuem Blick betrachtet und gegebenen-
falls infrage gestellt werden? Mit anderen Worten, wie können wir 
uns wieder selbst verunsichern? Der vorliegende Artikel möchte 
einen Beitrag zur Beantwortung dieser Frage leisten, indem er auf 
die letzte „große Verunsicherung“ in Städtebau und Stadtplanung 
blickt, nämlich den Leitbildwechsel von der Moderne zur kompak-
ten nutzungsgemischten Stadt. Konkret sollen die verschiedenen 
Milieus der Unsicherheit identifiziert und beschrieben werden, 
die den Prozess der Herausbildung dieses Leitbilds charakterisiert 
haben. Ein besseres Verständnis dieser Dynamiken kann dabei 
helfen, die aktuelle Situation besser verorten und gegebenenfalls 
Denkanstöße für eine Infragestellung unserer heutigen Zielvor-
stellungen und handlungsanleitenden Leitprinzipien anregen zu 
können. Denn auch heute wieder fordern Ereignisse und Prozesse 
wie die Klimakrise, die COVID-19-Pandemie oder die zunehmen-
de Spaltung unserer Gesellschaften zum Hinterfragen des eigenen 
Denkens und Handelns auf. Insofern ist dieser Beitrag auch als 
Plädoyer für eine Verunsicherung zu verstehen.

Die Herausbildung des städtebaulichen und stadtplanerischen 
Leitprinzips der Nutzungsmischung wird anhand einer Analyse 
des bundesdeutschen und des österreichischen Diskurses rekons-
truiert.1 Dabei stütze ich mich auf eine Auswertung von Fachzeit-
schriften im Zeitraum 1960 bis 2015 und auf leitfadengestützte 
Expert*innen-Interviews mit Akteuren der Fachgemeinschaft, 
d. h. aus den Bereichen Policy, Planungspraxis, Wissenschaft und 
Fachöffentlichkeit.2 Basierend auf diesem Material werden im Bei-
trag vier Milieus der Unsicherheit identifiziert und besprochen. 
Der Fokus liegt dabei nicht auf äußeren Einflussfaktoren wie etwa 
den vieldiskutierten Trends generell steigender Komplexität und 
Schnelllebigkeit, sondern auf dem innerfachlichen Verständigungs-
prozess um die Entstehung, Etablierung und Institutionalisierung 

1 Dieser Beitrag basiert auf 
empirischem Material, das im 
Zuge des von der Deutschen 
Forschungsgemeinschaft von 
2013 bis 2016 geförderten 
Forschungsprojekts „InnoPlan“ 
(Innovationen in der Planung: 
Wie kommt Neuartiges in die 
räumliche Planung?) erhoben 
und publiziert wurde (siehe 
insbesondere Zupan 2015, 
2018 sowie Jessen / Zupan 
2017). Der vorliegende Beitrag 
fasst die in diesem Rahmen 
erarbeiteten und publizierten 
Argumente zusammen und 
entwickelt sie in Teilen weiter. 
Im Vordergrund stehen dabei 
nicht die Unterschiede zwischen 
dem bundesdeutschen und dem 
österreichischen Prozess, son-
dern die in beiden Fallstudien 
beobachteten Dynamiken (für 
eine Analyse und Diskussion 
der Unterschiede siehe 
Zupan 2018, 2020).

2 Zitate aus den geführten 
Interviews werden in diesem 
Beitrag anonymisiert 
wiedergegeben.
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des Prinzips der Nutzungsmischung. Während uns das Prinzip der 
Nutzungsmischung heute so selbstverständlich scheint, stellte sich 
der Prozess aus Sicht der Beteiligten als äußerst offen und unge-
wiss dar. Diesem Umstand versucht der Beitrag gerecht zu wer-
den, indem er die den Prozessverlauf prägenden Unsicherheiten 
herausarbeitet. Basierend auf dieser Rekonstruktion wird abschlie-
ßend der Versuch unternommen, gegenwärtige Entwicklungen zu 
verorten und mögliche Ansätze und Anstöße einer abermaligen  
Verunsicherung aufzuzeigen.

Heilsame Verunsicherung 

Die missionarische Sicherheit eines Le Corbusier, des frühen 
May und des früheren Gropius ist uns verlorengegangen; […] 
der Planer empfindet bisweilen selbst ein Gefühl der Willkür-
lichkeit bei seiner Massenverteilung. Das gebaute Ergebnis 
dieser Planungen verursacht Unbehagen.  
(Sieverts 1965, 481)

Die in den 1960er Jahren intensiver werdende Kritik stellte be-
kanntlich das Leitbild der Moderne zunehmend in Frage (z. B. 
Sedlmayer 1965; Mitscherlich 1965; Bahrdt 1969). Vor allem die 
an den Stadträndern errichteten Großsiedlungen bzw. Großwohn-
anlagen standen am Pranger: Die starre Entmischung der Funk-
tionen hätte die Entstehung von Urbanität verhindert und reine 
Schlafstädte und antistädtische Siedlungsgebiete hervorgebracht 
(z. B. Mitscherlich 1965, 19; Falkner 1971, 74). Die Kritik er-
schütterte das Selbstverständnis der Fachgemeinschaft und setzte 
einen Prozess in Gang, in dem die Prinzipien und Fundamente die-
ses Leitbilds kritisch reflektiert und zum Teil grundlegend hinter-
fragt wurden. Insbesondere begann die für die Moderne so charak-
teristische Sicherheit über Ziele, Konzepte und Methoden sowie 
das „Selbstverständnis der Unfehlbarkeit“ (Jessen 1989, 580) zu 
bröckeln: Die Fachgemeinschaft sei, so in einem Tagungsbericht in 
der Stadtbauwelt zu lesen, „unsicher geworden“, in ihrem „Selbst-
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vertrauen gestört, zur Auseinandersetzung gezwungen“ (o.V. 1971, 
187). Allerdings wurde die aus der Kritik resultierende Verunsi-
cherung durchaus nicht nur negativ gesehen: „Die zunehmende 
Ablehnung der Ergebnisse der Bautätigkeit seit 1945“, so etwa der 
Architekt Klaus Gartler (1977, 26), hätte zu einer „heilsamen Ver-
unsicherung der professionellen Architekten, Städtebauer und de-
ren Kritiker geführt“.

Erste Schritte bestanden in der Konkretisierung der zunächst rela-
tiv diffusen Kritik, dem Fassbarmachen des empfundenen Unbeha-
gens, seiner Einhegung in räumlich-materielle Kategorien mitsamt 
der Entwicklung geeigneter Konzepte und Termini. Über die damit 
verbundenen Anstrengungen und Unsicherheiten berichtete ein 
Berliner Architekt und Stadtplaner (Interview 2014a): „Wir hatten 
große Schwierigkeiten damit, den Beweis zu führen, warum das 
eigentlich so schlecht ist. […] Es ist eine sehr komplizierte Sache 
zum Beispiel zu verstehen, wie Anonymität entsteht.“ Unterschied-
liche Disziplinen, allen voran die Soziologie, sollten dabei helfen, 
das Unbehagen in konkrete Kritik und feste räumliche Kategorien 
zu bringen. Schrittweise wurden Konzepte wie dasjenige zur Pola-
rität zwischen Öffentlichkeit und Privatheit des Soziologen Hans 
Paul Bahrdt (1969) oder das zur Urbanität des Soziologen Edgar 
Salin (1960) von der Fachgemeinschaft zur Problematisierung gän-
giger Routinen aufgegriffen und auf deren Basis Gegenpositionen 
formuliert. Statt Auflockerung, Entflechtung von Funktionen, 
Entballung und monofunktionaler Zeilensiedlungen wurden nun 
bekanntlich Urbanität, Verflechtung, Ballung und Dichte gefor-
dert. So sollten beispielsweise die „bisherigen Monokulturen von 
Wohnbauten nicht weitergezüchtet“ und stattdessen eine Mi-
schung der Funktionen angestrebt werden (Dimitriou 1967, 17).

Zwar ließ sich die Forderung nach Funktionsmischung als Anti-
These zu dem im Leitbild der Moderne verankerten Prinzip der 
Funktionstrennung ableiten, jedoch war zum damaligen Zeit-
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punkt völlig ungewiss, wie diese und andere neue Ideen in ent-
sprechende baulich-räumliche Formen übersetzt werden sollten. 
Wichtige Impulse lieferte der Blick ins Ausland, geleitet von der 
Frage, mit welchen Ansätzen und Strategien man sich der Kritik 
andernorts stellte. Bezogen auf die Themen Urbanität und Funk-
tionsmischung wurden besonders intensiv die neuen Konzepte zur 
Schaffung urbaner Mitten rezipiert, etwa die Zentrumsplanung 
im schottischen Cumbernauld, wo ein 800 Meter langer und acht 
Geschoße hoher multifunktionaler kompakter Gebäudekomplex 
in Planung war (Stumme 1967; Semsroth 1972). Weitere Impulse 
lieferte der Blick in die Vergangenheit, denn bereits einige Jahre 
vor dem Denkmalschutzjahr 1975 deutete sich im Diskurs ein ge-
wisses Wiederwertschätzen historischer Stadtstrukturen an. Ent-
stehen sollten nun Vorhaben, „deren räumliche Struktur sich nur 
wenig von derjenigen unterscheidet, die man von den alten Städten 
her kennt und liebt“ (Bruckmann 1962, 16). Eine „Mengung“ der 
Funktionen sollte „der modernen Stadt die Urbanität“ der histori-
schen Stadt verleihen (Breit 1967, 390).

Diese Entwicklungen resultierten bekanntlich in der Ablöse der zu-
sehends als monoton und monofunktional empfundenen Zeilen-
siedlungen der 1950er Jahre durch dichtere, sich an geschlossenen 
oder gestaffelten städtebaulichen Formen orientierenden Anlagen, 
wie dem Schöpfwerk in Wien (1978), der Terrassenhaussiedlung 
in Graz (1972), Osterholz-Tenever in Bremen (1968) oder dem 
Olympischen Dorf in München (1968). Den Forderungen nach 
Urbanität und Funktionsmischung wurde in den Entwürfen und 
Umsetzungen dieser Zeit häufig durch Zentrumsplanungen be-
gegnet, in denen Infrastrukturen, Folgeeinrichtungen und Läden 
zusammengefasst wurden, beispielsweise als „Kette urbaner Attrak-
tionen“ wie im Schöpfwerk-Entwurf (Hufnagl et al. 1970, 55). 
Insgesamt lassen die Vorhaben dieser Periode erkennen, dass der 
durch die Kritik verursachten Verunsicherung zwar durch reaktives 
Lernen im Sinne eines antithetischen Reagierens auf die infrage 
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gestellten Prinzipien der Moderne begegnet wurde, dies aber nicht 
unmittelbar zur Überwindung des bisherigen Leitbildes führte. 
Stattdessen wurden neue Ideen in ein weiterhin modernes Para-
digma integriert (vgl. Zupan 2015, 191) oder, wie es der Wiener 
Architekt Rupert Falkner (1975, 405) treffend ausdrückte, „Ele-
mente des historischen Städtebaues [wurden] in den Gestaltungs-
prozeß unserer [d. h. der modernen] Formensprache“ umgesetzt. 
Es war demnach trotz profunder Verunsicherung nicht möglich, 
mit einem Male aus bestehenden Ordnungen auszubrechen. 
Neben Hindernissen wie dem hohen Zeit- und Kostendruck sowie 
an bestehenden Routinen festhaltenden Akteuren in Machtposi-
tionen spielten dafür sicherlich auch aus der eigenen Sozialisation 
resultierende Denkmuster eine Rolle.

Im Dunkel tappen

Wir tappen im Dunkel, wir suchen neue Wege, ohne sie wirk-
lich zu finden; denn bei all den Versuchen in den letzten drei 
Jahrzehnten, das Bild der neuen Stadt zu schaffen, sind wir 
meist schnell in Irrwegen oder gar in Sackgassen gelandet. 
(Hans-Jürgen von der Heide 1979, 174)

Die Integration neuer Ideen trug nicht dazu bei, die Kritik verstum-
men zu lassen. Ganz im Gegenteil wurden die „verbesserten“ An-
lagen rasch als gescheitert deklariert: Mit „großem Erschrecken war 
erkannt worden, dass man in die falsche Richtung gelaufen war“ 
und „dass man so im Grunde nicht mehr weitermachen konnte“, 
so die Aussagen zu diesem Erkenntnisprozess in einem Interview 
(Interview 2014b). Mehrere Faktoren haben dazu beigetragen, dass 
aus der Kritik am Leitbild und den Umsetzungen eine Krise resul-
tierte, die die Möglichkeit profunden Wandels eröffnete (vgl. Zu-
pan 2018, 90 ff.): Zum einen hat die Kritik am modernen Groß-
siedlungsbau im Zuge der wirtschaftlichen Rezession der 1970er 
Jahre und dem Übergang vom Aufgabenfeld der Stadterweiterung 
zu dem der Stadterneuerung eine wohnungspolitische Überfor-
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mung erfahren, als diese von bürgerlicher Seite als Mit-Argument 
für die Notwendigkeit einer Liberalisierung der Wohnungsver-
sorgung und ein Zurückdrängen der mächtigen, gemeinnützigen 
Wohnbauträger instrumentalisiert wurde. Zum anderen trug dazu 
eine sich im Laufe der 1970er Jahre rund um die drohenden und 
teilweise umgesetzten Abbrüche und Flächensanierungen in vielen 
Städten entzündende gesellschaftliche Politisierung bei. Damit war 
eine Konstellation gegeben, in der unterschiedliche Interessen ver-
folgende Akteursgruppen an der Diskreditierung der Moderne in 
Städtebau und Stadtplanung Teil hatten. Für den Bruch mit dem 
Leitbild der Moderne war dies wesentlich, denn Krisen schwächen 
die Position von an bisherigen Denk- und Lösungsmustern festhal-
tenden Akteuren und erleichtern dadurch das Einschlagen neuer 
Wege (vgl. Liebmann und Robischon 2004, 97).

Allerdings ging aus dieser Krise ein Milieu hervor, das Albers und 
Papageorgiou-Venetas (1984, 299) als eine Periode der „eigentüm-
liche[n] Unsicherheit bezüglich der Ziele und Wertmaßstäbe der 
Stadtplanung“ beschrieben haben. Beklagt wurde die vorhande-
ne „Desorientierung“ (Oesterlen 1981, 26) und „Ratlosigkeit der 
Architekten und Planer“ (Pfeiffer 1982, 313). Denn nachdem die 
bisherige Leitvorstellung ihre Konsensfähigkeit verloren hatte, be-
stand zwar ein klares Bild davon, was man nicht mehr wollte, aber 
die Zukunft war noch ungewiss: „Wir kennen […] für den Städte-
bau das Ziel und das Maß für die Zukunft noch nicht. Wir haben 
kein Leitbild mehr“ (von der Heide 1979, 175). Im Interview mit 
einem Architekten und Stadtplaner wurde deutlich, dass diese Pe-
riode zwar von einer ungewöhnlich großen Unsicherheit geprägt 
war, gleichzeitig aber als fast berauschende Atmosphäre wahrge-
nommen wurde: „Wir befanden uns in einem Zustand, in dem 
wir wussten, es liegt etwas völlig Neues in der Luft, ohne dass wir 
es schon kannten. Das ist ein irrer Moment meines Lebens gewe-
sen. […] Wir mussten etwas Neues machen, wussten aber noch gar 
nicht, was das Neue eigentlich sein wird“ (Interview 2015a).
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In diesem Milieu maßgeblich gesteigerter Unsicherheit bestanden 
weder konkrete Vorstellungen über Ziele und Wertmaßstäbe noch 
über mögliche Maßnahmen zu deren Erreichung. In der Folge 
haben unterschiedliche Praktiken dazu beigetragen, einen neuen 
Rahmen des Möglichen und Gewünschten zu skizzieren und da-
mit ein Stück Handlungsfähigkeit zurückzugewinnen. Maßgeblich 
dafür war neben einer Verständigung über definitorische und typo-
logische Grundlagen der antithetisch zu den modernen Prinzipien 
formulierten Ideen (zur Nutzungsmischung siehe z. B. die frühe 
Studie von Wiegand 1973, die jedoch kaum praktische Anwen-
dung fand, vgl. Boeddinghaus 1995, 407) auch die Hervorbrin-
gung prägnanter und durch plausible Argumentationsmuster und 
Begründungszusammenhänge legitimierter Losungen. Denn erst 
die Verknüpfung neuer Ideen mit konkreten Zielen und Interessen 
schuf die notwendige Rationalitätsgrundlage für deren Etablierung 
und Verbreitung. Während Prinzipien wie die Nutzungsmischung, 
die Stadt der kurzen Wege, Vielfalt in der Einheit oder Innen- vor 
Außenentwicklung heute so selbstverständlich scheinen, war ihre 
Hervorbringung und Begründung von großen Anstrengungen und 
Unsicherheiten geprägt, wie ein Interview-Partner, bezogen auf die 
Forderung der Vielfalt in der Einheit, anschaulich beschrieb: „Wir 
haben stundenlang diskutiert, denn es war […] für die damalige 
Zeit ganz unlogisch. Inzwischen ist das so selbstverständlich, in-
zwischen haben wir uns das sehr komplex zurechtgelegt. […] Aber 
damals haben wir auch innerlich, geistig ganz stark gekämpft: Wie 
sollten wir begründen, dass wir einen Bauherrn haben, eine Groß-
parzelle, und dass wir trotzdem einzelne Häuser umsetzen wollen? 
Und führt das nicht zu oberflächlichen, ja unehrlichen Lösungen?“ 
(Interview 2015a). Trotz Unsicherheiten, Zweifeln und Wider-
sprüchlichkeiten mussten diese und andere Konzepte samt Be-
gründungsmuster freilich erst in der Breite Gehör und Akzeptanz 
finden, um Einfluss zu erlangen.
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Für das Prinzip der Nutzungsmischung wurden verschiedene Ar-
gumentationsmuster erarbeitet, die unterschiedliche  Wirkkraft 
entfaltet haben. Diese waren zunächst von der allgemeinen Hoff-
nung getragen, dadurch bestimmten, vermeintlich aus der Funk-
tionstrennung resultierenden und als negativ empfundenen Effek-
ten begegnen zu können, wie etwa dem deklarierten Verlust von 
Urbanität und Lebendigkeit. Ein konkretes und bis heute sehr 
einflussreiches Begründungsmuster wurde durch die Verkehrswis-
senschaften eingebracht. Diese entwickelten zu Beginn der 1980er 
Jahre die Losung der „Stadt der kurzen Wege“, die auf die ver-
meintlich verkehrsmindernde und daher ökologisch nachhaltige 
Wirkung städtebaulicher Nutzungsmischung hinwies (Billinger et 
al. 1983, 720 f.). Durch die Nähe aller notwendigen Funktionen 
– vom Wohnen bis zu Arbeit, Freizeit und Versorgung – könne
das Primat des Automobils überwunden und würden umwelt-
schonende Verkehrsarten gestärkt werden; entsprechend wurde
„eine Neuordnung des Siedlungsgefüges“ empfohlen, die dar-
auf abzielte, „möglichst viele Wege kurz zu machen. Stichwort:
‚Stadt der kurzen Wege‘“ (ebd.). Andere wiederum verknüpften
mit einer engmaschigen Funktionsmischung die politische For-
derung der Schaffung gleichwertiger Lebensbedingungen und des
gleichwertigen Zugangs zu Infrastrukturen in allen Stadtbereichen
(vgl. Jawecki 1986, 37).

Neben der Erarbeitung von Begründungs- und Legitimierungs-
mustern war dieses Milieu der Unsicherheit auch von einer Neu-
aushandlung der Wertmaßstäbe geprägt, d. h. der Frage, woran 
man sich zukünftig orientieren sollte. Denn noch war kein neues 
Konzept gefunden, kein neuer Konsens hergestellt und auch noch 
keine realisierten und als Vorbilder anerkannten Referenzprojek-
te dieses noch ungewissen Neuen vorhanden, an denen sich die 
Fachgemeinschaft hätte orientieren können. Um Orientierung 
bezüglich der Frage zu schaffen, wie sich der Bruch mit der Mo-
derne baulich-räumlich darstellen sollte, wurde die Vergangenheit 
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als „Lehrmeister“ (Pfeiffer 1982, 314) für die Entscheidungsbil-
dung im Heute und für die Zukunft herangezogen. Im Gegensatz 
zur vorigen Phase, wo einzelne Ideen in ein weiterhin modernes 
Paradigma integriert worden waren, wurden nun unterschiedliche 
städtebauliche Perioden der Vergangenheit einer Neubetrachtung 
unterzogen sowie auf ihr Potenzial für künftige Planungen hin be-
fragt und avancierten dadurch zu zentralen Impulsgebern für die 
Entwicklung neuer Konzepte. Eines der sicherlich prominentes-
ten Beispiele im deutschsprachigen Raum stellte die IBA Berlin 
1984/1987 dar. Diese trug nicht nur zur Wiederwertschätzung 
gründerzeitlicher Strukturen und der dort vorhandenen kleintei-
ligen Nutzungsmischung bei, sondern auch zur Übertragung die-
ser Prinzipien auf Neubauvorhaben. Ungeachtet dessen, dass die 
Implementierung einer Nutzungsmischung in den im Zuge der 
IBA umgesetzten Neubauvorhaben nur beschränkt gelungen ist, 
trug das Bekenntnis zu gründerzeitlichen Stadtstrukturen maßgeb-
lich zur Enttabuisierung des Rückgriffs auf dieses Erbe bei und 
zeigte eine mögliche Entwicklungsrichtung für zukünftige Vor-
haben auf (Zupan 2015, 192). Die Wiederentdeckung und das 
Anknüpfen an Strukturen der Vergangenheit waren jedoch nicht 
auf die Gründerzeit beschränkt, vielmehr erfuhren lokalabhängig 
unterschiedliche städtebauliche Vergangenheiten eine profunde 
Re-Evaluierung. In Wien beispielsweise wurden die Wohnan-
lagen des Roten Wien wiederentdeckt, deren Höfe samt umfas-
sender Versorgungsstrukturen sich für künftigen Wohnanlagen-
bau als anknüpfungswürdig und impulsgebend erweisen sollten  
(z. B. Mang 1988; siehe auch die Initiative zum „Vollwertwoh-
nen“, Glück 1988).
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Auf tönernen Füßen

Noch waren die Trends filigran, standen auf tönernen Füßen. 
Man wusste nicht, was sich stabilisieren würde und was nicht. 
(Interview 2015c)

Durch die Losungen samt Begründungsmustern sowie durch ers-
te umgesetzte Vorhaben, die die Möglichkeit des Bruchs mit der 
Moderne auch baulich-räumlich demonstrierten, war ein Stück 
Sicherheit wiedergewonnen. Dennoch war auch die Periode  der 
späten 1980er und frühen 1990er Jahre von nicht zu unter-
schätzender Unsicherheit geprägt, denn für beteiligte Akteure 
war durchaus nicht absehbar, wie sich der bislang nur schemen-
haft abzeichnende „‚Vorschein‘ eines neuen Städtebauleitbildes“ 
(Zwoch 1986, 841) konkretisieren und welche Position sich als 
dominant herausschälen würde. Die Debatten spitzten sich zu, als 
zu Beginn der 1990er Jahre vielerorts eine „neue Wohnungsnot“ 
ausgerufen und die Notwendigkeit großflächigen Stadtteilneu-
baus wieder virulent wurde. Unter diesem Druck zirkulierten und 
konkurrierten verschiedene Konzepte und Verständnisse ihrer Aus-
prägung, bis sich schrittweise die Begrifflichkeit der „kompakten 
nutzungsgemischten Stadt“ als dominant herauskristallisierte und 
sich ein Bild dessen zu formieren begann, was darunter konkret  
verstanden wurde.

Dazu haben nicht zuletzt verschiedene Initiativen beigetragen, da-
runter die in Frankfurt vom Planungsdezernenten Martin Wentz 
initiierte Debatte zu „neuen Stadtteilen“, das in Berlin unter 
Senatsbaudirektor Hans Stimmann vorgebrachte Konzept der 
„neuen Vorstädte“ oder die in Wien unter dem Planungsstadtrat 
Hannes Swoboda ausgerufene „neue Gründerzeit“ (Wentz 1991; 
2000; Stimmann 1994; Swoboda 1991). In diesen und weiteren 
Initiativen wurden unter dem Druck der „neuen Wohnungsnot“ 
die bislang zirkulierenden Bausteine zu thesenbasierten Gesamt-
konzepten gebündelt und als neue handlungsanleitende Maßstä-
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be verbreitet. Martin Wentz dazu (Interview 2015b): „Ich habe 
Anfang der 1990er Jahre sieben Thesen des Städtebaus zu Papier 
gebracht und publiziert, um gewisse Leitplanken zu bekommen. 
Damit hatte man so etwas wie ein Beurteilungsschema, mit des-
sen Hilfe man einen neuen städtebaulichen Entwurf überhaupt an 
etwas messen konnte.“ Dies war insofern relevant, als das Neue, 
wie Ibert (2005, 600) feststellt, „nicht nach bekannten Maßstäben 
beurteilt werden“ kann, vielmehr muss auch das entsprechende 
Wertegerüst erst formuliert werden. Diese Leitplanken umfass-
ten neben der Schaffung kompakter und dichter Stadtstrukturen 
auch die Nutzungsmischung und die Stadt der kurzen Wege als  
zentrale Kernprinzipien.

Diese Konzepte bildeten für Akteure zwar gewisse Anhaltspunkte, 
allerdings war die Unsicherheit weiterhin groß. Zum einen konn-
ten diese Ideen zum damaligen Zeitpunkt nicht als Konsens gel-
ten und es war noch völlig ungewiss, ob die danach umgesetzten 
Vorhaben als Erfolg oder als Scheitern bewertet werden würden. 
Zum anderen bestand große Unsicherheit und Uneinigkeit über 
die konkreten Inhalte und materiellen Ausformungen der Kon-
zepte. Auch hier konkurrierten verschiedene Positionen zum Teil 
in erbitterten Debatten miteinander, darunter an der Gründerzeit 
orientierte Ideen (z. B. Wentz 1991; 2000; Stimmann 1994; Feldt-
keller 1994; Hoffmann-Axthelm 1993) oder Ansätze eines neuen, 
ökologisch ausgerichteten Siedlungsbaus (z. B. Rainer 1989; 1993;  
Posch 1993). Schließlich waren auch die Thesen selbst alles andere 
als unumstritten. Denn sie waren aus einem komplexen Aushand-
lungsprozesses hervorgegangen, in dem verschiedene Bausteine 
durch mehrheitsfähig und plausibel scheinende Argumente ver-
knüpft und über drängende Imperative, wie dem der Ökologie, 
zum Teil relativ willkürlich begründet worden waren (vgl. Zupan 
2018, 166). So empörte sich Moes (1992, 17) darüber, dass sowohl 
der politische als auch der fachliche Diskurs über beinahe beliebig 
verknüpfbare, praktisch aber inhaltsleere Losungen geführt wür-
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de, die lediglich den Anschein von Wissenschaftlichkeit erwecken 
würden, während sie eigentlich dazu genutzt würden, durch ihre 
schillernde Vieldeutigkeit den Weg zu Konsens und politischer 
Mehrheitsfähigkeit zu ebnen. Jessen (1995, 394 ff., 1996, 3) legte 
dar, dass sich manch hoffnungsvolle These auf unbewiesene Be-
hauptungen, nicht aber auf systematische Untersuchungsergebnis-
se stütze. So bestünden keine ausreichenden Befunde dafür, dass 
nutzungsgemischte Quartiere auch solche mit kurzen Wegen seien 
oder dass kompakte Stadtstrukturen generell zu einem geringeren 
Verkehrsaufkommen führen würden: „Hier wird besonders viel 
behauptet und wenig gewußt“ (Jessen 1996, 3). Nicht nur das 
Stützen auf Annahmen bezüglich der Wirksamkeit der Prinzipi-
en wurde kritisiert, sondern auch deren (Nicht-)Umsetzbarkeit. 
Insbesondere das Ziel der kleinteiligen Nutzungsmischung würde 
aktuellen Realitäten wie wachsender Mobilität, zunehmender In-
dividualisierung sowie Marktkräften entgegenlaufen (Jessen 1996, 
17; 1995, 395). Die Kritik an der Nutzungsmischung fasste Jessen 
(1995, V) wie folgt zusammen: „Aus der Sicht der Kritiker ist das 
Ziel unrealistisch, da gegen die Logik bisheriger Stadtentwicklung 
gerichtet, unerwünscht, weil gegen tiefverwurzelte Bedürfnisse und 
Wertvorstellungen gewandt, und unwirksam, weil die mit dem 
Ziel verknüpften hohen ökologischen Erwartungen durch Empirie 
nicht gedeckt seien.“

Ungeachtet dieser Einwände konnte sich die kompakte nutzungs-
gemischte Stadt zusehends als neues Leitbild etablieren, wofür 
nicht zuletzt der in dieser Phase besonders intensiv betriebene 
Austausch auf Ebene der politischen Akteure und der fachlichen 
Verwaltungsspitzen verantwortlich war. Diese Art der Zusammen-
arbeit, etwa durch gegenseitige Einladungen zu Preisgerichten und 
Fachveranstaltungen, diente zur Selbst-Versicherung und Stärkung 
der eigenen Position in einem Milieu, in dem unterschiedliche An-
sätze und Ausrichtungen um Dominanz rangen.
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Gewissheiten
Die formulierten Leitvorstellungen zur Schaffung kompakter, 
dichter und nutzungsgemischter Strukturen und die mittlerweile 
danach geplanten und umgesetzten Vorhaben trugen zur Reduk-
tion der Unsicherheit bei. Entsprechend wandelte sich das Milieu 
der Unsicherheit abermals, als seit etwa Mitte der 1990er Jahre die 
Anstrengungen zur Etablierung und Durchsetzung eines Modells 
schrittweise einem allgemeinen Konsens wichen, in dem die kom-
pakte Stadt mit Nutzungsmischung als einem ihrer Leitprinzipien 
zusehends als neues Leitbild akzeptiert und als solches auf verschie-
dene Weise verankert wurde.

Zu dieser Verankerung haben die das Leitbild referenzierenden 
Projekte maßgeblich beigetragen. Im Fachdiskurs wurden diese 
Vorhaben nicht nur kritisch reflektiert, sondern es wurden Projekte 
wie die Tübinger Südstadt, das Rieselfeld und Vauban in Freiburg 
oder auch die Hamburger Hafencity als besonders vorbildhafte 
Umsetzungen bzw. als „best practices“ des Leitbildes dargestellt, 
an denen zukünftiges Handeln fortan gemessen und orientiert 
werden sollte (Zupan 2018, 149). Die Hervorbringung dieser 
„Erfolgsstory“, die anhand ausgewählter Projekte die Potenziale 
des Leitbildes und seiner Prinzipien festzumachen suchte, sah sich 
allerdings durchaus profunder Kritik ausgesetzt. Eine kritische 
Position, die sich bereits vor der Realisierung der ersten Vorhaben 
formierte und in weiterer Folge großen Einfluss erlangte, monierte 
etwa, dass es sich letztlich um eine Fortführung des modernen 
Siedlungsbaus, lediglich in anderem Gewande, handle: „Wie 
immer das ästhetische Ideal aussieht, […] funktional handelt es 
sich schlicht um neue Wohnsiedlungen, die nur nicht mehr in 
Großwohnanlagen oder Zeilenbauten errichtet werden, sondern in 
städtischen Formen, […] aber an der Funktion Schlafstadt nichts 
ändern können“ (Hoffmann-Axthelm 1994, 599). Zu dieser 
frühen Kritiklinie an den Planungen sind schrittweise weitere, die 
Umsetzungen und die Umsetzbarkeit des Leitbilds betreffende 
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hinzugekommen. Kritisiert wurden etwa Diskrepanzen zwischen 
der Zielvorstellung und der Realisierung nutzungsgemischter 
Strukturen sowie Prozesse der Verflachung und Banalisierung 
(vgl. Zupan 2018, 149, 152). Mit zunehmender Verbreitung des 
Leitbilds, so die Kritik, würden zahlreiche Vorhaben nur noch 
sehr lose Verbindungen zu dessen Kernprinzipien aufweisen, 
womit letztere häufig zur bloßen Etikettierung degradiert und 
als Legitimierung für beinahe jegliche Form der Umsetzung 
herangezogen würden. Aber auch Prozesse der Veralltäglichung und 
Routinisierung wurden in den Interviews beschrieben: Im Zuge 
seiner Verbreitung sei das Leitbild zu einem relativ generischen 
Lösungsansatz abstrahiert worden. An die Stelle einer intensiven 
Auseinandersetzung mit dem konkreten Ort trete vermehrt 
eine wenig kontextsensible und schematische Reproduktion 
anerkannter Gewissheiten, die zusehends dogmatische Züge trage.

Dieser Kritik ungeachtet hat sich das Leitbild samt dem Prinzip 
der Nutzungsmischung zu einer kaum noch grundlegend hinter-
fragten Zielvorstellung entwickelt. Ein wesentlicher Schritt dafür 
war dessen Aufnahme in informelle Planungsinstrumente, Hand-
bücher, Skripte sowie in Ausbildung und Lehre. Durch diese und 
andere Formen der Institutionalisierung haben sich die Prinzipien 
des Leitbilds zu Gewissheiten und Allgemeingut entwickelt, wo-
durch die ihm zugrundeliegenden Annahmen sowie ihre Wirk-
samkeit kaum mehr infrage gestellt werden (Zupan 2018, 145). 
Zur Festigung des Prinzips der Nutzungsmischung hat aber auch 
die anwendungsbezogene Forschung beigetragen. So wurde etwa 
1996 das ExWoSt-Forschungsfeld „Nutzungsmischung im Städ-
tebau“ zur aktiven Förderung der Umsetzung von Nutzungsmi-
schung im Städtebau eingerichtet (BBR 1999, 2000). Die Frage 
nach der Zielvorstellung selbst stand dabei bereits nicht mehr im 
Vordergrund. Zudem wurden Studien zur Umsetzung des Leitbil-
des in den neuen Stadtteilen publiziert, in Deutschland durch BBR 
(2007) und BBSR (2012), in Österreich durch die Stadtverwaltung  
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Wien (vgl. Chlup 1995). Letztere kamen zu dem Ergebnis, dass die 
neuen Leitprinzipien weitgehend berücksichtigt wurden, wenn-
gleich durchaus gewisse Diskrepanzen zwischen Proklamationen 
und Umsetzungen identifiziert wurden. Eine kritische Reflektion 
über das Prinzip Nutzungsmischung selbst oder die Frage, inwie-
weit die mit der Zielvorstellung verbundenen Effekte überhaupt 
feststellbar seien, wurden auch hier kaum mehr vorgenommen 
beziehungsweise gestellt. Insgesamt haben mit seiner Verbreitung 
und Institutionalisierung Grundsatzdebatten deutlich an Einfluss 
verloren. Unsicherheiten bestehen nunmehr insbesondere bezüg-
lich der erfolgreichen Planung, Umsetzbarkeit, Anwendbarkeit 
und Praktizierung von Nutzungsmischung.

Diskussion
Dieser Beitrag hat die Herausbildung von Nutzungsmischung als 
Leitprinzip in Städtebau und Stadtplanung rekonstruiert und die 
mit diesem Prozess einhergehenden unterschiedlichen Milieus 
der Unsicherheit zu identifizieren versucht. Basierend auf diesen 
Ausführungen soll abschließend die Frage diskutiert werden, 
wie sich die aktuelle Lage verorten lässt: Ist das Leitprinzip der 
Nutzungsmischung weiterhin fest verankert oder finden sich 
Hinweise dafür, dass wir möglicherweise am Ende eines Zyklus 
angekommen sind, in dem sich eine profunde Verunsicherung 
der Fachgemeinschaft und erste Anzeichen eines erneuten 
Leitbildwechsels andeuten?

Auf den ersten Blick scheint weiterhin große Einigkeit über die 
Zielvorstellung der Nutzungsmischung zu bestehen. So strebt 
beispielsweise die Neuauflage der Leipzig Charta (Neue Leipzig 
Charta 2020, 6) weiterhin die Förderung einer Nutzungsmischung 
von Wohnen, Handel und Produktion „[i]m Sinne einer Stadt der 
kurzen Wege“ an. Auch die verschiedenen, in den letzten Jahren 
entstandenen Positionspapiere von der „neoeuropäischen Stadt“ 
(Antonelli et al. 2017) über die Düsseldorfer Erklärung (Ettinger-
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Brinckmann et al. 2019) bis hin zu ihrer Widersprache (Baum-
gart et al. 2019) halten trotz unterschiedlicher Positionen allesamt 
am Prinzip der Nutzungsmischung fest. Auch in der Praxis wird 
weiterhin auf das Prinzip rekurriert, von aktuellen Stadterweite-
rungsvorhaben (z. B. Dietenbach in Freiburg, Oberbillwerder in 
Hamburg) bis hin zu derzeit geplanten bzw. durchgeführten Inter-
nationalen Bauausstellungen (z. B. „Neues soziales Wohnen“ in 
Wien, „StadtRegion Stuttgart“ in Stuttgart). Selbst manch lang-
diskutierte Hindernisse scheinen überwindbar zu werden. So wur-
de in Deutschland 2017 die Kategorie „Urbanes Gebiet“ in die 
Baunutzungsverordnung aufgenommen, die das Nebeneinander 
von Wohnen und gewerblicher Nutzung nun auch baurechtlich 
fördern soll. Auch die Stadt Wien bekannte sich in ihrem Stadt-
entwicklungsplan STEP 2025 explizit zur Stärkung von Misch-
gebieten und legte das begleitende Fachkonzept Produktive Stadt 
vor, um der Verdrängung von Gewerbe und Industrie aus der Stadt 
entgegenzuwirken (Stadt Wien 2017). Und während die Immobi-
lienwirtschaft mit ihren traditionell monofunktional ausgerichte-
ten Portfolios oft als ein zentrales Hindernis zur Umsetzung von 
Nutzungsmischung benannt wurde, werden multifunktionale 
Portfolios mittlerweile als besonders resiliente Investment-Stra-
tegie und aufstrebendes Asset propagiert, das „langfristig stabile 
Cashflows“ verspreche (z. B. Schomberg 2021). Schließlich erfährt 
auch die Stadt der kurzen Wege durch die derzeit intensiv disku-
tierte „15-Minuten-Stadt“ eine Aktualisierung. Gleichwohl hat die 
Nutzungsmischung als zu verfolgendes Leitprinzip in den letzten 
Jahren nicht nur Aktualisierungen, sondern durchaus auch Weiter-
entwicklungen erfahren, etwa durch das Konzept der „produktiven 
Stadt“. Dieses hebt gegenüber dem durch die Nutzungsmischung 
suggerierten Fokus auf einen spezifischen Endzustand die perfor-
mative Dimension hervor und rückt zudem auch andere Standorte 
– insbesondere abseits der Kernstädte – und Nutzungen in den
Vordergrund.
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Aktuelle Prozesse wie der Klimanotstand, die COVID-19-Pande-
mie und zunehmende soziale und räumliche Polarisierungsprozes-
se scheinen auf den ersten Blick keine erneute Verunsicherung in 
Form einer profunden Infragestellung bestehender Ansätze, ihrer 
zugrundeliegenden Begründungsrahmen und Zielvorstellungen 
innerhalb der Fachdisziplin befeuert zu haben. Stattdessen schei-
nen die Debatten von der  Hoffnung getragen zu sein, dass sich mit 
dem bestehenden Leitbild der kompakten mischgenutzten Stadt 
beziehungsweise durch dessen Weiterentwicklung durchaus auch 
„neue Herausforderungen wie Klimawandel und urbane Resilienz 
weitgehend bewältigen [lassen]“ (Kurth 2021).

Gleichwohl kann der in diesem Beitrag im Zentrum stehende 
Rückblick auf die Herausbildung des Leitprinzips Nutzungsmi-
schung nutzbar gemacht werden, um an mancher Stelle genauer 
hinzusehen und mögliche Ansatzpunkte für eine Infragestellung 
der „Gewissheiten“ und eine Destabilisierung bestehender Kon-
zepte zu identifizieren. Zum einen könnten Entwicklungen in der 
Praxis zu einer schrittweisen Aushöhlung und Schwächung der bis-
herigen Routinen und Prinzipien beitragen. Mit dem Ankommen 
des Prinzips Nutzungsmischung im Mainstream finden sich immer 
mehr Vorhaben, die zwar oberflächlich darauf rekurrieren, dies in 
der Umsetzung aber kaum noch erkennen lassen. Der große Erfolg 
und die weite Verbreitung werden dem Prinzip nun insofern zum 
Verhängnis, als sich in der Breite nachlassender Ehrgeiz, Pragma-
tismus, Veralltäglichung und zum Teil eine Banalisierung zeigen, 
die zu einer schrittweisen Unterminierung des Modells beitragen 
könnten (vgl. Zupan 2015, 195). Derselbe Effekt könnte auch 
von den eigentlich als Verbesserungen und Weiterentwicklungen 
intendierten Bestrebungen engagierter Befürworter*innen ausge-
hen. Vielerorts wird intensiv an Instrumenten, Praktiken und Ad-
aptionen gearbeitet, um das Prinzip der Nutzungsmischung auch 
unter aktuellen technischen und ökonomischen Bedingungen, an 
verschiedensten Standorten und bei unterschiedlichen Aufgaben-
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feldern erfolgreich umzusetzen. Wenn aber die erfolgreiche Umset-
zung einer kleinteiligen und ausdifferenzierten Nutzungsmischung 
paradoxerweise eines straffen Managements und zentralisierter 
Steuerung durch Shopping-Center-Betreiber*innen bedarf, wenn 
sich Expert*innen mittlerweile in verschiedensten handlungsan-
leitenden Handbüchern und Leitfäden verlieren, die kaum mehr 
als Möglichkeiten eröffnender Rahmen, sondern als starres Ge-
rüst wahrgenommen werden, und wenn das Prinzip durch seinen 
Status als Gewissheit relativ unreflektiert auch auf jene Aufgaben-
felder und Bereiche angewandt wird, wo andere, möglicherweise 
noch unbekannte Konzepte und Herangehensweisen angebracht 
wären, so könnten auch diese Entwicklungen zu einer schrittwei-
sen Aushöhlung und Schwächung des Prinzips beitragen. Auch die 
Forderungen zur Weiterentwicklung bestehender Ansätze können 
inkrementelle Veränderungen bewirken und letztlich zu einem 
profunden Transformationsprozess beitragen. Möglicherweise be-
stehen hier Parallelen zu den 1960er und 1970er Jahren, wo eben-
falls die eigentlich als Verbesserungen intendierten Veränderungen 
selbst einen nicht unerheblichen Anteil an der Destabilisierung des 
Leitbilds hatten.

Eine Infragestellung aktueller Prinzipien könnte auch aus einer 
Neubetrachtung der städtebaulichen und stadtplanerischen Mo-
derne resultieren. Längst gibt es Bestrebungen, einen neuen Blick 
auf diese Strukturen zu werfen, ihre spezifischen Qualitäten zu 
erkennen, zu schätzen und schließlich zu schützen. Zudem trägt 
eine kritisch-reflektierende Auseinandersetzung mit der damaligen 
Kritik an der Moderne, in der das aktuelle Leitbild seinen Aus-
gangspunkt hatte, dazu bei, dass man heute bereits in vielen Punk-
ten zu einer anderen Einschätzung kommt, als es die damals sehr 
politisierte Debatte tat (z. B. hinsichtlich der angeblichen Starrheit 
und Unveränderlichkeit dieser Strukturen oder hinsichtlich der 
damaligen Vermengung wohnungspolitischer und baulich-räum-
licher Faktoren). Es darf angenommen werden, dass diese Entwick-
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lungen Ausdruck einer Werteverschiebung sind, die auch Auswir-
kungen auf die heute gängigen Leitbilder und Leitvorstellungen 
haben werden.

Schließlich kann in den letzten Jahren eine Wieder- oder Neu-
belebung von Positionskämpfen rund um die Ausdeutung des 
Leitbildes beobachtet werden. Diese haben das Potenzial, mit der 
Spannungsarmut zu brechen, die dieses ausbalancierte und schein-
bar auf alle, selbst widersprüchliche Anforderungen eine Antwort 
bietende Leitbild ausstrahlt, indem sie an ihm wieder dezidiert 
politische Fragen diskutieren. Denn das Leitbild hat große Hoff-
nungen geweckt, unter anderem auf eine ökologische Stadtent-
wicklung, auf eine demokratischere Planungskultur oder auf das 
Wiederentstehen einer verloren geglaubten Urbanität (vgl. Zupan 
2017). Nicht nur haben sich einige der damit verbundenen Hoff-
nungen bis heute nicht erfüllt, vielmehr werden mittlerweile ne-
gative systemische Auswirkungen und Begleiterscheinungen sicht-
bar, die eine Reflexion der zugrundeliegenden Wertvorstellungen 
und „Errungenschaften“ notwendig machen. Beispielsweise muss 
hinterfragt werden, auf welche Bevölkerungsgruppen das derzeit 
propagierte Urbanitätsverständnis primär ausgerichtet ist und in-
wieweit eine solche Auslegung einen elitären Urbanismus und die 
zunehmenden räumlichen Polarisierungsprozesse in unseren Städ-
ten mitbefördert hat (vgl. Jessen / Zupan 2017, 76 f.). Diese und 
weitere Fragen können zur kritischen Diskussion gängiger Leitbil-
der beitragen, sie können dazu anregen, Gewissheiten mit Skepsis 
zu begegnen, unsere heutigen Zielvorstellungen auf den Prüfstand 
zu stellen und uns als Fachgemeinschaft dabei helfen, uns wieder 
selbst zu verunsichern.
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MISCHUNG EXPERIMENTELL  
ENTWICKELN.
ZUM VERHÄLTNIS VON 
STÄDTEBAULICHEM LEITBILD UND 
TRANSFORMATIVEM EXPERIMENT

Christian Peer

Einleitung
Für ein erfolgreiches Anvisieren der global vereinbarten nach-
haltigen Entwicklungs- und Klimaziele fehlt der städtebaulichen 
Planung bislang die notwendige Erfahrung mit einer gesellschaftli-
chen Transformation, die nicht weniger als einen radikalen Wandel 
im bisher praktizierten Denken und Handeln bedeutet. Die Kon-
kretisierung und Umsetzung von übergeordneten Leitbildern und 
Zielvorgaben könnte also vermehrt auf Zugänge angewiesen sein, 
die seit einigen Jahren unter der Beteiligung nachhaltigkeitsorien-
tierter Wissenschaften als transformative Experimente erprobt, 
untersucht und theoretisch fundiert werden. In der Innovations- 
und Forschungspolitik wächst das Interesse an derartigen Ansät-
zen und damit einhergehend auch die Bereitschaft zu einer stärker 
richtungsgebenden Förderungspolitik und Unterstützung lokaler 
transformativer Governance-Strukturen.

Ausgehend von der Annahme, dass Urbanität und urbane Entwick-
lungen seit jeher von experimentellen Ansätzen geprägt werden, gilt 
das wissenschaftliche Interesse in diesem Beitrag der Kontextuali-
sierung von transformativen Experimenten in der Stadtentwick-
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2 Nachhaltigkeit als Forderung 
nach einer transformativen 
Gesellschaftspolitik benötigt 
einen zeit- und ortsspezifischen 
Bezug, wie auch eine Abwägung 
verschiedener gesellschaftspoli-
tischer Interessen, Ansprüche, 
Arbeitsfelder und Themen. 
In diesem Sinn sind weder 
Strukturen und Prozesse noch 
Ergebnisse der städtebaulichen 
Planung pauschal nachhaltig, 
sondern bedürfen einer systema-
tischen Kontextualisierung.

1 Stadtplanung und Städtebau 
werden in diesem Beitrag 
zusammenfassend als städte-
bauliche Planung adressiert, 
wenn eine Unterscheidung 
aus instrumenteller und/oder 
institutioneller Perspektive nicht 
erforderlich bzw. sinnvoll er-
scheint, beispielsweise wenn die 
Bereiche auf der Zielebene (z. B. 
Begründungsmuster, Leitbilder) 
weitestgehend miteinander 
verbunden sind und/oder wenn 
eine Institution Aufgaben aus 
beiden Bereichen umfasst und 
diese daher nicht eindeutig 
einem der beiden Bereiche 
zugeordnet werden können. 
Planung wird als eine soziale 
Aktivität verstanden, die einer 
rationalen Orientierung folgt 
und systematisch auf die Lösung 
von gesellschaftlichen Proble-
men ausgerichtet ist. Diese De-
finition von Planung enthält alle 
Formen der Planungspraxis wie 
auch verschiedene Formen der 
Governance. Stadtentwicklung 
dient hier als Sammelbegriff 
für alle Prozesse des städtischen 
Wandels.

lung als Ausdruck für den Wandel von städtebaulicher Planung.1 
Erstens soll damit das Verhältnis von städtebaulichem Leitbild und 
transformativem Experiment im Spannungsfeld von nachhaltiger 
Entwicklung differenziert dargestellt und dieses zweitens im Hin-
blick auf die Dynamik von experimentellen Ansätzen als eine Fa-
cette des sozialen Wandels der städtebaulichen Planung besser ver-
ständlich gemacht und kritisch reflektiert werden.

Experimentelle und transformative Entwicklungen in der 
städtebaulichen Planung. Gesellschaftliche Innovation als 
 Analyseperspektive 
Allgemein wird unter einem Experiment entweder ein wissen-
schaftlicher Versuch verstanden, durch den etwas entdeckt, bestä-
tigt oder gezeigt werden soll, oder in einem breiteren Verständ-
nis beispielsweise ein Wagnis oder ein unsicheres Unternehmen 
mit vorweg noch unbekanntem Ausgang. Experimentieren ist als 
eine Form des spielerischen Lernens eine Notwendigkeit für die 
kognitive und soziale Entwicklung und wesentlich für die Ent-
faltung kreativer Prozesse. Sowohl das Experimentieren als auch 
die Expertise weisen begrifflich eine Verbindung zu Erfahrung auf, 
im lateinischen Ursprung „aus“ (ex), „erfahren, erprobt“ (peritus) 
bzw. „ausprobieren, testen“ (experiri). Experimentieren steht als 
gezieltes Ausprobieren oder Ermöglichen von etwas Neuem oder 
Andersartigem in einem Zusammenhang zur individuellen persön-
lichen oder professionellen Entwicklung, aber auch zu kollektivem 
Lernen und daraus resultierenden gesellschaftlichen Veränderungs-
prozessen. Lernprozesse umfassen in diesem Verständnis auch Pro-
zesse des Umlernens oder gar Verlernens (z. B. von nicht-nachhal-
tigen Routinen), um gewisse Transformationsziele zu erreichen.

In den letzten Jahren hat sich in angewandten Wissenschaften wie 
auch in der Politik allmählich der Begriff der Transformation eta-
bliert, um damit der Notwendigkeit eines grundlegenden systemi-
schen Wandels in Richtung Nachhaltigkeit Ausdruck zu verleihen.2 



169Mischung experimentell entwickeln

Im Gegensatz zu geringfügigen, marginalen oder schrittweisen Ver-
änderungen wird darunter ein rascher Wandel verstanden. Trans-
formation beschreibt in diesem normativen Verständnis den be-
schleunigten Übergang einer Gesellschaft – oder Teilen davon – in 
einen neuen Zustand. Eine Vielzahl von einander wechselseitig be-
einflussenden Veränderungen führt schließlich zu einer Ablösung 
von vorherrschenden Praktiken, Institutionen, Technologien und 
damit verbundenen Denkweisen. Transformation adressiert somit 
nicht nur die Zielebene, sondern gewinnt zugleich als Wissens-
dimension und Prozess des instrumentellen und institutionellen 
Wandels an Bedeutung.

Daran anknüpfend beziehen sich rezente Ansätze des „transfor-
mativen Experimentierens“ in der Stadtentwicklung auf unter-
schiedliche post-positivistische theoretische Grundlagen wie jene 
des Poststrukturalismus, Pragmatismus, Modus 2-Wissens, der 
Transdisziplinarität, Innovation und Co-Produktion von Wissen 
(Karvonen et al. 2014; Evans et al. 2018; Eneqvist 2021). Diese 
Ansätze vereint eine Betonung von Kontexten wie Komplexität, 
Nichtlinearität, Instabilität, Unsicherheit und Selbstorganisation, 
die bei Fürst/Ritter (2005, 768) als Leitbegriffe des neuen Denkens 
in der Planungsentwicklung bezeichnet werden. Unter der Annah-
me, dass rezente städtebauliche Planung permanent mit diesen 
Kontexten konfrontiert ist, hat eine Politik des Experimentierens 
in den letzten Jahren an Bedeutung gewonnen. Doch was genau 
unter transformativen Ansätzen des experimentellen politischen 
Engagements verstanden wird, bleibt oft unklar. Als problematisch 
erweist sich in diesem Zusammenhang ebenfalls das in Wissen-
schaft, Politik und Praxis oft divergierende Innovationsverständnis. 

Innovation bildet im Vergleich zu Transformation einen besonde-
ren referenziellen Rahmen, weil die Entstehung des Neuen auf-
grund des noch nicht vorhandenen Wissens über das Ergebnis 
nicht gleichermaßen geplant und vorweggenommen werden kann. 
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Diese Rahmensetzung korrespondiert mit der Komplexität von 
Planung und deren Aufgabe, einen Beitrag zur Bewältigung ak-
tueller gesellschaftlicher Herausforderungen zu leisten – in diesem 
Sammelband im Kontext von urbanen Mixturen. Die Akzentuie-
rung einer permanenten Präsenz von Komplexität, Abwägung und 
Aushandlung verweist damit auf einen hohen Innovationsdruck in 
der städtebaulichen Planung, der zugleich nicht als Innovations-
imperativ missverstanden werden darf. Denn Transformation lässt 
sich nicht nur durch Innovation bzw. innovative Praktiken be-
werkstelligen, sondern unter entsprechenden Rahmenbedingun-
gen auch durch Exnovation oder durch die Verbreitung von bereits 
bewährten Problemlösungen.

Analytische Perspektiven auf Innovationsprozesse in der Planung
Während das Innovieren historisch betrachtet meist als ein uner-
wünschtes oder gar strafbares Handeln gegen bestehende 
gesellschaftliche (z. B. religiöse, politische oder soziale) 
Ordnungen galt, ist infolge der Industrialisierung ein positives 
Innovationsverständnis etabliert worden, das seit dem 20.  Jahr-
hundert zunehmend als Instrument der Wirtschaftspolitik 
Verwendung findet und primär der Legitimation technologischer 
Entwicklungen dient (Godin 2012, 8 f.). Im Mainstream  der 
Forschungs- und Innovationspolitik dominiert bis heute eine 
Auffassung von Innovation, welche vornehmlich auf eine 
Festigung des hegemonialen, kapitalistischen Wirtschaftssystems 
und das Primat von Wachstum und technologischem Fortschritt 
ausgerichtet ist. In den Wissenschaften hat sich hingegen, 
inspiriert von sozialwissenschaftlichen Ansätzen, in den letzten 
Jahrzehnten ein (analytisch) differenzierteres und (normativ) 
alternatives Verständnis von Innovationen in der Gesellschaft 
herausgebildet (z. B. Zapf 1989; Gillwald 2000; Rammert 
2010), dessen Entwicklung sich auch in der Planungstheorie zu 
erkennen gibt (z. B. Friedmann 1981; Ibert 2004; Moulaert et al. 
2013; Ibert et al. 2015). Die Erkenntnis, dass für einen System-
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wechsel ein Zusammenwirken von verschiedensten Ausprägungen 
gesellschaftlicher Innovation als zentral anzusehen ist, beginnt sich 
in der Innovationspolitik jedoch erst langsam durchzusetzen. 

Der Wandel in der städtebaulichen Planung wird in diesem Bei-
trag aus einer sozialwissenschaftlich inspirierten Perspektive als 
Innovationsprozess nachgezeichnet, die eingangs eine systemati-
sche Unterscheidung zwischen einem normativ-deskriptiven und 
einem wissenschaftlich-analytischen Verständnis von Innovation 
und Transformation voraussetzt. Gesellschaftliche Innovationen 
werden nach Rammert (2010, 22) über zeitliche, sachliche und 
soziale Beziehungen sowie soziale Prozesse in verschiedenen Re-
ferenzkontexten der Gesellschaft hergestellt. „Sozial“ bezieht sich 
dabei sowohl auf die gesellschaftliche Einbettung des Innovations-
verständnisses und Innovationsprozesses als auch auf eine Referenz, 
nach welcher die Performanz einer Innovation bemessen und deren 
Auswahl gerechtfertigt wird. Als Referenzrahmen für die Vielfalt 
der sozialen Innovationen hat Zapf (1989, 177) diese verallgemei-
nernd als neue Wege der Problemlösung charakterisiert, um die 
Richtung des sozialen Wandels zu verändern und damit Probleme 
besser zu lösen als frühere soziale Praktiken und Konfigurationen 
dies getan haben und die es deshalb – etwa als neue Organisations-
formen, Regulierungen und Lebensstile – wert sind, nachgeahmt 
und institutionalisiert bzw. kultiviert zu werden. Um den Überset-
zungsprozess von Neuerungen in Innovationen genauer untersu-
chen zu können, unterscheidet Rammert (2010, 46) drei Ebenen, 
auf denen sich die Differenzen in empirischen Formen ausdrücken: 
eine semantische Ebene der Sinnstiftung und der Diskurse, eine 
pragmatische Ebene des Operierens und Handelns und eine gram-
matische Ebene der institutionellen Regeln und Regimebildung. 
Mit diesem relational-referenziellen Innovationskonzept soll eine 
empirisch orientierte Einordnung und Überprüfung von Innova-
tionen ermöglicht werden, um besser zu verstehen, „in welchem 
Grad sie zu strukturellen und nachhaltigen Änderungen führen, 

Mischung experimentell entwickeln



172

3 Einen allgemeinen Überblick 
zu Leitbilddebatten der räum-
lichen Planung bieten Dehne 
(2005) und Aring (2018), wäh-
rend Spiekermann et al. (1999), 
Fürst et al. (1999) und Jessen 
(2005, 2018) auf Leitbilder in 
der Stadtentwicklung bzw. im 
Städtebau eingehen. Als Innova-
tion in der räumlichen Planung 
ist der Leitbildwechsel zur 
kompakten, nutzungsgemisch-
ten Stadt am Beispiel neuer 
Stadtquartiere von Zupan (2015 
und dies. in diesem Band) bzw. 
Jessen / Zupan (2017) analysiert 
worden.

inwieweit sie nur semantische Neuerung betreiben oder ihnen 
auch pragmatische Änderungsoperationen zugrunde liegen, und 
welchen Wirkungsgrad sie auf die Transformation der Regeln insti-
tutioneller Regime haben“ (ebd.). 

Die Kontextualisierung des Wandels der städtebaulichen Planung 
erfordert einen Blick auf langfristige Entwicklungslinien und -ho-
rizonte, der deutlich über einen Betrachtungszeitraum hinausgeht, 
welcher in angewandten Forschungs- und Entwicklungsprojekten 
oder in empirischen Untersuchungen über transformative Experi-
mente in der Regel gewählt wird. Nicht die Entstehung, Durch-
führung und Wirksamkeit von konkreten Anwendungen stehen 
dann im Mittelpunkt, sondern der Wandel von experimenteller 
Entwicklung als Phänomen eines längerfristigen, planungskultu-
rellen Veränderungs- bzw. Innovationsprozesses. Nachdem aber die 
komplexen städtebaulichen Aufgabenstellungen sehr unterschiedli-
che Voraussetzungen und Ausprägungen aufweisen können, bietet 
die hier vorgestellte Spurensuche nur den Orientierungsrahmen 
für eine zeitlich und räumlich situierte kritische Reflexion über den 
Kontext der städtebaulichen Planung vor Ort. 

Zum Verhältnis von Leitbildplanung und transformativer Entwicklung
Leitbilder sind zwar in der langen Tradition der Stadtentwicklung 
bereits seit Jahrhunderten in Gebrauch, doch eine instrumentelle 
Anwendung in der räumlichen Planung und Architektur ist erst 
sukzessive in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts erfolgt.3 Eine 
allgemeine Definition von Druth (1987, 42) beschreibt das Leit-
bild als bildhafte Konkretion komplexer Zielvorstellungen. Leitbil-
der haben nach Dehne (2005, 610) vor allem eine Orientierungs-, 
Koordinierungs- und/oder Aktivierungsfunktion und können da-
rüber hinaus als Kommunikationsmedium, Innovationshilfe und 
Marketinginstrument eingesetzt werden. Leitbilder werden inso-
fern von anderen informellen Instrumenten unterschieden, als sie 
keinen direkten Umsetzungsbezug haben und infolgedessen expli-
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zit die Anbindung an Instrumente und Maßnahmen durch eine 
nachfolgende Ausdifferenzierung und Operationalisierung vorge-
sehen ist. 

Die Instrumentalisierung von Leitbildern wurde bereits von Albers 
(1965) in einem Zusammenhang mit dem Wandel des allgemeinen 
Planungsverständnisses hin zu einer steuernden Entwicklungspla-
nung gesehen. Im Zuge dessen wurden formale Instrumente zu-
nehmend durch informelle und kooperative Instrumente sowie 
projektorientierte Strategien ergänzt und zum Teil auch ersetzt 
(Dehne 2005, 609). Städtebauliche Leitbilder und transformative 
Experimente zählen zu einer Reihe von informellen Instrumenten, 
die in der städtebaulichen Planung als (potenzielle) soziale Inno-
vationen verstanden werden. Programmatisch verbindet Leitbild-
planung und transformative Experimente, dass beiden bislang vor 
allem das übergeordnete Leitbild der Nachhaltigkeit als zentrale 
Legitimationsbasis dient. Eine instrumentelle Verknüpfung der 
Ansätze thematisiert Aring (2018, 1393) etwa am Beispiel des 
Transfers des Experimentellen Wohnungs- und Städtebaus (Ex-
WoSt) in die Raumordnung, die mit den Modellvorhaben der 
Raumordnung (MoRo) eine neue Praxis zur Erprobung und Ver-
breitung neuer Raumordnungsimpulse etablieren konnte. Kritisch 
legt Arning nahe, dass damals bereits eine erst später formalisierte 
Orientierung an Wachstum und Innovation insbesondere im nach-
folgenden Metropolendiskurs vorweggenommen worden ist.

Viele Kritikpunkte an der Leitbildentwicklung, welche bereits aus 
Erfahrungen in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts gewon-
nen werden konnten, sind noch immer von Relevanz: Leitbilder 
laufen Gefahr zur Leerformel zu werden, wenn sie sich einer kla-
ren Interpretation und konsequenten Operationalisierung ent-
ziehen. Die gesellschaftliche Legitimation von Leitbildern wird 
hinterfragt, wenn eine Anbindung an demokratische Prozesse und 
wissenschaftlich fundierte Grundlagen fehlt oder mangelhaft er-
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scheint. Weitere Kritikpunkte sind die fehlende Flexibilität von 
Leitbildern und deren enorme Vielfalt. Für Jessen (2018, 1408) 
gilt die Gleichzeitigkeit unterschiedlicher Leitbilder der Stadtent-
wicklung als Beleg für die widersprüchlichen Anforderungen, mit 
denen räumliche Planung konfrontiert ist. Folgedessen könne es 
keine umfassenden und zugleich konsistenten Leitbilder geben, 
diese könnten lediglich zeitlich und räumlich begrenzt Orientie-
rung bieten. Der heutige Begriff des Leitbilds gilt als unscharf und 
offen für jeweils neue Deutungen (siehe z. B. Beiträge in diesem 
Band). Die Grenzen und Hausforderungen der Leitbildplanung 
lassen eine Verknüpfung mit experimentellen Entwicklungen als 
funktionelle Ergänzung oder Erweiterung interessant erscheinen. 
Ebenfalls ist eine daraus resultierende, radikal neuartige urbanisti-
sche Praxis vorstellbar. Schot et al. (2019) unterscheiden fünf An-
sätze der experimentellen Governance, bei denen Entscheidungs-
träger*innen mit ausgewählten Stakeholdern zur Beförderung des 
transformativen Wandels zusammenarbeiten können: Experimente 
zur Politikgestaltung wie die systematische Bewertung politischer 
Optionen, Experimente mit politischen Instrumenten und Prozes-
sen in etablierten politischen Verfahren, die Schaffung von Experi-
mentierräumen abseits etablierter Formen von Politikinstrumenten 
und -prozessen, die Unterstützung, Vernetzung und Evaluierung 
gesellschaftlicher Experimente sowie die Förderung einer experi-
mentellen Governance durch Strategien und Initiativen, die Refle-
xivität und Lernen als politisches Engagement institutionalisieren.

In den letzten Jahren konnten in Wiener Stadtentwicklungsgebie-
ten verschiedene inter- und transdisziplinäre Ansätze mit Prozessen 
der Leitbildplanung und der nachfolgenden Operationalisierung 
der Stadtteilentwicklung erprobt werden (Forlati/Peer 2017; Peer 
et al. 2022; Peer/Forlati 2023). Die experimentelle Verknüpfung 
der transformativen Forschung mit Prozessen der städtebauli-
chen Planung zeigt, dass Berührungspunkte zu informellen Inst-
rumenten wie Leitbildplanung und intermediären Akteuren wie 
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Stadtteilmanagement ungleich leichter zu bewerkstelligen sind als 
jene zu formalen Prozessen wie städtebauliche Vereinbarungen, 
Wettbewerbe, Flächenwidmungs- und Bebauungsplanung und 
formalisierten Gremien und Beiräten, die als engerer Kreis von 
Entscheidungsträger*innen einem transdisziplinären Team oft gar 
nicht oder nur über einzelne Akteure zugänglich sind. Der Wis-
senstransfer an diesen Berührungs- und Reibungspunkten zwi-
schen Politik, Zivilgesellschaft, hoheitlicher Planung und anderen 
Behörden, Liegenschaftseigentümer*innen, Entwickler*innen, 
Bauträger*innen, Architektur- und Planungsbüros sowie weiteren 
privatwirtschaftlichen Akteuren, intermediären Akteuren und der 
Wissenschaft ermöglicht Lernprozesse auf individueller, gemein-
schaftlicher und gesellschaftlicher Ebene, deren zunehmende Be-
deutung einen Wandel der städtebaulichen Planung und der For-
schungs- und Innovationslandschaft notwendig erscheinen lässt. 
Für Transformationsprozesse benötigen demokratisch verfasste 
Gesellschaften über formale Planungsinstrumente und Leitbild-
prozesse hinausgehend insbesondere alternative Experimentier-
räume, um das Neue erfahren und ausprobieren zu können, um 
sich der Veränderungsprozesse und deren Folgewirkungen bewusst 
zu werden, um Widersprüche und Konflikte bearbeiten und sich 
damit schrittweise über den gesellschaftlichen und ökologischen 
Wandel verständigen und diesen gemeinsam mittragen zu können. 

Transformatives Experimentieren als soziale Innovation der 
 städtebaulichen Planung? Eine Spurensuche
Am Horizont des als Innovationsprozess konzeptionalisierten 
Wandels wird transformatives Experimentieren als eine Form der 
Wissensgenerierung verstanden, die sich nach Hofmeister (2018, 
1597) im Hinblick auf die Probleme und Problemlösungen, die sie 
be- und erarbeitet, an gesellschaftlichen Erfordernissen orientiert 
und durch ein Aufbrechen sowohl fachdisziplinärer Grenzen als 
auch der Grenzen zwischen Wissenschaft und außerwissenschaft-
licher Lebenswelt sowie durch eine Kombination aus partizipativer 
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und reflexiver Wissenserzeugung auszeichnet. Dabei werden vor al-
lem demokratiepolitische und innovationsgenerierende Potenziale 
transformativer Experimentierräume in den Blick genommen, die 
zunächst abseits etablierter Formen von Politikinstrumenten und 
-prozessen in Erscheinung treten. Bei diesen Experimentierräumen
handelt es sich um Plattformen für neue Interaktionen, sozialräum-
liche Arenen oder regulatorische Räume, in denen übliche Regeln
und Einschränkungen teilweise aufgehoben werden und das Zu-
sammenwirken unterschiedlicher Impulse erprobt sowie durch
entsprechende Monitoring-, Lern- und Evaluierungsprozesse über
längere Zeiträume begleitet werden kann (Schot et al. 2019, 9 f.).
Die Spurensuche nach der Entwicklung dieser Experimentierräu-
me folgt einer zeitlichen Gliederung von Innovationsprozessen in
der Planung, die Ibert et al. (2015, 175 ff.) als idealtypischen Ver-
lauf in fünf Phasen vorstellen: Latenz, Entstehung, Fermentierung,
Stabilisierung und Kritik. Während dieses Idealbild einen linearen
und einheitlichen Veränderungsprozess suggeriert, weichen die lo-
kalen Ausprägungen von Diskursen, Umsetzungen und Institutio-
nalisierungsprozessen in der Regel voneinander ab und weisen in
den städtebaulichen Kontexten vor Ort komplexere Verlaufsmuster
auf. Die Ausgangspunkte transformativer Experimente sind viel-
fältig und reichen teilweise weit in das 20. Jahrhundert zurück, wie
etwa pragmatische und deliberative Ideen und damit verknüpfte
Ansätze des sozialen Lernens, Ideen der Allmende als Gemeinbe-
sitz, Transdisziplinarität, Co-Produktion und Nachhaltigkeit etc.,
sodass die Latenz- und Entstehungsphase hier aus Platzgründen
nicht näher ausgeführt werden kann. Dies gilt ebenfalls für frühe
Institutionalisierungsansätze. Seit über 50 Jahren gibt es mit der
Städtebauförderung in der Stadtentwicklungspolitik der Bundes-
republik Deutschland bereits eine institutionalisierte Förderung,
die als Strukturförderprogramm auch Spielräume für experimen-
telle Entwicklungen ermöglicht. Auch in Programmen der sanften
Stadterneuerung und in Lokale-Agenda-21-Prozessen sind teil-
weise Praktiken des transformativen Experimentierens enthalten
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(gewesen). Diese Entwicklungen können als frühe und oft nur 
punktuell verbreitete Vorgriffe auf eine nachfolgende Fermentie-
rungsphase verstanden werden. 

Fermentierungsphase
Seit den 2010er Jahren zeichnet sich ein fließender Übergang zu 
einer noch nicht abgeschlossenen Fermentierungsphase ab. In dieser 
Phase verdichtet sich das Problembewusstsein zu einem normati-
ven wissenschaftlichen und politischen Verständnis, das Transfor-
mation als notwendigen radikalen Wandel erkennt. Die Fermentie-
rungsphase ist jener Zeitraum, in dem sich neue Ansätze verbreiten 
und ausdifferenzieren und diese von Institutionen aufgegriffen und 
an ihre Bedürfnisse angepasst werden. In den Städten treten nun 
vermehrt transformative Experimente und Experimentierräume in 
Erscheinung. Begriffe für das Neue finden Verbreitung, erste Be-
gleitforschungen und Evaluierungen vertiefen das Wissen über 
eine erfolgreiche Umsetzung, Verbreitung und Generalisierung. 
Auf politischer Ebene wird nicht mehr das unverbindliche Aus-
probieren, sondern das Festlegen von gesellschaftlichen Prioritäten 
verhandelt. In dieser „Zeit der Nachahmer“ beginnt der Reiz des 
Neuen zu verblassen.

Rink (2018, 243) spricht von einem veränderten Fokus der Dis-
kussion zur Nachhaltigen Stadt, seitdem in den 2010er Jahren 
verstärkt mit Transformations- bzw. Transitionskonzepten operiert 
wird und insbesondere im englischsprachigen Raum ein regelrech-
ter Boom an Publikationen zu beobachten ist. Transformative Ex-
perimente werden bereits systematisch erforscht (z. B. Hoffmann 
2009; 2011; Bulkeley/Castán Broto 2013) und der Wissenschaft-
liche Beirat der Bundesregierung Globale Umweltveränderungen 
(WBGU 2011) empfiehlt, transformative Forschung als eine neue 
Form wissenschaftlichen Arbeitens zu etablieren, um damit im 
transdisziplinären wissenschaftlichen Arbeiten sowohl erkenntnis-
bezogene als auch transformative Ziele verfolgen zu können. In der 
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deutschsprachigen Literatur zur nachhaltigen Stadt- und Quar-
tiersentwicklung findet transformatives Experimentieren zunächst 
noch kaum Beachtung (z. B. Drilling/Schnur 2012; Bott et al. 
2013; Bredtschneider 2014). Dies ändert sich mit der zunehmen-
den Ausdifferenzierung, strukturellen Förderung und begleitenden 
Forschung und Evaluierung transformativer Experimentierräume. 
Zu den heute bekanntesten Beispielen dieser Ansätze in der Stadt-
entwicklung zählen Urban Living Labs bzw. Living Labs, Real-
weltlabore bzw. Reallabore, Urban Transition Labs bzw. Transition 
Management und Nischenexperimente sowie alternative, bottom-
up initiierte experimentelle Raumnutzungen (z. B. Caniglia et al. 
2017; McCrory et al. 2020; Suitner 2021). Als charakteristisch 
gilt eine offenere Herangehensweise als jene der klassischen städ-
tebaulichen Leitbildentwicklung, indem alternative Prozesse und 
Nutzungen erprobt werden. Transformationskonzepte sind dabei 
eher in qualitativen, historischen Praktiken verortet, wohingegen 
sich Transitionskonzepte meist auf normative, präskriptive Ansätze 
stützen und auf Management und Governance ausgerichtet sind 
(Chappin/Ligtvoet 2014, 720). Anders als die von etablierten Ins-
titutionen betriebenen Ansätze ist die Emanzipation von nutzer*in-
nengetragenen Initiativen ein Phänomen der koproduktiven Stadt-
entwicklung, das etwa als Urbane Alternativen (Ferguson 2019) 
oder Raumunternehmen (Buttenberg et al. 2014) charakterisiert 
worden ist. Die längerfristige Nutzungsperspektive ist hier im 
Kontext der Verwertung öffentlicher Flächen in einigen Fällen mit 
einem politischen Mandat für einen alternativen Transformations-
prozess verknüpft, der ein gemeinwohlorientiertes Engagement im 
Zusammenhang mit einer Verantwortung für den Stadtteil seitens 
der nutzer*innengetragenen Raumentwicklung vorsieht. 

Trotz einer bereits großen Vielfalt an transformativen Experimen-
tierräumen gibt es noch kaum empirisch fundierte wissenschaft-
liche Untersuchungen, die der Komplexität dieser Prozesse und 
Akteurskonstellationen gerecht werden. 
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Stabilisierungsphase
In der Stabilisierungsphase von sozialen Innovationen verdichten 
sich die Anstrengungen schließlich zur Institutionalisierung, bei-
spielsweise in Form von Regulierungen, politischen Programmen 
und Curricula von Planungsfakultäten. Semantisch kommt dies 
etwa durch die Positionierung einer transformativen Wissen-
schaft (Schneidewind/Singer-Brodowski 2014), der Konkreti-
sierung transformativer Qualifikationen (Schneidewind 2013) 
und Forschungsagenden (Defila/Di Giulio 2018a; Wanner et al. 
2018) und der Bereitstellung entsprechender Lehrangebote zum 
Ausdruck. Dies gilt auch für die Etablierung von Ansätzen und 
Programmen einer kommunalen experimentellen Governance, 
etwa die Initiierung von kommunalen Förderprogrammen für 
realweltliche Experimentierräume und von Programmlinien, die 
einen Rahmen für experimentelle Quartiersentwicklungen schaf-
fen (z. B. Wiener Stadterneuerungsprogramm WieNeu+ und ver-
waltungsinternes Förderprogramm für Innovationsvorhaben). In 
wissenschaftlichen Diskursen und empirischen Forschungen wird 
die Perspektive auf eine Institutionalisierung des Experimentierens 
in der Stadtentwicklung seit längerem anvisiert und an gewisse Er-
wartungen geknüpft. Institutionalisiertes Experimentieren soll auf 
einem Modus der Wissensgenerierung basieren, der auf Reflexivi-
tät mit kontinuierlicher Reflexion, Bewertung und Neujustierung 
beruht. Die somit etablierten Lernzyklen sollen eine gemeinschaft-
liche politische Verantwortlichkeit stärken. Dieser auch als rekur-
sives Lernen bezeichnete Modus bezieht sich auf einen Prozess des 
Regierens, bei dem die Integrität der Entscheidungsfindung und 
des Managements im Zuge rekursiver Aspekte aufrechterhalten 
werden kann, sprich die Fähigkeit vorliegt, Überarbeitungen und 
Modifikationen von Themen aufzunehmen, die sich geändert ha-
ben, obwohl sie bereits zuvor vereinbart worden sind (Overdevest 
et al. 2010, 288). Ein experimentelles System benötigt insofern 
eine kontinuierliche Überprüfung und Reflexion, um das Erstarren 
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von Gewohnheiten oder die Verfestigung enger Eigeninteressen zu 
verhindern. 

Autoren wie Karvonen et al. (2014) argumentieren, dass sich ge-
rade im Anliegen einer Institutionalisierung von transformativen 
experimentellen Ansätzen diese von den Experimenten der ver-
gangenen Jahrzehnte unterscheiden lassen. Mit der Institutiona-
lisierung des transformativen Experimentierens soll eine stärkere 
Verbindung von Theorie und Praxis der Nachhaltigkeit und der 
nachhaltigen Entwicklung und damit ein radikalerer Wandel be-
werkstelligt werden. Der Institutionalisierungsprozess gilt jedoch 
als ambivalent, weil er sowohl das Potenzial für eine breitere Ope-
rationalisierung der nachhaltigen Entwicklung als auch die Ge-
fahr der Vereinnahmung durch herrschafts- und machtgetriebene 
Entwicklungsstrategien mit sich bringt. Die zunehmende instru-
mentelle Verankerung transformativer Experimentierräume in 
Forschungsförderungsprogrammen ist von dieser Ambivalenz ge-
kennzeichnet. 

Kritik am transformativen Experimentieren und Auswege.  
Eine Standortbestimmung
Die Auffassungen und Eigenschaften von transformativen Expe-
rimenten sind keineswegs widerspruchsfrei und trotz aller Hoff-
nungen angesichts offenkundiger Vorzüge einzelner Formen oder 
Elemente des Experimentierens sind diese Ansätze dennoch funda-
mentaler Kritik ausgesetzt. Die Experimente sollen in komplexen 
und unsicheren Kontexten einerseits aktuelle Inhalte identifizieren 
und adressieren, vielschichtige Akteurskonstellationen etablieren, 
sich während des Prozesses als agil und dynamisch erweisen und 
für konkrete Problemlagen vor Ort spezifische Lösungen erproben. 
Andererseits sollen die experimentellen Transformationsprozesse 
in einen vertrauensbildenden Rahmen eingebettet, sorgfältig und 
kontinuierlich reflektiert und darüber hinaus noch verstetigt oder 
gar institutionalisiert werden. Experimente befinden sich damit in 
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einem Dilemma von Komplexitätsreduzierung und Komplexitäts-
erhaltung sowie von Transformationsbeschleunigung und Trans-
formationsverzögerung. Das Erkennen und Verstehen von Wider-
sprüchen, Widerständen, Herausforderungen und Grenzen bildet 
wiederum die Grundlage für eine Auseinandersetzung mit mög-
lichen Auswegen und Anpassungen, um die Angemessenheit und 
Wirksamkeit transformativer Experimente sowie deren bedarfsge-
rechte Unterstützung verbessern bzw. besser verständlich machen 
zu können. In diesem Sinn werden im folgenden Abschnitt zu-
sammenfassend fünf zentrale Kritikpunkte vorgestellt: die Abwei-
chung von Idealen, die vermeintlich beschränkte bzw. andersartige 
Wirksamkeit, der Legitimationsmangel, die fehlende Flexibilität 
und die strukturelle bzw. strukturbedingte Überforderung. Mit 
daran anknüpfenden Perspektiven auf mögliche Auswege soll ein 
konstruktiver Ausblick auf die Zukunft der transformativen Ent-
wicklung urbaner Mixturen gegeben werden.

Abweichung von Idealen
Mit dem Leitbild der Nachhaltigkeit als Referenzrahmen sind 
transformative Experimente einer inhärenten Diffusität und Wi-
dersprüchlichkeit ausgesetzt, womit „gute“ Voraussetzungen für 
ein Abweichen von Idealen vorliegen. Gewisse Experimente wer-
den dafür kritisiert, dass sie von Partikularinteressen bestimmt sind 
und insofern in der Praxis von höheren Idealen der nachhaltigen 
Entwicklung abweichen. Tatsächlich ist eine gewisse Zentralität 
und Dominanz von Machtverhältnissen bei der Entstehung und 
Umsetzung von Experimenten in der städtebaulichen Planung 
nicht von der Hand zu weisen. Die Freiheit des Experiments wird 
von diesen Verhältnissen und der Komplexität der Widersprüche 
begrenzt. In der Praxis erfordert die Planung zwar den Einsatz von 
Problemlösungsfähigkeiten, sie wird in der Regel aber eher von der 
Kraft der Politik als von der Kraft des Arguments geleitet. Wenn 
Beteiligte in traditionellen Abhängigkeitsverhältnissen stehen, 
wenn Aktivitäten von Unternehmen (mit)finanziert werden, wenn 
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Kapazitäten des Experimentierens ungleich verteilt oder Experi-
mente auf bestimmte Parameter oder Zielgruppen oder allein auf 
konkrete Umsetzungen ausgerichtet sind, dann reduzieren sich die 
Freiheitsgrade für einen radikalen Wandel. In diesem Zusammen-
hang steht die Angemessenheit des transformativen Experimentie-
rens auf dem Prüfstand. Wird für den angestrebten strukturellen 
Wandel tatsächlich noch weiteres Transformationswissen oder so-
ziales Innovieren oder Exnovieren benötigt oder scheitert es viel-
mehr am politischen Willen, die bereits bekannten und bewährten 
Lösungsansätze konsequent umzusetzen?

Als Ausweg aus diesen Dilemmata wird in politischer Hinsicht auf 
frühere soziale Bewegungen und alternative Lebensmodelle ver-
wiesen, die als Inspiration für nachhaltige Entwicklungen dienen 
sollen (Karvonen et al. 2014, 107 f.). Ferner werden Allianzen mit 
aktuellen sozialen Bewegungen nahegelegt, die mit Experimenten 
gestärkt oder als radikale Impulse in experimentelle Settings aufge-
nommen werden können (z. B. Recht auf Stadt, Fridays for Future, 
Distinction Rebellion, Letzte Generation etc.). Ein politisches Kal-
kül ist dabei, Konflikte und Kontroversen zu generieren, um eine 
bessere Verhandlungsbasis für neue urbane Praktiken zu etablieren 
(Ferguson 2019, 26). Kooperationen zwischen transformativen 
Forschungen und sozialen Bewegungen werden noch wenig prak-
tiziert, obwohl beide in den letzten Jahren in vielfältiger Weise in 
Erscheinung treten. Wanvik/Haarstad (2021, 2100) setzen sich für 
eine Repolitisierung der Transformations- und Transitionkonzepte 
ein. Sie kritisieren die Dominanz eines Narrativs in welchem Nach-
haltigkeit durch die Ablösung nicht nachhaltiger Technologien und 
Praktiken entsteht, während Widersprüche und Brüche in diesem 
Transformationsprozess vernachlässigt werden. Im Gegensatz zum 
Narrativ der Emergenz verstehen sie Transformation als einen Pro-
zess des kontinuierlichen Aufbaus und Zerfalls, der von Konflik-
ten, Brüchen, Widersprüchen und Vermittlung angetrieben wird. 
In konzeptioneller Hinsicht bietet sich an, das rekursive Lernen 
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als Prinzip der Co-Evaluierung zu verankern und dafür entspre-
chende Ressourcen vorzusehen (Luederitz et al. 2017). Das Lernen 
in Multi-Stakeholder-Prozessen lässt sich auch fördern, ohne den 
Schwerpunkt auf das Erreichen eines Konsenses zu legen, weil dies 
der Lösung besonders schwieriger Probleme entgegensteht. Levin 
et al. (2012, 176) schlagen vor, den Fokus auf Problemdefinitionen 
zu richten, die sich auf wissenschaftliche Erkenntnisse stützen, an-
statt der Einengung durch strategische Eigeninteressen mächtiger 
Akteure den freien Lauf zu lassen. 

Beschränkte Wirksamkeit 
Die Wirksamkeit von Experimenten betreffend ist grundlegend 
ein Entwicklungsbedarf an adäquaten analytisch-konzeptionellen 
Zugängen und empirischen Wissensbeständen zu konstatieren. 
Die Wirkungsforschung steht hier auch in den raumbezogenen 
Wissenschaften erst am Beginn einer Entwicklung adäquater alter-
nativer Ansätze (Diller 2023). Davon abgesehen wird bemängelt, 
dass transformative Experimente einer Reihe von Beschränkungen 
unterliegen oder auch Selektionsmechanismen aufweisen kön-
nen. Wie die lokalen Experimente selbst kann deren Wirksam-
keit räumlich und zeitlich begrenzt bleiben. Vor dem Hintergrund 
eines erhöhten Ressourcenaufwands wird von der experimentellen 
Entwicklung meist eine über den lokalen Anwendungskontext 
hinausreichende Wirksamkeit erwartet. Die Wirksamkeit kann 
auch dann beschränkt sein, wenn bestimmte Gruppen ausgegrenzt 
bleiben und diese im Sinne einer sozialen Benachteiligung nicht 
von der experimentellen Aktivität profitieren können. In diesem 
Zusammenhang gilt es auch kritisch zu hinterfragen, ob ein Ex-
periment in instrumenteller Hinsicht bestimmte Arten von Lern-
prozessen voraussetzt und inwiefern damit bereits soziale Gruppen 
ausgeschlossen bleiben oder sich nicht angesprochen fühlen. Da 
Experimente wiederum in bestimmte institutionelle Settings ein-
gebettet sind, stellt sich zudem die Frage, inwiefern die transfor-
mative Aktivität auf ähnliche institutionelle Settings in anderen 
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räumlichen Kontexten oder gar auf andere institutionelle Settings 
übertragen werden kann. 

Auswege aus dem Dilemma der beschränkten Wirksamkeit sind 
über breit angelegte, multimethodische und evaluatorische Ansätze 
möglich. Ein Experiment kann Mittel und Wege vorsehen, um ver-
schiedene Gruppen einzubinden oder in verschiedenen institutio-
nellen Settings aktiv zu werden. Die experimentelle Entwicklung 
steht zudem vor einer fundamentalen Herausforderung, wenn in 
den traditionellen Strukturen die Wirksamkeit der transformati-
ven Aktivitäten nur selektiv wahrgenommen und anerkannt wird. 
In dieser Hinsicht sind die traditionellen Bewertungsmaßstäbe 
kritisch zu hinterfragen und zu adaptieren, indem unter anderem 
individuelles, soziales wie auch inter- und transdisziplinäres Lernen 
Anerkennung finden, sodass sich dieser Nexus in der Wirksam-
keitsbetrachtung co-evaluierender Prozesse wiederfindet. Grenzen 
sind im Kontext des Experimentierens allerdings nicht grundsätz-
lich negativ konnotiert, sondern durchaus erforderlich, um die 
Risiken des Experimentierens zu begrenzen. Wie aktuelle Debat-
ten über die Gefahren der automatisierten Entwicklung und des 
maschinellen Lernens zeigen, sind die Gründe und Ursachen für 
die Begrenzung von experimentellen Entwicklungen vielfältig. Die 
Ambivalenz technologischer Entwicklung führt vor Augen, dass 
bei gesellschaftspolitischen Entwicklungen stets auch die Frage der 
demokratiepolitischen Legitimation zur Disposition steht.

Legitimationsmangel
An Experimenten wird ferner kritisiert, dass sie konzeptionell zwar 
als Instrument zur Operationalisierung von Nachhaltigkeitszielen 
fungieren sollen, aber nicht selten vor der Schwierigkeit stehen, 
dass ihren Lösungsansätzen die demokratiepolitische Legitimation 
fehlt oder diese unzureichend erscheint. Für diesen Legitimations-
mangel können sowohl formale als auch inhaltliche Aspekte eine 
Rolle spielen. In formaler Hinsicht stellt sich die Frage nach Mög-
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lichkeiten der strukturellen Einbindung lokaler städtischer Initia-
tiven in übergeordnete politisch-administrative Systeme oder der 
instrumentellen Verschränkung von informellen transformativen 
Impulsen mit der formalen Planung.  

Im formalen Zusammenhang werden in der Governance-For-
schung einige grundlegende Probleme einer Perspektive auf trans-
nationale Klimaexperimente thematisiert (Bulkeley et al. 2014, 
12 f.): die Schwierigkeit, überhaupt genau zu definieren, was unter 
Klima-Governance zu verstehen ist, wenn ein möglichst breites 
Spektrum an relevanten Phänomenen berücksichtigt werden soll; 
das Dilemma, dass nationale Grenzen überschritten und nicht-
staatliche Akteure miteinbezogen werden sollen, während zugleich 
Governance in einer Welt von Staaten organisiert ist, wo klare 
Grenzen zwischen Staat und Nicht-Staat existieren und nationale 
Souveränität eindeutig festgelegt ist; das Problem der Verantwor-
tung für unbeabsichtigte Auswirkungen, die ein auf den Klima-
wandel ausgerichtetes Handeln mitverursachen kann; die Frage, 
ob der Begriff der Governance überhaupt den Prozess angemessen 
erfasst durch den das Regieren erreicht werden soll. Experimentelle 
Interventionen sollen gerade dann außerhalb bestehender politi-
scher Strukturen legitim sein, wenn die bestehende Regeln für das 
Regieren begrenzt sind oder noch nicht der Dringlichkeit des Kli-
mawandels Rechnung tragend angewandt werden. 

Ein Ausweg aus den Dilemmata des Legitimationsmangels stellt 
die Bewusstseinsbildung für den zusätzlichen gesellschaftlichen 
Nutzen der experimentellen Interventionen dar. Es ließe sich an-
erkennen, dass Städte schneller Antworten auf den Klimawandel 
umsetzen können als nationale Regierungen, wenn auch das Poten-
zial zur Verstärkung bzw. Abschwächung des Klimawandels und 
die Anpassung an diesen als Grundlage der politischen Auseinan-
dersetzungen verwendet wird. Die Legitimation wissenschaftlicher 
Beiträge zur experimentellen Entwicklung kann zudem durch eine 
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noch konsequentere Umsetzung von Ansätzen wie Responsible Re-
search and Innovation und Open Science gestärkt werden. 

Fehlende Flexibilität
Experimentelle Entwicklungen werden in einigen Fällen auch 
dafür kritisiert, dass sie zu starr an den anfänglichen Konzepten, 
Akteurskonstellationen, Entwicklungszielen etc. festhalten. Die-
se Kritik adressiert die Herausforderung, mit einer oftmals sehr 
dynamischen städtischen Entwicklung Schritt halten zu können. 
Hier geht es also nicht nur um die Gefahr einer möglichen Ver-
wässerung der experimentellen Entwicklung (mit der u. a. die oben 
erwähnten Abweichungen legitimiert werden könnten), sondern 
um die Notwendigkeit eines kontinuierlichen, transdisziplinären 
Lernprozesses. Experimentelle Entwicklungen benötigen außer-
dem Ressourcen, um für Herausforderungen wie Eigentums-, Ver-
fügungs- oder Nutzungsrechte am Boden, planungs- und bauspe-
zifische Regelwerke und Vorschriften sowie Organisationsformen, 
Finanzierungs- und Investitionspläne alternative Wege ausprobie-
ren zu können. Eine begleitende Evaluierung und eine regelmäßi-
ge Reflexion im transdisziplinären Team (bei größeren Vorhaben 
auch eine Supervision) sowie eine daran anknüpfende konsequente 
Adaptierung während des Experiments können helfen, die Ent-
koppelung der experimentellen Entwicklung vom aktuellen Ver-
lauf der Stadtentwicklung zu vermeiden. Diese qualitätssichernden 
Maßnahmen müssen bereits in der Vorbereitung der experimen-
tellen Entwicklung geplant, im Forschungsteam akkordiert und 
mit entsprechenden Ressourcen ausgestattet werden. Eine weitere 
Möglichkeit bzw. Notwendigkeit, fehlende Flexibilität zu vermei-
den, besteht darin, im Rahmen des Experimentierens Spielräume 
für Unvorhersehbares einzuplanen. Andererseits besteht aber auch 
die Gefahr, das Experimentieren mit Flexibilitätsanforderungen zu 
überfrachten. Einer Kritik an fehlender Flexibilität kann zum Teil 
mit einem offenen Umgang mit den begrenzten Möglichkeiten der 
Forschung entgegnet oder es können übertriebene Erwartungen 
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vorbeugend relativiert werden. Überforderung ist ein kritischer 
Punkt, der noch weitaus vielschichtiger ist und einer differenzierte-
ren Betrachtung bedarf.  

Überforderung
Transformationsprozesse erfordern einen Umstellungsaufwand, 
der im Fall von Innovationspionier*innen als besonders hoch ein-
geschätzt wird (Gillwald 2000, 21). Die befriedigende Erfahrung 
aktiven Handelns für eine Sache, die es wert scheint, gilt in der 
Literatur als Ausgleich für den erhöhten Aufwand in Pilotvorha-
ben. Allerdings ist auch bekannt, dass obwohl transformative Ex-
perimentierräume längerfristig betrieben werden sollten, diesen 
bislang zu wenig personelle, materielle und zeitliche Ressourcen 
zur Verfügung gestellt worden sind (z. B. Parodi et al. 2018, Peer/
Forlati 2023). Ferner wird kritisiert, dass wissenschaftliche Ko-
operationspartner*innen bei urbanen sozialen Innovationen noch 
deutlich unterrepräsentiert sind und es an Infrastrukturen fehlt, die 
soziale Innovationen unterstützen (Domanski et al. 2020 465 f.). 
Problematisch ist zudem, dass die doppelte Zielsetzung realla-
borartiger Zugänge, die sowohl Wissen erzeugen und gleichzeitig 
nachhaltigen Wandel anregen sollen, in der Scientific Community 
nicht immer als wissenschaftlich anerkannt und auch die Ergebnis-
se kritisch gesehen werden (Gerhard/Marquardt 2017, 108–109; 
Defila/Di Giulio 2018b, 41). Generell wird an transdisziplinärer 
Forschung bemängelt, dass es oftmals nicht gelingt, sowohl neue 
wissenschaftliche Erkenntnisse zu gewinnen als auch einen subs-
tanziellen Beitrag zur Transformation in der Praxis zu bewerkstelli-
gen (Lang et al. 2017, 876). 

Angesichts dieser multiplen An- und Überforderungen werden 
auch hier vielfältige Lösungsansätze benötigt, die einander ergän-
zend zur Anwendung gebracht werden. Es gilt, die Herausforde-
rungen transformativer experimenteller Zugänge noch besser zu 
verstehen und zu evaluieren – und zwar insbesondere über den 
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Weg einer intensiven Auseinandersetzung mit dem bereits vorlie-
genden Erfahrungswissen jener, die die Experimente planen und 
durchführen, sowie jener, die die Ergebnisse der Experimente nut-
zen, um Veränderungen zu bewirken (Karvonen 2018, 8). Dies 
erfordert nicht zuletzt eine intensivere Verschränkung von grund-
lagen- und anwendungsbezogener Forschung im Rahmen von 
inter- und transdisziplinären Forschungskooperationen. Transfor-
mative Experimentierräume müssen häufig unterschiedliche Re-
flexionsformate aufeinander abstimmen und parallel dazu Aktivi-
täten zum Kapazitätsaufbau etablieren. Dafür können Potenziale 
und Synergien von erfolgreich etablierten transformativen Experi-
mentierräumen identifiziert und Schritte der strategischen Weiter-
entwicklung getan werden. Anstatt ständiger Neuanfänge sollten 
transformative Forschungsinfrastrukturen und Formate, die sich 
bewährt haben, systematisch gestärkt, miteinander vernetzt und 
längerfristig betrieben werden. Die Finanzierung betreffend regt 
Kanning (2018, 25) die Entwicklung ressortübergreifender Trä-
gerschaften auf kommunaler, Landes- und/oder Bundesebene an. 
Eine Weiterentwicklung ganz im Sinne der sozialen Innovation 
schlagen schließlich Lang et al. (2017, 876) vor, indem sie für eine 
Ausrichtung der Forschungspraxis auf breitere nachhaltige Werte 
wie Zusammenarbeit, Achtsamkeit und Altruismus plädieren.

Fazit und Ausblick
Vieles spricht dafür, dass gewisse experimentelle Ansätze tatsäch-
lich neuartige Herangehensweisen in der Stadtentwicklung darstel-
len. Eine starke Verbreitung in der Praxis sowie eine inhaltliche 
wie methodische Ausdifferenzierung transformativer Experimente 
ist empirisch nachgewiesen, ebenfalls konnten diese zumindest an-
satzweise in der Forschungs- und Innovationspolitik bzw. in der 
urbanen Governance Fuß fassen. Insofern zeigt sich, dass trans-
formative Experimente sowohl auf semantischen wie auch auf 
pragmatischen und institutionellen Ebenen auf dem Weg sind, um 
als soziale Innovationen in der städtebaulichen Planung anerkannt 
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zu werden und damit nicht zuletzt nachhaltige (Quartiers-)Ent-
wicklungen gestärkt werden können. Jedoch muss angesichts der 
zunehmend auch empirisch fundierten Kritik vor einer pauschalen 
sowie inflationären Anwendung deutlich gewarnt werden. In der 
Regel sind in der urbanistischen Entwicklung ohnedies situations- 
und kontextspezifische Ansätze und keine Patentrezepte gefragt. 
Transformative Experimente haben mehr zu bieten als klassische 
Leitbildentwicklungen oder Beteiligungsprozesse, sie erfordern al-
lerdings auch eine kontinuierliche Reflexion, etwa ein laufendes 
Monitoring über Risiken und Wirkungen sowie eine begleitende 
wissenschaftliche Evaluierung. Gerade darin liegt für die städte-
bauliche Planung die Chance, über ihre aktuell praktizierten He-
rangehensweisen und eingeübten Routinen gezielt hinauszugehen 
und neue Ansätze zu integrieren. Transformatives Experimentieren 
meint eben nicht nur neue Lösungsansätze zu entwickeln und zu 
erproben, sondern mit neuen Ansätzen bzw. Arbeitsweisen zu ex-
perimentieren, die zugleich eine Transformation darstellen.
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DIE PLANUNG VON STÄDTEN ALS 
ORTE DER COHABITATION

Thomas E. Hauck, Beate Apfelbeck, Stefanie Hennecke,  
Christine Jakoby, Wiebke Reinert, Annette Voigt, Wolfgang W. Weisser

Einleitung1

Tiere, insbesondere Wildtiere2, stellen nach dem traditionellen 
Selbstverständnis der Stadtplanung und des Städtebaus sowie in der 
beruflichen Praxis der Profession keine zielgebenden Planungsin-
halte dar, sondern Restriktionen, die, wenn notwendig, mitbehan-
delt werden müssen. Dies ist nach einem Blick in die Entstehung 
der modernen Stadtplanung leicht nachzuvollziehen. Die Disziplin 
war angetreten, um auf Basis von wissenschaftlichen Erkenntnissen 
und technologischem Fortschritt die moderne Stadt rational her-
zustellen. Das Ziel war es, „zivilisierte“ Räume der Naturbeherr-
schung durch den Menschen zu schaffen, um dadurch Freiheit von 
den Gewalten und Zufälligkeiten der Natur zu gewinnen. Tiere 
spielen in diesem Zivilisierungsprojekt eine durchaus besonde-
re Rolle als widerständige „Objekte“, die sich autonom bewegen 
und verhalten, die lern- und anpassungsfähig sind und gesetzliche, 
räumliche sowie soziokulturelle Ordnungssysteme überschreiten 
können (Holmberg 2015, 2; Hinchcliffe / Whatmore 2006, 128; 
Hauck / Hennecke 2017). Ihre Disziplinierung bedurfte daher der 
Entwicklung spezieller administrativer, technischer und planeri-
scher Maßnahmen bzw. eigener Institutionen zur Kontrolle und 
Regulierung der tierlichen Wirkmächtigkeit, wie z. B. die kommu-
nale Nagetierbekämpfung auf Basis des Infektions schutzgesetzes 
(IfSG) (Plenge-Bönig / Schmolz 2014). Der administrativ-planeri-
sche Blick auf die tierischen Mitbewohner der Städte ist aber durch-
aus facettenreich. Er wird weniger von der biologischen Taxonomie 
als vielmehr von kulturellen Wertsetzungen bestimmt. Welcher Wert 

1 Teile dieses Textes sind in ab-
geänderter Form erschienen in: 
Voigt et al. (2020): 253–262.

2 Im Rahmen dieses Artikels 
wird der Begriff Wildtier 
folgendermaßen definiert: kein 
Heim- oder Haustier  
(§ 4 Tierschutzgesetz [TSchG]), 
stattdessen herrenlose Tiere, die 
sich in Freiheit befinden (gem. 
BGB § 960). Darunter fallen 
alle Arten wild lebender Tiere, 
z. B. Insekten, Amphibien, 
Säugetiere, Vögel, Reptilien, 
Fische, Krebs- und Spinnentiere 
sowieTiere, die nicht domesti-
ziert (Nutztiere, Haustiere) und 
gezähmt wurden und sich ohne 
Zwang durch den Menschen 
verhalten (Nutztiere, Haustiere, 
Zootiere). Alternativ wird im 
Artikel daher auch der Begriff 
„wildlebendes Tier“ verwendet.
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wird einem Tier zugesprochen? Gilt es als Schädling oder Nützling? 
Wird es bekämpft oder geschützt? Die traditionsreiche Entgegen-
setzung von Natur und Stadt sowie von Wildnis und Zivilisation 
führt zu konfliktreichen Differenzierungen zwischen den Räumen, 
die den Tieren vom Mensch zugestanden werden (animal spaces) 
und jenen, die sie einnehmen und tatsächlich nutzen (beastly pla-
ces) (Philo / Wilbert 2000; Urbanik 2012). So sind etwa aus Sicht 
der Menschen Wildschweine in Stadtwäldern am „richtigen“ Ort, 
in den Freiräumen von Wohnsiedlungen aber nicht. Diese Dis-
krepanz führt zu bestimmten Erwartungen, wie sich Tiere in der 
Stadt zu verhalten und nicht zu verhalten haben: So entspricht ein 
Wildtier, das sich von weggeworfenen Fast Food-Resten ernährt, 
wahrscheinlich nicht mehr unseren Erwartungen an das Wildsein. 
Der Dualismus im Naturverständnis westlicher Gesellschaften fin-
det sich in der lebensweltlichen und damit wertegeprägten Alltags-
taxonomie der Tiere wieder (der Philosoph und Biologe K. Köchy 
hat dafür den Begriff der kulturellen Tiertypen eingeführt3), in der 
man zwei Gruppen unterscheiden kann: Zum einen die sich auto-
nom verhaltenden Wildtiere, die als Schädlinge, Parasiten, jagd-
bares Wild, seltene oder geschützte Arten sowie als Kulturfolger in 
einem besonderen Außenverhältnis zur menschlichen Gesellschaft 
stehen. Zum anderen sind es Tiere, die in Innenverhältnissen zur 
Gesellschaft stehen und als Nutz-, Haus-, Gefährten- oder Zootie-
re in diese integriert sind. Man könnte hier auch differenzieren und 
von wild und zivilisiert lebenden Tieren sprechen. Um diese Innen- 
und Außenbeziehungen von Menschen und Tieren zu regeln und 
zu steuern, gibt es zahlreiche sich überschneidende, ergänzende, 
aber auch sich teilweise widersprechende Praktiken, Regeln und 
administrative Zuständigkeiten.

Die Autor*innen dieses Artikels forschen an der Technischen Uni-
versität München, der Universität Kassel und der Technischen Uni-
versität Wien in unterschiedlichen Konstellationen zur rechtlich-ad-
ministrativen und räumlich-planenden Steuerung des Vorkommens 

3 Vgl. Köchy 2017.
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von Wildtieren im urbanen Raum4 (Voigt et al. 2020; Hauck et al. 
2017) und entwickeln basierend auf naturwissenschaftlichen For-
schungsansätzen und ausgehend von der aktuellen Planungspraxis 
neue raumplanerische Verfahren zur Berücksichtigung der Bedürf-
nisse wildlebender Tiere in der Stadt (Hauck / Weisser 2021a). Die 
Autor*innen verfolgen dabei die These, dass in aktuellen Planungs-
diskursen eine strategische Transformation von einem exkludieren-
den und gleichzeitig defensiv-bewahrenden Umgang mit der Natur 
(Schutzgebiete) zu einem integrierenden, die Wirkmächtigkeit von 
Tieren anerkennenden, nutzenden und offensiv-gestaltenden Um-
gang (Cohabitation) vollzogen wird. Die von Thomas E. Hauck 
und Wolfgang W. Weisser entwickelte interdisziplinäre Methode 
Animal-Aided Design (AAD) soll diese Transformation durch die 
Bereitstellung eines geeigneten Planungswerkzeugs unterstützen. 
Dafür wurde in mehreren Forschungs- und Planungsprojekten eine 
Methode zur Integration von Tierbedürfnissen in die Stadt- und 
Freiraumplanung in verschiedenen räumlichen Zusammenhängen 
entwickelt. Grundlage dafür ist ein organismenzentrierter Ansatz 
aufbauend auf dem Lebenszyklus von Tierarten, die als Zielarten 

Abb. 1 Regulierung der Taubenfütterung durch die Stadt Wien, Magistratsabteilung 48 für Abfall-
wirtschaft, Straßenreinigung und Fuhrpark © Thomas E. Hauck

4 Der Fokus der Forschung 
liegt zurzeit auf Großstädten in 
Deutschland.
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ausgewählt werden, und dessen Übertragung in die räumliche Ent-
wurfsplanung (Hauck / Weisser 2014).

Der Artikel wird sich zunächst mit der aktuellen rechtlich-adminis-
trativen und räumlich-planenden Steuerung des Vorkommens von 
Wildtieren in Städten Deutschlands anhand von drei Handlungs-
regimen befassen. Im Weiteren wird der Prozess der Verdrängung 
von wildlebenden Tieren aus der Stadt als Konsequenz dieser Art 
der Steuerung und der aktuellen Stadtentwicklung in Deutschland 
erläutert. Welche Veränderungen des urbanen Tier-Mensch-Ver-
hältnisses in der Planung notwendig wären, um diese Verdrängung 
zu stoppen, wird im Anschluss daran skizziert. In den darauf-
folgenden Abschnitten werden Themenfelder der Stadtplanung 
vorgestellt, die besonders geeignet erscheinen, um die Förderung 
von Biodiversität und von Wildtieren in der Stadt mit aktuellen 
Planungsaufgaben zu verknüpfen. Der Artikel schließt mit einer 
kurzen Beschreibung der Methode Animal-Aided Design und wie 
dieses Planungswerkzeug einen Beitrag für eine Planungspraxis der 
Cohabitation leisten könnte.

Hygiene, Jagd und Natur- und Artenschutz als Regime5 

Die rechtlich-administrative und räumlich-planende Steuerung 
des Vorkommens von Wildtieren im urbanen Raum lässt sich in 
Deutschland drei historisch gewachsenen Handlungssettings, so-
genannten Regimen, zuordnen: der Hygiene, der Jagd und dem 
Natur- und Artenschutz. Darüber hinaus gibt es natürlich auch 
lebensweltlich relevante Werturteile und Gefühle gegenüber wild 
lebenden Tieren, wie Faszination, Schönheit, Niedlichkeit oder 
Ekel, die in den planerisch-administrativen Diskursen nicht (di-
rekt) wiedergegeben werden. Je nach Regime und Werthaltung 
gegenüber einzelnen Arten kristallisieren sich unterschiedliche kul-
turelle Typen von wild lebenden Tieren in der Stadt heraus. Für das 
Regime der Hygiene in der Stadt ist der medizinische und biologi-
sche Diskurs über Parasiten und Tiere als Überträger (Vektoren) von 

Thomas E. Hauck, Beate Apfelbeck, Stefanie Hennecke, Christine 
Jakoby, Wiebke Reinert, Annette Voigt, Wolfgang W. Weisser

5 Dieser Themenkomplex wird 
seit Herbst 2021 an der Uni-
versität Kassel am Fachgebiet 
Freiraumplanung mit dem von 
der Deutschen Forschungsge-
meinschaft geförderten Projekt 
„Planung von Tier-Mensch-
Relationen im ,Habitat Groß-
stadt‘“ erforscht (vgl. Voigt et 
al. 2022).
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Krankheitserregern auf Menschen und Nutztiere als Grundlage ad-
ministrativen und planerischen Handelns wichtig. Im städtischen 
Raum wird dieser Diskurs dann relevant, wenn urbane Strukturen 
die Verbreitung tierischer Wirte beeinflussen. So wird das Vor-
kommen des Rotfuchses in Städten kontrovers diskutiert, da er 
Wirt des Fuchsbandwurms ist und diese und andere Krankheiten 
auf Haustiere und Menschen übertragen kann.6 Auch in der Dis-
kussion um die Corona-Pandemie wird die Frage der räumlichen 
Nähe von Menschen zu wild lebenden Tieren in einer zunehmend 
urbanisierten Welt mit neuer Intensität und auch Sorge themati-
siert (Voigt 2020). Weiterhin ist der Diskurs über Schädlinge und 
Lästlinge für das Regime der Hygiene relevant: Wenn etwa Ratten 
oder Schaben in bestimmten Stadträumen vorkommen, gilt dies 
als Hinweis auf soziale Ungleichheiten und Diskriminierungen 
(Biehler 2013). Zudem verursachen Material-, Vorrats- oder Pflan-
zenschädlinge ökonomischen Schaden; Lästlinge (zum Beispiel 
Silberfischchen) können Ekel oder Angst hervorrufen oder unan-
genehme Gerüche verbreiten.

Für das Regime der Jagd ist für die Stadt relevant, dass in Deutsch-
land Siedlungsgebiete aus Sicherheitsgründen den Status von „be-
friedeten Gebieten“ innehaben; Jagen ist hier verboten. In Ausnah-
mefällen kann die Jagdbehörde jedoch das Jagen in Stadtwäldern, 
großen Parkanlagen oder auf Friedhöfen, insbesondere zur Abwehr 
von Gefahren und zur Bekämpfung von Seuchen, beschränkt ge-
nehmigen. Bei der Jagd in der Stadt kommen auch spezielle Me-
thoden, wie die Jagd unter Assistenz von domestizierten Tieren 
(z. B. Frettchen), zum Einsatz. Das Regime der Jagd konstituiert 
wild lebende Tiere durch das Jagdrecht in zwei Klassen von Wild: 
zum einen das essbare Nutzwild wie Reh und Wildschwein, zum 
anderen das Raubwild wie Fuchs, Marder, Dachs und Greifvögel. 
Letztere werden als Jagdkonkurrenten angesehen, die es zu kon-
trollieren und kurzzuhalten gelte. Gelegentlich wird auch noch 
der Begriff „Raubzeug“ für alle Arten verwendet, die selbst nicht 
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6 Vgl. z. B. https://www.bmel.
de/DE/themen/tiere/tiergesund-
heit/tierseuchen/fuchsband-
wurm.html (22.11.2023)

https://www.bmel.de/DE/themen/tiere/tiergesundheit/tierseuchen/fuchsbandwurm.html
https://www.bmel.de/DE/themen/tiere/tiergesundheit/tierseuchen/fuchsbandwurm.html
https://www.bmel.de/DE/themen/tiere/tiergesundheit/tierseuchen/fuchsbandwurm.html
https://www.bmel.de/DE/themen/tiere/tiergesundheit/tierseuchen/fuchsbandwurm.html
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zum Wild zählen, aber Nutzwild töten oder beeinträchtigen – wie 
zum Beispiel Rabenkrähe, Elster, Eichelhäher oder auch wildernde 
Hunde und Katzen.

Das Regime des Natur- und Artenschutzes unterscheidet Tier-
arten nach ihrem Schutzstatus, der sich unter anderem aus ihrer 
Seltenheit, Besonderheit und Bedrohung, aber auch aus ihrer 
Herkunft ergibt. Der klassische Naturschutz orientiert sich von 
der Tendenz her an einem organizistischen Naturbild7 und dem-
entsprechend gelten eingewanderte Arten als unerwünscht und 
ihre Bekämpfung als notwendig (Körner 2000; Piechocki 2010; 
Trepl / Voigt 2014). Zunehmend geht es jedoch auch darum, 
welche Leistungen (ecosystem services) eine Art oder Artengruppe 
erbringt – oder welche ecosystem disservices. Gegenüber dem her-
kömmlichen Naturschutzdiskurs wird der Diskurs über Tiere in 
der Stadt mit einer verschobenen Perspektive geführt: Der klassi-
sche Naturschutz betrachtet einen Großteil der in den Siedlungs-
räumen etablierten Arten mit einer gewissen Geringschätzung als 
„Allerweltsarten“ (Ubiquisten). Hingegen mit Misstrauen beob-
achtet werden anpassungsfähige Einwanderer (Neozoen), die als 
Verursacher einer globalen Homogenität gelten (McKinney 2006, 
247). Allerdings akzeptiert man meist ihr Vorkommen in der Stadt 
und bekämpft nur ihr Vordringen in den ländlichen Raum. Den 
wild lebenden Tieren und den Lebensgemeinschaften der Stadt 
werden traditionell weder Aufmerksamkeit noch ein besonderer 
Wert zugeschrieben, da sie als typologische Grenzgänger zwischen 
wild lebend und zivilisiert einen „liminalen“, d. h. „dazwischen lie-
genden“ und nicht mehr richtigen „natürlichen“ Status aufweisen. 
In Folge dieses defizitären Charakters der Natur in der Stadt wird 
Stadtbewohner*innen unterstellt, unter Naturentfremdung zu lei-
den. Erst seit den 1970er Jahren rücken die Natur der Stadt und 
ihre Besonderheiten verstärkt in den Blickpunkt von Ökologie und 
Naturschutz. Damit einher geht auch eine erstmalige Wertschät-

Thomas E. Hauck, Beate Apfelbeck, Stefanie Hennecke, Christine 
Jakoby, Wiebke Reinert, Annette Voigt, Wolfgang W. Weisser

7 Als Organizismus in der 
Biologie werden synökologische 
Einheiten (Artengemein-
schaften) als Ganzheiten, 
entsprechend einem individu-
ellen Organismus, verstanden. 
Jeder Teil davon, z. B. eine 
Art, ist notwendiger Teil des 
Ganzen und hat eine spezifische 
Funktion in der Gemeinschaft 
(s. Voigt 2009 und Kirch-
hoff / Voigt 2010).
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zung der urbanen Natur, insbesondere in der Westberliner Variante 
der Stadtökologie (Sukopp 2008).

Verdrängung von wildlebenden Tieren durch Stadtumbau
Die stadtökologische Forschung der letzten Jahrzehnte hat gezeigt, 
dass die als naturfern geltende bebaute Struktur der Stadt über ver-
schiedene Bebauungstypen hinweg zahlreiche Habitate für Tiere 
und Pflanzen bietet. Forschungen zeigen auch die Bedeutung von 
Städten als Orte, die bedrohte Arten beherbergen können, was sie 
zu wichtigen Orten für den Artenschutz macht (Ives et al. 2016) 
und in einigen Fällen die einzige Chance darstellt, Arten zu erhal-
ten und globale Schutzziele zu erreichen (Soanes / Lentini 2019). 
Städte zeigen heute einen höheren Artenreichtum als viele Flächen 
außerhalb der Stadt, gerade im Vergleich zur modernen Agrarland-
schaft (Erz / Klausnitzer 1998; Pickett et al. 2011). Die Gründe für 
diesen Reichtum an Wildtieren sind vielfältig: Städte bieten durch 
das große Nahrungsangebot, das wärmere Klima sowie durch klein 
strukturierte und vielfältig begrünte Flächen viele unterschiedliche 
Nischen für unterschiedliche Arten. Gleichzeitig ist dieses Einwan-
dern auch ein Indiz für den anhaltenden Verlust von Habitaten 
im ländlichen Raum. In Fällen, wo mehr Tiere in der Stadt als 
außerhalb leben können, wird die Stadt zum Ersatzlebensraum, 
wie z. B. bei der Zwergfledermaus oder der Felsen(Stadt)taube, für 
die natürliche Höhlen und Felsspalten bzw. Felsvorsprünge außer-
halb von Gebirgen eher selten sind. Für Tiere, deren Lebensraum 
immer kleiner und seltener wird – wie z. B. trockene Waldränder 
für die Zauneidechse –, bieten Bahndämme oder Gärten eine Er-
weiterung ihres Habitats. Welche Tiere und Pflanzen in einer Stadt 
vorkommen, wird von verschiedenen Faktoren beeinflusst. Die 
biogeographische Lage der Stadt beeinflusst den Pool der Arten, 
die in die Stadt einwandern können, aber die konkrete Ausgestal-
tung der Stadt durch den Menschen bestimmt, welche Tiere und 
Pflanzen tatsächlich vorkommen. Nicht jede Art kommt mit der 
Stadt zurecht, aber die Anzahl der Arten, die aufgrund ihrer Eigen-
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schaften in der Stadt leben könnten, wenn die vom Menschen ge-
schaffenen Bedingungen geeignet sind, ist größer als meist ange-
nommen. (Aronson et al. 2016; Sweet et al. 2022)

In den letzten Jahrzehnten geht die Artenzahl in deutschen Städten 
zurück (Flade et al. 2008). Dieser Trend ist eng verbunden mit dem 
Leitbild der „Innenentwicklung vor Außenentwicklung“ und der 
daraus folgenden starken baulichen Verdichtung, die auf Kosten 
der Grünräume geht. Die bauliche Nachverdichtung und effizien-
tere Nutzung der von den Arten heute genutzten Flächen (oft in 
Kombination mit der energetischen Optimierung von Gebäuden 
aus Klimaschutzgründen) und die intensivere Nutzung von Frei-
flächen in der Stadt führen zu einer Beseitigung vieler Nischen für 
Tiere und Pflanzen im urbanen Raum. In den verbleibenden Frei-
räumen führt die intensive Pflege durch die Stadtgärtnereien und 
Privatpersonen mit immer leistungsfähigeren Maschinen zu einer 
intensiveren, häufigeren und einheitlicheren Pflege von Bäumen, 
Gebüschen und Wiesen. Auch durch die gestalterische Verbesse-
rung öffentlicher Räume und Freiflächen aus der Perspektive des 
Stadtmarketings und die gestiegenen Sicherheitsansprüche an diese 
Räume (etwa bei Gefahr durch Astbruch bei alten Bäumen) gehen 
Habitate für zahlreiche Tierarten verloren. Eine weitere wichtige 
Ursache des Artenrückgangs in der Stadt liegt in der technischen 
Optimierung von Architektur. Häuser werden schon sehr lange 
von Tieren genutzt, als Bruthöhle oder -nische wie bei den Spatzen 
und Turmfalken oder als Überwinterungs- bzw. allgemeines Quar-
tier wie bei vielen Fledermäusen, Marienkäfern oder auch dem Sie-
benschläfer. Bei Sanierung oder Neubau gehen Brutmöglichkeiten 
an den Fassaden und Aufenthaltsräume im Dachbereich für Tiere 
verloren, wenn gedämmt wird oder die Dächer hermetisch abge-
schlossen werden. So können weniger Tiere brüten bzw. in oder 
an Pflanzen überwintern. Selbst alte „Kulturfolger“ wie der Spatz 
werden seltener (Summers-Smith 2003).

Thomas E. Hauck, Beate Apfelbeck, Stefanie Hennecke, Christine 
Jakoby, Wiebke Reinert, Annette Voigt, Wolfgang W. Weisser
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In vielen deutschen Städten vermag es der gesetzliche Schutz kaum, 
diese Verdrängung von wildlebenden Tieren durch die bauliche 
Nachverdichtung und die energetische Gebäudesanierung – vor 
allem aus den innerstädtischen Bereichen – zu verhindern. Dafür 
gibt es in Deutschland mehrere Ursachen: Es ist zwar nach dem 
Bundesnaturschutzgesetz verboten, „wild lebende Tiere der streng 
geschützten Arten und der europäischen Vogelarten während der 
Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wan-
derungszeiten erheblich zu stören“ oder „Fortpflanzungs- oder 
Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten 
Arten aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zer-
stören“, der schleichende Verlust von Habitatfunktionen (wie etwa 
die Möglichkeit für Tiere Nahrung zu finden) durch Bebauung 
kann damit aber nicht verhindert werden. Die Art und Weise, 
wie Artenschutz im Rahmen der Bauleitplanung eingebunden ist, 
hat zur Folge, dass kommunale Verwaltungen, die sich um den 
Schutz von Tier- und Pflanzenarten im Siedlungsraum kümmern, 
in den meisten Fällen auf bauliche Veränderungen nur reagieren 
können, statt vorausplanend zu agieren. Das reaktive Handeln der 
Verwaltungen ist, zumindest in großen Kommunen, mit hohem 
Zeitdruck verbunden und führt in Kombination mit den oft man-
gelnden personellen Ressourcen zu einem Vollzugsdefizit bei arten-
schutzrechtlichen Belangen. Dass bauliche Veränderungen in der 
Stadt in irgendeiner Form wild lebende Tiere betreffen könnten, 
ist den meisten Bauherrinnen und -herren kaum bewusst und die 
beträchtliche Bandbreite an Beratungsmöglichkeiten durch Natur-
schutzverbände und technische Lösungen für den urbanen Arten-
schutz werden meistens nur in Anspruch genommen, wenn es un-
bedingt notwendig ist.

Die Planung von Städten als Orte der Cohabitation
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Veränderung des urbanen Tier-Mensch-Verhältnisses  
in der Planung
Die administrative und planerische Passivität angesichts der zu-
nehmenden Verdrängung von wildlebenden Tieren aus der Stadt 
hat viel mit den tradierten Prozessen und Steuerungspraktiken der 
drei Regime Hygiene, Jagd und Naturschutz zu tun, die die Ab-
wägungen und Entscheidungen der Stadtverwaltung und -planung 
über den Umgang mit wild lebenden Tieren maßgeblich prägen. 
Die jeweilige Perspektive bestimmt, welche Tiere und Räume als 
Objekte des planerischen und administrativen Handelns wahrge-
nommen werden und welche als „blinde Flecken“ nicht beachtet 
werden. So gerät zum Beispiel aus dem Blick, dass die Erhaltung 
und Förderung urbaner Biodiversität angesichts der Verdrängung 
von Arten durch bauliche Nachverdichtung und Stadtumbau wohl 
nur möglich sind, wenn sich Natur- und Artenschutzbemühungen 
über den Schutz, die Pflege und die Vernetzung vorhandener Bio-
topflächen hinaus stärker der baulichen Stadtstruktur zuwenden 
und das „Bauen“ von Stadt mit der Schaffung und Entwicklung 
von „Natur“ verbunden wird. Als Voraussetzung dafür müsste zu-
nächst – sowohl in der Stadtplanung als auch beim Natur- und 
Artenschutz – das Dogma der Stadt-Natur-Dichotomie aufge-
brochen werden. Erst dann könnte auch die bebaute Struktur der 
Stadt aus Planungsperspektive als gebaute Stadtnatur sichtbar und 
deren Veränderung und Gestaltung als Planungsaufgabe verstan-
den werden. Die Öffnung der Planungsperspektive auf Städte als 
Orte der „Cohabitation“ ließe neben den Konflikten auch die Syn-
ergien und Vorteile einer weniger strikten Trennung von Mensch 
und Natur sichtbar werden, wie ein reicheres Naturerleben (Ap-
felbeck et al. 2020, 17 f.), größere Umweltgerechtigkeit bis hin 
zu psychischen und gesundheitlichen Effekten (Ohly et al. 2016; 
Jiang et al. 2014). In den folgenden Abschnitten werden Themen-
felder der Stadtplanung skizziert, in denen potenzielle Synergien 
zwischen aktuellen Themenfeldern der Planung und der Förderung 
von Biodiversität stärker als bisher entfaltet werden könnten.
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Gebäude als Gefahr und Habitat für Tiere8

Die Architektur9 spielt eine besondere Rolle für eine Planung des 
Zusammenlebens zwischen Menschen und Tieren in der Stadt. 
Schließlich ist sie zuständig für die Gestaltung des bebauten Raums 
und somit für einen großen Teil der Stadtfläche. Zudem sind die 
halböffentlichen und privaten Freiräume um Wohngebäude, Büro- 
und Gewerbebauten entscheidend von den Baukörpern geprägt. 
Somit beeinflusst die Architektur nicht nur wesentlich, inwieweit 
der Hochbau Nischen für Arten bietet, sondern auch die ökologi-
schen Valenzen des Freiraums. Bisher fühlt sich die Architektur je-
doch nicht für die belebte Umwelt zuständig, und öffentliche Gü-
ter wie etwa die Schaffung einer grünen Infrastruktur spielen oft 
eine untergeordnete Rolle. Wenn in der Architektur von Tieren die 
Rede ist, dominiert die hygienische Perspektive, es geht daher in 
erster Linie um die Vermeidung der Anwesenheit von Tieren, zum 
Beispiel um das Verhindern der Nutzung eines Gebäudes durch 
Stadttauben. Wie kann die momentane Perspektive der Architek-
tur zu einer Architektur der Cohabitation erweitert werden?

Der heutige Rückgang von Arten in der Stadt ist aber nicht nur 
das Ergebnis einer gewollten Verhinderung von deren positiven Le-
bensbedingungen, verantwortlich dafür sind oft auch die unbeab-
sichtigten Nebenwirkungen der heutigen Planung. Diese Neben-
wirkungen zu verhindern ist ein erster wichtiger Schritt für ein 
besseres Zusammenleben zwischen Menschen und wildlebenden 
Tieren. So ist schon lange bekannt, dass Glasfassaden ein großes 
Risiko für Vögel darstellen, gerade wenn es sich um eine Eckvergla-
sung handelt oder wenn sich die Vegetation oder der Himmel im 
Glas spiegeln. Vögel sehen das Glas nicht, wenn sie beim Umfliegen 
eines Gebäudes an einer verglasten Ecke ihren Flugweg abkürzen 
möchten, oder wenn sie versuchen, in von Glas gespiegelte Bäume 
hineinzufliegen. Es gibt technische und gestalterische Lösungen 
zur Vermeidung dieses Vogelschlags (Schmid et al. 2012), die das 
Leben von ca. 100 Millionen Vögeln jährlich in Deutschland ver-
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bauliche Gestaltung von Frei-
räumen mit ein.



204

längern würden (LAG-VSW 2017). Viele Tierarten werden durch 
die zahlreichen künstlichen Lichtquellen an Gebäuden und Frei-
räumen empfindlich gestört und geschädigt. Insekten verglühen 
an heißen Lichtquellen und stehen damit Vögeln, Fledermäusen 
und anderen Insekten nicht mehr als Nahrung zur Verfügung. 
Zugvögel werden durch das nächtliche Licht fehlgeleitet, weil sie 
den Sternenhimmel nicht mehr sehen, der ihnen beim Navigie-
ren hilft. Davon besonders betroffen sind Nachtzugvögel. Künst-
liches Licht beeinträchtigt ebenfalls viele Fledermausarten, deren 
unterschiedliche Lichttoleranz langfristige Auswirkungen auf die 
Artenzusammensetzung und das Nahrungsnetz haben kann (Voigt 
et al. 2019). Selbst die Wachstums- und Blühzyklen von Pflanzen 
werden mitunter durch künstliche Lichtquellen verändert. Schäd-
liche Auswirkungen von künstlicher Beleuchtung können effektiv 
vermieden werden, wenn die Beeinträchtigung der Tierwelt in die 
Lichtplanung einbezogen wird. Zu diesen Maßnahmen gehören 
z. B. der Einsatz von künstlichem Licht nur dort, wo es notwen-
dig ist, die Minimierung von Beleuchtungsdauer und -intensität,
Betriebskonzepte von Gebäuden mit einer geringen Lichtabstrah-
lung nach außen und technische Lösungen wie die Verwendung
von „Full-Cut-Off-Leuchten“, die nachweislich kein Licht über
die Horizontale abstrahlen, die Verwendung von Leuchten mit
Oberflächentemperatur (inkl. Gehäuse) unter 60°C und die Ver-
wendung insektenfreundlicher Leuchtmittel, die möglichst wenig
Strahlung im kurzwelligen und UV-Bereich des Farbspektrums ab-
geben.

Das wahre Potenzial der Architektur liegt jedoch in der Planung 
und Gestaltung für Tiere. Die Gebäudehülle wird nur sehr selten 
als Habitat verstanden, ist sie doch, der oben beschriebenen Dicho-
tomie folgend, der Filter, der das zivilisierte „Innen“ vor dem un-
hygienischen „Außen“ schützt. Dieser Filter funktioniert im Mo-
ment wie ein Einwegspiegel: Alles „Wilde“ und „Schmutzige“ soll 
draußen bleiben, während dem Blick hinaus keine Grenzen gesetzt 
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werden sollen. Dieses Ideal moderner Architektur – die möglichst 
transparente Gebäudehülle – ist vor allem im Bürobau und im 
exklusiven Wohnungsbau (vgl. z. B. Jodido 2008) weiterhin von 
großer Bedeutung und kann in den letzten Jahren auch technisch 
immer effizienter umgesetzt werden, mit den oben beschriebenen 
Folgen für Tiere. Die Gebäudehülle nicht als sterilisierenden Filter 
zu verstehen, der nur an „unbrauchbaren“ Restflächen wie Brand-
wänden oder ungenutzten Dachflächen begrünt wird, sondern als 
Habitat und Bestandteil von Ökosystemen, bietet perspektivisch 
große Innovationspotenziale für die Architektur.10

Urbane grün-blaue Infrastruktur, Klimawandel und Tiere
Eine für die Gesundheit, Erholung und Immobilienwirtschaft 
förderliche Natur war in Form von Parks und Grünsystemen von 
Anfang an Teil der modernen Stadtplanung und ist es unter dem 
Schlagwort einer „urbanen grün-blauen Infrastruktur“ auch heute 
noch. Diese Grünsysteme sollen neben den klassischen Funktionen 
auch Ökosystemleistungen für die Stadtbewohner*innen zur Ver-
fügung stellen, die zu einem gesunden oder zumindest erträglichen 
Lebensumfeld in den klimatisch immer extremer werdenden Städ-

Abb. 2 Die Gebäudehülle als ecolope – als Habitat für Pflanzen, Tiere, Menschen und Mikrobiota 
Grafik: Ecolope Consortium, siehe dazu Weisser et al. 2022
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10 Dieser Themenkomplex 
wird seit April 2021 für vier 
Jahre im von der Europäischen 
Kommission geförderten Projekt 
„Ecolopes“ erforscht. Siehe dazu 
z. B. https://www.ecolopes.org 
Vgl. dazu auch ChartierDalix 
2019 (22.11.2023).

https://www.ecolopes.org
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ten beitragen sollen. Von wildlebenden Tieren ist dabei nur selten 
die Rede. Im Gegenteil, moderne städtische Grünräume zeichnen 
sich eher durch Ordnung, Sicherheit und Pflegeleichtigkeit als 
durch ihre Qualität als Lebensraum für Tiere aus. Der Anspruch, 
der mit dem Begriff der „urbanen grün-blauen Infrastruktur“ ver-
bunden wird, nämlich die Freiraumbedürfnisse von Menschen, 
Tieren und Pflanzen in einem planerischen Gesamtkonzept zusam-
menführen, Konflikte abzuwägen und Synergien zu nutzen, wird 
zurzeit nur teilweise eingelöst (Hansen et al. 2019; Connop 2016). 
Wenn wildlebende Tiere in der Stadt vorkommen sollen, müssen 
die Grünräume auch hierfür geplant werden – im Wohnumfeld, 
in Gewerbegebieten und auch in Parks und sonstigen Freiräumen. 
Innenhöfe der Gründerzeit, die sogenannten „Abstandsflächen“ in 
Wohnsiedlungen der 1950er, 60er, 70er Jahre, Freiräume und Dä-
cher von Gewerbe- und Verwaltungsbauten, Schul- und Sportan-
lagen, Baulücken und Gärten waren wichtige Voraussetzungen für 
urbane Biodiversität und bieten noch heute ein riesiges Flächen-
potenzial, das zur Förderung von urbaner Fauna genutzt werden 
könnte. Ein Überdenken der klassischen Hygiene-, Effizienz- und 
Ordnungsvorstellungen der Stadtplanung und des Freiflächenma-
nagements wäre dafür notwendig. Nicht jede spontane Vegetation 
ist ein Zeichen von Verwahrlosung und muss aufgeräumt werden, 
nicht jeder alte und brüchige Baum müsste aus Sicherheitsgrün-
den gefällt werden, nicht jede „Abstandsfläche“ und jede Brache 
muss nachverdichtet und einer Nutzung zugeführt werden. Gera-
de der durch den Klimawandel notwendig gewordene „Umbau“ 
der städtischen Vegetation durch die Verwendung resilienter Ar-
ten, Pflegeextensivierung, mehr Eigendynamik und Zulassen von 
Spontanvegetation böte die Chance, Resilienz und Biodiversität in 
integrierten Freiraum-, Vegetations- und Pflegekonzepten gemein-
sam zu betrachten.

Um Tiere zu fördern, müssen urbane Räume „barrierefrei“ sein und 
die Ausbreitung und Einwanderung von Arten ermöglichen. Die 
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Wegeverbindungen von Wildtieren an Land, in der Luft und im 
Wasser werden durch die baulichen Tätigkeiten des Menschen sehr 
häufig verschlechtert oder unterbrochen. Für eine barrierefreie Pla-
nung für Wildtiere sind dafür die unterschiedlichen Bewegungs- 
und Ausbreitungsmodalitäten zu berücksichtigen; so stellen z. B. 
für viele Fledermausarten stark beleuchtete Straßen in der Nacht 
eine starke Barriere dar, während für viele Insekten und kriechen-
de Tiere der Straßenverkehr ein tödliches Hindernis ist. Vor allem 
Straßen zerschneiden Wegeverbindungen für viele Tiere und setzen 
sie einem hohen Risiko aus, durch Fahrzeuge getötet zu werden 
(Hoiß 2020, 99–102; Muñoz et al. 2015, 659–682). Der Straßen-
verkehr spielt vermutlich eine Rolle bei den negativen Trends der 
Populationsentwicklung von Bestäubern und anderer Insekten 
(Baxter-Gilbert et al. 2015, 1029–1035). Die negativen Effekte 
auf wandernde Amphibienarten und viele Säugetiere sind seit lan-
gem bekannt. Auch in diesem Themenfeld werden die potenziellen 
Synergien zwischen der räumlichen Anpassung von Städten und 
Kommunen an den Klimawandel sowie dem Schutz und der För-
derung von urbaner Biodiversität zurzeit zu wenig genutzt. Die in 
vielen europäischen Städten angestrebte Verkehrswende und der 
dafür notwendige Umbau der Straßenräume autogerechter Städte 
zu öffentlichen Räumen mit hoher Aufenthaltsqualität, mit einer 
Priorisierung von Fußgänger*innen und Radfahrer*innen, mit 
einem hohen Anteil an Vegetationsflächen, wasserspeicher- und 
versickerungsfähigen Böden und möglichst vielen Bäumen bieten 
die Möglichkeit, die „graue Infrastruktur“ der Verkehrsräume als 
„hybride Infrastrukturen“ in grün-blaue Netze einzubinden (An-
dersson et al. 2022; Mangone 2016). Barrieren und tödliche Hin-
dernisse könnten so zu Bewegungsräumen und Habitaten umge-
baut werden und die Vernetzung von Stadtstrukturen für Tierarten 
verbessern.
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Animal-Aided Design11 – Auf dem Weg zu einer Planungspraxis 
der Cohabitation
Stadtökologie ist weltweit ein hochaktuelles Thema, die Erhaltung 
und Förderung der urbanen biologischen Vielfalt und ihrer Öko-
systemleistungen ein Ziel vieler regionaler, nationaler und inter-
nationaler Strategien (Pierce et al. 2020; BMU 2019; Frantzeskaki 
et al. 2019; Nilon et al. 2017). Die dafür zur Verfügung stehen-
den Konzepte wie etwa „Grüne Infrastruktur“ oder „Nature-based 
solutions“ (Benedict / McMahon 2012; Eggermont et al. 2015; 
European Union 2013; Tzoulas et al. 2007) sind jedoch oft wenig 
konkret und Wildtiere spielen in den meisten Konzepten nur eine 
untergeordnete Rolle. Insbesondere ist unklar, wie das Vorkommen 
von Tieren in die Prozesse der Stadtplanung und der Gestaltung 
von Freiräumen einbezogen werden kann. Bei einem Vergleich 
von international erfolgreichen Projektbeispielen (Apfelbeck et al. 
2020) stellten sich drei wichtige Faktoren heraus, bei deren Be-
rücksichtigung es gelingen kann, urbane Räume zu schaffen, wel-
che für Menschen und wilde Tiere gleichermaßen lebenswert sind:

• Eine frühe Einbindung von Artenexpert*innen bereits in der
Konzept- und Entwurfsphase des Planungsprozesses, idealer-
weise in einer kontinuierlichen Zusammenarbeit in interdiszi-
plinären Planungsgruppen.

• Eine partizipative Gestaltung des Planungsprozesses, d. h.
eine Einbindung von Stakeholdern wie Bauträger*innen, Mie-
ter*innen, Genehmigungsbehörden in den Planungsprozess
ermöglicht es, die Bedürfnisse von Menschen und Tieren zu er-
mitteln, miteinander abzugleichen und in Balance zu bringen.

• Ein aktives Monitoring und eine Auswertung der Ergebnis-
se nach der Fertigstellung. Dies bietet die Möglichkeiten der
Rückkopplung und Nachsteuerung, um „best practice“-Ansät-
ze entwickeln und verbreiten zu können.

Thomas E. Hauck, Beate Apfelbeck, Stefanie Hennecke, Christine 
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Um die Lücke zwischen übergeordneten Planungen wie z. B. Bio-
diversitätsstrategien und der städtebaulichen und freiraumplane-
rischen Ebene zu überwinden, haben wir die Methode Animal- 
Aided Design (AAD) entwickelt, die zunächst auf den Freiraum 
zielt, für die aber auch der Hochbau ein unverzichtbarer Bestandteil 
ist (Hauck / Weisser 2014). Ziel und Grundidee dieser Planungs-
methode ist es, das Vorkommen von Tieren bereits zum Beginn 
des Planungsprozesses explizit mitzudenken und in die Gestaltung 
einfließen zu lassen. Dazu ist es notwendig, bereits am Anfang der 
Planung die Frage zu stellen: „Welche Tiere sollen im jeweiligen 
Stadtraum vorkommen?“ Die Auswahl der Tierarten, die später 
am Ort leben sollen, muss also Teil des Gestaltungsleitbildes wer-
den und steht damit, wie andere programmatische Planungsent-
scheidungen, am Anfang der Entwurfsplanung. Die verschiedenen 
Akteure vor Ort sollen in den Auswahlprozess für diese Zielarten 
einbezogen werden.

In der Methode Animal-Aided Design wird der Lebenszyklus eines 
Tieres analysiert und es werden die kritischen Standortfaktoren, 
d. h. die Ansprüche einer Art an ihren Lebensraum, identifiziert. 
Dies geschieht reduktionistisch, indem nicht gefragt wird, in wel-
chem Habitat die Art vorkommt, sondern indem für die einzelnen 
Phasen im Leben der Tiere die konkreten Ansprüche aufgeführt 
werden. Wie muss die Nesthöhle beschaffen sein? Was frisst die 
Art? Welche Anforderungen sind flexibel, welche nicht? Zum Bei-
spiel benötigt der Haussperling (Spatz) neben einer Reihe von be-
nachbarten Nisthöhlen (Koloniebrüter) Samen bestimmter Pflan-
zen sowie Insekten für die Ernährung, er benötigt ein Wasserbad 
zum Trinken und Baden und ein Sandbad, um Parasiten in seinem 
Gefieder zu bekämpfen. Wie das Wasserbad oder das Sandbad aus-
sehen, spielt für den Spatz keine Rolle und die Planer*innen und 
Architekt*innen sind frei, sowohl den Ort als auch die Ausführung 
selbst festzulegen, solange die Funktion für den Haussperling er-
füllt ist. Das Sandbad kann entlang eines Weges angelegt werden 

Die Planung von Städten als Orte der Cohabitation



210

oder sich in einer offenen Baumscheibe befinden. Die Liste der kri-
tischen Standortfaktoren dient als Checkliste, um sicherzustellen, 
dass alle Bedürfnisse einer Art erfüllt sind. Die kreative Heraus-
forderung ist es, ansprechende und innovative Gestaltungslösun-
gen für alle kritischen Standortfaktoren im Rahmen des Gesamt-
entwurfs zu finden. Nach dem Entwurfsprozess können jene Orte 
und Dinge in den Entwurfsplan eingezeichnet werden, an und mit 
denen die kritischen Standortfaktoren der jeweiligen Lebensphase 
der Zielart erfüllt werden. Somit wird der volle Lebenszyklus am 
Plan sichtbar. Bedürfnisse, die nur außerhalb des Planungsgebietes 
erfüllt werden können, sollten ebenso dargestellt und ihre Erreich-
barkeit für die Zielart nachgewiesen werden.

Abb. 3 Lebenszyklusdiagramm und Tabelle mit kritischen Standortfaktoren des Haussperlings 
Grafik: Sophie Jahnke
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Anders als bei ungestalteter Natur wird im Rahmen von AAD, wie 
bei jeder Gartengestaltung und in der Landschaftsarchitektur ein 
„Naturbild“ neu entworfen oder ein bereits bestehendes rekons-
truiert und den jeweiligen Betrachter*innen und Nutzer*innen 
mit dem Zweck des ästhetischen Erlebens und der Interaktion 
angetragen. Mit AAD werden Naturgegenstände12, in diesem Fall 
Tiere, in einem gestalterischen Kontext „verwendet“, ähnlich wie 
man es mit Pflanzen schon sehr lange in der Gartengestaltung und 
Landschaftsarchitektur macht – hier spricht man von Pflanzen-
verwendung (Borchardt 2013). AAD stellt als Methode das Wis-
sen und das Handwerkszeug für die „Gestaltung mit Tieren“ zur 
Verfügung. Die Qualität der Gestaltung liegt daher weiterhin in 
der Hand der Planungsbeteiligten. Die jeweiligen Gestaltungsent-
scheidungen werden mit der Auswahl der Zielarten und mit dem 
eigentlichen Entwurf getroffen.

AAD ist, wie jede Technik, ideell und gestalterisch nicht neutral, 
sondern als Verfahren von bestimmten Grundannahmen geprägt. 
Diese sind zum einen die Prämisse der grundsätzlichen „Machbar-
keit“ von Natur, zweitens die Prämisse der Offenheit ihrer Ent-
wicklung und drittens die Idee des Erlebens von Natur als Spiel und 
Experiment. Diese Ideen lassen sich als individualistische Natur-
schutzauffassung, basierend auf einem ebensolchen Ansatz in der 
ökologischen Theorie, zusammenfassen (vgl. Körner / Eisel 2003). 
AAD wird somit nicht in erster Linie als Methode zum Schutz be-
reits vorhandener Natur und als Naturdenkmalschutz verstanden 
(wofür sie aber ebenfalls geeignet wäre), sondern als Methode zur 
Initiierung von offenen, eigendynamischen Ansiedlungsprozessen 
von Tierarten in der Stadt. Da die Wirkungen und Effekte dieser 
Ansiedlungsprozesse nicht allumfassend zu steuern sind, werden 
durch AAD Real-life-Experimente initiiert, mit denen die Mög-
lichkeiten der Ansiedlung von Tieren unter verschiedenen städ-
tischen Bedingungen, deren Populationsentwicklung und auch 
die Möglichkeiten, Konflikte und Grenzen der Cohabitation von 
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der Landschaftsarchitektur, bei 
der es eben unter anderem um 
die Gestaltung von Natur unter 
Verwendung von Dingen, die 
natürlich entstanden sind, geht.
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Menschen und wildlebenden Tieren in der Stadt ausgelotet wer-
den können. Wildlebende Tiere werden als Nutzer und Bewohner 
von Städten berücksichtigt und aktiv zur Nutzung von städtischen 
Räumen eingeladen. Wenn wildlebende Tiere ein Nutzungsange-
bot annehmen, wird durch robuste Strukturen und langfristige 
Pflegekonzepte die Verantwortung dafür übernommen, dass die 
Nutzung dauerhaft erfolgen kann. AAD soll helfen eine Planungs-
praxis zu etablieren, die es möglich macht, ein gedeihliches Zu-
sammenleben von wildlebenden Tieren und Menschen räumlich 
zu organisieren, zu bauen und zu gestalten. Solch eine Planungs-
praxis der Cohabitation antizipiert etwaige Konflikte und ermög-
licht deren Lösung. Sie begreift Städte als Orte von Tier-Mensch-
Gesellschaften und eröffnet Kontakträume für die Begegnung von 
wildlebenden Tieren und Menschen.
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Die Krise als Chance? Nachhaltige (Stadt-)Raumentwicklung in 
und nach Corona
In den mit der Corona-Pandemie verbundenen Analysen und Zu-
kunftsperspektiven wurde früh – schon mit der „ersten Welle“ 
im Frühjahr 2020 – auch die Frage nach der (Stadt-)Raument-
wicklung in der Post-Corona-Ära gestellt (z. B. ARL 2021; Adam/
Klemme 2020; Bunzel/Kühl 2020; Libbe et al. 2020). Der Beitrag 
bezieht sich auf den Stand der Diskussionen im Oktober 2021. 
Dabei wird aus den Perspektiven nachhaltiger Raumentwicklung 
z. B. postuliert, dass die Post-Corona-Stadt „näher“, „öffentlicher“ 
und „agiler“ und damit „resilienter“ sein werde (Schneidewind et 
al. 2020). Oder es wird davon ausgegangen, dass die Pandemie An-
knüpfungspunkte für Themen und Forderungen von Postwachs-
tumsgeographien biete (Lange et al. 2020). Zugleich wurde auch 
deutlich, dass und wie das sozial-räumliche Phänomen der Segre-
gation von Städten über Ansteckungsgefahren, Krankheitsverläufe 
und das „gute Leben“ in der Krise (z. B. Wohnraumverfügbarkeit, 
Zugang zu Grün- und Freiflächen) (mit-)entscheidet (z. B. Eckardt 
2020) und auch, dass räumliche Neuordnungen wie das „Homeof-
fice“ (geschlechtlich) konnotierte Ungleichheitsverhältnisse her-
vorbringen (z. B. Speck 2020).

RÄUMLICHE MIXTUREN.  
(STADT-)RÄUMLICHE EIN-
SCHREIBUNGEN SOZIAL-ÖKO-
LOGISCHER TRENNUNGS- UND  
VERMITTLUNGSVERHÄLTNISSE IN 
ZEITEN DER CORONA-PANDEMIE
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In diesen Debatten und den darin eingeschriebenen Widersprüchen 
und Zielkonflikten wird mit dem Leitbild einer nachhaltigen Stadt 
zwar mehr oder weniger unisono das Bild eines nutzungsgemisch-
ten, verdichteten, (geschlechter-)gerechten und sozial-ökologisch 
integriert entwickelten (Stadt-)Raums aufgerufen. Insbesondere 
mit Blick auf die sozial-ökologischen Vermittlungsverhältnisse, die 
in der und durch die Stadt hervorgebracht werden, werden jedoch 
unterschiedliche Positionen vertreten. Wenn etwa im August 2020 
postuliert wird, dass die Praxis des „Homeoffice“ den Klimaschutz 
voranbringe (Tagesschau 20.08.2020), werden die sozialen Folgen 
dieser ökologisch orientierten CO2-Einsparung nicht themati-
siert. Stattdessen heißt es, dass durch „Homeoffice“ ökonomische 
Wachstumsoptionen verloren gingen und das deutsche Brutto-
inlandsprodukt um 15 Milliarden Euro/Jahr gemindert würde 
(Tagesschau 26.05.2021). Es wird deutlich, dass die Debatte um 
„Homeoffice“ sektoral geführt wird – eine integrative Betrachtung 
der sozial-ökologischen Vermittlungsverhältnisse fehlt. Die Ten-
denz zur unvermittelten Argumentation zeigt sich auch innerhalb 
der Sektoren: So wird mit Blick auf die ökologischen Folgen des 
Pandemiegeschehens und der Praxis des „Homeoffice“ im Beson-
deren der Fokus auf CO2-Einsparungen gelegt, wodurch etwa die 
ökologischen Folgen des deutlich erhöhten Abfallaufkommens, das 
durch die veränderten Konsumgewohnheiten in der Krise (Liefer-
dienste, Online-Handel etc.) hervorgebracht wird, ausgeblendet 
werden.

Vor dem Hintergrund der Diagnose dieser Phänomene in der Krise 
verbinden wir mit dem Beitrag das Anliegen, die Ausgestaltung 
von sozial-ökologischen Trennungs- und Vermittlungsverhältnis-
sen im Zuge (räumlicher) Transformationsprozesse, wie sie durch 
die Corona-Pandemie induziert wurden und werden, kritisch in 
den Blick zu nehmen.
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Unser Verständnis von Vermittlung und die Verwendung des Be-
griffs Vermittlungsverhältnisse geht dabei – in Anlehnung an das 
Konzept der gesellschaftlichen Naturverhältnisse (Becker/Jahn 
2006) – von einem Paradox aus: Auf der lebensweltlichen Ebene 
sind „Natur“ und Gesellschaft untrennbar miteinander verbunden 
und werden auch räumlich als Mixturen sichtbar und wirksam. 
Auf einer analytischen Ebene stellen die Kategorien Natur und Ge-
sellschaft jedoch unterschiedliche und unterscheidbare Pole inner-
halb dieses Vermittlungszusammenhangs dar. Es ist die Annahme 
dieser Unterschiedlichkeit und Unterscheidbarkeit bei gleichzeiti-
ger Verbindung, die es ermöglicht, kritisch auf Macht- und Herr-
schaftsverhältnisse zu blicken, indem sich danach fragen lässt, wie 
Trennungen in sozial-ökologischen Vermittlungsverhältnissen ar-
gumentiert und legitimiert werden und welche Konsequenzen sich 
daraus für wen ergeben. Unsere Analyse adressiert dabei zwei Ebe-
nen: erstens die Trennungs- und Vermittlungsverhältnisse zwischen 
einer gesellschaftlichen und einer „natürlichen“ Sphäre, die sich 
im (Stadt-)Raum als gesellschaftliche Naturverhältnisse ausdrü-
cken (Becker / Jahn 2006); zweitens ausgewählte raumbezogene 
Trennungs- und Vermittlungsverhältnisse, die als gesellschaftliche 
Raumverhältnisse (Mölders 2017) in diese Zentralreferenz einge-
schrieben sind.

Die beiden Analyseebenen werden durch zwei Kategorien verbun-
den: Die Kategorie Raum dient als eine integrative Perspektive, 
in der sich inter- und transdisziplinäre Perspektiven auf Stadt zu-
sammenführen lassen und so im Sinne eines sozial-ökologischen 
System-, Ziel- und Transformationswissens verstehbar und gestalt-
bar werden (vgl. Mölders/Levin-Keitel 2021). Die Kategorie Ge-
schlecht dient als Kritikperspektive für die in Trennungsverhältnis-
se eingeschriebenen Macht- und Herrschaftsverhältnisse. So sind 
die geschlechtlichen Konnotationen der Trennung von öffentlich 
und privat sowie produktiv und „reproduktiv“ seit den 1970er 
Jahren Gegenstand theoretischer und empirischer Auseinander-
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setzungen der feministischen Raumforschung (Terlinden 1990; 
Becker 2010).

Anschließend an die beschriebenen (Krisen-)Diagnosen gehen wir 
im Beitrag davon aus, dass durch die Corona-Pandemie sozial-öko-
logische Transformationsprozesse induziert wurden und werden, 
die nicht per se zu einer nachhaltigen (stadt-)räumlichen Entwick-
lung beitragen. Als Nachhaltigkeitswissenschaftlerinnen begreifen 
wir nachhaltige Raumentwicklung integrativ, das heißt in der ge-
stalterischen Vermittlung von sozialen und ökologischen Entwick-
lungszielen vor dem Hintergrund eines um „reproduktive“ Prozes-
se – das sind in marktökonomischer Rationalität nicht bewertete, 
physisch-materiell und sozial lebensweltlich, jedoch produktiv wir-
kende Tätigkeiten – erweiterten Arbeits- und Ökonomieverständ-
nisses. Ausgehend hiervon gilt es, kritisch danach zu fragen, inwie-
fern „alte“ Trennungsverhältnisse unterstützt, in „neue“ (Raum-)
Strukturen gegossen und somit erneuert werden. Wir gehen dieser 
Frage nach, indem wir im folgenden Abschnitt zunächst unser Ver-
ständnis von nachhaltiger (Raum-)Entwicklung darlegen. Dann 
fragen wir nach sozial-ökologischen Trennungs- und Vermittlungs-
verhältnissen im Zuge räumlicher Transformationsprozesse und 
damit einhergehenden Verschiebungen von öffentlich und privat 
sowie produktiv und „reproduktiv“. Dazu betrachten wir exempla-
risch drei (Stadt-)Räume, die sich während der Corona-Pandemie 
als „systemrelevant“ erwiesen haben: das „Homeoffice“, urbane 
Frei- und Grünflächen sowie urbane Gärten. Im Fazit fragen wir 
nach den Möglichkeiten von Raumentwicklung und -planung, 
eine nachhaltige Stadtentwicklung anzustoßen und zu gestalten.

Nachhaltige (Raum-)Entwicklung – sozial-ökologische   
Vermittlungsverhältnisse gestalten
Das 1992 in Rio de Janeiro von 178 Ländern unterzeichnete und 
in der Agenda 21 (UN 1992) festgehaltene Leitbild Sustainable 

Räumliche Mixturen
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Development führte in den Raum- und Planungswissenschaften 
sowie in der Umweltforschung zu neuen Impulsen sowie auch zu 
fachlichen und politischen Kontroversen. Die bis heute anhalten-
den Differenzen in Bezug auf die Ziele, Strategien und die Reali-
sierung nachhaltiger (Raum-)Entwicklung lassen sich fokussieren 
auf verschiedene Vorverständnisse davon, was die Aufgaben und 
Inhalte wirtschaftlichen Handelns sind und in welchen Grenzen 
es sich vollzieht. Im Blick auf die Konkretisierung der (intra- und 
intergenerationellen) Gerechtigkeitsziele wie auf das Gebot, öko-
nomische, sozial-kulturelle und ökologische Entwicklungsziele in-
tegrativ auszulegen, hat dies weitreichende Konsequenzen.

Als ökonomisches Prinzip verpflichtet nachhaltige Entwicklung zu 
einem vorsorgenden Umgang mit „Natur“ als materieller Voraus-
setzung für zukünftiges Wirtschaften. Zwar können (und sollen) 
Naturbedingungen nicht substanziell erhalten bleiben (denn dies 
schlösse ihre Nutzung a priori aus), aber sie sind in gleichwerti-
ger Qualität den künftigen Generationen zu überlassen. Daraus 
ergibt sich eine Gestaltungsaufgabe gegenüber „Natur“ durch 
gesellschaftliche Arbeit in einem erweiterten Sinne. „Nachhaltig-
keit“ bezeichnet also ein Konzept, dessen substanzielle Elemen-
te Natur- und Arbeitsproduktivität sind und dessen Ziel in der 
Wiederherstellung und Erneuerung derselben durch vorsorgendes 
Wirtschaften in der Gegenwart liegt. Produktion umfasst die Wie-
derherstellung („Reproduktion“) der physisch ökologischen sowie 
der sozial lebensweltlichen und kulturellen Voraussetzungen für 
künftiges Wirtschaften.

Die mit einer in diesem Sinne (re)produktiven Wirtschafts- und 
Lebensweise verbundenen Herausforderungen für die Transforma-
tion in Richtung Nachhaltigkeit richten sich daher auf eine „Neu-
erfindung des Ökonomischen“ (Biesecker/Hofmeister 2006). Dies 
gilt sowohl in Bezug auf einen gewandelten Naturbegriff –„Na-
tur“ wird als produzierend und als ökonomisch wertschaffend an-

Tanja Mölders & Sabine Hofmeister



221

erkannt – als auch auf einen um unbezahlte „Reproduktionsarbei-
ten“ erweiterten Arbeitsbegriff. Die sozial-ökologischen Produkte 
gegenwärtigen Wirtschaftens werden daran gemessen, ob und wie 
sie sich als Quelle künftiger Produktivität für die Wirtschaftspro-
zesse späterer Generationen eignen.

In diesem Verständnis werden Vermittlungsverhältnisse zwischen 
sozialen und ökologischen Prozessen und Produkten sowie zwi-
schen den Zeiten „neu“ gestaltet: Die Resultate vergangener Tä-
tigkeit bilden die materielle und sozial lebensweltliche Basis aller 
Tätigkeiten in der Gegenwart in der Perspektive auf Vorsorge für 
das tätige Leben in der Zukunft. Intergenerational bedeuten nach-
haltiges Wirtschaften und Leben daher Vorsorge für künftige Ge-
nerationen in einer Weise, die allen jetzt lebenden Menschen die 
gleichen Chancen auf Wohlergehen und für die Entwicklung ihrer 
Fähigkeiten ermöglichen (WCED 1987).

Mit der Umsetzung des Nachhaltigkeitskonzepts steht jedoch auch 
die Politik vor enormen Herausforderungen. Die politische Dis-
kussion zu Beginn der 1990er Jahre fand statt vor dem Hinter-
grund einer weltweiten sozial-ökologischen Krise sowie in dem 
wachsenden Bewusstsein, dass Umwelt-, Entwicklungs- und Ener-
giekrise sowie ökonomische Krisenerscheinungen miteinander ver-
flochten sind und sich wechselseitig verstärken (WCED 1987). 
Schon im Vorfeld der Rio-Konferenz 1992 gaben Fragen nach der 
Substanz des Ökonomischen und dessen möglicher Transforma-
tion Anlass zu mannigfachen politischen Auseinandersetzungen. 
Im Vordergrund stand die Kontroverse um die Passfähigkeit nach-
haltiger Entwicklung zu einer auf Wertwachstum beruhenden 
Wirtschaftsweise – eine Kontroverse, die seinerzeit im Zentrum 
politischer Aushandlungen um die Formulierung des aus der soge-
nannten Brundtland-Kommission hervorgegangenen Dokuments 
(WCED 1987) stand und aktuell auch im Blick auf Fragen der 
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Raumentwicklung (wieder) aufgenommen wird (vgl. z. B. Lange 
et al. 2020).

Bald war jedoch auch der Begriff Entwicklung als solcher umstrit-
ten: Ausgehend von Fraueninitiativen aus Ländern des globalen 
Südens wurde das Konzept Sustainable Livelihood als ein kritisches 
Konzept entwickelt und dem mit Wirtschaftswachstum assoziier-
ten Begriff Development entgegengesetzt: „Livelihood“ zielt auf 
die alltägliche Existenzsicherung. Das Konzept verweist auf die Er-
neuerung sowohl der materiellen als auch sozialer und kultureller 
Ressourcen, es setzt auf der lokalen Ebene an und betont für diese 
die Notwendigkeit der Machtbildung (Empowerment) von be-
nachteiligten sozialen Gruppen. Das Verständnis von „Wirtschaf-
ten“ wird hiermit über marktzentrierte und -koordinierte Prozesse 
sowie über marktförmige Güter und Leistungen hinaus erweitert 
(Wichterich 2012). Die besondere Bedeutung von Frauen bei der 
Realisierung von Nachhaltigkeit floss in das aus dem Rio-Prozess 
hervorgegangene Aktionsprogramm ein (Agenda 21, Kapitel 24).

Für die wissenschaftlichen und politischen Debatten um Raum-
entwicklung hat diese Erweiterung des Ökonomieverständnisses 
weitreichende Konsequenzen. Neben den intra- und intergenera-
tionellen Gerechtigkeitsgeboten gerät vor allem auch das Gebot zur 
Integration der Entwicklungsdimensionen zu einer raumbezogenen 
Gestaltungsaufgabe. Es gilt, die ökonomische, die sozial-kulturelle 
und die ökologische Entwicklung von (Stadt-)Räumen in Einklang 
zu bringen, wobei die Dimensionen aufeinander bezogen sind. 
Diese integrative Sicht auf Raumentwicklung ist im Konzept der 
gesellschaftlichen Raumverhältnisse (Mölders 2017) angelegt: Auf-
bauend auf das sozial-ökologische Konzept der gesellschaftlichen 
Naturverhältnisse werden Natur- und Geschlechterverhältnisse im 
Blick auf räumliche Ein- und Zuschreibungen zusammengeführt 
und Gestaltungsoptionen sichtbar gemacht. Substanziell nehmen 
die Entwicklungsdimensionen hierin eine neue Konkretisierungs-
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form an: In einem erweiterten Verständnis von „Ökonomie“ wird 
soziale Entwicklung weiter gefasst und bezieht sich auf die gesamte 
soziale Lebenswelt statt vorwiegend auf Erwerbsleben und -arbeit; 
in der Vermittlung mit sozialen und ökonomischen Prozessen er-
schöpft sich „ökologische Entwicklung“ nicht in der Bewahrung 
des (vermeintlich) Natürlichen vor menschlichen Einflüssen, son-
dern richtet sich über Schutzziele hinaus auf die (Mit-)Gestaltung 
von Naturqualitäten und -leistungen (Hofmeister/Mölders/Thiem 
2014, 525). Diese Perspektive auf nachhaltige Entwicklung, in 
der die Entwicklungsdimensionen als ineinander verschränkt, sich 
wechselseitig beeinflussend und substanziell voneinander abhängig 
begriffen und entsprechend gestaltet werden, eröffnet einen eige-
nen Zugang zu Raumentwicklung und einer auf Nachhaltigkeit 
zielenden Planung und Gestaltung. Mit dem Konzept der gesell-
schaftlichen Raumverhältnisse lässt sich „Raum“ als eine Integra-
tionsebene für die Zusammenführung der verschiedenen Entwick-
lungsdimensionen verstehen und nutzen.

Im Rückblick auf die (Stadt-)Raumentwicklung im Zeichen des 
Leitbildes Nachhaltigkeit in den vergangenen 30 Jahren wurden 
zur Implementierung von Nachhaltigkeitszielen verschiedene 
Ansätze entwickelt und erprobt (z. B. Lokale Agenda 21- und 
Transition-Town-Prozesse). Gezeigt hat sich dabei, dass die pro-
grammatischen und konzeptionellen Chancen, den Raum als In-
tegrations- und Handlungsebene für die Zusammenführung von 
Nachhaltigkeits- und für die Integration von Stadtentwicklungs-
zielen in ökonomischer, ökologischer und sozialer Hinsicht zu nut-
zen, noch nicht in vollem Umfang ausgeschöpft worden sind. Im 
Rückblick wird jedoch auch deutlich, dass sich die Möglichkeiten 
nachhaltiger Raumentwicklung in Krisenzeiten offenbar zu entfal-
ten vermögen. Ob und wie solche Möglichkeitsräume aktuell im 
Kontext der pandemischen Krise sichtbar werden, diskutieren wir 
im Folgenden anhand von drei Schlaglichtern auf stadträumliche 
Entwicklungen.
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„Neue“ Verbindungen in „alten“ Räumen – „alte“ Trennungen in 
„neuen“ Räumen? (Neu-)Ordnungen von Raum- und  
Zeit-Konstellationen in Zeiten der Pandemie
Tatsächlich war (und ist) das Leben in der Pandemie nicht nur 
in Deutschland geprägt durch neuartige gesellschaftliche Raum-
verhältnisse (Mölders 2017). Dabei sind in der Krise räumliche 
Mixturen sichtbarer geworden, Bedeutungen von und Zuschrei-
bungen in Räume(n) haben zu mehr Verbindungen (räumlich) 
getrennter Sphären geführt. Dies gilt insbesondere im Blick auf 
neue Verbindungen von traditionell dichotom Getrenntem wie der 
Zuordnung von Räumen zu Kultur/Gesellschaft versus „Natur“, zu 
Öffentlichkeit versus Privatheit und zu „männlichen“ versus „weib-
lichen“ Konnotationen von Räumen. Solche Funktions- und Be-
deutungsverschiebungen ereignen sich im Kontext von verschieden 
konfigurierten Relationen zwischen Distanz und Nähe wie auch 
zwischen physischem und digitalem Raum. So waren z. B. in Pha-
sen des sogenannten Lockdowns zwischenmenschliche Kontakte 
durch das Gebot zum „Social Distancing“ gekennzeichnet. In der 
Praxis bedeutete dies, dass körperliche Nähe zwischen Menschen 
zwar nur eingeschränkt möglich war, aber gleichzeitig soziale Nähe 
und Dichte in digitalen Räumen neu hergestellt bzw. in stark er-
weiterter Form praktiziert wurde und wird. Im digitalen Raum lö-
sen sich soziale Beziehungen sowohl von geografisch-räumlichen 
als auch von zeitlichen Beschränkungen tendenziell ab (vgl. dazu 
auch Knoblauch/Löw 2020).

Was dies im Blick auf das Leben an konkreten Orten, speziell in 
der Stadt bedeutet, verdeutlichen wir im Folgenden exemplarisch. 
Dabei lassen wir uns von der Frage leiten, ob und inwieweit es in 
und durch die pandemische Krise zu Veränderungen gesellschaft-
licher Raumverhältnisse gekommen ist, die eine Durchlässigkeit 
„alter“ Trennungsstrukturen im Raum – wie die zwischen öffentli-
chen und privaten, produktiven und „reproduktiven“ sowie sozial 
männlich und weiblich zugewiesenen Räumen – anzeigen mögen.
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Indem wir nach den (gewandelten) Funktionen und Bedeutungen 
von Wohnräumen, innerstädtischen Frei- und Grünflächen sowie 
von urbanen Gärten für das Leben während der pandemisch be-
gründeten „Lockdown“-Phasen (in den Zeiträumen von Frühjahr/
Frühsommer 2020 sowie Herbst und Winter 2020/2021) fragen, 
nehmen wir eine sozial-ökologische Perspektive ein. Wir fragen 
danach, ob und gegebenenfalls wie soziale und ökologische Krisen-
folgen im Zusammenhang gesehen, gestaltet und reguliert wurden 
und werden.

An einem Ort zur gleichen Zeit – die Neugestaltung des „Home“ durch 
„Homeoffice“, „Homeschooling“ und häusliche Reproduktionsarbeit
Die sozialen und ökologischen Krisenfolgen durch „Homeoffice“ 
werden ambivalent bewertet und sind politisch umstritten: Was 
unter einer „ökologischen“ Perspektive zunächst positiv bewertet 
wird – z. B. die durch die Reduktion von Verkehrswegen zum Er-
werbsarbeitsort realisierten Einsparungen an CO2-Emissionen1 –, 
wird unter der Perspektive der marktökonomischen Folgen eher 
negativ bewertet. Mit Blick auf die sozialen Folgen, insbesonde-
re auf die Geschlechterverhältnisse, wird die Neuordnung des 
„Home“ infolge der pandemischen Krisenlage überwiegend kri-
tisch gesehen (vgl. auch Mölders/Hofmeister 2021).

Im Zentrum der nicht nur aus feministischer Perspektive formu-
lierten Skepsis gegenüber den Folgen der durch „Homeoffice“ 
und „Homeschooling“ in den Phasen des „Lockdown“ induzier-
ten Gleichzeitigkeit produktiver und „reproduktiver“ Tätigkeiten 
im privaten Raum steht der Verweis auf Überlagerung und Ver-
dichtung von Erwerbs- und Reproduktionsarbeit, auf Externali-
sierung öffentlicher Aufgaben wie der Betreuung und Beschulung 
von Kindern in die Privatsphäre sowie damit verbunden auf die 
Zuweisung von Verantwortung in den Bereich des Privaten. Diese 
neue Durchlässigkeit von Öffentlichkeit und Privatheit sowie von 
Produktions- und „Reproduktionssphäre“ wird überwiegend zu 

1 Diese mit der Verbreitung 
der Arbeitsform „Homeof-
fice“ auf den ersten Blick 
unter ökologischen Aspekten 
uneingeschränkt positiv zu 
bewertende Folge der Pandemie 
erweist sich retrospektiv als 
ambivalent: Die Zunahme der 
Nutzung des motorisierten 
Individualverkehrs anstelle 
öffentlicher Verkehrsmittel ist 
bislang nicht annähernd auf 
das vorpandemische Niveau 
zurückgegangen (Stand Oktober 
2021). Vielmehr sieht es aus, als 
hätten sich die in der Pandemie 
entwickelten neuen Routinen 
der Verkehrsmittelwahl gefestigt 
(vgl. DLR 2021), während 
das Verkehrsaufkommen stetig 
wieder anwächst.
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Lasten von Frauen realisiert. Dies ist inzwischen vielfach beschrie-
ben und empirisch belegt worden (vgl. z. B. Buschmeyer/Ahrens/
Zerle-Elsäßer 2021; Lanfranconi et al. 2021; Allmendinger 2020; 
Hipp/Mann 2020; Speck 2020): Insbesondere „[…] Frauen mit 
Kindern [waren] stark eingeschränkt […] in der Gestaltung ihres 
guten Lebens“ (Lanfranconi et al. 2021, 29).

Vieles spricht auch dafür, dass es sich bei den in der pandemischen 
Krise beobachteten Ungleichverteilungen von Familien- und Er-
werbsarbeit nicht etwa um „Momentaufnahmen“ handelt, sondern 
dass damit mittel- und langfristige Veränderungen geschlechtlicher 
Arbeitsteilung hin zu einer Retraditionalisierung geschlechtlicher 
Ungleichheiten eingeleitet wurden (Allmendinger 2020).

Noch weitgehend unerforscht sind hingegen die möglichen sozial-
ökologischen Folgen postpandemischer Erwerbsarbeitsmodelle, 
die auf einer Verstetigung von „Homeoffice“ und zunehmender 
Digitalisierung der Arbeitswelt basieren. Aus Sicht einer nachhal-
tigkeitsorientierten Raum- und Stadtforschung sind in weiterfüh-
renden Studien insbesondere folgende Fragen zu berücksichtigen:

Abb. 1 (Post-)Pandemische Arbeitsmodelle zwischen physischer Distanz und digitaler Nähe  
© 2021 Evelyn Gustedt
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• Wie sind die Umweltwirkungen durch Praktiken des Homeof-
fice in der Ambivalenz zwischen Entlastungen durch Minde-
rung von Verkehrswegen einerseits sowie Vermeidung öffentli-
cher Verkehrsmittel in der Pandemie und stofflicher Belastung
durch Abfallaufkommen und digitalisierungsbedingte Stoffver-
bräuche andererseits zu bewerten?

• Welche Tendenzen zu „Gleichräumigkeit“ und Gleichzeitigkeit
mit der Folge der Verdichtung und Durchmischung produkti-
ver und „reproduktiver“ Tätigkeiten entstehen infolge des Ho-
meoffice und wie sind sie zu bewerten?

• Welche sozial-ökologischen Effekte hat die ungleiche Vertei-
lung der Lasten? Welche Wirkungen in Bezug auf (Geschlech-
ter-)Gerechtigkeit entstehen durch die Externalisierung von
Erwerbstätigkeiten in private Räume und durch eine verstärkte
Durchlässigkeit der Grenzen zwischen öffentlichen und priva-
ten Räumen?

Wenn es zutrifft, dass „alte“ Trennungsstrukturen in Auflösung 
begriffen sind und zugleich „alte“ Hierarchisierungen in der Be-
wertung von öffentlichen und privaten, von produktiven und 
„reproduktiven“ sowie von männlich und weiblich zugewiesenen 
Tätigkeitsräumen erhalten bleiben, ist zu befürchten, dass gesell-
schaftliche Ungleichheitslagen infolge der Krise sogar gefestigt wer-
den (vgl. auch Haupt/Hofmann/Lind 2020; Göttinger Centrum 
für Genderforschung 2020; genanet 2020). Zugleich wird in der 
Perspektive auf sozial-ökologisch vermittelte Wirkungen des „Ho-
meoffice“ sichtbar, dass sich soziale und ökologische Effekte nicht 
additiv darstellen oder gar gegenseitig aufrechnen lassen, sondern 
wechselseitig beeinflussen und verstärken.
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Alle wollen raus – die wachsende Bedeutung öffentlicher Frei- und 
Grünflächen
Mit der Corona-Pandemie und den damit verbundenen Reise- 
und Freizeitbeschränkungen stieg der Bedarf an Möglichkeiten zur 
Naherholung deutlich. Entsprechend haben insbesondere in urba-
nen Räumen Frei- und Grünflächen einen Bedeutungszuwachs 
erfahren. Eine vom Bundesverband Garten-, Landschafts- und 
Sportplatzbau e.V. beauftragte und im Sommer 2020 durchgeführ-
te repräsentative forsa-Befragung zeigt, dass unterschiedliche Be-
völkerungsgruppen öffentliches Grün unterschiedlich intensiv und 
in unterschiedlicher Weise (z. B. zum Spazierengehen, zur Natur-
beobachtung oder zum Zeitvertreib mit der Familie) nutzen (forsa 
2020). Mit Blick auf die Corona-Pandemie gaben 28 Prozent der 
Befragten an, die Grünanlagen in ihrer Stadt seit Beginn der Krise 
häufiger zu nutzen. An Bedeutung gewonnen haben Grünflächen 
vor allem für die unter 30-Jährigen, Familien mit Kindern unter 
zehn Jahren, Bewohner*innen von Städten mit mehr als 200.000 
Einwohner*innen sowie „Viel-Nutzer*innen“ (ebd., 14 ff.).

Dabei ist es vor allem für diejenigen, die nicht über einen privaten 
Garten verfügen und deren Wohnverhältnisse beengt sind, wich-

Abb. 2 Gesperrter Spielplatz während der Pandemie © 2021 Daniel Münderlein
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tig, öffentliche Freiflächen in der Nähe zu haben. Die Corona-
Pandemie verdeutlicht, dass genau dies nicht der Fall ist, sondern 
vielmehr „die Seuche der Segregation der Städte“ (Eckardt 2020) 
(Raum-)Wirksamkeit entfaltet: Wer privilegiert wohnt, hat auch 
eher Zugang zu qualitativ hochwertigen Frei- und Grünflächen 
(Adam/Klemme 2020, 11 mit Verweis auf Bunge/Rehling 2020). 
Damit setzt sich die Enge und Dichte des verfügbaren (privaten) 
Innenraums im (öffentlichen) Außenraum fort – „drinnen“ wie 
„draußen“ wird es (zu) eng.

Was die Schließung urbaner Freiräume für die Lebensqualität in 
Städten bedeutet, bekamen insbesondere Kinder und Eltern wäh-
rend des ersten „Lockdowns“ im Frühjahr 2020 zu spüren, als 
Spiel- und Bolzplätze gesperrt wurden. In der forsa-Befragung ge-
ben die Befragten mit kleineren Kindern unter zehn Jahren an, dass 
städtische Grünflächen für sie die Möglichkeit bieten, Zeit mit der 
Familie bzw. mit Kindern zu verbringen (forsa 2020, 8).

Diese – aus epidemiologischer Sicht begründeten – Schließungs-
maßnahmen kulminierten mit der Anordnung von „Homeoffice“ 
und „Homeschooling“ in einer räumlichen und zeitlichen Ver-
dichtung des Privaten, die sich sowohl auf der physischen (alles an 
einem Ort zur selben Zeit) als auch auf der sozialen Ebene (alles 
im „Reproduktiven“) ausdrückte (vgl. Abschnitt 3.1). Die Kon-
sequenzen waren eine dramatische Zunahme häuslicher Gewalt 
gegenüber Frauen und Kindern sowie die (spielerische) Aneignung 
solcher urbaner Frei- und Grünräume, die bis dato weniger bzw. 
anders genutzt wurden (z. B. wurden Stadtwälder zu Bau- und 
Abenteuerspielplätzen).

Neben diesen Freizeit- und Erholungsfunktionen sind urbane 
Grünflächen auch aus stadtökologischer Sicht bedeutsam. Als grü-
ne Infrastruktur wirken sie der Bildung von Hitzeinseln entgegen, 
ermöglichen den Abfluss von Regenwasser und stellen einen Le-
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bensraum für Tier- und Pflanzenarten dar. In diesen ökologischen 
Funktionen sind sie wiederum für die sie nutzenden Menschen at-
traktiv und damit ein sozial-ökologisches Phänomen  das in Zeiten 
der Corona-Krise besonders nachgefragt ist (vgl. z. B. Douglas et 
al. 2020).

Aus dieser Perspektive zeigt sich auch am Beispiel der Nutzung 
urbaner Freiräume, dass und wie weit soziale und ökologische 
(Lebens-)Bedingungen unmittelbar miteinander verbunden sind. 
Die darin eingeschriebenen Ungerechtigkeiten sind zwei Seiten 
derselben Medaille. Aus Sicht einer nachhaltigkeitsorientierten 
Raum- und Stadtforschung sind die Fragen nach der „geographi-
schen Verwundbarkeit“ (Rohland 2010, 47) deshalb konsequent 
als sozial-ökologische Fragen zu stellen, die soziale und ökologi-
sche Gerechtigkeitsfragen miteinander verbinden. Dabei ist in den 
Blick zu nehmen, welche Möglichkeiten der Raumaneignung im 
Innen und Außen, im privaten und öffentlichen Raum wem zur 
Verfügung stehen.

Gemeinsam Gärtnern in der Krise?  
– Das Beispiel der urbanen Gärten
Das Krisenmanagement in Zeiten der Pandemie führt tendenziell 
dazu, dass einerseits „neue“ Verbindungen in „alten“ Räumen ge-
schaffen werden: Die Durchlässigkeit des bislang dichotom vonei-
nander Getrennten wird sichtbar. „Home“ wird zum Zentrum der 
Erwerbsarbeit und urbane Freiräume übernehmen Funktionen, 
die bislang überwiegend dem (privaten) Wohnraum zugewiesen 
waren, wie Essen und Trinken, Spielen und (digitales) Kommu-
nizieren. Andererseits bleiben jedoch die in die „alten“ Trennun-
gen eingeschriebenen Macht- und Herrschaftsbeziehungen in den 
(neuen) räumlichen Mixturen strukturell wirksam: „Reproduk-
tive“ Tätigkeiten werden gegenüber Erwerbsarbeiten auch dann 
(oder erst recht) abgewertet, wenn sie zur selben Zeit am selben 
Ort stattfinden. Zugleich scheinen diese (Neu-)Ordnungen aber 
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auch dazu zu führen, sicher geglaubte Zuweisungen und damit 
verbundene Bewertungen kritisch zu reflektieren und gegebenen-
falls in Frage zu stellen. Mit dieser Orientierung gewinnen solche 
Räume an Bedeutung, die – mit Foucault (1990/1967) als „Hete-
rotopien“ bezeichnet – jenseits moderner Trennungen „neue“ Ver-
mittlungsverhältnisse zwischen den Sphären des Öffentlichen und 
Privaten, des „Produktiven“ und „Reproduktiven“, des Außen und 
Innen sowie des Kulturellen/ Gesellschaftlichen und Natürlichen 
provozieren (vgl. auch Forschungsverbund „Blockierter Wandel?“ 
2007, 134 ff.).

Als ein Beispiel für solche Räume betrachten wir urbane Gärten: 
Als Gemeinschaftsgärten, die zunächst vor allem auf städtischen 
Brachen und in Form von temporären Nutzungen realisiert wur-
den, inzwischen jedoch vielfach auch durch direkte funktionale 
Zuweisung im Stadtraum etabliert sind (Baier/Müller 2021), prä-
gen sie mittlerweile das Bild vieler Städte (vgl. für einen Überblick 
z. B. Kumnig/Rosol/Exner 2017; Müller 2012). Ihr Charakter als 
räumliche Mixturen ist das Ergebnis des Versuchs, die „Dinge wie-
der zusammenzubringen, die zuvor getrennt wurden: Produktion 
von Konsum, Stadt von Land, Kultur von Natur“ (Müller 2013, 
150). So wie urbane Grünflächen werden auch urbane Gärten 
als sozial-ökologische Besonderheiten angesprochen: „[T]he gar-
den represents a powerful idea, providing a space of possibilities 
and permitting the construction of new sets of relations between 
nature, society and culture, as well as different arrangements of 
power“ (Milbourne 2018, 915). Gemeinschaftliches Gärtnern als 
gesellschaftliche Raumverhältnisse zu begreifen bedeutet, die Ver-
bindungen zwischen dem sozial-ökologischen Vermittlungsver-
hältnis zwischen „Natur“ und Gesellschaft und dem räumlichen 
Vermittlungsverhältnis von physischen Raumeigenschaften und 
sozialen Raumkonstruktionen zu erkennen (vgl. Mölders/Kühne-
mann 2017; Mölders 2022). Dabei unterscheidet sich der urbane 
Garten in sozial-ökologischer Perspektive in mindestens drei As-
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pekten von anderen Grünflächen: Erstens wird hier der Versuch 
unternommen, „Natur in der Stadt“ nicht nur zur Erholung, son-
dern auch zur Produktion von Nahrungsmitteln  zur Verfügung zu 
stellen; zweitens sind die Nutzer*innen hier zugleich Gestalter*in-
nen; und drittens handelt es sich auch um einen Raum der Wie-
derverwertung, denn es werden die (Abfall-)Produkte städtischen 
Lebens in die Gestaltung der NaturKulturRäume einbezogen 
(z. B. durch Upcycling bei Pflanzgefäßen und Gartenmöbeln, vgl. 
Müller 2013; Werner 2012). Diese Form der Aneignung und Ge-
staltung urbaner Räume ist auf der Prozessebene mit Vergemein-
schaftung verbunden: Urbane Gärten werden gemeinschaftlich 
bewirtschaftet und stellen in diesem Sinne eine „Ausdrucksform 
real existierender urbaner Commons“ (Eizenberg 2017, 34) dar. Als 
solche Räume lassen sie sich weder als öffentlich noch als privat 
charakterisieren (ebd., 36). In Zeiten der Pandemie erlangen sie 
wachsende Bedeutung für die tätigen Nutzer*innen sowie für die 
an dieser Tätigkeit neuerdings interessierten Bevölkerungsgruppen 

Abb. 3 Hygienekonzept im Gemeinschaftsgarten himmel-
beet in Berlin-Wedding © 2021 Andrea Baier

Abb. 4 Südgarten München © 2021 Christa Müller
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(Baier/Müller 2021; Zheng 2020). Sie gelten zudem als besonders 
sichere Räume (Schmidt 2021).

Es wird berichtet, dass während der „Lockdown“-Phasen teilweise 
sogar eine Übernutzung der Gärten drohte. Nicht wenige Gemein-
schaftsgärten wurden „überrannt“ und von Bevölkerungsgruppen 
„entdeckt“, die sich bis dato nicht für diese Orte interessiert hat-
ten. Beispielsweise beklagten die Nutzer*innen des Südgartens in 
München, dass der Garten neuerdings von Jugendlichen auf- bzw. 
heimgesucht würde, die, von anderen Plätzen und Orten vertrie-
ben, sich im Garten treffen, um miteinander zu reden, Bier zu 
trinken und zu feiern. Ein steigendes Müllaufkommen und auch 
Unachtsamkeit gegenüber den Pflanzen waren die unangenehmen 
Folgen, mit denen sich die Gemeinschaftsgärtner*innen auseinan-
dersetzen mussten (Baier/Müller 2021).

Doch wurde die Nützlichkeit der urbanen Gärten als sozial-ökolo-
gische Tätigkeitsräume – vor allem ihr Potenzial, Trennungen und 
Hierarchisierungen zu überwinden und durch Realisierung neuer 
Verbindungen und Vermittlungen einen Beitrag zur nachhaltigen 
(Stadt-)Raumentwicklung zu leisten – ausgerechnet durch Maß-
nahmen des Krisenmanagements konterkariert. Denn die physi-
sche und soziale Nähe, die das gemeinsame Gärtnern erfordert, war 
in dieser Zeit untersagt, wenngleich auch subversive Nutzungen 
der Gartenflächen ihre Spuren hinterließen (Baier/Müller 2021). 
Um mit diesen Herausforderungen umzugehen, wurden etwa ver-
stärkt Beetpatenschaften zur Pflanzenpflege vergeben2. Das kol-
lektive Projekt und das gemeinsame Tätigsein im Garten wurden 
somit temporär durch individuelle Zuweisung von Verantwortung 
gesichert (dpa 2020).

Projekte urbanen Gärtnerns waren und sind häufig Reaktionen auf 
sozial-ökologische Krisenlagen. So entstanden auch die sozialrefor-
merischen Ansätze von sogenannten Schrebergärten und Garten-

2 Andrea Baier und Christa 
Müller weisen darauf hin, dass 
individuelle Beetpatenschaften 
in vielen Projekten ohnehin 
zum Konzept gehören; sie 
ermöglichen die Teilhabe von 
Bevölkerungsgruppen, die sonst 
nicht dabei wären (Baier/Müller 
2021).
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städten in einer Zeit der Krise, als große Teile der Bevölkerung 
infolge der Industrialisierung von schlechten Gesundheits- und Er-
nährungssituationen betroffen waren. Die ersten urbanen Gemein-
schaftsgärten der Gegenwart wurden angeregt durch Migrant*in-
nen und standen im Kontext der Kritik an der „neoliberalen Stadt“, 
die, durch soziale Segregation geprägt, die Aneignungsmöglichkei-
ten von Stadt(-grün) einschränkt (Kumnig et al. 2017). Vor allem 
in Krisensituationen wie der Pandemie ist der Wunsch groß, über 
einen Garten zu verfügen und gemeinsam zu gärtnern. Ob und 
wie dies welchen Stadtbewohner*innen ermöglicht werden kann, 
welche Wirkungen von solchen Projekten in sozial-ökologischen 
Krisenlagen ausgehen und was Maßnahmen des Krisenmanage-
ments jeweils für das urbane Gärtnern bedeuten, sind Fragen, die 
in künftigen Forschungen besonderer Aufmerksamkeit bedürfen.

Gesellschaftliche Raumverhältnisse verstehen und gestalten
Unser Beitrag wird von dem Erkenntnisinteresse an zweifachen 
Trennungs- und Vermittlungsverhältnissen geleitet: erstens von der 
Trennung und Vermittlung einer sozialen Sphäre der Gesellschaft 
und einer ökologischen Sphäre der „Natur“ und zweitens von 
ausgewählten raumbezogenen Trennungs- und Vermittlungsver-
hältnissen wie zwischen privaten Wohnräumen und öffentlichen 
Freiflächen und den dort jeweils verrichteten produktiven und/
oder „reproduktiven“ Tätigkeiten. Hintergrund dafür ist die Über-
zeugung, dass die Gestaltung nachhaltiger Raumentwicklung, die 
an den normativen Prämissen der Integration der Entwicklungsdi-
mensionen sowie an den Gerechtigkeitsgeboten orientiert ist, den 
kritischen Blick auf Trennungen, Hierarchisierungen und Margi-
nalisierungen voraussetzt und auf Räume zielt, die sozial-ökologi-
sche Vermittlungen ermöglichen können.

Dabei lassen sich die Transformationspotenziale der räumlichen 
Entwicklung und Planung nutzen: Räumliche Planung weist in 
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prozeduraler und in substanzieller Hinsicht unmittelbar Bezüge 
zu den normativen Prämissen nachhaltiger (Raum-)Entwicklung 
(vgl. Abschnitt 2) auf. So spiegeln sich die Gerechtigkeitsgebote 
in den Leitbildern und Konzepten der Raumordnung wider: z. B. 
die Orientierung an Gemeinwohl und Daseinsvorsorge oder das 
Gestaltungsziel, die Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse in 
den Teilräumen zu sichern. Das die räumliche Planung kenn-
zeichnende überfachliche, sektorenübergreifende Verständnis von 
räumlicher Entwicklung deckt sich mit dem Verständnis von nach-
haltiger (Raum-)Entwicklung. Intragenerationale Gerechtigkeit 
verlangt nach einer Entwicklung von Räumen, durch die der Zu-
gang zu Ressourcen, wie etwa zu sozialen und technischen Infra-
struktureinrichtungen, für alle Bürger*innen gleichermaßen und 
in gleicher Weise gewährleistet ist. Ökologisch orientierte Grund-
sätze der Raumordnung wie die Erhaltung und Entwicklung der 
Funktionen des Naturhaushalts und der Landschaft und die Si-
cherung gesunder Umweltbedingungen sind die Voraussetzungen 
für eine intergenerational gerechte Raumentwicklung. Themen 
wie Klimawandel und Energiewende, Flächenmanagement und 
Biodiversitätserhalt finden daher verstärkt Aufmerksamkeit in den 
aktuellen Diskussionen um die Leitziele, Strategien und Aufgaben 
von Raumplanung und -gestaltung in der Transformation (Hof-
meister/Warner/Ott 2021). Die lange Tradition der Raumplanung 
verspricht zudem günstige Bedingungen für eine integrative Sicht 
auf die Entwicklungsziele und hält entsprechende Planungskom-
petenzen bereit. Jedoch wird dieses Versprechen nicht immer ein-
gelöst. Entwicklungsziele werden häufig am Funktionieren kapi-
talistischer Märkte ausgerichtet und die für die Raumentwicklung 
verantwortlichen Institutionen und Akteure agieren oftmals inner-
halb sektoraler Grenzen und zielen auf spezialisierte Problemlösun-
gen ab. Durch räumliche Planung – (in Deutschland) auf den for-
mellen Ebenen Länder und Regionen sowie durch die kommunale 
Bauleitplanung – allein lassen sich die Entwicklungsdimensionen 
offenbar nicht im Sinne der Nachhaltigkeit zusammenführen. Um 
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eine integrierte Raumentwicklung zu erreichen und abzusichern, 
bedarf es eines um informelle Steuerungsprozesse und enge Ko-
operationen zwischen den Akteuren der Raumentwicklung er-
weiterten Verständnisses von „Planung“ (ebd.). Dabei richten sich 
die Erwartungen insbesondere auf die regionale und kommunale 
Steuerung der Raumentwicklung in Stadtregionen.

Raumentwicklung und -planung sind daher wichtige und passen-
de Akteure, wenn es darum geht, (Stadt-)Räume in und nach der 
Pandemie nachhaltig zu gestalten. Dies spiegelt sich auch in den 
(noch jungen) Debatten zu Stadtraumentwicklung und pande-
misch bedingten Krisen wider, die verstärkt Themen wie Raum-
gerechtigkeit, Gemeinwohlorientierung und Daseinsvorsorge in 
den Blick nehmen. Konkret diskutiert werden etwa neue Möglich-
keiten für „Postwachstumsgeographien“ (Lange et al. 2020), die 
Bedeutung der „doppelten Innenentwicklung“ (Adam/Klemme 
2020, 12) oder die Förderung der sozialen Wohnraumversorgung 
durch kommunalen und genossenschaftlichen Wohnungsbau 
(Bunzel/Kühl 2020, 17 ff.). Solche Vorschläge verbinden sich mit 
einer deutlichen Kritik an der sozioökonomisch gespaltenen, so-
zialräumlich segregierten Stadtgesellschaft (vgl. auch Siedentop/
Zimmer-Hegmann 2020).

Lässt sich diesen Orientierungen überhaupt noch etwas hinzu-
fügen? Wir meinen ja, und möchten dies als Verstehen und Ge-
stalten gesellschaftlicher Raumverhältnisse skizzieren. Dabei geht 
es vor allem darum, die Verbindungen zwischen sozialen und 
ökologischen Krisenphänomenen und Maßnahmen ihrer Bewäl-
tigung stärker in den Blick zu nehmen. Die Möglichkeit, Raum 
als Ausdruck gesellschaftlicher Naturverhältnisse zu begreifen, wird 
in der immer noch stark sektoral organisierten Stadtplanung und 
insbesondere -verwaltung zu wenig genutzt. Auf einer substan-
ziellen Gestaltungs- und Planungsebene gilt es daher anzuerken-
nen, dass „Natur“ in der Stadt zwar „Sehnsuchtsort“ sein mag, 
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tatsächlich aber auch materielles und räumliches Resultat unserer 
Lebens- und Wirtschaftsweise ist: Die im „Homeoffice“ neu ent-
stehenden Produktions- und Reproduktionsroutinen gestalten zu-
künftige Stadtnatur/en im lokalen und globalen Kontext mit und 
hinterlassen auch im öffentlichen Raum Spuren – z. B. in Form 
von entleerten und verwahrlosten Innenstadtquartieren oder auch 
vermehrtem Müllaufkommen im Frei- und Grünraum (vgl. auch 
Abschnitt 3.3). Solche Wechselwirkungen sichtbar zu machen und 
Möglichkeiten für nachhaltiges Konsumieren und Produzieren 
mitzuentwickeln, könnte und sollte daher die zentrale Aufgabe 
nachhaltigkeitsorientierter Stadtentwicklung und -planung sein. 
Die Perspektive auf gesellschaftliche Raumverhältnisse verbindet 
sich zudem mit der Thematisierung von und Sensibilisierung für 
Machtverhältnisse, die mit Veränderungen der Raumverhältnisse 
einhergehen: Wer hat welche (Wahl-)Möglichkeiten, sich in der 
Krise wie zu verhalten und wo zu verorten? Wie insbesondere 
unsere Ausführungen zu den „Schlaglichtern“ gezeigt haben, dient 
die Kategorie Geschlecht dabei als „Eye Opener“, um (räumliche) 
Zuweisungen von produktiven und „reproduktiven“ Tätigkeiten 
offenzulegen und sie einer Bewertung entlang von Gerechtigkeits-
kriterien zugänglich zu machen.

Raumkonzepte, die (stadt-)räumliche Mixturen ermöglichen, 
stärken und hervorheben und damit „neue“ Vermittlungsverhält-
nisse zwischen den bislang in Opposition zueinander stehenden 
Raumaspekten (Eigenschaften, Funktionen, Zuweisungen) provo-
zieren und gestalten, eignen sich perspektivisch als Leitlinien für 
die nachhaltige Entwicklung (städtischer) Räume. Dass die Qua-
lität urbaner räumlicher Mixturen (auch) stadtplanerisch stärker 
anerkannt und befördert werden könnte, mögen insbesondere 
unsere Ausführungen zu den urbanen Gärten verdeutlicht haben 
(vgl. Abschnitt 3.3). Doch auch diese Räume sind in der Krise zu 
„pandemischen Räumen“ (Davy 2021) geworden. Obgleich dem 
Commoning in der Gestaltung von Frei- und Grünräumen eine 
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entscheidende Rolle für die Ausbildung nachhaltiger Stadtzukünf-
te beigemessen wird (z. B. Eizenberg 2017), ließ sich das gemein-
same Gärtnern in der Pandemie mit den Regeln des physischen 
„Distancing“ nicht vereinbaren und auf Basis neu gewonnener so-
zialer Nähe im digitalen Raum nicht realisieren. Die Fragen nach 
den Grenzen zwischen bislang getrennten raum-zeitlichen Sphären 
– nach deren Verfestigung, Auflösung und Aufhebung einerseits 
und dem Entstehen neuer Grenzen andererseits – könnten einen 
Beitrag leisten, nachhaltigkeitsorientierte Konzepte für die Raum- 
und Stadtentwicklung zu erkennen und zu generieren.
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Der Topos der Mischung spielt in den aktuellen städtebaulichen 
und stadtpolitischen Debatten eine wichtige und exponierte Rolle. 
In vielen programmatischen Verlautbarungen und Absichtserklä-
rungen in der städtebaulichen Planung steht das Ziel ganz im Vor-
dergrund, eine gemischte Stadt entwickeln zu wollen. Mischung 
ist das, was verschiedene Lager im stadtplanerischen Diskurs zu-
sammenbringt und was übergreifend als städtebauliches Leitbild 
zu taugen scheint (siehe etwa BBSR 2020). In unzähligen Ziel-
formulierungen auf den verschiedensten Maßstabsebenen findet 
sich heute die Mischung als positives Leitbild und ist in den zeit-
genössischen Debatten über die Gestaltung von Städten durchweg 
hochgeschätzt.

Bekanntlich ist das nicht immer so gewesen. Historisch gesehen 
hat sich die moderne Stadtplanung lange Zeit negativ auf die vor-
handene Mischung der Stadt bezogen (vgl. ausführlich: Roskamm 
2013). Bis in die 1980er Jahre dominierte in den städtebaulichen 
Kreisen eine maßgeblich auf Funktionstrennung und -gliederung 
ausgerichtete Haltung. In den Analysen der Stadtplaner*innen 
wurde Mischung als Bestandteil eines reformbedürftigen und pa-
thologischen, sich in den ungesunden Wohnverhältnissen ausdrü-
ckenden Istzustandes der Stadt gesehen, der nur mit den Mitteln 
des modernen Städtebaus verbessert (gesundet, geheilt) werden 
kann. Nicht selten wurde dafür die komplette Beseitigung der 
gemischten Stadt und ihr geordneter und nach Funktionen ge-
trennter Neuaufbau gefordert. Mit dem als Flächensanierung be-
zeichneten Stadtumbau setzte die Stadtplanung diese Forderungen 
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im großen Maßstab auch in die Praxis um. Mischung sollte dabei 
nicht hergestellt, sondern beseitigt werden. Ohne Zweifel beruhte 
in der weitaus größten Phase ihres Bestehens die moderne städte-
bauliche Planung auf einer vehementen Kritik der Mischung.

In meinem Text möchte ich zum einen einige Stationen des 
Weges skizzieren, auf dem Mischung im städtebaulichen Diskurs 
zu einem positiven Planungsziel umgebaut worden ist und dabei 
beschreiben, wie sie sich vom hauptsächlichen Angriffspunkt des 
modernen Städtebaus zu einem Heilsversprechen der Disziplin 
gewandelt hat. Zum anderen berichte ich vom Status der 
Mischung in der aktuellen städtebaulichen und stadtplanerischen 
Debatte und auf welche Weise sich die positive Moralisierung 
dort zeigt. Meine These ist, dass in der Umdeutung der Mischung 
zum übergreifenden stadtplanerischen Leitbild das Erbe der 
Mischungsablehnung weiter wirksam ist. Städtebauliche Planung1, 
die die Stadt durch Mischung neu ordnen möchte, ist immer 
auf eine Kritik der vorhandenen Mischung angewiesen. Dieses 
Angewiesen-Sein möchte ich in meinem Beitrag genauer anschauen 
und herausarbeiten, wie die klassische Mischungskritik die aktuelle 
Mischungsfürsprache durchzieht und beeinflusst. Zudem, das ist 
das parallel geführte zweite Anliegen meines Textes, unternehme 
ich selbst eine Kritik der Mischung. Dabei geht es mir allerdings 
nicht (wie in den Beiträgen der städtebaulichen Planung sonst 
üblich) um eine Kritik an der Mischung der Stadt, sondern um 
die Kritik am positiven Mischungsleitbild. Diese Unterscheidung 
herauszuarbeiten ist genauso ein Anliegen meiner Ausführungen 
wie das Aufsuchen der Widersprüche und Problematiken, die 
dem Mischungsleitbild zu eigen sind. Mein Ziel ist es, die Geister 
aus vergangen geglaubten Zeiten sichtbar zu machen, die sich 
in der heutigen stadtplanerischen Rede der Mischung – und 
zwar unabhängig von ihrer Ausgestaltung in funktionale, soziale 
oder ethnische Mischung – immer wieder einnisten und die 

1 Ich denke, dass eine Differen-
zierung zwischen Stadtplanung 
und Städtebau für meine 
Einlassungen nicht unbedingt 
erforderlich ist. Stadtplanung 
möchte Stadt planen, während 
Städtebau das Ziel hat, Städte 
zu bauen. Städte zu bauen ist 
aber immer auch das Ziel der 
Stadtplanung, während Städte-
bau stets der Planung bedarf. 
Beide Bereiche sind sowohl 
theoretisch als auch praktisch 
kaum trennbar miteinander ver-
woben. Auch auf der Zielebene 
gibt es keine eindeutig dem 
einen oder dem anderen Bereich 
zuordenbare unterschiedliche 
Leitbilder. Wenn ich in diesem 
Text von Stadtplanung und 
Städtebau rede, meine ich in 
beiden Fällen den Diskursraum, 
den die beiden Disziplinen 
gemeinsam ausfüllen.
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untrennbar mit der klassischen städtebaulichen Trennungs- und 
Mischungsplanung verbunden sind.

Mein Argument entwickle ich in fünf Schritten. Erstens berich-
te ich von der Umdeutung der Mischung zu etwas Positivem bei 
Jane Jacobs, die ihre Ausführungen aus einer Kritik an der mo-
dernen Stadtplanung heraus entwickelt. Meine These lautet hier, 
dass Jacobs zwar die städtebauliche Praxis ihrer Zeit mit radikaler 
Rhetorik attackiert, dass sie aber mit ihrer Neubewertung der Mi-
schung auf der gleichen Ebene bleibt, auf der auch die von ihr 
kritisierten Akteure agieren. Zweitens werfe ich einen Blick in die 
Praxis der stadtplanerischen und stadtpolitischen Bemühungen, 
eine gute und stabile soziale Mischung herstellen zu wollen. Die-
se meist als gut gemeintes sozialpolitisches Handeln anerkannten 
Steuerungsversuche haben einen problematischen Kern, den ich 
in meiner Betrachtung sichtbar machen möchte. Im dritten Teil 
meines Beitrags berichte ich von der „New Leipzig Charta“, also 
von der ministeriellen Stadtagenda, in der das Leitbild der Mi-
schung eine zentrale Rolle einnimmt. Hier schaue ich einerseits 
auf die Verbundenheit des Mischungsziels mit der Erzählung von 
der „europäischen Stadt“ und zum anderen auf die Funktion von 
Mischung als Bestandteil eines Ansatzes, der Ungleichheit nicht 
abbauen, sondern im Raum richtig verteilen möchte. Im vierten 
Kapitel berichte ich von den aktuellen Städtebaudebatten, die 
sich in den letzten Jahren in der „Kölner Erklärung“ und in der 
„Düsseldorfer Erklärung“ sowie in den dazu verfassten Gegenreden 
manifestiert haben. Ich diskutiere hier, warum von beiden Seiten 
weder das Leitbild der europäischen Stadt noch das Mischungsziel 
in Frage gestellt werden. Im fünften Abschnitt dieses Textes disku-
tiere ich, was der zuvor sichtbar gemachte übergreifende Konsens 
über den städtebaulichen Diskursraum selbst zu erzählen vermag. 
Abschließend werde ich versuchen, meine Überlegungen zu einer 
Kritik der Mischung zu verdichten.
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Gute Mischung
Der Ansatz, Mischung als etwas Positives in Szene zu setzen, ist 
nicht zuletzt mit Jane Jacobs verbunden. In ihrer berühmten Streit-
schrift The death and life of great American cities (1963 [1961]) 
rechnet die Aktivistin radikal mit den bestehenden städtebaulichen 
Idealen und der darauf beruhenden Praxis der Flächensanierung 
ab. Jacobs (1963, 95) entwickelt als Gegenbild zum hegemonialen 
Städtebau ihrer Zeit vier Bausteine, die in ihrem Zusammenwir-
ken zum Entstehen von Stadt führen sollen: erstens die Mischung 
von verschiedenen – möglichst mehr als zwei – unterschiedlichen 
primären Funktionen (etwa von Wohnen und Arbeiten) an einem 
Ort; zweitens eine nicht zu große Dimensionierung der Baublöcke; 
drittens eine Mischung der Gebäude hinsichtlich ihres Alters und 
ihres Zustandes und viertens die Konzentration von „genügend 
Menschen“ auf einem Raum. Jacobs leistet damit Pionierarbeit: 
Mischung und Dichte hatte vor ihr noch niemand im städtebau-
lichen Diskurs zum positiven Ziel erklärt.

Vollkommen zu Recht gilt Jacobs heute als Ikone von stadtpoliti-
schen Bewegungen, die sich aus den Stadtteilen heraus und selbst-
organisiert gegen die Prozesse von Verdrängung und Gentrifizie-
rung wenden, die Stadtentwicklung immer begleitet haben und bis 
heute begleiten. Die urbanen Recht-auf-Stadt-Bewegungen sind 
selbst zu einem wichtigen Teil von Stadt- und Raumproduktionen 
jenseits der Master- und Bebauungspläne geworden und Jacobs hat 
diesen Initiativen früh ein Gesicht und eine Stimme gegeben. Ihre 
theoretischen Ausführungen wiederum haben den fachlichen Dis-
kurs insbesondere in den Debatten zur Stadterneuerung nachhaltig 
bestimmt und dazu geführt, dass im städtebaulichen Diskursraum 
die Themen Mischung und Dichte inzwischen durchweg positiv 
besetzt sind. Die gemischte und kompakte Stadt der kurzen Wege 
ist heute in der stadtplanerischen Fachdebatte ein Ideal, auf das 
sich beinahe alle einigen können.

Kritik der Mischung
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Bei genauerem Hinsehen fällt allerdings auf, dass sich bei der von 
Jacobs eingeleiteten Neubewertung zwar die Moralisierung der 
Mischung um 180 Grad wendet, andere Elemente der Herange-
hensweise aber überraschend gleich bleiben. Das liegt meines Er-
achtens an der Art der Kritik, die Jacobs in ihrem städtebaulichen 
Manifest verwendet. Rahel Jaeggi (2014, 261 ff.) unterscheidet in 
einer allgemeinen Reflexion über Formen der Kritik zwischen drei 
verschiedenen Arten, nämlich interner Kritik, externer Kritik und 
immanenter Kritik. Eine interne Kritik verbleibt per definitionem 
innerhalb des Diskursraumes. Sie möchte beispielsweise eine spezi-
fisch geplante Mischung durch eine andere ersetzen und propagiert 
vielleicht eine neue Körnigkeit für urbane Mischungsverhältnisse. 
Die externe Kritik dagegen schlägt nicht eine alternative Position 
innerhalb eines bestehenden Systems vor, sondern sie hinterfragt 
das System als Ganzes. Hinsichtlich der Mischung könnte mit 
einer extern ausgerichteten Kritik vielleicht argumentiert werden, 
dass sich Mischung als Planungsziel einfach grundsätzlich nicht 
eignet und dass es in der städtebaulichen Planung eigentlich um 
ganz andere Dinge gehen sollte. Die immanente Kritik wiederum 
bezeichnet ein Vorgehen, mit dem die dem kritisierten Objekt in-
newohnenden Widersprüche herausgearbeitet werden – bei der 
Mischung könnte das zum Beispiel bedeuten, jene Geister sichtbar 
zu machen, von denen ich weiter vorne gesprochen habe.

Jacobs Kritik ist vor allem eine interne Kritik. Sie kritisiert in 
ihren allgemeinen Ausführungen (1963, 16) die Stadtplanung 
zwar grundsätzlich und vehement, bezeichnet sie als „Pseudowis-
senschaft“ und vergleicht sie gar mit Praktiken des Aderlasses. Bei 
dem Versuch, eigene Grundsätze einer andersgearteten städtebau-
lichen Planung zu bestimmen, verbleibt Jacobs allerdings inner-
halb der städtebaulichen Sphäre. Ihre Forderungen, Funktionen 
und Gebäude zu mischen und die Stadtquartiere zu verdichten, 
kehren zwar die Moralisierungen der bisherigen Instrumente der 
gegliederten und aufgelockerten Stadt um. Weiterhin bedient 
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sich Jacobs aber aus dem Werkzeugkasten der von ihr so kriti-
sierten Stadtplanung. Jacobs bewegt sich mit ihren Vorschlägen –  
Gebäude und Nutzungen mischen, Anzahl der Menschen erhö-
hen – im konventionellen städtebaulichen Rahmen und letztlich 
auf der gleichen Systemebene wie ihre Widersacher aus der mo-
dernistischen Stadtplanung. Beide Konzepte beruhen einerseits 
auf einem Glauben an die Planbarkeit von guten Städten und sind 
anderseits davon überzeugt, solche gelungenen Städte mit stadt-
planerischen Interventionen in die bestehenden Mischungs- und 
Dichteverhältnisse herstellen zu können.

Der Verbleib auf der orthodoxen städtebaulichen Instrumenten-
ebene hat aus meiner Sicht vor allem zwei Effekte. Zum einen er-
möglichte er den Argumenten von Jacobs (mehr Mischung, höhere 
Dichte) den Aufstieg zum allgemein anerkannten neuen Leitbild 
im städtebaulichen Diskursraum.2 Ganz so fundamental ist die 
Kritik von Jacobs beim genaueren Hinsehen nämlich gar nicht: Sie 
kritisiert nicht das System und seine Werkzeuge, sondern lediglich 
die Ausrichtung der verwendeten Instrumente. Jacobs spielt sozu-
sagen das gleiche Spiel wie die von ihr kritisierte Stadtplanung. Sie 
denkt die Stadt weiterhin in den Kategorien von Mischung und 
Dichte. Es gibt zwar neue Prioritäten (mehr Dichte und Mischung 
statt weniger Dichte und Mischung), aber die Spieler*innen müs-
sen sich nicht auf etwas gänzlich anderes einlassen. Das städtebau-
liche Weltbild bleibt intakt und die Ausrichtung der Instrumente 
zu ändern fällt vermutlich leichter, als sich auf ein ganz neues Spiel-
feld zu begeben. Zum anderen lässt sich in Jacobs Erklärungs- und 
Analyseangebot eine deutliche Kontinuität erkennen. Ihre in An-
schlag gebrachten Instrumente, also die Mischung und die Dichte, 
wiederholen sich als die zentralen Kategorien der städtebaulichen 
Planung, wenn auch mit umgekehrten Vorzeichen. Sie reproduzie-
ren das klassische städtebauliche Narrativ, Stadt durch Steuerung 
der Mischung und der Dichte herstellen und steuern zu können.
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sich natürlich nicht von heute 
auf morgen. Spätestens seit 
Mitte der 1980er Jahre hat 
sich aber im Debattenraum 
der städtebaulichen Planung 
die positive Konnotierung 
von Mischung und Dichte 
durchgesetzt.
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Stabile Mischung
Ein weiterer Mischungsgedanke findet sich in der stadtpolitischen 
Praxis bei den Bemühungen, eine „ausgewogene“ und „sozial sta-
bile“ Zusammensetzung von einheimischer und zugewanderter 
Bevölkerung herzustellen. Besonders in den 1970er Jahren wurde 
die sozialräumliche Organisation der Siedlungsweise angesichts der 
Zuwanderung von Angehörigen anderer Kulturen neu problema-
tisiert und gefragt, wie segregiert oder gemischt die multikulturelle 
Stadt eigentlich sein solle (Häußermann / Siebel 1990, 29). Auf 
der stadtentwicklungspolitischen Ebene wurden die Alternativen 
„sozialräumliche Mischung“ und „Segregation“ gegenübergestellt 
und sich insbesondere im Rahmen der Wohnungspolitik stets zu-
gunsten der Mischung entschieden. Diese Entscheidung führte 
zu umfangreichen Steuerungsversuchen. In einer Bund-Länder-
vereinbarung von 1975 wurden die Städte und Landkreise dazu 
ermächtigt, solche Bereiche als „überlastete Siedlungsgebiete“ zu 
klassifizieren, deren Ausländeranteil mit 12 % doppelt so hoch lag 
wie im Bundesdurchschnitt. Auf Grundlage von § 7 Abs. 3 Aus-
ländergesetz wurde den Einwander*innen ein Sperrvermerk in die 
Aufenthaltserlaubnis oder die Arbeitsgenehmigung gestempelt, der 
eine polizeiliche Anmeldung in den „überlasteten Siedlungsgebie-
ten“ untersagte. Im Januar 1977 hatten 55 deutsche Städte dem-
entsprechende Regelungen (Münch 2010, 326). Diese flächende-
ckenden Zuzugssperren wurden im April 1977 wieder aufgehoben 
(und zwar nicht, weil sie als diskriminierend erkannt wurden, son-
dern aus Gründen der fehlenden Effizienz). In Berlin wurde die 
ethnische Mischung durch Zuzugssperre dagegen über 15 Jahre 
lang praktiziert (von 1975 bis 1990).

Das Ziel, die Zusammensetzung einer ethnischen Mischung zu 
steuern, wird in Deutschland bis heute und insbesondere von den 
großen Wohnungsunternehmen verfolgt (Münch 2010, 396). Be-
merkenswert ist dabei die Ausnahmeregelung für Kommunen und 
Wohnungsanbieter im 2006 verabschiedeten Allgemeinen Gleich-
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behandlungsgesetz AGG (umgangssprachlich auch Antidiskrimi-
nierungsgesetz genannt). Dieses Gesetz, mit dem vier europäische 
Richtlinien aus den Jahren 2000 bis 2004 umgesetzt wurden, soll 
Benachteiligungen aus Gründen der „Rasse“, der ethnischen Her-
kunft, des Geschlechts, der Religion oder Weltanschauung, einer 
Behinderung, des Alters oder der sexuellen Identität verhindern 
und beseitigen. In § 19 Abs. 3 AGG wird jedoch geregelt, dass bei 
der Vermietung von Wohnraum eine unterschiedliche Behandlung 
„im Hinblick auf die Schaffung und Erhaltung sozial stabiler Be-
wohnerstrukturen und ausgewogener Siedlungsstrukturen sowie 
ausgeglichener wirtschaftlicher, sozialer und kultureller Verhältnis-
se“ zulässig ist. In der Begründung des Gesetzes wird ausgeführt, 
dass diese Regelung dem Anliegen der Wohnungswirtschaft Rech-
nung trage, bei der Vermietung von Wohnraum den bewährten 
Grundsätzen einer sozialen Stadt- und Wohnungspolitik zu ent-
sprechen. Die europäische Stadt, so heißt es in der Begründung 
weiter, setze auf Integration und schaffe damit die Voraussetzun-
gen für ein Zusammenleben der Kulturen ohne wechselseitige Aus-
grenzung. Je stärker der soziale Zusammenhalt sei, desto weniger 
komme es zu Diskriminierungen wegen der ethnischen Herkunft 
(Deutscher Bundestag 2006, 42).

Dieses Mischungsziel ist in mehrfacher Hinsicht problematisch. 
Die Sonderbehandlung der Wohnungswirtschaft im AGG ist 
einem „paternalistischen Verständnis“ zuzuschreiben, bei dem es 
darum geht, die Zuwanderer gewissermaßen vor ihren eigenen 
Entscheidungen zu schützen und ihnen damit die Integration zu 
ermöglichen (Münch 2010, 326). Mit dem „vermeintlich vorbeu-
genden Modell der prozentualen Zielmischung“, so formulierte 
vor zwanzig Jahren auch der Familienbericht des Bundestags mit 
überraschender Klarheit, werden Migrant*innen hier „wie Schad-
stoffe behandelt“, für die „Obergrenzen festzulegen sind“ (Deut-
scher Bundestag 2000, 164). In einer solchen Ethnisierung von 
sozialen Problemlagen ist deutlich auch eine rassistische Note zu 
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entdecken, beruhen die Festlegungen doch eindeutig auf Eintei-
lungen entlang ethnischer Grenzziehungen.3

Auf der allgemeinen Betrachtungsebene zeigt die hier nur kurz refe-
rierte Kritik die Schwierigkeiten, die allen Bemühungen innewoh-
nen, bei denen eine soziale oder ethnische Mischung hergestellt 
werden soll. Zum einen ist bereits die Frage nach der „richtigen“ 
Bevölkerungsmischung problematisch, und auch die darauf übli-
cherweise gegebenen Antworten, die mehr oder weniger offen von 
der normativen Vorstellung der Gleichverteilung sozialer Grup-
pen in einer Stadt ausgehen, ohne dabei zu fragen, welche soziale 
Gruppe das eigentlich wirklich möchte. Das Leitbild der ethnisch 
gemischten Stadt basiert auf einer „vagen Storyline zu Integration 
und Kohäsion“, die auf „Common Sense und nicht auf empirischer 
Forschung“ beruht (Münch 2010, 399). Obwohl das Konzept der 
sozialen und ethnischen Mischung bereits seit langem in Frage ge-
stellt wird – sowohl was die Herstellbarkeit der residentiellen Mi-
schung als auch was die Wirkung dieser Mischung betrifft –, hält 
sich der Topos hartnäckig auf der stadtentwicklungspolitischen 
Agenda. Dabei wird einerseits die zunehmende gesellschaftliche 
Ausdifferenzierung bei der Aufnahme- und Migrationsgesellschaft 
negiert (Dangschat 2000, 209). Zum anderen – und das ist noch 
entscheidender – wird die vage Analyse zum Leitbild gewendet 
und zur Grundlage von restriktiven Steuerungsmaßnahmen. Der 
eigentliche kritische Punkt eines solchen Vorgehens ist genau diese 
Leitbildwerdung selbst, bei der ein Bevölkerungsmodell von der 
analytischen auf die programmatische Ebene gehievt wird.

Die Mischung der europäischen Stadt
Schauen wir nun auf die Stellung der Mischung in der aktuellen 
städtebaulichen Planung. Im derzeitigen städtebaulichen Diskurs-
raum ist die Mischung insbesondere auf der Leitbildebene präsent. 
Das lässt sich etwa belegen mit der New Leipzig Charta 20204  
– dem zentralen stadtpolitischen Zielpapier der EU, das die städte-

Nikolai Roskamm

3 Die EU-Kommission eröff-
nete im Oktober 2007 – unter 
anderem aufgrund der Sonder-
behandlungsklausel für die 
Wohnungswirtschaft – gegen 
Deutschland ein Vertragsver-
letzungsverfahren 
(Münch 2010, 328).

4 https://www.bmi.bund.de/
SharedDocs/downloads/DE/
veroeffentlichungen/2020/eu-
rp/gemeinsame-erklaerungen/
neue-leipzig-charta-2020.pdf?__
blob=publicationFile&v=6 
(21.12.2021).

https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/veroeffentlichungen/2020/eu-rp/gemeinsame-erklaerungen/neue-leipzig-charta-2020.pdf?__blob=publicationFile&v=6
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/veroeffentlichungen/2020/eu-rp/gemeinsame-erklaerungen/neue-leipzig-charta-2020.pdf?__blob=publicationFile&v=6
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/veroeffentlichungen/2020/eu-rp/gemeinsame-erklaerungen/neue-leipzig-charta-2020.pdf?__blob=publicationFile&v=6
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/veroeffentlichungen/2020/eu-rp/gemeinsame-erklaerungen/neue-leipzig-charta-2020.pdf?__blob=publicationFile&v=6
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/veroeffentlichungen/2020/eu-rp/gemeinsame-erklaerungen/neue-leipzig-charta-2020.pdf?__blob=publicationFile&v=6
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/veroeffentlichungen/2020/eu-rp/gemeinsame-erklaerungen/neue-leipzig-charta-2020.pdf?__blob=publicationFile&v=6
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baulichen Leitlinien vereint, auf die sich heute viele Politiker*innen 
und Expert*innen einigen können. Das Papier stellt sich mit sei-
nem Namen bewusst in die Tradition der großen städtebaulichen 
Manifeste wie der „Charta von Athen“. Verabschiedet wurde es 
aber nicht als Ergebnis einer Diskussion von internationalen Ver-
treter*innen aus Städtebau und Stadtplanung, sondern bei einem 
Ministertreffen der Europäischen Gemeinschaft.5 Die Neue Leip-
zig Charta ist damit ein klassisches policy-Dokument, ein politi-
sches strategisches Papier, eine Governance-Positionsbestimmung, 
Politikberatung. Dennoch gilt es auch – und das gibt bereits einen 
ersten Einblick, wie die städtebauliche Disziplin aktuell aufgestellt 
ist – auf der theoretischen Ebene als zentraler Bezugspunkt der 
gegenwärtigen Fachdebatten.

In der New Leipzig Charta wird Mischung als eine der „transfor-
mativen Kräfte der europäischen Städte“ inszeniert: „Kompakte, 
sozial und wirtschaftlich gemischte Städte“, so heißt es dort, bieten 
den Menschen „die Möglichkeit zur Identifikation“. Die Mischung 
siedelt damit ganz im Kern des eigenen Selbstverständnisses und 
steht im Zentrum dessen, was als europäische Stadt der ontologi-
sche Kern der offiziellen Urbanismusstrategie ist.6 In der Charta ist 
die Mischung zentraler Bestandteil der „gerechten Stadt“, der „pro-
duktiven Stadt“ und der „grünen Stadt“, welche in der Proklama-
tion die „drei Dimensionen der europäischen Städte“ bilden. Bei 
der gerechten Stadt sei das so, weil „sozial ausgewogene, gemischte 
und sichere Stadtquartiere […] zur Integration aller sozialen und 
ethnischen Gruppen und Generationen“ beitragen würden. Die 
produktive Stadt solle ihre Produktivität durch „neue Formen von 
nutzungsgemischten Stadtquartieren“ erreichen und für die grüne 
Stadt wären „städtische Räume, die sich durch Mischnutzung aus-
zeichnen“, die Voraussetzung für eine nachhaltige Flächenpolitik.7 
Mischung dominiert also sämtliche an den drei den Säulen der 
Nachhaltigkeit orientierten Stadt-Idealtypen, die zusammen die 
Entität der „europäischen Städte“ (ob als Bestand oder als Projek-
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5 Die New Leipzig Charta und 
ihre Rezeption als übergrei-
fende städtebauliche Leitlinie 
können auch als Anzeichen 
dafür gesehen werden, dass die 
städtebauliche Planung aktuell 
als eigene wissenschaftliche 
Diszplin wenig Eigenständigkeit 
und kaum Distanz zum politi-
schen Planungsapparat hat. In 
den historisch schon immer eng 
mit dem Planungsgeschehen 
und seinen staatlichen Institu-
tionen verbundenen Fächern 
Städtebau und Stadtplanung ist 
auch heute nicht viel Raum für 
eigenständige und unabhängige 
Positionierungen.

6 Die Vorgängererklärung 
„Leipzig Charta zur nach-
haltigen europäischen Stadt“ aus 
dem Jahre 2007 hatte noch die 
„europäische Stadt“ in der Ein-
zahl und damit als Grundtypus 
adressiert. Die Pluralsetzung 
(„die Städte“) in der neuen 
Version versucht vermutlich, der 
Vielfalt der Erscheinungsformen 
der europäischen Städte Tribut 
zu zollen.

7 https://www.bmi.bund.de/
SharedDocs/downloads/DE/
veroeffentlichungen/2020/eu-
rp/gemeinsame-erklaerungen/
neue-leipzig-charta-2020.pdf?__
blob=publicationFile&v=6 
(21.12.2021).

https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/veroeffentlichungen/2020/eu-rp/gemeinsame-erklaerungen/neue-leipzig-charta-2020.pdf?__blob=publicationFile&v=6
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/veroeffentlichungen/2020/eu-rp/gemeinsame-erklaerungen/neue-leipzig-charta-2020.pdf?__blob=publicationFile&v=6
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/veroeffentlichungen/2020/eu-rp/gemeinsame-erklaerungen/neue-leipzig-charta-2020.pdf?__blob=publicationFile&v=6
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/veroeffentlichungen/2020/eu-rp/gemeinsame-erklaerungen/neue-leipzig-charta-2020.pdf?__blob=publicationFile&v=6
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/veroeffentlichungen/2020/eu-rp/gemeinsame-erklaerungen/neue-leipzig-charta-2020.pdf?__blob=publicationFile&v=6
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/veroeffentlichungen/2020/eu-rp/gemeinsame-erklaerungen/neue-leipzig-charta-2020.pdf?__blob=publicationFile&v=6
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tion bleibt etwas unklar) umfassend (dreidimensional) ausrichten 
und homogenisieren sollen.

Die New Leipzig Charta 2020 steht mit ihrem Fokus auf die Mi-
schung nicht allein. Wenn es in der großen Politik um Stadt und 
um das Städtische geht, ist vielfach eine solche Schwerpunktset-
zung zu beobachten.8 So werden in dem im Jahr 2016 ebenfalls 
von der EU herausgegebenen Bericht einer sogenannten „High-
Level Expert Group“ zum Thema „Innovating Cities“ die Zie-
le Durchmischung (mixity) und Diversität geradezu repetitiv als 
key priority area bestimmt.9 Diversität ist dabei auf der theoreti-
schen Betrachtungsebene die Voraussetzung für Mischung: Letzt-
lich kann nur das gemischt werden, was verschieden ist. Gleichen 
sich Dinge komplett, lässt sich genau genommen nicht mehr von 
Mischung sprechen. Auf der policy-Ebene zeigt der intensive Ein-
satz der Konzepte mixity und diversity vor allem die Nähe des Mi-
schungskonzepts zu den Diskursen von Innovation, Kreativität 
und Produktivität, die zusammen das Kernprogramm des heutigen 
Kapitalismus ausmachen.

Das Mischungsziel bewegt sich hier im Fahrwasser des Narrativs 
der guten und erfolgreichen Stadt (Glaeser 2011), das aktuell in 
vielen Debatten eines nachhaltigen, grünen und digitalen Kapita-
lismus eine zentrale Rolle einnimmt Das Ziel der Mischung stattet 
in diesen Diskursen einerseits die Technikbezogenheit mit einem 
normativen Gegengewicht aus. Die Mischung steht für das Gute 
und das Positive aus der europäischen Stadt und sie ist das, wo 
die Städtebauer*innen und Stadtplaner*innen hinmöchten. An-
dererseits gibt sie der allseits gefeierten Diversität eine räumliche 
Dimension. Das Verschiedenartige wird nicht nur begrüßt, es soll 
sich auch gut in der Stadt verteilen. Vielfalt, die ja auch erschrecken 
und beunruhigen kann, soll sich in der richtigen Mischung anord-
nen und dafür, dass sie das tut, trägt die städtebauliche Planung 
Sorge. Die Mischung ist in den hier exemplarisch genannten EU-

Nikolai Roskamm

8 Auch im globalen policy-Maß-
stab findet sich die Mischung in 
den einschlägigen Proklamatio-
nen. In der auf der Konferenz 
der Vereinten Nationen Habitat 
III verabschiedeten Neuen Urba-
nen Agenda aus dem Jahr 2016 
(bekannt auch als „Erklärung 
von Quito“) wird formuliert, 
dass die Stadt- und die Raum-
planung „eine angemessene 
Kompaktheit und Dichte, Poly-
zentrismus und eine gemischte 
Nutzung durch Strategien der 
Verdichtung“ unterstützen, 
dass sie „eine gemischte soziale 
und wirtschaftliche Nutzung be-
bauter Gebiete“ umfassen und 
dass Stadtplanungsstrategien 
gefördert werden sollen, die 
„eine soziale Mischung begüns-
tigen“. https://uploads.habitat3.
org/hb3/NUA-German.pdf 
(21.12.2021).

9 https://op.europa.eu/en/
publication-detail/-/publica-
tion/5b85a079-2255-11ea-
af81-01aa75ed71a1/language-
en/format-PDF/ source-search 
(21.12.2021).

https://uploads.habitat3.org/hb3/NUA-German.pdf
https://uploads.habitat3.org/hb3/NUA-German.pdf
https://op.europa.eu/en/publication-detail/-/publication/5b85a079-2255-11ea-af81-01aa75ed71a1/language-en/format-PDF/
https://op.europa.eu/en/publication-detail/-/publication/5b85a079-2255-11ea-af81-01aa75ed71a1/language-en/format-PDF/
https://op.europa.eu/en/publication-detail/-/publication/5b85a079-2255-11ea-af81-01aa75ed71a1/language-en/format-PDF/
https://op.europa.eu/en/publication-detail/-/publication/5b85a079-2255-11ea-af81-01aa75ed71a1/language-en/format-PDF/
https://op.europa.eu/en/publication-detail/-/publication/5b85a079-2255-11ea-af81-01aa75ed71a1/language-en/format-PDF/


253

Publikationen – die Liste ließe sich noch lange weiterführen – das, 
was angestrebt und gewollt wird. Mischung ist als etwas eindeutig 
Positives konstruiert und sie ist maßgeblich für die Konstituierung 
der eigenen Identität und der gemeinsamen Ziele. Besonders häu-
fig ist Mischung dabei im Zusammenhang mit der Erzählung von 
der europäischen Stadt präsent. Mischung scheint speziell als die 
Grundsubstanz zu taugen, die in der europäischen Stadt zwischen 
ihren konservativen mittelalterlich-merkantilen und ihren neuka-
pitalistisch divers-digital-ökologischen Identitäten vermittelt und 
verbindet. Mischung und die europäische Stadt verschmelzen in 
den aktuellen policy-Produkten geradezu zu einer Einheit.

Nicht zuletzt gerät der Mischungsgedanke dabei zu einem Grund-
pfeiler der auf innovative Produktion ausgerichteten kapitalistisch-
digitalen Ideologie. Das wird noch deutlicher, wenn wir uns die 
Beziehungen von Unterschiedlichkeit und Ungleichheit anschau-
en. Unterschiedlichkeit ist, wie gesagt, die Voraussetzung von Mi-
schung. Ungleichheit ist eine Form von Unterschiedlichkeit. Bezo-
gen auf die soziale Mischung – neben der Nutzungsmischung das 
andere Schwergewicht bei den Formen der Mischung – ist die Un-
gleichheit die Voraussetzung für den Mischungsgedanken. Wären 
alle sozial gleich, müsste und könnte ja nicht gemischt werden. Das 
Leitbild der Mischung feiert gewissermaßen die Ungleichheit und 
idealisiert das räumliche Beieinander der Ungleichheiten zu einem 
sozial ästhetischen Musterbild. Das Leitbild der europäischen Stadt 
ist in diesem neo-kapitalistischen flow angelegt und wendet sich 
zumindest implizit gegen eine das Ungleiche bekämpfende und 
mehr als mischen wollende Agenda. Ein Gegenbild zur europäi-
schen Stadt ist in diesem Sinne die sozialistische Stadt, die ästhe-
tisch und inhaltlich gerne als monoton und eher langweilig darge-
stellt wird. In einer sozialistischen Stadt läuft das Mischungsziel ins 
Leere, weil es die zu mischenden Ungleichheiten nicht mehr gibt 
(zumindest in der Theorie). Wenn Ungleichheit (politische wie 
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ästhetische) abgeschafft ist, dann verliert auch das Mischungsziel 
seine  Daseinsberechtigung.

Städtebaudebatten
Auch jenseits der ministeriellen Ebene und ihrer Verlautbarungen 
spielt Mischung eine tragende Rolle, wenn es im aktuellen Dis-
kursraum um Ziele der städtebaulichen Planung geht. Zu nennen 
ist hier etwa die Auseinandersetzung, die sich seit einigen Jahren in 
der deutschsprachigen Diskussion entlang verschiedener Erklärun-
gen und Gegenerklärungen über die Ausrichtung von Städtebau 
und Städtebaulehre entwickelt hat.

Anfangspunkt dieser Debatte war 2014 die sogenannte „Kölner 
Erklärung“,10 in der einige Hochschullehrer*innen und Stadtbau-
rät*innen aus dem Umfeld des „Deutschen Instituts für Stadtbau-
kunst“ die städtebauliche Lage in Deutschland generell kritisieren. 
Beklagt werden in der Erklärung vor allem zwei Dinge: einerseits 
– ganz in der Tradition der klassischen Stadt- und Mischungskritik 
– die „fehlende städtebauliche Qualität“ der aktuellen stadtplane-
rischen Projekte; andererseits die aktuelle Städtebauausbildung an 
den Hochschulen.11 Der aktuelle Zustand des Städtischen wird in 
der Erklärung vor allem mit ästhetischen Argumenten kritisiert. 
Die Rede ist etwa von „ungestaltete[n] Stadträume[n], Häuser[n] 
ohne Adresse und ohne anschauliche Straßenfassade, Resträu-
me[n], die weder privat noch öffentlich sind […]“. Das Ergebnis 
dieser Diagnose lautet, dass so keine „lebenswerten Städte“ ent-
stehen und dass die Stadträume in Deutschland „noch nie so arm-
selig“ gewesen seien. Das in diesem Umfeld kontinuierlich verwen-
dete Adjektiv „lebenswert“ (was sind eigentlich nicht-lebenswerte 
Städte?) transportiert dabei deutliche Bestandteile eines biologisti-
schen wie biopolitischen Stadtverständnisses (siehe dazu Roskamm 
2017, Kapitel 4) und auch die traditionelle Stadtkritik feiert darin 
fröhliche Urständ. Das eigentliche Plädoyer der Kölner Erklärung 
ist allerdings die Aufhebung der „Trennung der Fachgebiete in der 

Nikolai Roskamm

10 https://www.stadtbau-
kunst.de/wp-content/up-
loads/2016/09/14_07_03_Ko-
elnerErklaerungMai2014.pdf 
(6.1.2022).

11 Diese Kritik ist etwas wider-
sprüchlich, da es sich bei den 
Erklärenden um einflussreiche 
Gestalten in der städtebau-
lichen Lehre handelt, die viele 
Jahre selbst und verantwortlich 
die städtebaulichen Curricula 
gestaltet haben; um Selbstkritik 
scheint es den Herren aber nicht 
zu gehen.

https://www.stadtbaukunst.de/wp-content/uploads/2016/09/14_07_03_KoelnerErklaerungMai2014.pdf
https://www.stadtbaukunst.de/wp-content/uploads/2016/09/14_07_03_KoelnerErklaerungMai2014.pdf
https://www.stadtbaukunst.de/wp-content/uploads/2016/09/14_07_03_KoelnerErklaerungMai2014.pdf
https://www.stadtbaukunst.de/wp-content/uploads/2016/09/14_07_03_KoelnerErklaerungMai2014.pdf
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Ausbildung“. Alle Disziplinen müssten „im Hinblick auf den guten 
Stadtraum zusammen gedacht werden“. Nur dann seien „lebens-
werte Stadträume, wie sie die europäischen Städte seit Jahrhun-
derten auszeichnen“ wieder möglich. Dafür sei insbesondere „das 
erforderliche städtebauliche Wissen“ bei den Akteuren der Stadt-
entwicklung vonnöten. Adressiert wird hier also nicht die funk-
tionsgetrennte Stadt, sondern die funktionsgetrennte Disziplin des 
Städtebaus. In der Figur des umfassenden und allwissenden Städte-
bauers, in dem sich das gesamte notwendige Wissen mischt und 
vereint, wird die alte Idee vom ganzheitlichen, autonom und weise 
agierenden Städteheiler (vgl. Lefebvre 1996, 98) reaktiviert.12

Die Kölner Erklärung erntete in den städtebaulichen Kreisen 
postwendend Widerspruch. In einer von zahlreichen an deutsch-
sprachigen Universitäten Lehrenden unterzeichneten Gegenrede 
mit dem Titel „100% Stadt“13 wird der ästhetisierende und un-
politische Ansatz der Kölner Erklärung kritisiert. In dem Text wird 
herausgearbeitet, dass sich Stadt „nicht auf Traufhöhe und Fassa-
denmaterial und -farbe“ reduzieren ließe. Die vorhandene Stadt, 
so heißt es weiter, sei zunächst in ihrer Komplexität anzuerkennen 
und vorhandene Brüche nicht zu beklagen, sondern zu akzeptieren. 
Geschätzt wird hier vor allem die „Vielfalt in unseren Städten“.

Ein deutliches Unterscheidungsmerkmal in den beiden Manifesten 
(Kölner Erklärung und 100% Stadt) besteht damit zunächst in der 
normativen Aufladung der bestehenden Stadt: auf der einen Sei-
te als armselig und trostlos, auf der anderen Seite als das genaue 
Gegenteil. Während die eine Seite ein objektives gestalterisches 
Städtebauwissen anruft, betont die andere Seite die Relationalität 
von Stadt und Stadtentwicklung. In einem anderen Punkt aller-
dings treffen sich die beiden städtebaulichen Positionierungen, 
nämlich in der Anrufung des gleichen übergreifenden Leitbildes: 
Sowohl die Kölner Erklärung als auch 100% Stadt rekurrieren ex-
plizit auf das in der Leipzig Charta manifeste Leitbild der europäi-
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12 Siehe dazu mit der 
„Aachener Polemik“ eine 
weitere Gegenrede zur „Kölner 
Erklärung“, die vor allem 
auf das manifeste „überholte 
Rollenbild ,eines gestaltenden 
Stadtbaumeisters‘“ aufmerksam 
macht, in dem das schon fast 
vergessene „Gott-Vater-Modell“ 
der Planung wiederbelebt wird. 
http://publications.rwth-aachen. 
de/record/447299/files/2014_
berding%20et%20al-1.pdf 
(21.12.2021)

13 https://www.bauwelt.de/
themen/100-STADT-2159077.
html (6.1.2022).

http://publications.rwth-aachen. de/record/447299/files/2014_berding%20et%20al-1.pdf
http://publications.rwth-aachen. de/record/447299/files/2014_berding%20et%20al-1.pdf
http://publications.rwth-aachen. de/record/447299/files/2014_berding%20et%20al-1.pdf
https://www.bauwelt.de/themen/100-STADT-2159077.html
https://www.bauwelt.de/themen/100-STADT-2159077.html
https://www.bauwelt.de/themen/100-STADT-2159077.html
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schen Stadt. Bei 100% Stadt wird das Leitbild zwar anders gelesen 
und gewichtet und weniger durch ästhetisch-städtebaulichen At-
tribute in Szene gesetzt, sondern als komplex, „lebendig, vielfäl-
tig und manchmal widersprüchlich“ konstruiert, kurz als „bunte 
Mischung“. Dennoch weisen sich beide Lager in ihren Erklärun-
gen wiederholt als Anhänger der „europäischen Stadt“ aus und 
rekurrieren auf die in diesem Leitbild aufgehobenen Erzählungen 
und Grundannahmen. Womit wir wieder bei der Betrachtung der 
Mischung angekommen sind. Bei „100% Stadt“ ist die Mischung 
deutlich positiv konnotiert. Mischung wird als konstitutiver Be-
standteil sowohl der bestehenden als auch des Planungsleitbilds der 
europäischen Stadt inszeniert.

Dass sich auch das Gegenlager diesem Punkt anschließt, zeigt sich 
insbesondere bei der Düsseldorfer Erklärung14 aus dem Jahre 2019, 
in der die Protagonisten der Kölner Erklärung einen neuen Anlauf 
machen, dieses Mal aber das bestehende Planungsrecht attackieren. 
Auch die Düsseldorfer Erklärung nimmt direkten Bezug auf die 
„Leipzig-Charta zur nachhaltigen europäischen Stadt“. Argumen-
tiert wird wieder stadträumlich ästhetisierend, dieses Mal zielen 
die Autor*innen aber auch explizit auf die Mischungs- und Viel-
faltsrhetorik ab. So finden sich „funktionale Vielfalt“ und „soziale 
Vielfalt“ als zwei der „fünf Voraussetzungen für einen gelungenen 
Städtebau“, mit dem sich „die schöne und lebensfähige Stadt“ ent-
wickeln würde. Entscheidend sei „die Ermöglichung funktionaler 
und sozialer Vielfalt“, und zwar „möglichst nicht nur quartierswei-
se, sondern auch auf der einzelnen Parzelle“; das „vielfältige Stadt-
quartier“ müsse „prinzipiell die soziale und funktionale Mischung 
gewährleisten“; für die „grundsätzlich notwendige funktionale 
Mischung“ solle die „gewerbliche Betätigung […] zurück in die 
Stadt“ geholt werden.

Auch hier folgte prompt eine widersprechende Erklärung.15 „Gegen 
die Düsseldorfer Deregulierung“ richtet sich einerseits gegen den 
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14 https://www.stadt-
baukunst.de/wp-content/
uploads/2019/06/190426-
D%C3%BCsseldorfer-
Erkl%C3%A4rung.pdf 
(6.1.2022).

15 https://archplus.net/de/
gegen-die-duesseldorfer-deregu-
lierung/ (6.1.2022).

https://www.stadtbaukunst.de/wp-content/uploads/2019/06/190426-D%C3%BCsseldorfer-Erkl%C3%A4rung.pdf
https://www.stadtbaukunst.de/wp-content/uploads/2019/06/190426-D%C3%BCsseldorfer-Erkl%C3%A4rung.pdf
https://www.stadtbaukunst.de/wp-content/uploads/2019/06/190426-D%C3%BCsseldorfer-Erkl%C3%A4rung.pdf
https://www.stadtbaukunst.de/wp-content/uploads/2019/06/190426-D%C3%BCsseldorfer-Erkl%C3%A4rung.pdf
https://www.stadtbaukunst.de/wp-content/uploads/2019/06/190426-D%C3%BCsseldorfer-Erkl%C3%A4rung.pdf
https://archplus.net/de/gegen-die-duesseldorfer-deregulierung/
https://archplus.net/de/gegen-die-duesseldorfer-deregulierung/
https://archplus.net/de/gegen-die-duesseldorfer-deregulierung/
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dem Institut für Stadtbaukunst und seinen Unterstützer*innen 
zugeschriebenen „dogmatischen, historisierenden Städtebau“ und 
andererseits gegen die aus einem solchen Städtebauverständnis 
abgeleitete Initiative, zentrale Regelungen des Planungsrechts ab-
zuschaffen (beispielsweise die bestehenden Obergrenzen für das 
Maß der baulichen Dichte). Dezidiert findet sich in der Erklä-
rung auch eine Auseinandersetzung mit der Leipzig Charta. Den 
Stadtbaukünstler*innen der Kölner und Düsseldorfer Erklärungen 
wird vorgeworfen, dass sie die Leipzig Charta „instrumentalisie-
ren“ würden. Die Charta sei „ein Plädoyer für die Vielgestaltigkeit 
unserer Städte“ und laufe dem rückwärtsgewandten Historismus 
der Düsseldorfer Erklärer zuwider. Explizit wende sich die Charta 
„gegen die Ausgrenzung einzelner Stadtquartiere oder Stadtbau-
typologien“ und stände damit „im Gegensatz zur Düsseldorfer 
Erklärung, die nur Qualitäten in bestimmten, am traditionellen 
Städtebau der Gründerzeit orientierten Quartieren“ sehe. Die 
Düsseldorfer Erklärung lege „die Leipzig Charta damit bewusst 
falsch aus“, und versuche, „ihre Ziele mit Scheinargumenten zu 
legitimieren“. Es käme dagegen darauf an, „zukünftige Herausfor-
derungen für eine soziale und funktionale Mischung“ zu meistern 
und eine „forschende Lehre im Sinne einer sozial- und nutzungs-
durchmischten Stadt der Zukunft“ zu stärken.16

Mischung als städtebaulicher Konsens
Die skizzierte Debatte zeigt deutlich, hinter welchen Inhalten sich 
die beiden derzeit hauptsächlich wahrnehmbaren Positionen der 
aktuellen (deutschsprachigen) Städtebaudebatte versammeln: Zum 
einen gibt es den orthodoxen Ansatz der Stadtbaukunst, in dem 
mit Vokabeln wie „lebenswert“ und „Schönheit“ klassische Vorstel-
lungen aufgerufen werden. Gespeist wird dieser Ansatz von ästheti-
schen Idealen der Gründerzeit oder noch früherer Zeiten, angelei-
tet wird er von „ganzheitlich“ agierenden Stadtbaukünstler*innen, 
die sich in Besitz des richtigen Wissens darüber wähnen, was die 
schöne Stadt ausmacht und auf welche Weise sie herzustellen ist. 
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16 Zumindest kurz zu er-
wähnen ist an dieser Stelle 
schließlich ein weiteres Dis-
kussionspapier, und zwar der so-
genannte „Stuttgarter Konsens“. 
In diesem Text – wiederum 
entstanden im Umfeld des 
Deutschen Instituts für Stadt-
baukunst – passiert inhaltlich 
wenig Neues. Die Kernaussage 
bleibt, dass die „Lebensfähig-
keit und Nachhaltigkeit der 
europäischen Stadt“ erst „durch 
die funktionale Mischung und 
Vielfalt ermöglicht“ werde, 
gefordert wird weiterhin die De-
regulierung bestimmter Inhalte 
der Baunutzungsverordnung. 
Interessant an dem Papier ist 
vor allem sein Name: Tatsäch-
lich wird der Konsens nämlich 
nur behauptet, ohne auch nur 
ansatzweise hergestellt worden 
zu sein. An der Veranstaltung, 
bei der das Papier geschrieben 
worden ist, hatte (fast) niemand 
aus dem städtebaulichen Gegen-
lager teilgenommen. Das Papier 
als „Konsens“ zu verkaufen 
ist damit ein ziemlich dreister 
Etikettenschwindel, der recht 
gut zu dem bereits erwähnten 
„Gott-Vater-Selbstverständnis“ 
der Stadtbaukünstler passt: Der 
Konsens wird nicht in einem 
Aushandlungsprozess erstritten 
und auf einer gemeinsamen 
Basis mit den Kritiker*innen ge-
meinsam beschlossen, sondern 
einfach einseitig dekretiert.
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Offenbar wird hier eine wertekonservative Haltung, die einerseits 
der essentialistischen Vorstellung von einer in sich geschlossenen 
und auf sich beruhenden harmonischen und schönen Stadt an-
hängt und andererseits die Tradition der Ablehnung der bestehen-
den Stadt pflegt. Zum anderen gibt es eine Gegenposition, die im 
Ansatz moderner und kritischer aufgestellt ist und die in der Tra-
dition der Stadtaktivist*innen wie Jane Jacobs und deren Kritik 
an der modernistischen Stadtplanung ihrer Tage agiert. Hier wird 
insbesondere die Bedeutung von Beteiligung der Stadtbenutzer*in-
nen in der und für die Stadtplanung betont, die Komplexität und 
Widersprüchlichkeit von Stadt anerkannt und auf ein relationales 
Verständnis von Stadt rekurriert. Bei diesem Denken gibt es nicht 
die eine „schöne Stadt“, weder als Realität noch als Planungsziel. 
Stadt konstituiert sich aus Sicht der prozessorientierten und rela-
tional denkenden Stadtplaner*innen in miteinander verwobenen 
und sich gegenseitig wechselseitig beeinflussenden Etappen, die 
sich einer allumfassenden (städtebaulichen) Steuerung regelmäßig 
entziehen.

Neben diesen recht klar konturierten Unterschieden gibt es in den 
beiden städtebaulichen Lagern jedoch auch Gemeinsamkeiten. 
Auffällig ist erstens, wie von beiden Seiten auf das ministeriell de-
klarierte Leitbild der europäischen Stadt abgestellt wird, und zwar 
ohne dieses Leitbild auch nur ansatzweise zu hinterfragen. Die eine 
Seite wirft zwar der anderen vor, das Leitbild falsch zu interpretie-
ren und zu instrumentalisieren. Aber auch für die sich selbst als 
kritisch definierenden prozessorientierten Stadtplaner*innen sind 
das Leitbild und seine Charta gesetzt. Zweitens nähern sich die 
beiden Positionen in einem weiteren Punkt an, nämlich dort, wo 
es darum geht, die wesentlichen Bestandteile der „europäischen 
Stadt“ zu benennen. Zwar gibt es auch dort wieder Unterschiede 
– die Stadtbaukünstler*innen betonen das städtebauliche (Plätze, 
Fassaden, Gestaltung), ihre Kritiker*innen das politische Moment 
(Beteiligung, Komplexität, Konflikt). Beide Argumentationssträn-
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ge treffen sich jedoch mit erstaunlicher Regelmäßigkeit bei den 
Punkten Mischung und Vielfalt, die von beiden Seiten als unan-
gefochtene Positivwerte unablässig repetiert werden.

An der hier skizzierten Diskussion fällt ebenfalls auf, dass sie in 
sehr kurzen Manifesten und Erklärungen geführt und auch kaum 
von ausführlicheren Texten begleitet wird. Dabei lässt sich meines 
Erachtens einiges über die aktuelle Verfasstheit des städtebaulichen 
Diskursraums (zumindest im deutschsprachigen Bereich) erfahren. 
Die Städtebau-Disziplin besteht in ihrem Kern aus viel Praxis und 
kaum Theorie, zu finden ist viel Meinung, aber wenig Analyse17, 
und auch historische Reflexionen waren im Feld zu anderen Zeiten 
schon einmal deutlich präsenter. Auf der Theorieebene scheint der 
Städtebau in seinem Inneren merkwürdig leer zu sein. Die großen 
Debatten bestehen aus Manifesten, die sich mehrheitlich aus ziem-
lich austauschbaren policy-Versatzstücken speisen, häufig gewürzt 
mit einer nostalgischen Verklärung des Vergangenen, die sich aus 
dem nicht hinterfragten Leitbild der europäischen Stadt und auch 
aus genau dieser Nicht-Hinterfragung speist. Das Mantra der Mi-
schung ist hier sowohl Symptom als auch Verursacher.

Eine interessante und weiterführende Einordnung der skizzierten 
Diskussionen findet sich in einem Text von Stephan Trüby (2021, 
155), in dem er die Autor*innen der Kölner und der Düsseldorfer 
Erklärungen als einflussreichen „Hort der Architektur-Reaktion“ 
benennt, dem es gelungen ist, in der „deutschen Architektur und 
Stadtplanung eine ultrakonservative Wende herbeizuführen“. Trü-
by (ebd., 153) diskutiert in seinem Text auch die Auseinanderset-
zung um die Auslegung der Charta von Leipzig, wobei er letztere 
als „moderate, konsensfähige Erklärung“ deklariert. Mit der Düs-
seldorfer Erklärung, so formuliert es Trüby (ebd., 154), werde die 
Leipzig-Charta, die „ausdrücklich keine ästhetischen Empfehlun-
gen gibt, mutwillig in Richtung eines architektonischen Konserva-
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17 Beiträge wie dieser Sammel-
band sind eher die Ausnahme 
als die Regel.
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tismus verzerrt – und zwar in Richtung einer unterkomplexen Ideo-
logie einer vermeintlich ‚Europäischen‘ Stadt (mit großem ‚E‘)“18.

Die Klassifizierung der ästhetisierenden Positionen der selbster-
nannten Stadtbaukünstler*innen als nicht nur wertekonservative, 
sondern sich in ihrem Fokus auf das „schöne Alte“ regelmäßig 
einem sehr rechten politischen Denken anschließende Haltung 
ist aus meiner Sicht genauso zutreffend wie wichtig. Gerade die 
jüngsten Neuausrichtungen in der Berliner Stadtentwicklungs-
politik (Grünzig 2022) zeugen von einem überraschenden wie er-
schreckenden roll-back in wichtigen und machtvollen Bereichen 
der derzeitigen Städtebaupolitiken. Die Verbindungslinien und 
Verfasstheiten der immer lauter werdenden „Altstadt-Wiederher-
steller“ aufzuzeigen, die sich gerne mit anti-modernen Haltun-
gen gegen angeblichen „Genderwahn“ oder eine zu beklagenden 
„Cancel-Culture“ von links verbrüdern, ist für die Einordnung 
und für das Verstehen des aktuellen städtebaulichen Diskurs-
raums unbedingt zu begrüßen. Zuzustimmen ist sicherlich auch 
der These, dass die weiter vorne skizzierte Leipzig Charta – gerade 
in ihrer erneuerten Fassung der New Leipzig Charta – wenig mit 
dem konservativ-ästhetischen Denken der Stadtbaukünstler*innen 
gemein hat.

Dennoch denke ich, dass Trübys Kritik in einigen Punkten nicht 
weit genug geht und daher einen Kern der Problematik übersieht. 
Das wird dort deutlich, wo sich seine Argumentation in die städte-
bauliche Kritik der Kölner und Düsseldorfer Erklärung einreiht. 
Diese Kritik durch das progressivere Lager ist zwar auf der einen 
Seite – im städtebaulichen Diskursraum – gut begründet und treff-
sicher. Auf der anderen Seite bleibt aber auch sie insgesamt gesehen 
eine interne Kritik: Die Interpretation beziehungsweise die Verein-
nahmung der Leipzig-Charta durch die konservativen Stadtbau-
künstler*innen wird nur auf der internen Ebene angegangen; es 
geht darum, eine andere Interpretation der Charta zu propagieren, 
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18 Trüby ordnet in seinem Text 
auch die verschiedenen Akteure 
des aktuellen städtebaulichen 
Diskursraums ein und unter-
scheidet in drei „Stadtplanungs-
Milieus“, nämlich erstens in ein 
„tendenziell altlinkes, nunmehr 
meist konservativ gewordenes 
Milieu“, zweitens in ein „büro-
kratisches Stadtplanungsmilieu“ 
und drittens in ein „junges pro-
gressives Milieu von Zwischen-
nutzungs-Euphoriker*innen“. 
Während sich die erste Gruppe 
den konservativen Stadtbau-
künstlern anschließe, seien die 
anderen beiden Bereiche bei den 
jeweiligen Gegenreden aktiv. 
Trüby vermisst in Deutschland 
– das ist ein Ergebnis seiner 
Analyse – eine Gruppe, die mit 
hörbarer und kritischer Stimme 
eine eigene Städtebau-Position 
zu beziehen in der Lage ist. 
Er erklärt das mit Verweis auf 
einen Ausspruch von Theo 
Hilpert, der bezüglich des Städ-
tebaus von Deutschland von 
einem „Land ohne Avantgarde“ 
gesprochen hat.
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die nicht nur und allein städtebaulich-ästhetisch begründet ist. Die 
Kritik an der Kölner und an der Düsseldorfer Erklärung verbleibt 
also innerhalb der inneren Strukturen des Rahmen setzenden und 
als Rahmen akzeptierten Leitbildes von der europäischen Stadt. 
Nicht versucht wird eine externe Kritik, die das Leitbild (und 
vielleicht auch die ganze Leitbildnerei) und seine Mischungssubs-
tanzen selbst in Frage stellt und die die Argumentation auf einer 
grundsätzlicheren Ebene ansetzt. Ebenfalls gibt es keine Kritik, die 
nach den immanenten Widersprüchen fragt, die das Leitbild der 
europäischen Stadt und seine Substanzen konstituieren.

Die Mischung, die von allen Teilnehmer*innen des Diskurses als 
positives Ziel akzeptiert wird, ist dabei einerseits ein leerer und flot-
tierender Signifikant19, der mit unterschiedlichen Inhalten belegt 
und den jeweiligen Interessen angepasst verwendet werden kann. 
Andererseits ist der leere Signifikant aber nicht komplett leer, son-
dern transportiert selbst Bestandteile eines Erbes, das mit dem his-
torischen Mischungs- / Trennungsdenken im Städtebau infiziert 
ist. Auch bei Trübys Kritik ist das nicht anders und dadurch bleibt 
seine Analyse ebenfalls im architektonisch-städtebaulichen Bereich 
begrenzt. Weder das Leitbild der europäischen Stadt noch der Sig-
nifikant Mischung werden bei Trüby hinterfragt, obwohl eine sol-
che Hinterfragung durchaus Potenzial hätte, Trübys These von den 
„rechten Räumen“ weiter zu stützen, nämlich indem der Blick auf 
rechte Diskursräume geweitet wird.20

Kritik der Mischung
Um aus dem eingeschränkten Radius eines vor allem intern 
angelegten Kritisierens herauszutreten, ist meines Erachtens eine 
genereller konzipierte Kritik der Mischung notwendig. In diesem 
Text habe ich versucht, einige Ansätze für dieses Vorhaben zu 
skizzieren. Gezeigt hat sich dabei, dass eine grundlegende (oder 
besser: ent-gründende) Kritik21 durch das Dilemma erschwert 
wird, dass sie stets zwischen einer Kritik der gemischten Stadt 
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21 Zum Begriff der Grundle-
gung vgl. auch Pohl/Landau/
Roskamm 2021.

19 Die Theorie vom leeren 
Signifikanten wurde in der Poli-
tischen Theorie insbesondere 
von Ernesto Laclau geprägt (vgl. 
Laclau 2005; Großmann / Ros-
kamm 2022). Die Grundbedin-
gung ist hier die Erfahrung eines 
Mangels, das Bemerken einer 
Lücke, die im Fluss des Sozialen 
aufklafft. Einerseits repräsentiert 
ein leerer Signifikant eine echte 
Leere, nämlich den gründenden 
Mangel. Der leere Signifikant 
bezeichnet einen Platz im 
Zeichensystem, der konstitutiv 
unrepräsentierbar ist, eine 
Leerstelle im Bedeutungsgan-
zen. Nur dieser Mangel an 
Erfüllung, also die Unmög-
lichkeit der Schließung eines 
Bedeutungssystems, gibt dem 
Verlangen seine materielle wie 
diskursive Präsenz. Andererseits 
verweist der leere Signifikant 
auf eine Lücke, und zwar auf 
die Lücke zwischen dem Parti-
kularen und dem Universellen. 
Ohne leere Signifikanten wie 
„Gerechtigkeit“ und „Freiheit“, 
so das Argument von Laclau, 
würden soziale Forderungen 
(etwa nach höheren Löhnen, 
nach mehr Rechten, nach 
niedrigeren Mieten) in ihrem 
Partikularismus verhaftet und 
deshalb wirkungslos bleiben.

20 Zudem verbleibt bei Trübys 
internen architektonisch-städ-
tebaulichen Darstellungen 
und seinem Überblick über 
die derzeitig erkennbaren 
Haltungen ein Blindfeld. Dass 
jenseits des Städtebaus, etwa in 
der Stadtsoziologie, der Stadt-
geografie, der Ethnologie und 
in den Kulturwissenschaften, 
aber auch in den aktivistischen 
urbanen Bewegungen unserer 
Tage, durchaus weitere und 
für gemeinsame mögliche 
gegenhegemoniale Bündnisse 
offene Positionen bestehen, 
bleibt in seinem Text jedenfalls 
ausgeblendet. 



262

und einer Kritik des städtebaulichen Mischungsziels eingeklemmt 
ist. Um analytische Kraft zu entfalten, muss diese Klemme zuerst 
aufgebrochen werden. Darin besteht aus meiner Sicht die erste 
Aufgabe einer Kritik der Mischung.

Zu unterscheiden ist dabei in erstens die Mischung der Stadt (M1) 
und in zweitens die Mischung als Ziel der städtebaulichen Planung 
(M2). Die Mischung der Stadt (M1) – die gemischte Stadt – ist 
zunächst eine Tatsache: In der Stadt (in jeder Stadt) mischen sich 
Menschen und Dinge (und auch noch ein paar Sachen mehr, zum 
Beispiel: Tiere, Pflanzen, Infrastrukturen, Geister). Eine nicht ge-
mischte Stadt gibt es nicht, eine nicht gemischte Stadt wäre gar 
keine Stadt. Die rein homogenen Strukturen beispielweise eines 
geschlossenen Lagers oder eines großen Gefängnisses (oder auch 
von reinen Wohngebieten mit Einfamilienhäusern) gehören auf-
grund ihrer Homogenität höchstens zu den Randbereichen des 
Städtischen. Die immer vorhandene Mischung der Stadt ist, wie 
wir gesehen haben, regelmäßig der Bezugspunkt für städtebau-
liches Planen und Handeln. Von seinen Anfängen Mitte des 19. 
Jahrhunderts bis in die 1980er Jahre hat der städtebauliche Diskurs 
die Mischung der Stadt kritisiert, oftmals in schrillen Tönen (sie-
he Roskamm 2013). Das Gegenteil der Mischung – die Trennung 
– ist im Städtebau der Moderne lange Zeit das vorherrschende 
Element gewesen. Aber auch dem städtebaulichen Mischungsziel 
selbst ist eine Kritik der Mischung der Stadt implizit. Diese Vorbe-
dingung ändert sich nicht dadurch, dass Mischung im zeitgenössi-
schen Städtebau zu etwas Positivem geworden ist beziehungsweise 
zum übergreifenden Ziel des aktuellen Städtebaus, zum Kanon in 
den städtebaulichen Debatten – in der städtebaulichen Planung 
ist die einzig richtige Mischung immer die geplante Mischung. 
Aus einer kulturwissenschaftlichen oder sozialtheoretischen Sicht 
auf Stadt ist es aber möglicherweise genau umgekehrt: Die richtige 
Mischung ist immer die vorhandene Mischung, weil sie das ist, 
was Stadt ausmacht. Wenn das so ist, dann scheitert städtebauliche 
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Planung konstitutiv: Sie versucht etwas (die gemischte Stadt) her-
zustellen, indem sie das, was sie eigentlich herstellen möchte (die 
gemischte Stadt), ändert und damit beseitigt. Was wir hier haben, 
ist so etwas wie ein konstitutives Paradox des Städtebaus22.

Im Mischungsziel des Städtebaus, das ist mein zweiter Punkt, 
hausen weiterhin die alten Mischungsgeister. Das zeigt sich etwa 
darin, dass das Planungsziel der Mischung einer vorgeschalteten 
gedanklichen Trennung der zu mischenden Elemente bedarf. 
Planung von Mischung kommt nicht ohne eine Aufteilung aus. 
Auch in der umgekehrten Moralisierung als etwas Gutes bedarf 
die geplante Mischung einer gedanklichen Trennung. Mischung 
planen und herstellen lässt sich nur mit definierten, aus dem 
städtischen Kontext herausgestellten und somit selbst getrennten 
Dinge. Das stadtplanerische Ziel der gemischten Stadt ist genau 
genommen selbst ein Begriff und ein Instrument, das ohne die 
gedankliche Funktionstrennung gar nicht auskommt. Trennung 
muss gedanklich erst hergestellt werden, um Mischung und 
Mischungsverhältnisse planen zu können. Für das Vorhaben, 
verschiedene Funktionen, Nutzungen oder Gruppen zu mischen, 
müssen diese Einheiten als eigenständige Elemente konzipiert 
sein. Das Mischen-Wollen impliziert eine vorher gedanklich 
durchgeführte Operation der Trennung.

Mischung und Trennung verbindet als Planungsziel also mehr, als 
es auf den ersten Blick scheinen mag. Im Ziel der Mischung ver-
sammelt sich die historische Trennungsidee der klassischen Stadt-
planung der Moderne. Das mag vielleicht auch erklären, weshalb 
die Diskrepanz zwischen Anspruch und Wirklichkeit hinsichtlich 
des Ziels der Nutzungsmischung im Städtebau so gleichmäßig groß 
zu bleiben scheint. Die Rede von der „funktionalen Mischung“ 
transportiert und reproduziert immer ein Stück Funktionalismus. 
Wenn Stadt immer schon irgendwie gemischt ist, dann richtet sich 
das Ziel der funktional und sozial gemischten Stadt immer gegen 
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22 Zum Begriff des Paradoxes 
siehe Roskamm 2021.
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die bestehende Mischung. Leitbilder der Stadtplanung, die städti-
sche Strukturen verändern möchten, arbeiten stets gegen die gege-
bene Mischung der Stadt. Beim Leitbild der gegliederten und auf-
gelockerten Stadt (Göderitz et al. 1957) ist das offensichtlich. Beim 
Leitbild der kompakten und gemischten Stadt trifft die Diagnose 
aber ebenfalls zu, da auch dort eine bestehende Mischung kritisiert 
und durch Planung neu gemischt werden soll.

Deutlich sichtbar wird das Erbe der Mischung schließlich in den 
Versuchen, soziale und ethnische Mischung zu arrangieren. In sol-
chen Stadtplanungsfantasien, etwa wenn in einem sogenannten 
benachteiligten Stadtquartier teure Eigentumswohnungen geplant 
und damit die „soziale Mischung“ verbessert werden soll, zeigt sich 
kaum verschleiert ein dem Mischungsziel schon immer innewoh-
nender Paternalismus (Harlander 2000), der vom positiven Ein-
fluss der Wohlhabenden auf den „Pöbel“ überzeugt gewesen ist. In 
den Steuerungsversuchen von großen Wohnbaugesellschaften, die 
eine ethnisch gewollte Zusammensetzung durch Wohnbelegungen 
herstellen möchten, aber auch in Gesetzen, die geflüchteten Men-
schen ihr Grundrecht auf freie Wohnortwahl entziehen, manifes-
tieren sich im Mischungsziel wiederum ethnischen Kategorien und 
deren Rassismen.

Das alles zusammen mischt sich am Ende vielleicht tatsächlich zu 
einem Amalgam der europäischen Stadt. Wobei eine solche Mi-
schung keine ästhetischen oder nicht-ästhetischen positiven Er-
rungenschaften (Dichte, Kompaktheit, Mischung, Vielfalt) ver-
sammelt, sondern die gründenden Substanzen der europäischen 
Mischung in weniger vorzeigbaren diskursiven Ruinen vermutet:  
in den Trennungen und Exklusionen, in den Paternalisierungen 
und Rassismen, in den übergriffigen Vorstellungen des allwissen-
den Städtebauers / der allwissenden Städtebauerin und in dem 
Glauben, durch städtebauliche Trennungen und Mischungen die 
Problematiken des Urbanen einfangen und auflösen zu können.

Nikolai Roskamm
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Jan Ackenhausen  (Dipl.-Ing.) ist Urbanist und Raumplaner, ins-
besondere dort, wo sich Stadt und Industrie treffen. Nach einem 
Abschluss in Soziologie und Stadtkulturen an der Goldsmith’s 
University in London studierte Jan Ackenhausen Städtebau und 
Raumplanung am ISURU in Brüssel. Seine mehrjährige Berufs-
erfahrung hat ihn durch eine Vielzahl von öffentlichen Planungs-
agenturen in Brüssel und London geführt, mit Schwerpunkt auf 
der Planung und Gestaltung von Raum für städtische Industrie 
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vielfach zu Urban Design Studios und Vorlesungen eingeladen, zu-
letzt an der TU Wien und der University of Cardiff. Jan ist ein Pu-
blic Practice Alumnus und setzt sich dafür ein, mit gutem Design 
eine gerechte Stadt zu schaffen.

Beate Apfelbeck  (Dr.in) ist seit 2019 Senior Scientist am Fachbe-
reich Umwelt und Biodiversität der Universität Salzburg. Ihre ak-
tuellen Arbeitsschwerpunkte sind Verhaltensbiologie, Ökophysio-
logie und Stadtökologie. Von 2016 bis 2019 war sie Postdoctoral 
Associate am Lehrstuhl für Terrestrische Ökologie an der TU Mün-
chen, davor seit 2013 Feodor Lynen Research Fellow am Institute 
of Biodiversity, Animal Health and Comparative Medicine an der 
University of Glasgow. Sie promovierte am Max-Planck-Institut 
für Ornithologie der Ludwig-Maximilians-Universität München.

Felix Bentlin  (Dr.-Ing.) ist Senior Researcher und Lecturer am 
Fachgebiet Städtebau und Siedlungswesen der TU Berlin. Als wis-
senschaftlicher Projektleiter von diversen Lehr-, Forschungs- und 
Wettbewerbsarbeiten vertiefte er baukulturelle und städtebauli-
che Fragestellungen im Kontext von Bildungsprozessen und der 
partizipativen Gestaltung des urbanen Raums. Er arbeitet im Be-
reich des konzeptionellen Städtebaus und promovierte zur Berliner 
Stadterweiterung von 1862. In Kooperation mit Praxispartnern 
forscht er zur nachhaltigen Quartiersentwicklung, insbesondere 
zu den Themenfeldern „Urban Health“ und „Hybrid Spaces“. Als 
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Programmkoordinator „Fachlicher Nachwuchs entwirft Zukunft“ 
im Rahmen der Nationalen Stadtentwicklungspolitik in Deutsch-
land widmet er sich Planungs- und Gestaltungsfragen der Zukunft 
von Stadt und Land.

Maren Harnack  (Prof.in Dr.in) studierte Architektur, Stadtpla-
nung und Sozialwissenschaften in Stuttgart, Delft und London. Sie 
war wissenschaftliche Mitarbeiterin an der TU Darmstadt und der 
HafenCity Universität in Hamburg, ehe sie 2011 Professorin für 
Städtebau an der Frankfurt University of Applied Sciences wurde. 
Hier initiierte sie gemeinsam mit Kolleg*innen das Forschungs-
labor Nachkriegsmoderne, dessen Sprecherin sie bis heute ist. In 
diesem Rahmen entstanden zahlreiche Publikationen und For-
schungsprojekte. 2020 war sie zudem Gastprofessorin am future.
lab der TU Wien.

Thomas E. Hauck  (Prof. Dr.) ist Landschaftsarchitekt. Er stu-
dierte Landschafts- und Freiraumplanung an der Universität 
Hannover und promovierte an der TU München. Bis 2021 
arbeitete als wissenschaftlicher Mitarbeiter an der TU München 
und an der Universität Kassel. Er gründete das Planungsbüro 
Polinna Hauck und mit Wolfgang Weisser das Studio Animal- 
Aided Design. Er hat zusammen mit Susann Ahn die Professur 
für Landschaftsarchitektur und Landschaftsplanung am Insti-
tut für Städtebau, Landschaftsarchitektur und Entwerfen an der 
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Stefanie Hennecke  (Prof.in Dr.in) leitet das Referat für Natur-
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der Landschaftsarchitektur. In Forschungsprojekten und Publika-
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tionen beschäftigt sie sich mit der internationalen Professionsge-
schichte, mit suburbanen Wohnfreiräumen und Wildtiervorkom-
men im städtischen Freiraum.

Sabine Hofmeister  (Prof.in Dr.in) ist seit 1999 Professorin für 
Umweltplanung in der Leuphana Universität Lüneburg, Fakul-
tät Nachhaltigkeit (seit 2020 dienstrechtlich im Ruhestand). Von 
1978 bis 1984 hat sie an der TU Berlin Landschaftsplanung stu-
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sowie (nach einer Tätigkeit in der Berliner Verwaltung) 1997 die 
Habilitation für das Lehrgebiet Umweltmanagement und Ressour-
cenplanung. Sie ist Mitglied verschiedener Netzwerke, u. a. der 
ARL – Akademie für Raumentwicklung in der Leibniz-Gemein-
schaft und des Netzwerks Vorsorgendes Wirtschaften. Ihre Arbeits-
schwerpunkte sind soziale Ökologie, nachhaltige Raumentwick-
lung, Geschlechterverhältnisse und Nachhaltigkeit.

Dorothee Huber  (Dipl.-Ing.) studierte Architektur an der TU 
Wien und an der ETSAM Madrid. Sie hat mehrjährige praktische 
Erfahrung in Architekturbüros in Wien sowie internationalen Or-
ganisationen wie der Inter-American Developmentbank und der 
Wettbewerbsplattform EUROPAN. Der Fokus ihrer Arbeit ist 
stark im städtebaulichen Kontext verankert und bewegt sich im 
Spannungsfeld Architektur, Stadtforschung, partizipative Prozes-
se und künstlerische Interventionen im öffentlichen Raum. For-
schungs- und Projektarbeiten thematisieren urbane Phänomene 
zu Nutzungsmischung, sozialer Inklusion und Produktionswelten. 
Dorothee Huber ist Universitätsassistentin an der TU Wien am 
Forschungsbereich Städtebau, sie forscht und lehrt zu Themen der 
„Produktiven Stadt“ und realisiert eigene Projekte im Bereich Gra-
fik, Kunst und Architektur.
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Christine Jakoby  (Dipl.-Ing.in) schloss ihr Studium der Land-
schaftsarchitektur an der TU München ab. Von 2010 bis 2016 
arbeitete und lebte sie in London, wo sie 2015 den Status „Char-
tered Landscape Architect“ des britischen Landscape Institutes 
erhielt. Seit 2017 arbeitet sie im Büro Polinna Hauck in Berlin. 
Von 2017 bis 2019 nahm sie außerdem am BfN-geförderten For-
schungsprojekt „Animal-Aided Design im Wohnumfeld“ als wis-
senschaftliche Mitarbeiterin an der Universität Kassel teil. Aktuell 
erarbeitet sie u. a. ein Animal-Aided Design für das EU-Projekt 
„Creating NEBourhoods Together“ im Rahmen des New Euro-
pean Bauhaus in München-Neuperlach.

Tanja Mölders  (Prof.in Dr.in) ist seit 2023 Professorin für Umwelt-
planung und Transformation an der Albert-Ludwigs-Universität 
Freiburg. Zuvor war sie u. a. Leiterin einer Forschungsnachwuchs-
gruppe an der Leuphana Universität Lüneburg und Juniorprofes-
sorin für Raum und Gender an Leibniz Universität Hannover. Sie 
ist u.a. Mitglied der ARL – Akademie für Raumentwicklung in 
der Leibniz-Gemeinschaft und der Fachgesellschaft Geschlechter-
studien. Ihre aktuellen Arbeitsschwerpunkte sind raumbezogene 
Transformation und Planung, gesellschaftliche Natur- und Ge-
schlechterverhältnisse sowie Geschlechterverhältnisse und Nach-
haltigkeit.

Christian Peer  (Dr. Dipl-Ing.) forscht und lehrt als Senior Scien-
tist am future.lab Research Center der TU Wien. Als Kulturanth-
ropologe, Bauingenieur, Umwelt- und Raumplaner befasst er sich 
mit inter- und transdisziplinärer Stadt- und Regionalentwicklung 
und damit verknüpften Perspektiven der Urban Studies und Sci-
ence and Technology Studies. Aktuelle Tätigkeiten umfassen neben 
Forschen, Lehren und Publizieren unter anderem die Koordina-
tion der Innovationswerkstatt und der Lectures for Future sowie 
die Mitarbeit bei AESOP (Core Curriculum working group), Citi-
zen Science Network Austria (working group Quality criteria) und 
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Scientists for Future Austria (science communication), vormals 
Arbeitskreis Mind the Gap der ARL – Akademie für Raument-
wicklung in der Leibniz-Gemeinschaft.

Angelika Psenner  (Prof.in Dipl.-Ing.in Dr.in habil.) ist Professorin 
für Stadtstrukturforschung an der TU Wien. Studierte Architektur 
in Wien, Paris und NYC; Postgraduate in Soziologie am Institut für 
Höhere Studien, Wien; Dissertation in Städtebau und Soziologie 
an der TU Wien; mehrjährige Auslandsaufenthalte in London, Pa-
ris und New York; habilitierte 2019 (venia docendi für  Städtebau). 
Ihre wissenschaftliche Arbeit in den Fachbereichen Architektur, 
Städtebau, Soziologie und Kulturwissenschaft wurde mehrfach 
ausgezeichnet. Ihre Forschung und Lehre umfassen: Städtebau, 
Stadtplanung und -entwicklung; Stadtstrukturen des 19.–21. 
Jh.; Stadtparterre; Resilienz nutzungsoffener Gebäudestrukturen; 
Wahrnehmung von öffentlichem Raum; Aushandlungen von Mo-
bilität und Ortsloyalität im urbanen Diskurs; UPM Urban Parterre 
Modelling; Autorin der Monographie „Stadtparterre. Erdgeschoss, 
Strasse, Hof und deren Übergänge“ (2023).

Wiebke Reinert  (Dr.in) arbeitet am Institut für urbane Entwick-
lungen des Fachbereichs Architektur-Stadtplanung-Landschafts-
planung der Universität Kassel. Sie promovierte dort im Rahmen 
des Landesprogrammes LOEWE (Schwerpunkt „Tier-Mensch-
Gesellschaft“) und erhielt 2019 den Promotionspreis des Fachbe-
reichs Gesellschaftswissenschaften. Ihre Forschungsschwerpunkte 
liegen in der Stadt- und Planungsgeschichte, den Historical Ani-
mal Studies und der Geschichte populärer Kulturen.

Nikolai Roskamm  (Prof. Dr.) Professor für Stadtbaugeschich-
te, Planungstheorie und Städtebau an der FH Erfurt; Autor von  
„Dichte. Eine transdisziplinäre Dekonstruktion“ (transcript 2011) 
und „Die unbesetzte Stadt. Postfundamentalistisches Denken und 
das urbanistische Feld“ (deGruyter 2017); Mitherausgeber von 
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„[Un]Grounding. Post-Foundational Geographies“ (transcript 
2021) und „Unsettled Urban Space Routines, Temporalities and 
Contestations“ (Routledge 2022); Gründungsmitglied des Re-
daktionskollektivs von „sub\urban. zeitschrift für kritische stadt-
forschung“ und „Forschungskollektiv für Peripherie und Zentrum 
FPZ“. Schwerpunkte: Verbindungslinien von Urbanismus, Raum-
theorie und politischer Theorie; Identitäts- und Erbekonstruktio-
nen im europäischen Städtebau.

Ute Schneider  (Prof.in Dipl.-Ing.in) Nach einer Ausbildung als 
Schreinerin und mehrjähriger Erfahrung im Bereich Interior stu-
dierte Ute Schneider Architektur und Stadtplanung in Konstanz,  
Stuttgart, Karlsruhe und Delft. Während ihres Studiums und da-
nach sammelte sie Erfahrungen in verschiedenen Planungsbüros. 
Sie mitbegründete 1998 zipherspaceworks in Stuttgart, ein Büro 
für Stadtplanung, Architektur, Ausstellungsdesign, Produktdesign 
bis hin zu Grafik- und Webdesign. 2003 begann ihre Zusammen-
arbeit mit KCAP. Sie baute ab 2006 den Bürostandort in Zürich 
auf. 2008 wurde sie Mitglied des Management Teams, seit 2016 
ist sie Partnerin. 2021 erfolgte ihre Berufung als ordentliche Pro-
fessorin an den Lehrstuhl des Forschungsbereichs Städtebau an der 
TU Wien.

Annette Voigt  (Dr.in) hat an der TU Berlin Landschaftsplanung 
studiert, am Lehrstuhl für Landschaftsökologie an der TU Mün-
chen im Bereich Ökologie promoviert und an den Universitäten 
Salzburg und Klagenfurt im Bereich Stadtökologie gearbeitet. Seit 
2017 forscht und lehrt sie an der Universität Kassel. Seit 2020 lei-
tet sie mit Jasmin Jossin das Forschungsprojekt „Urbane Xtopien 
– Freiräume der Zukunft“. Zudem untersucht sie im DFG-Projekt 
„Planung von Tier-Mensch-Relationen im „Habitat Großstadt“ 
den Umgang mit freilebenden Tieren in Hamburg, Berlin und 
München seit 1949.
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Wolfgang W. Weisser  (Prof. Dr.) ist Biologe und leitet den Lehr-
stuhl für Terrestrische Ökologie an der TU München. Er schloss 
seinen Dr. phil. in Zoologie an der Universität Oxford ab und 
arbeitete als Postdoc am Imperial College London und an der Uni-
versität Basel, Schweiz. Von 1999 bis 2011 war er Professor für Ter-
restrische Ökologie an der Universität Jena. Er hat sich intensiv mit 
den Auswirkungen der Landnutzung auf die Biodiversität und mit 
der Ökologie von Insekten beschäftigt. Zusammen mit Thomas E. 
Hauck entwickelte er die Methode Animal-Aided Design, um die 
Kluft zwischen Natur- und Artenschutz sowie Landschaftsarchi-
tektur zu überbrücken.

Daniela Zupan  (Jun.-Prof.in Dr.-Ing.in) ist Juniorprofessorin für 
European Cities and Urban Heritage sowie Direktorin des Insti-
tuts für Europäische Urbanistik an der Bauhaus-Universität Wei-
mar. Als Stadtforscherin beschäftigt sie sich mit den gesellschafts-
politischen und sozio-ökonomischen Bedingungen von Städtebau 
und  Stadtentwicklung mit Schwerpunkt auf Entwicklungen in 
europäischen Städten im 20. und 21. Jahrhundert. Ihre aktuelle 
Arbeit widmet sich zeitgenössischen Formen und Ausprägungen 
von autoritärem Urbanismus im postsozialistischen Raum.
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